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Grund ſätze des Arbeitsgerichtsverfahrens. 
Von Rechtsanwalt Dr. W. Oppermenn, Bautzen. 


In den Betrachtungen zum fünfzigjährigen Beſtehen der noch der Satz des Art. 1: „Die Staatsgewalt geht vom Polke 
deutſchen ZPO., die Jonas in der JW. 1927, 345 ver⸗ aus,“ den Rich. Schmidt mit Recht, ſchon bevor er Geſetz 
öffentlicht hat, wird mit Recht die Geſchichte der Prozeßreform wurde, als eine Formel ohne jeden wirklichen Gehalt be⸗ 

ezeichnet als „die Geſchichte eines ſtändigen Kampfes, eines zeichnet, hats). Die Zuſammenhänge, auf die es hier ankommt, 
ingens von Gedankengängen neuer und alter Staats⸗ liegen tiefer. 
auffaſſung“. Es ſpricht ſich hierin die Erkenntnis aus, das Wie das Denken vom Staate überhaupt, ſo geht auch 
er Prozeß es nicht nur mit Beziehungen zwiſchen einzelnen die Auffaſſung vom Verhältnis des Bürgers zum Staate in 
zu tun hat, ſondern auch eine Rechtsbeziehung zwiſchen Staat der neueren Zeit weſentlich auf zwei verſchiedene Grund⸗ 
und einzelnen darſtellt, daß ein Zuſammenhang beiteht zwi- anſchauungen zurück: Konſtitutionalismus, Individualismus, 
chen Prozeßrecht und Staatsrecht, für den Wachs Rechts- Freiheit auf der einen — Abſolutismus, Sozialismus, Zwang 
ſchutzanſpruch die glücklichſte Formel gebracht hat; eine Er- auf der anderen Seite. Im Zuge der liber alen Idee lag 
enntnis, die viel älter iſt, als man gemeinhin annimmt. als Hauptgrundſatz des Prozeſſes die Gewährleiſtung der 
Nicht erſt Böcking hat auf die Doppelſeitigkeit der Parteirechte gegenüber dem Gericht. Dieſe Gewähr iſt nament⸗ 
Prozeßwiſſenſchaft hingewieſen ), ſondern ſchon Feuerbach) lich gegeben in der Herrſchaft der Parteien über Beginn und 
erkennt die beſonderen Zuſammenhänge zwiſchen Staats⸗ Fortführung des Prozeſſes und über den Prozeßſtoff, womit 


verfaſſung und gerichtlichem Verfahren, wenn er ſagt: ihre alleinige Verantwortung für das Ergebnis der Stoff⸗ 
„Jede Art von Staatsverfaſſung äußert notwendig auf ſammlung verbunden iſt (ſog. Verhandlungsmaxime ). Das 
alle übrigen Einrichtungen im Staat ihren Einfluß — — — bedeutet zwar nicht „eine Unterordnung des Gerichts und der 


Unter einer Staatsverfaſſung, welche aus dem Geiſt der Prozeßordnung unter Parteiwillkür“, aber der Staat iſt an 
Gerechtigkeit und geſetzmäßigen Freiheit hervorgegangen iſt, der Streitſache nicht intereſſiert, und es beſteht ein Gemein⸗ 
erden daher vor allem auch die Formen der Rechtspflege, intereſſe lediglich „an der geordneten Rechtspflege, am Aus⸗ 
ſoweit dieſe mit den entgegengefegten Verhältniſſen einer ſchluß des Mißbrauchs, an der verſtändnisvollen, einbring“ 
untergegangenen Zeit zuſammenhängen, ſich im vorigen Sein lichen, gerechten Würdigung des Streitwillens und Streit- 
und Werden nicht unverändert forterhalten können, wenn materials“ ). Dies war der Standpunkt der Hannoverſchen 
nicht die Staatsverfaſſung mit der Gerichtsverfaſſung und Prozeßordnung von 1850 und der Deutſchen 35. in ihrer 
ieſe mit jener in Widerſtreit geraten ſoll.“ urſprünglichen Geſtalt. Es iſt der aus der mittelalterlichen 
1 Verfehlt wäre es freilich zu glauben, daß eine grund⸗ Gemeinſchaft enthundene, „nicht mehr von der Pflicht, fondern 
egende Anderung der Staatsverfaſſung neue Rechtsgedanken von Intereſſe geleitete” Einzelmenſch, der von dee bruch 
ervorbringe; vielmehr läßt ſie Rechtsgedanken, die bisher im deſſen Heidelberger Antrittsrede?) meisterhaft geſchilderte 
Grückgedrängt waren, oder die ſich noch im Fluſſe der Typus des liberalen, individualiſtiſchen Rechtszeitalters, auf 
entwicklung befanden, zur Geltung kommen, ohne daß es den dieſe Geſetzgebung zugeſchnitten if. 0 
hierbei immer um Gedanken von geſtern und heute Von der entgegengeſetzten Auffaſſung wor die Preußiſche 
handeln müßte. Auch ſind es keineswegs immer die in die Allgemeine Gerichtsordnung Friedrichs des Großen von 1793 
ugen ſpringenden und am lauteſten als Errungenſchaſt ge- ausgegangen — ihre Einleitung beſagte in 8 6: „Der vom 
Nicſenen Sähe einer neuen Verfaſſung, die wirklich etwas Staat geordnete Richter hat bie nächte Pflicht, folglich 
eues bedeuten. Weder die Beſtimmung des Art. 119 der auch das nächſte Recht, ſich von der wahren und eigentlichen 
eimarer RVerf., daß die Ehe unter dem beſonderen Schutz Bewandtnis der... Tatſachen zu verſichern.! Dieſem Pro- 
er Verfaſſung ſteht, kommt hier in Betracht, noch Art. 163, gramm entſpricht der Grundzug des Verfahrens: alleinige 
onach jeder Deutſche die ſittliche Pflicht hat, feine, Kräfte richterliche Prozeßleitung, richterliche Prozeßſtoffſammlung. 
ſo zu betätigen, wie es das Wohl der Geſamtheit erfordert, Hier kommt der Standpunkt des aufgeklärten Abſolutis⸗ 
er mus zur Geltung: ſtaatliche Bevormundung des Bürgers, 


1) Vgl. Rich. Schmidt, Prozeßrecht und Staatsrecht 1904, 
= * ne N. 5 a 3) Die Grundlinien des deutſchen Staatsweſens 1919, S. 179. 
rechti 9 Feuerbach, Offentlichkeit und Mündlichkeit der Ge⸗ ) Wach, Vorträge 2. Aufl. S. 52f.; vgl. auch Stein; 
An und (1821) 1, Sh 1 55 Tun Einzelrichter⸗ 10 heinate zillen 2 en 2 S. 87f. und Reform des 
'ollegialprinzip, Feſtſchr. f. d. 29. in Karlsruhe, ivilprozeſſes, 1922, G. ſowie Ko v 1281. 
S. 68. prinzip, Feſtſch in Karlsruh ae Menſch im Recht, 1927, BEN, or 8 
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namentlich Fürſorge für die Rechte des Armen gegen den 
Reichen; demzufolge Zurückweiſung der Advokaten, von denen 
angenommen wird, daß fie nur dem Bedrücker dienen e). 

Als die Reaktion hiergegen in dem großen Geſetzgebungs⸗ 
werke Leonhardts ihren Niederſchlag fand, und hiermit 
die konſtitutionellen Grundſätze auch im Zivilprozeß verwirk⸗ 
licht werden ſollten, da war freilich die Auffaſſung vom 
Verhältnis des Menſchen zum Recht bereits wieder in der 
Umwandlung begriffen. Die Zeit des Individualismus neigte 
ſich ihrem Ende zu; jener „Typus des liberalen Rechts⸗ 
zeitalters“ begann verdrängt zu werden durch den Kollektiv⸗ 
menſchen, den Menſchen, der nicht nur Einzelperſönlichkeit 
iſt, ſondern zugleich Glied ſeines Betriebes, ſeines Verbandes, 
ſchließlich der ganzen Geſellſchaft?). Der Staat nimmt in 
wachſendem Maße an der Geſtaltung und Bewährung der 
Privatrechte ein Intereſſe, das über die bloße Gewährleiſtung 
des Rechtsſchutzes weit hinausgeht. Der ſoziale Gedanke 
beginnt im Rechtsleben Geltung zu gewinnen, aber nicht mehr 
i. S. der polizeiſtaatlichen Fürſorge für den Armen und 
Schwachen, ſondern i. S. der Erhaltung der Menſchenkraft, 
des „Vorrechts des lebendigen Menſchen vor allen Gütern 
und Einrichtungen dieſer Erde“ (Potthoff). Jetzt begreift 
man auch den Prozeß unbeſchadet ſeines Rechtsfeſtſtellungs⸗ 
charakters als „Wohlfahrtseinrichtung“s), als „Maſſen⸗ 
erſcheinung“, die als ein „ſozial und wirtſchaftlich, vielleicht 
auch ethiſch zu wertender Vorgang im Geſamtleben unſeres 
Volkskörpers geregelt werden muß); man ſpricht von der 
„Sozialen Funktion des Prozeſſes“ 10). Die öſterreichiſche 
3PO. (1895) ſucht Gedanken ſolcher Art in die Tat um⸗ 
zuſetzen, während führende reichsdeutſche Prozeſſualiſten noch 
warnen zu müſſen glauben vor einer „Politik der Bevor⸗ 
mundung“, die den Richter zur Vorſehung und zum Patron 
der Parteien machen wolle 1). Gleichwohl ſind auch im 
Reiche ſeit dem Ende des 19. Jahrhunderts Beſtrebungen zur 
Reform des Zivilprozeſſes in Gang gekommen, deren Verlauf, 
Ergebniſſe und grundſätzliche Ausgangspunkte Jonas a. a. O. 
S. 346 ff. überſichtlich dargeſtellt hat; damit iſt eine ſtarke 
Strömung zugunſten der Errichtung von Sondergerichten 
einhergegangen, die in den Klagen über die Mängel des 
ordentlichen Verfahrens immer neue Nahrung fanden und die 
ihren letzten großen Erfolg im Arbeitsgerichtsgeſetz 
errungen haben. 

Jene Mängel ſind von jeher vorwiegend darin gefunden 
worden, daß das ordentliche Verfahren zu teuer, zu langſam 
und nicht volkstümlich ſei. Schon die Verhandlungen des 
26. und des 29. Juriſtentages (1902 und 1908) über die 
Abgrenzung von Richtermacht und Parteibetrieb und über die 
Reform des amtsgerichtlichen Verfahrens waren auf dieſen 
Ton geſtimmt, und in Bamberg 1921 auf dem 32. Juriſten⸗ 
tage klang er wieder an, als die künftigen Arbeitsgerichte zur 
Diskuſſion ſtanden. Billigkeit, Beſchleunigung und 
Volkstümlichkeit ſind demnach auch die Ideale, die das 
ArbGG. zu verwirklichen ſtrebt. 

Unter den Vorſchriften, die eine größtmögliche Billigkeit 
des Verfahrens gewährleiſten ſollen, ſteht 8 12 an der Spitze. 
Hier wird zwar ein Gebührentarif aufgeſtellt, der über die 
Sätze des GRG. durchſchnittlich um etwa 40—50% hinaus⸗ 
geht; da aber nur immer eine Gebühr erhoben wird, während 
im ordentlichen Prozeß deren drei erwachſen können, da 
weiter bei Beendigung des Rechtsſtreits durch Vergleich keine 
Gebühr in der Inſtanz, bei Anerkenntnis oder Klagrücknahme 
in erſter Inſtanz keine Gebühr und in zweiter Inſtanz nur 
die halbe Gebühr erhoben wird, da ferner auch bei Ver⸗ 


ſäumnisurteil die Gebühr der Inſtanz fi auf die Hälfte er⸗ 


mäßigt, fo können die im Verhältnis zum GRG. erhöhten 
Grundgebühren doch nie zu einem höheren Gebührenſatze 
führen, als im ordentlichen Prozeß und in den meiſten Fällen, 
namentlich bei ſtreitiger Verhandlung und Beweisaufnahme, 


90 Vgl. Stein, Reform S. 48. 

3 Fran a. a. O. S. 12 f. 0 

8 ein, Zeit⸗ u. Geiſtesſtrömungen im Prozeſſe, 
n gegen ihn Rich. Schmidt, Prozeßrecht u. Staats⸗ 
re 25. 

50 S tein, Reform S. 52. 

1) Vierhaus, über die ſozialen und wirtſchaftlichen Auf⸗ 
gaben ber Zivilprozehordnung 1903, S. 47. 

11) Wach, Vorträge, 2. Aufl. (1896) S. 54. 


Größere Aufſätze 
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ſind die erwachſenden Gerichtskoſten erheblich niedriger als 
dort. Weiter beſtimmt 8 12, daß Gerichtskoſtenvorſchüſſe nicht 
erhoben werden, auch nicht in der Zwangsvollſtreckung. Die 
häßliche Neuerung des GKG. von 1924, die den ſtattlichen 
Rechtsſchutz von der Vorauszahlung einer Gebühr abhängig 
gemacht hat, iſt demnach für das arbeitsgerichtliche Verfahren 
wieder aufgehoben worden. Die Begründung des Entwur 
hebt weiter hervor (RT. Druckſ. Nr. 2065, S. 36), daß, 
um die Verfolgung arbeitsrechtlicher Anſprüche möglichſt billig 
zu geſtalten, den Prozeßbeteiligten Koſten für ihre Ver⸗ 
tretung vor Gericht nach Möglichkeit erſpart werden müſſen, 
„ohne daß ihnen hierdurch Nachteile im Verfahren entſtehen“. 
Mit unter dieſem Geſichtspunkte ſeien die Vorſchriften über 
den Ausſchluß der Rechtsanwälte in erſter Inſtanz zu ver⸗ 
ſtehen. Man hat alſo, anſtatt in weitem Umfang die un⸗ 
entgeltliche Beiordnung eines Anwalts zu gewährleiſten, zu 
der unſozialen Maßregel gegriffen, die Anwälte auszuſchließen 
und damit die große Maſſe der nichtorganiſierten Arbeit⸗ 
nehmer (die Gewerkſchafter ſchätzen deren Zahl auf 14 bis 
15 Millionen von insgeſamt etwa 22 Millionen Arbeitnehmer ) 
des gerichtlichen Beiſtands zu berauben und ſie auf dieſe 
Weiſe von vornherein gegen die Arbeitgeber in Nachteil zu 
ſetzen; bei der beſchränkten Zahl der Arbeitsgerichte (in 
Sachſen z. B. 20 gegen mehr als 100 Amtsgerichte) bedeutet 
dies für die Unorganiſierten, die vom Sitze des Gerichts weit 
entfernt wohnen, nahezu die Unmöglichkeit, einen Prozeß vor 
dem Arbeitsgericht zu führen. — Daß die Vorſchrift des 
8.61 Abſ. 1, wonach eine Koſtenerſtattung ausgeſchloſſen iſt, 
nicht der Verbilligung dient, braucht nicht hervorgehoben 
zu werden; denn der Ausſchluß der Erſtattung hebt ja die 
fia dur nicht auf und mindert ſie nicht, ſondern verſchiebt 
ie nur. 

Die Beſchleunigung ift als allgemeiner Grundſatz 
ausgeſprochen in 89 Abſ. 3: „Das Verfahren iſt in allen 
Rechtszügen zu beſchleunigen.“ Ein Satz von vollkommener 
Selbſtverſtändlichkeit und deshalb überflüſſig. Man hätte 
ebenſogut die Vorſchrift in das Geſetz aufnehmen können, 
daß möglichſt richtig und geſetzmäßig zu entſcheiden ſei. Was 
mit jener allgemeinen Redensart gemeint iſt, ergibt ſich aus 
Einzelvorſchriften: die Einlaſſungsfriſt und die Ladungsfriſt 
beträgt am Sitze des Prozeßgerichts zwei Tage (8 47 Abſ. 3 
ACG.); die weitere Verhandlung nach erfolgloſer Güte⸗ 
verhandlung ſoll ſich an den Vortermin unmittelbar an⸗ 
ſchließen oder, wenn dem Hinderungsgründe entgegenſtehen, 
binnen drei Tagen ſtattfinden ($ 55); die ſtreitige NR 
lung iſt vom Vorſitzenden jo vorzubereiten, daß ſie möglichſt 
in einem Termin zu Ende geführt werden kann (8 56); die 
Verhandlung iſt möglichſt in einem Termin zu Ende zu führen 
(857); der Termin zur Urteilsverkündung, falls dieſe nicht 
in unmittelbarem Anſchluß an die Verhandlung erfolgen 
kann, darf nicht über drei Tage hinaus angeſetzt werden 
(8 60 Abſ. 1). Die Vorſchrift des § 56 iſt dem § 501 3 PO. 
(aus der Novelle v. 1. Juni 1909) nachgebildet; ſie geht 
hierüber in einem weſentlichen Punkt hinaus, indem ſie dem 
Vorſttzenden geftattet, auch ſolche Zeugen und Sachverſtändige 
zu laden, auf die ſich die Parteien gar nicht bezogen haben, 
geht alſo einen Schritt vorwärts auf dem Wege zum Offiziell 
prinzip, bleibt aber wieder auf halbem Wege ſtehen, indem die 
Vernehmung des Zeugen und Sachverſtändigen doch wieder 
von einem Antrag der Parteien abhängig iſt. Denn der 
allgemeine Grundſatz der ZPO., wonach das Gericht nur die 
Beweiſe erheben darf, die von den Parteien angetreten werden 
(vgl. Stein, vor 8 128 III 2), gilt auch im Arbeitsgerichts⸗ 
verfahren. Im übrigen iſt ſchwer verſtändlich, weshalb man 
eine Beſtimmung der ZPO., deren völliges Verſagen in der 
Praxis offenkundig und zu allem Überfluß noch von Stein?) 
bezeugt worden iſt, mit einer zweckloſen Modifikation im 
ArbG dh. wiederholt hat. Völlig ſinnlos aber iſt die Vorſchrift 
des 8 57. In jedem Zivilprozeßtermin wird, wenn nicht 
von vornherein triftige Gründe zur Vertagung führen, ſo 
lange verhandelt, bis entweder der Rechtsſtreit zur Entſch⸗ 
reif iſt, oder bis man auf Hinderniſſe ſtößt, wie die Not⸗ 


) Reform S. 59: „Von der Befugnis, die mündliche Ver⸗ 
handlung energiſch vorzubereiten, die 8 501 gibt, haben vielleicht 
im Anfang einzelne Richter Gebrauch gemacht; jetzt wiſſen viele 
von ihnen kaum noch, daß ſie dieſe Befugnis haben.“ 
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wendigkeit der Einholung weiterer Information oder der 
wirbeiſchaffung von Beweismitteln. Das war nie anders und 
ird nie anders ſein. Es iſt alſo von jeher die Verhandlung 
„möglichſt in einem Termin zu Ende geführt worden“ 18). 
, Zweckmäßige Vereinfachungen, die zugleich der Be⸗ 
Wlennigung dienen, enthalten dagegen die 8858 und 61 
„088. Zugeſchobene und zurückgeſchobene Eide werden nur 
urch Beweisbeſchluß auferlegt, ſo daß das zeitraubende 
äuterungsverfahren vermieden wird (8 58 Ab]. 3); Zwiſchen⸗ 
urteile über den Grund des Anſpruchs ſind nicht ſelbſtändig 
anfechtbar (8 61 Abſ. 5). Dann eine Vorſchrift, die der Be⸗ 
chleunigung der Vollſtreckung dient: Urteile auf Vornahme 
einer Handlung enthalten auf Antrag zugleich die Feſtſetzung 
einer Entſchädigung für den Fall, daß die Handlung unter⸗ 
leibt; dafür iſt Erſatzvornahme und Erzwingung der Hand⸗ 
lung gemäß 88 887, 888 BRD. ausgeſchloſſen, 8 61 Abſ. 4. 
Im ordentlichen Verfahren gilt dieſe Vorſchrift nur im Amts⸗ 
gerichtsprozeß (8 510 b ZPD.), und ohne daß dort die An⸗ 
wendung der 88 887, 888 BRD. wegfiele. Bei dem Arbeits⸗ 
gericht bleibt ſonach dem Kl., der in ſolchem Falle den Antrag 
auf Entſchädigungsfeſtſetzung nicht geſtellt hat, nur der Weg, 
ſein Intereſſe mit beſonderer Klage geltend zu machen (8 893 
PO.) — Ebenfalls i. S. der Beſchleunigung gedacht, in 
ihter Wirkung aber höchſt gefährlich iſt die Vorſchrift des 
3 68 ArbGG., wonach in der Berufungsinſtanz die Zurück⸗ 
verweiſung wegen eines Mangels im Verfahren des Arbeits⸗ 
gerichts nicht zuläſſig iſt. Die 3 PO. geſtattet ſolche Zurück⸗ 
verweiſung und ſtellt ſie in das Ermeſſen des BG. (§ 539). 
Kon dieſer Befugnis iſt in der Praxis, wie Derſch⸗ 
Volkmar zu 9 68 zutreffend hervorheben, nur verhältnis⸗ 
mäßig ſelten Gebrauch gemacht worden; um ſo weniger be⸗ 
tand ein Bedürfnis, die Vorſchrift für das Arbeitsgerichts 
verfahren zu beſeitigen. Dagegen muß es als im hohen Grade 
edenklich angeſehen werden, daß hier jede Möglich keit 
er Zurückverweiſung wegfällt. Denn dieſe Möglichkeit allein 
genügte, war aber auch erforderlich, um die Neigung mancher 
Antergerichte, „dem geſetzmäßigen Verfahren einfach den 
e zu kehren und einen Zivilprozeß auf eigene Fauſt zu 
torführen⸗ (Stein, Reform S. 58), wirkſam entgegenzu⸗ 
reten. Jeder Praktiker weiß aus ſeinem Bezirke die eine oder 
andere Richterperſönlichkeit zu nennen, die mit einer gewiſſen 
norrigen Originalität ein hoch entwickeltes Unabhängigteits⸗ 
gefühl verbindet — ein Unabhängigkeitsgefühl, das zwar 
menſchlich ſympathiſch berührt, aber doch den bedenklichen 
Fehler hat, die Grenze der richterlichen Unabhängigkeit, die 
1 ebundenheit an das Geſetz, zu verkennen. Im Arbeitsgericht 
wird demnach die dringende Gefahr beſtehen, daß ſich in 
(eſſnaler Hinſicht der Zustand verwirklicht, den Stein 
Ne orm S. 69) mit der Formel gekennzeichnet hat: „Der 
ss ter darf tun was er will, und Rechtsmittel dagegen gibt 
s nicht.“ 
N Die Vorſchrift des 8 67 ArbGG. enthält, ſoweit fie über 
529 3 PO. hinausgeht, eine erhebliche Beſchleunigungs⸗ 
möglichkeit nicht. Nach dem auch im Arbeitsgerichtsverfahren 
geltenden g 529 ZPO. können neue Angriſfs“ und Ver- 
2 igungsmittel zurückgewieſen werden, wenn durch ihre Zu⸗ 
zaſſung die Erledigung des Rechtsſtreits verzögert werden 
vürde und das verſpätete Vorbringen auf grobem Verſchulden 
er Parteien beruht. Hierüber hinaus ſchreibt 8 67 ArbGG. 
9 7 neue Tatſachen und Beweismittel, die ſpäter als in dem 
ort bezeichneten Zeitpunkt vorgebracht werden, auch dann 
trückzuweiſen, wenn eine Verzögerung durch ihre Zulaſſung 
dect eintreten würde; die beſondere Beſchleunigungsmöglich⸗ 
keit liegt nur hier darin, daß neues Vorbringen, deſſen Zu⸗ 
zaaſſung den Rechtsſtreit verzögern würde, ſchon dann zurück⸗ 
uweiſen iſt, wenn die Verſpätung auf leichtem Verſchulden 
er Parteien beruht. 8 
Req, Der Beſchleunigung entgegen wirkt der Ausſchluß der 
echtsanwälte und die von der Begründung (S. 36) als 
grundſätzlich erforderlich bezeichnete perſönliche Mitarbeit der 
larteien (vgl. 8 51 ArbGG). Zwar hat die Begründung ſich 
Fur landläufigen Bedenken, daß die Zulaſſung von Anwälten 
Ar Verzögerung führen werde, nicht zu eigen gemacht (S. 36); 


13) Die 8 ich. Schmidts, ! d 
8 ehauptung Rich⸗ mi „Prozeßrecht un 
müngtsrecht S. 60, daß Anwälte aus „Laune“ oder „Willkür“ Ter⸗ 
e umgehen, gehört natürlich in das Reich der Fabel. 
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darüber hinaus muß aber feſtgeſtellt werden, daß der Aus⸗ 
ſchluß der Anwälte geeignet iſt, namentlich in ſchwierigen 
Sachen die Erledigung des Rechtsſtreits zu verzögern. Jeder 
Amtsrichter weiß, wieviel Zeit er darauf verwenden muß, um 
den perſönlich verhandelnden Parteien Rechtsbelehrung zu 
erteilen, eine Belehrung, die allermeiſt auf ſteinigen Boden 
fällt, weil der Rechtsunkundige ſchwer davon zu überzeugen ift, 
daß die Geſetze nicht lediglich auf „ſeinen Fall“ gemünzt find. 

Auch die Vertretung durch Gewerkſchafter kann hier nicht 
helfen, weil dieſe zwar „dem Arbeitsleben naheſtehen“, wie 
jetzt die gebräuchliche Redensart lautet, aber das Arbeits⸗ 
recht, das ein Spezialſtudium auf der Grundlage allgemeiner 
juriſtiſcher Bildung erfordert, nicht beherrſchen und nicht be⸗ 
herrſchen können. Und es handelt ſich im arbeitsrechtl. Ver⸗ 
fahren nicht um Fragen der Arbeit, ſondern um Fragen des 
Rechts, und zwar vielfach um ſehr ſchwierige und verwickelte. 

Das Streben nach Volkstümlichkeit tritt nicht nur 
in den bereits oben berührten begrüßenswerten Verein⸗ 
fachungen des Verfahrens (Beſchränkung des bedingten Ur⸗ 
teils, Beſeitigung des anfechtbaren Zwiſchenurteils !“) zutage, 
ſondern namentlich in der ſtarken Betonung des Gütegedankens. 
Nicht genug damit, daß jede Verhandlung an dem Arbeits⸗ 
gericht nach § 54 mit einer Verhandlung vor dem Vorſttzen⸗ 
den zum Zwecke der gütlichen Einigung der Parteien zu be⸗ 
ginnen hat; daß überdies nach 8 296 ZPO. das Gericht in 
jeder Lage des Rechtsſtreits eine gütliche Beilegung verſuchen 
kann —; es ſoll vielmehr nach 8 57 Abſ. 2 ArbGG. die 
gütliche Erledigung des Rechtsſtreits während des gan- 
zen Verfahrens angeſtrebt werden. 

Daß ſchon die Einführung des obligatoriſchen Güte⸗ 
verfahrens im Amtsgerichtsprozeß durch die Novelle von 
1924 eine Überſpannung bedeutete, werden jetzt wohl auch bie 
begeiſtertſten Vorkämpfer jener Neuerung zugeben müſen, 
die ſich in der Praxis als vollſtändig wertlos erwieſen hat. 
Daß es überhaupt ein obligatoriſches Güteverfahren gibt, 
merkt man lediglich daran, daß nach kürzerer oder längerer 
Hin⸗ und Widerrede, alſo in Wahrheit ſtreitiger Verhandlung 
von einer Partei oder vom Richter aus die Feſtſtellung er⸗ 
folgt, es werde nunmehr in die Streitverhandlung ein⸗ 
getreten. Von der Möglichkeit, einen gütlichen Ausgleich zu 
verſuchen, hat jeder Amtsrichter ſchon früher von vornherein 
Gebrauch gemacht, vorausgeſetzt, daß die Sache danach an⸗ 
getan war; iſt ſie das aber nicht, weil es ſich um einen grund⸗ 
ſätzlichen Streit handelt, dann iſt der obligatoriſche Sühne⸗ 
verſuch lächerlich; und wo die Parteien durch Anwälte ver⸗ 
treten ſind, iſt er überflüſſig, weil in dem zum Vergleich ge⸗ 
eigneten Sachen allermeiſt ſchon vorher der Verſuch einer güt⸗ 
lichen Einigung gemacht worden iſt. Ich halte es demnach für 
eine vollkommene Illuſion, wenn Volkmar in ſeinem Vor⸗ 
trag im Preuß. Richterverein über die Novelle von 1924 (ab⸗ 
gedruckt in feinem Kommentar S. I ff., bei. 25) die Er 
wartung ausſpricht, ein recht gehandhabtes Güteverfahren 
werde „die tief beklagte Scheu eines größten Teiles der Be 
völkerung vor den Gerichten überwinden und dahin führen 
können, daß man künftig in dem Richter nicht mehr wie ois 
jetzt nur den Ausüber ſtaatlicher Zwangsgewalt, DIET NT 
ſogleich der Gerichtsvollzieher fteht, ſondern den, mittelnden 
Helfer in den Streitigkeiten der Bevölkerung erblickt“. Es iſt 
ja einfach nicht wahr, daß das Publikum feit 1924 mit auch 
nur im geringſten geänderter Stimmung wer den Amts⸗ 
richter tritt. Ob auf der Ladung ſteht, es ſolle mündlich über 
den Rechtsſtreit verhandelt werden, oder ob es heißt, es ſolle 
zur Vermeidung eines förmlichen Streitverfahrens ein güt⸗ 
licher Ausgleich verſucht werden, iſt doch wirklich gleichgültig; 
das förmliche Streitverfahren, zwiſchen Anwälten oder zwi⸗ 
ſchen verſtändigen Parteien pflegt oftmals viel ruhiger und 
ſachlicher zu verlaufen, als die jog. Güleverhandlung. Und 
ftcht denn der Gerichtsvollzieher nicht ebenſo, ja noch viel⸗ 
leicht unmittelbarer hinter dem im Güteverfahren geſchloſſenen, 
ſofort vollſtreckbaren Vergleich, wie. hinter dem erſt in ein 
paar Wochen zu erwartenden Urteil? 

Mit Recht hat M. Rümelin ie) ſich neuerdings in aus⸗ 


) Für den ordentlichen Prozeß ſchon von Stein in den 
Verh. des 29. Qurt. (1909) Bd. 5, S. 671, gefordert, 

15) Rechtspolitik und Doktrin in der bürgerlichen Rechtspflege, 
akadem. Rede 1926, S. 56 ff. 
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führlicher und überzeugender Darlegung gegen die modiſche 
Übertreibung des Gütegedankens gewendet. Er weiſt nament- 
lich hin auf die Sinnloſigkeit der Nötigung des Richters zu 
einem Vergleichsverſuch, auch da, „wo es ſich offenſichtlich um 
ein ſonnenklares Recht des Kl. und einem böswilligen, aus⸗ 
fluchtſuchenden Bekl. handelt“, und er bezeichnet das Zwangs⸗ 
güteverfahren im Amtsgerichtsprozeß als im hohen Grade be⸗ 
denklich. Aber es iſt zu befürchten, daß er ebenſo taube Ohren 
finden wird, wie mancher vor ihm. Schon 1903 ſchrieb ein 
Praktiker von der Erfahrung und dem Range des Präſi⸗ 
denten Vierhaus (a. a. O. S. 64), daß der Wert vermit⸗ 
telnder Sühne nicht verkannt werden ſolle, daß aber das 
Mittel nur beſchränkt wirke, weil es das entſtandene Übel 
heile, während die rechte Kunſt des Arztes der Krankheit vor⸗ 
beuge: „Das wahre Mittel der Prozeßverhütung iſt eine 
Prozeßordnung, die mit Recht gut und raſch zum Siege ver⸗ 
hilft und es mit Kraft verwirklicht.“ Und 1908 bezeugte ein 
hervorragender Anwalt 16): „Eine Häufung der Vergleiche ift 
keineswegs ein Beweis für die Leiſtungsfähigkeit der Gerichte, 
ſondern im Gegenteil ein Symptom dafür, daß das recht⸗ 
ſuchende Publikum nicht das zu erfordernde Vertrauen in die 
gerichtliche Entſcheidung ſetzt.“ 

Es iſt auch ein Irrtum, wenn man annimmt, daß gerade 
die Arbeitsſachen faſt durchweg zum Vergleich geeignet ſeien. 
Das trifft nur zu auf die reinen Lohnſtreitigkeiten, nament⸗ 
lich diejenigen, die ſich mit der Frage der Berechtigung einer 
friſtloſen Entlaſſung verbinden. Hier liegt es faſt immer ſo, 
daß beiden Teilen daran gelegen iſt, auseinanderzukommen, 
daß ſie alſo weniger an einer Entſcheidung der Rechtsfrage 
intereſſiert ſind, als an einer raſchen Schlichtung. Hieraus 
allein erklären ſich die verhältnismäßig hohen Vergleichs⸗ 
ziffern der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte. Ihnen gegen⸗ 
über iſt aber die Zuſtändigkeit des Arbeitsgerichts außer⸗ 
ordentlich erweitert, und dort werden in weit höherem Maße 
als bei den Gewerbegerichten grundſätzliche Fragen zum Aus⸗ 
trag kommen, bei denen ein gütlicher Ausgleich die ſeltene 
Ausnahme bildet. — 

So tragen die grundſätzlichen Neuerungen, die das Ar⸗ 
beitsgerichtsgeſetz gebracht hat, in vieler Beziehung das Merk⸗ 


16) Dittenberger, Verh. des 29. DJurT. Bd. 4 S. 344. 
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mal der Übereilung einerſeits, und andererſeits der allzu⸗ 
großen Nachgiebigkeit gegenüber populären Strömungen an 
ſich. Es muß nachdenklich ſtimmen, wenn wir' in Brieglebs 
ausgezeichneter Schrift über die Theorie der ſummariſchen 
Prozeſſe vom Jahre 1859 leſen (S. 159), daß man ſeit fünfzig 
Jahren (!) in Deutſchland ſich daran gewöhnt habe, „das 
Heil der Rechtspflege in der Erfindung neuer und beſonderer, 
vom ordentlichen Prozeß abweichender Prozeßregeln für die 
Behandlung ſchleuniger Fälle zu ſuchen“, und wenn wir wei⸗ 
ter dort die Mahnung finden (S. 167), daß wir „der Char“ 
latanerie der Macher und der gedankenloſen Ungeduld des gro” 
ßen Haufens zum Trotz“ zu der Einſicht und zu dem offenen 
Bekenntnis gelangen ſollten, „daß es Gebrechen der Rechts⸗ 
pflege — zumal in ſtreitigen Sachen — gibt, die als unver 
meidliche Begleiter jeder menſchlichen Rechtsordnung durch 
keine menſchliche Einrichtung und Tätigkeit zu beſeitigen ſind, 
die man in Geduld ertragen muß, wenn man nicht auf die 
Wege des ſcharfſinnigen, edlen und tapferen Vernichters jeg⸗ 
licher Ungebühr und Beſchwer aus la Mancha geraten will, 
daß aber auch an das wirklich erreichbare Ziel das mechaniſche 
Mittel der bloßen formellen Beſchleunigung des Prozeß⸗ 
ganges ſchlechterdings nicht führt“. Und im Hinblick auf die 
Forderung nach Beſchleunigung des Verfahrens weiſt Brieg⸗ 
leb noch beſonders darauf hin, daß das allein richtige Prinzip 
der Beſchleunigung eines jeden Streitfalls nach dem Maß, 
welches er vermöge ſeiner konkreten Beſchaffenheit einerſeits 
erheiſcht und andererſeits verträgt, ſich nicht durchführen läßt, 
ohne Berückſichtigung der unendlich mannigfaltigen und im 
voraus unberechenbaren der Beſchleunigung günſtigen und un⸗ 
günſtigen Momente, welche bei jedem Streitfall vorkommen 
können. „Eine ſolche Berückſichtigung aber ſetzt große Freiheit 
des richterlichen Ermeſſens voraus, läßt ſich ſchlechterdings 
nicht durch unabweichliche geſetzliche Vorausbeſtimmung regeln, 
verträgt und braucht keine andere Einſchränkung als die, 
welche jedem Richter durch die ohne alle Ausnahme geltende 
Regel gegeben iſt, daß ſelbſt das ſtrengſte Gebot und das 
dringendſte Bedürfnis der formellen Beſchleunigung für ſich 
allein niemals dazu führen darf, die Parteien irgendeines an 
ſich legalen und in concreto nicht wertloſen Mittels der 
Tanten sten As ubung ihres Verteidigungsrechts zu bes 
rauben.“ 


Der Übergang der Gerichtsbarkeit auf die Arbeitsgerichte. 


Von Rechtsanwalt und Dozent Dr. Georg Baum, Berlin. 


Über die Erledigung anhängiger Verfahren bei dem am 
1. Juli 1927 erfolgenden Inkrafttreten des Arbeitsgerichts⸗ 
geſetzes verhält ſich S 121 ArbcßG. Die Beſtimmung geht von 
dem Grundſatz aus, daß der Fortgang anhängiger Verfahren 
ſowenig als möglich durch Anderungen beeinträchtigt werden 
ſoll. Anderungen ſollen deshalb nur inſoweit eintreten, als 
dies unvermeidbar iſt. Da mit dem 1. Juli 1927 die Ge⸗ 
werbe⸗ und Kaufmannsgerichte, die arbeitsgerichtlichen Kam⸗ 
mern der Schlichtungsausſchüſſe und die ſonſtigen arbeits⸗ 
rechtlichen Sondergerichte aufhören, müßte natürlich für die 
bei dieſen anhängigen Verfahren eine Regelung getroffen 
werden. Dieſe Verfahren gehen in der Lage, in der ſie ſich 
befinden, auf das Arbeitsgericht über, in deſſen Bezirk die 
Stelle ihren Sitz hat, bei der das Verfahren bisher an⸗ 
hängig war. Dagegen bleiben diejenigen Arbeitsſachen, die 
beim Inkrafttreten des Arbeitsgerichtsgeſetzes bei den ordent⸗ 
lichen Gerichten anhängig ſind, bis zur rechtskräftigen Er⸗ 
ledigung bei den ordentlichen Gerichten. Dies gilt für Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten in allen Inſtanzen. Die in erſter Inſtanz beim 
Ach. oder LG. anhängige Sache geht alſo nicht auf das 
Arbeitsgericht über, ebenſowenig aber die in zweiter Inſtanz 
beim LG. oder OLG. anhängige Sache auf das Landes⸗ 
arbeitsgericht oder die beim RG. anhängige Sache auf das 
Reichsarbeitsgericht. Auch der Rechtsmittelzug bleibt der 
gleiche. Gegen das Urteil des LG. in zweiter Inſtanz iſt 
alſo kein Rechtsmittel gegeben, auch wenn nach $ 72 Arb&®. 
egen das Urteil des Landesarbeitsgerichts in dieſem Fall 
Reviſion zuläſſig wäre. Gegen das Urteil des LG. erſter 
Inſtanz geht die Berufung an das OsG., nicht an das 
Landesarbeitsgericht; gegen das Urteil des OLG. die Neviſion 


an das RG., nicht an das Reichsarbeitsgericht, und zwar 
alles im Verfahren der ZPO. 

Eine beſondere Vorſchrift iſt noch für die Rechtsbehelfe 
gegen Entſcheidungen der Innungen und Innungsſchieds⸗ 
gerichte und für Klagen auf Aufhebung des Schiedsſpruchs 
eines vereinbarten Schiedsgerichts gegeben. Hier iſt das 
Arbeitsgericht zuſtändig, auch wenn die Klage beim Inkraft⸗ 
treten des Arbeitsgerichtsgeſetzes noch nicht anhängig war. 
Dies mußte beſonders beſtimmt werden, weil ſonſt hier nach 
5 91 b Gewd. bzw. 88 1041, 1045, 1046 30D. das ordent⸗ 
liche Gericht für dieſe Klagen zuſtändig geweſen wäre. Da⸗ 
gegen bleibt die Zuständigkeit des ordentl. Gerichts aufrecht⸗ 
erhalten für die Beſchl. auf Vollſtreckbarkeit der Schiedsſprüche 
und Vergleiche eines vereinbarten Schiedsgerichts (88 1042, 
1044 a, 1045 ZPO.) aus der Zeit vor dem 1. Juli 1927. 

„Diiejenigen Stellen, die hiernach in der Übergangszeit zu⸗ 
ſtändig find, erledigen den Prozeß nach dem für ſie geltenden 
Verfahren. Die Arbeitsgerichtsbehörden alſo nach dem Ar 
beitsgerichtsgeſetz, die ordentlichen Gerichte nach der ZPO. 

Die Übergangsvorſchrift gilt nur für anhängige Sachen. 
Alle Sachen, die noch nicht anhängig ſind, ſind nach dem 
Arbeitsgerichtsgeſetz anhängig zu machen. Die Rechtshängig⸗ 
keit beginnt bekanntlich mit der Erhebung der Klage, d. h. mit 
deren Zuſtellung an den Bekl. (8 263 ZPD., vgl. auch 8 47 
Ar Hier kann zweifelhaft fein, ob die Sondervorſchrift 
des § 496 Abſ. 3 entſprechende Anwendung findet, nach der 
die Einreichung der Klage im Amtsgerichtsverfahren die Wir⸗ 
kung der Wahrung der Friſt und der Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung hat, ſofern die Zuſtellung demnächſt erfolgt. Man 
wird die Frage bejahen müſſen, da ſonſt der Kl., der auf 
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die Zuſtellung im amtsgerichtlichen Verfahren keinen Ein⸗ 
fluß hat, der Gefahr der Unzuſtändigkeitseinrede ausgeſetzt 
wird. Es bleibt alſo eine arbeitsrechtliche Klage bei dem bis⸗ 
her zuſtändigen AG. anhängig, wenn ſie dort vor dem 1. Juli 
eingereicht iſt. Die Rechtshängigkeit tritt ferner durch Klage⸗ 
erweiterung und Widerklage ein, nicht aber durch Güteantrag, 
Antrag auf Erlaß des Zahlungsbefehls, auch nicht durch Auf⸗ 
rechnung, Streitverkündung uſw. 

Schwieriger iſt die Frage bezüglich der Rechtsmittel gegen 
die Entſcheidungen der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte. 
Hier kann es im Prozeß, in welchem vor dem 1. Juli Urteil 
ergangen iſt, zweifelhaft ſein, ob die Sache noch am Gewerbe⸗ 
und Kaufmannsgericht anhängig iſt. Die Inſtanz endet nach 
herrſchender Auffaſſung mit der Zuſtellung des Urteils oder, 
wenn das Rechtsmittel vor Zuſtellung des Urteils eingelegt 
wird, mit dem Beginn der höheren Inſtanz (vgl. Stein⸗ 
Jonas, 8 176 ZRO. Anm. 2; R., Ver ZS. 41, 427). Wenn 
alſo das vorher verkündete Urteil des Gewerbe- oder Kauf⸗ 
mannsgerichts am 1. Juli noch nicht zugeſtellt iſt, geht die 
Berufung an das Landesarbeitsgericht nach den Vorſchriften 
des Arb&G. Für die vor dem 1. Juli zugeſtellten, aber noch 
nicht rechtskräftigen Urteile muß aber ebenfalls angenommen 
werden, daß der Rechtsſtreit noch am Gewerbe⸗ und Kauf⸗ 
mannsgericht anhängig iſt. Der Zeitraum zwiſchen den In⸗ 
ſtanzen gehört zur unteren Inſtanz (Stein⸗Jonas, 8176 
Anm. 2. Die Ver ZS. des RG. haben [RG. 68, 250] aus 
geſprochen, daß für Ausſetzungsanträge, die während des Lau⸗ 
ſes der Rechtsmittelfriſt geſtellt werden, das Gericht unterer 
Inſtanz Prozeßgericht iſt.) Hiernach richtet ſich alſo das 
Rechtsmittel bei allen Gewerbe- und Kaufmannsgerichts⸗ 
ſtreitigkeiten, in denen es vor dem 1. Juli noch nicht ein⸗ 
gelegt iſt, ebenfalls nach dem Arbeitsgerichtsgeſetz. Natürlich 
kann die Einlegung beim Landesarbeitsgericht vor dem 1. Juli 
noch nicht erfolgen, da das Landesarbeitsgericht erſt von die⸗ 
ſem Tage ab beſteht. Die Einſchränkung des Anwaltszwangs 
dor dem Landesarbeitsgericht (8 11 ArbGG.) gilt daher für 
dieſe Sachen ebenfalls erſt v. 1. Juli ab. 

Zweifelhaft iſt dagegen in dieſen Sachen die Dauer der 
Rechtsmittelfriſt. Die Berufungsfriſt beträgt bekanntlich nach 
dem ArbGG. (8 66) nur zwei Wochen, gegenüber der Monats⸗ 
friſt der ZPO. Zweifellos läuft nun die kürzere zweiwöchige 
Friſt vor dem 1. Juli noch nicht ab. Bei einem Urteil, 
das am 2. Juni zugeſtellt ift, tritt alſo nicht etwa ſchon am 
1. Juli die Rechtskraft ein. Zweifelhaft kann nur ſein, ob etwa 
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entſprechend dem Art. 169 EGBGB. die kürzere Friſt zwar 
vom 1. Juli ab berechnet wird, jedoch mit der Maßgabe, daß, 
wenn die Berufungsfriſt der ZPO. früher abläuft, die Rechts⸗ 
kraft mit dem Ablauf der letzteren Friſt eintritt. Es könnte 
ſich höchſtens nur um eine analoge Anwendung handeln, da 
die Beſtimmung des BGB. ja nur für Verjährung und nur 
für die Übergangszeit bei Einführung des BGB. gegeben iſt. 
Aber auch dieſe analoge Anwendung hat große Bedenken. 
Durch den Eintritt der Zuſtändigkeit des Landesarbeitsgerichts 
treten für den Berufungskläger völlig neue Verhältniſſe ein. 
Mit Rückſicht auf die Beſetzung des neuen Gerichts kann eine 
Sache ausſichtsvoll ſein, die bisher aussichtslos geweſen wäre. 
Durch die Einſchränkung des Anwaltszwanges hat der mittel⸗ 
loſe Berufungskläger unter Umſtänden die Möglichkeit, eine 
Berufung, für die er ſonſt der Beiordnung eines bei dem 
Landesarbeitsgericht zugelaſſenen Anwalts im Armenrecht be⸗ 
durft hätte, durch einen Organiſationsvertreter oder durch 
einen nicht beim LG. zugelaſſenen Anwalt einlegen zu laſſen, 
ohne daß er Koſtenvorſchuß zu zahlen braucht; andererſeits 
muß er aber, um dieſe Vertretung zu erlangen, möglicher⸗ 
weiſe weitere vorbereitende Schritte tun. Auch der Gerichts⸗ 
koſtenvorſchuß iſt weggefallen. 

Alles dies führt zu dem Ergebnis, daß man i. S. des 
Geſetzgebers die zweiwöchige Friſt unter allen Umſtänden 
am 1. Juli neu beginnen laſſen muß. Die Berufungsfriſt 
beim Landesarbeitsgericht läuft alſo in allen Sachen, in denen 
am 1. Juli die Berufung noch nicht eingelegt war und die 
Berufungsfriſt noch Tief, erſt mit dem 15. Juli ab. 

Zweifelhaft kann es endlich auch noch ſein, ob gegen die 
vor dem 1. Juli erlaſſenen Urteile der vorläufigen Arbeits⸗ 
gerichte in den Einſpruchsſtreitigkeiten des Betriebsrätegeſetzes 
ein Rechtsmittel zuläſſig iſt. Dieſe Entſcheidungen waren 
nach der Schlichtungsverordnung endgültig, während jetzt 
gegen die Urteile der Arbeitsgerichte in dieſen Fällen die Be⸗ 
rufung zugelaſſen iſt. Man wird hier aber die Zuläſſigkeit 
eines Rechtsmittels verneinen müſſen, weil das Urteil des 
vorläufigen Arbeitsgerichts, das vor dem 1. Juli erlaſſen iſt, 
ſeine Rechtskraft bereits mit der Verkündung erlangt, alſo am 
1. Juli bereits rechtskräftig iſt und eine Rechtsmittelfriſt 
i. S. des ArbG. nicht mehr läuft. Das gleiche gilt auch von 
den Beſchlußſachen, die gemäß Art. II 91 Nr. 4 und 5 der 
Schlichtungsverordnung bereits vor dem 1. Juli von dem 
„vorläufigen Arbeitsgericht“ entſchieden ſind. Bei ihnen iſt 
alſo die Rechtsbeſchwerde aus § 85 ArbGG. nicht zuläſſig. 


JJC ͤ— . . —— TEE WERE 
die Organiſation der Arbeitsgerichtsbehörden. 


Zu den Ausführungsverordnungen Preußens, Sachſens, T 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Willy Franke, 


Das Arbeitsgerichtsgeſetz v. 23. Dez. 1926 (RG Bl. I, 
507524) überläßt die Errichtung der Arbeitsgerichte und 
Landesarbeitsgerichte den Landesjuſtizverwaltungen, die zu 
der Errichtung des Einverſtändniſſes der oberſten Landes⸗ 
behörden für die Sozialverwaltungen bedürfen. Eine Anzahl 
von deutſchen Ländern hat dieſe Errichtung bereits vor⸗ 
genommen, ſo daß ſich bereits jetzt ein gewiſſer Überblick über 
ie Organiſation der Arbeitsgerichtsbehörden im Deutſchen 
Reiche gewinnen läßt. f 


in Preußen 

iſt am 10. Juni 1927 die Verordnung des preuß. Juſtiz⸗ 
miniſters und des preuß. Miniſters für Handel und Gewerbe 
— der preuß. oberſten Landesbehörde für die Sozialverwal⸗ 
tung — über die Errichtung von Arbeitsgerichte und Landes 
arbeitsgerichten ergangen !). Durch dieſe Verordnung werden 
in Preußen 227 Arbeitsgerichte und 33 Landes- 
arbeitsgerichte geſchaffen. 

Die Hauptſchwierigkeit bei der Schaffung der Arbeits⸗ 
gerichte lag in der praktiſchen Durchſetzung der Beſtimmung 
des Arbchch, nach der die Arbeitsgerichte als ſelbſtändige 
Gerichte regelmäßig für den Bezirk eines Amtsgerichts er 
richtet werden ſollen (8 14 Abſ. 1 ArbchG.) 2). Die Begriffe 

2 Veröffentlich in Nr. 21 der Preuß. GS. auf S. 97121. 
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hüringens, Bayerns, Württembergs, Badens und Lübecks. 
im Preußiſchen Juſtizminiſterium, Berlin. 


zſelbſtändige Gerichte“ und „Errichtung regelmäßig für den 
Bezirk eines Amtsgerichts“ ſchließen ſich naͤmlich faſt immer 
aus. Denn wenn man unter ſelbſtändigen Arbeitsgerichten 
ſolche Gerichte verſteht, die ſo ausreichend bejchäftigt find, daß 
ſie auch wirklich lebensfähig ſind und eine Daſeinsberechtigung 
haben, ſo muß man feſtſtellen, daß dieſem Erfordernis durch 
Errichtung von Arbeitsgerichten „regelmäßig für den Bezirk 
eines AG.“ nicht Genüge getan werden kann. Die in Preußen 

angeſtellten ſtatiſtiſchen Erhebungen über die Zahl der bisher 
bei den Gewerbegerichten, Kaufmannsgerichten, arbeitsgericht⸗ 
lichen Kammern der Schlichtungsausſchüſſe und bei den ordent⸗ 
lichen Gerichten behandelten arbeitsrechtlichen Streitigkeiten, 
die in Zukunft ihre Erledigung vor den Arbeitsgerichten fin⸗ 
den werden, haben ergeben, nur ſehr wenige Amts⸗ 
gerichtsbezirke ſo viel Sachen aufbringen werden, daß von 
einer erſprießlichen Tätigkeit der Arbeitsgerichte und über⸗ 
haupt von einer Tätigkeit der Arbeitsgerichte als ſelbſtändige 
Gerichte geſprochen werden kann. Annähernd 75% aller 
Arbeitsgerichte würde, MEIN man Arbeitsgerichte für den Be⸗ 
zirt jedes AG. errichtet hätte, noch nicht einmal 100 Arbeits- 
ſachen im Jahre zu erledigen haben; ja, ein nicht unerheblicher 
Teil dieſer Arbeitsgerichte würde aus Mangel an irgendwie 
nennenswertem Prozeßſtoff überhaupt zur Untätigkeit ver⸗ 
dammt jein. Um der Abſicht des Geſetzgebers gerecht zu wer⸗ 
den, mußte alſo die Organiſation ſo durchgeführt werden, daß 
nur Arbeitsgerichte geſchaffen wurden, die auch wirklich auf 
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Grund der vorausſichtlich für fie in Frage kommenden Be⸗ 
ſchäftigungszahlen lebensfähig ſein können. Dabei war für 
Preußen auch noch weiter maßgebend, daß das vom Geſetz 
erſtrebte Ziel einer ſchleunigen, ſachgemäßen und ſozial ge⸗ 
rechten Rechtſprechung in Arbeitsſachen ſich nur erreichen läßt, 
wenn der Vorſitzende und die Beiſitzer — Arbeitsrichter — 
öfters praktiſch Gelegenheit haben, ſich mit ihrem nicht ein⸗ 
fachen Aufgabenkreis eingehend vertraut zu machen und die 
zum vertrauensvollen Zuſammenarbeiten nötige Fühlung⸗ 
nahme zu gewinnen. Von der in Abſ. 2 des § 14 ArbGG. 
gegebenen Möglichkeit, mehrere Amtsgerichtsbezirke zu einem 
Arbeitsgerichtsbezirk zu vereinigen, iſt daher in Preußen in 
weitgehendſtem Umfange Gebrauch gemacht worden. Stellt 
man die Zahlen der in Preußen beſtehenden Amtsgerichte der 
Zahl der neu errichteten Arbeitsgerichte gegenüber, ſo muß 
man feſtſtellen, daß durchſchnittlich auf 4—5 Amtsgerichts⸗ 
bezirke 1 Arbeitsgerichtsbezirk kommt. Im einzelnen ergibt 
ſich, daß im Kammergerichtsbezirk 21, im Bezirke der OG. 
in Breslau 25, in Celle 24, in Düſſeldorf 18, in Frank⸗ 
furt a. M. 9, in Hamm 19, in Kaſſel 8, in Kiel 14, in 
Köln 17, in Königsberg 19, in Marienwerder 9, in Naum⸗ 
burg 30 und in Stettin 14 Arbeitsgerichte errichtet ſind. 
Grundſätzlich beſteht jedes dieſer Arbeitsgerichte aus drei 

ammern: der Kammer für Streitigkeiten der Arbeiter, der 
Kammer für Streitigkeiten der Angeſtellten und dem Hand⸗ 
werksgericht. Nur in wenigen Fällen, in denen die vor⸗ 
ausſichtliche Geſchäftsbelaſtung der Arbeitsgerichte eine Er⸗ 
richtung dieſer drei Kammern bei einem Arbeitsgericht un⸗ 
zweckmäßig erſcheinen ließ, find gemeinſchaftliche Kam⸗ 
mern für Streitigkeiten der Arbeiter und Angeſtellten vor⸗ 
geſehen; in einigen Fällen iſt auch von der Möglichkeit, die 
Zuſtändigkeit der Angeſtelltenkammern und der Handwerks⸗ 
gerichte auf die Bezirke anderer Arbeitsgerichte zu erſtrecken 
(8 17 Abſ. 4 ArbGG.), Gebrauch gemacht worden. Da Preu⸗ 
ßen den Standpunkt vertritt, daß ſich die Veſtimmung des 
8 17 Abſ. 4 ArbGG. auch auf die Handwerksgerichte bezieht 
und daher eine Erſtreckung der Zuſtändigkeit auch der Hand⸗ 
werksgerichte zuläſſig iſt, ſo findet man in Preußen auch 
Arbeitsgerichte mit nur einer Kammer. Allerdings machen 
dieſe — 11 — nur aus einer gemeinſchaftlichen Kammer für 
Arbeiter und Angeſtellte beſtehenden Arbeitsgerichte nur einen 
verſchwindend kleinen Bruchteil aller Arbeitsgerichte aus. 
Beſondere Fachkammern für die Streitigkeiten beſtimmter 
Berufe und Gewerbe und beſtimmter Gruppen von Arbeitern 
oder Angeſtellten, wie fie Abſ. 3 des 817 ArbGG. zuläßt, 
ſind in Preußen nur verhältnismäßig wenige errichtet. Für 
die Streitigkeiten der Deutſchen Reichsbahn 
geſellſchaft mit ihren Arbeitern und Angeſtellten find Fach⸗ 
kammern bei den Arbeitsgerichten errichtet, die am Sitze der 
Reichsbahndirektionen eingerichtet ſind. Dieſe — 17 — Fach⸗ 
kammern, deren Zuſtändigkeit ſich auf den ganzen Reichsbahn⸗ 
direktionsbezirk erſtreckt — dieſe Zuſtändigkeitsregelung ent⸗ 
ſpricht der verwaltungsmäßigen Organiſation der Reichsbahn⸗ 
verwaltung und der Eiſenbahnerverbände, alſo der an der 
Beiſitzerbeſtellung und der Prozeßvertretung meiſtbeteiligten 
Intereſſentengruppen dieſes Wirtſchaftszweiges am beiten —, 
haben bereits bisher ſchon bei den Gewerbegerichten am Sitze 
der Reichsbahndirektionen beſtanden (nach 81 Abſ. 4 Ausf⸗ 
VO. z. Schlicht O. v. 10. Dez. 1923, RG Bl. I, 1191). Außer 
dieſen Reichsbahnfachkammern ſind bei allen Arbeitsgerichten 
mit Ausnahme des Berliner Arbeitsgerichts nur noch drei 
beſondere Fachkammern für Handlungsgehilfen und Hand⸗ 
lungslehrlinge — und zwar je eine bei den Arbeitsgerichten 
in Breslau, in Frankfurt a. M. und in Köln — eingerichtet. 

on der Einrichtung weiterer Fachkammern, wie ſie allerdings 
lebhaft von beteiligten Organiſationen uſw gewünſcht wurde 
(3. B. von der Angeſtelltenſchaft, von der Landwirtſchaft, von 
den Hausangeſtellten), hat man in Preußen Abſtand ge⸗ 
nommen, da unter Berückſichtigung des für dieſe gewünſchten 
Jachkammern vorausſichtlich zur Erledigung kommenden 
Streitmaterials die Gefahr einer Auflöſung der Arbeits⸗ 
gerichtsbarkeit erſter Inſtanz in Zwergbehörden, die mit viel⸗ 
fach wechſelnden, ſich nie recht einarbeitenden Beiſitzern und 
entweder in großen Abſtänden (langſame Prozeßführung) oder 
in kurzen Zeiträumen mit ganz wenig Sachen (Verteuerung) 
tagen müſſen, nicht von der Hand zu weiſen iſt. Beim Ar⸗ 
beitsgericht in Berlin find allerdings im Hinblick auf 
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den großen Kreis der ſeiner Zuſtändigkeit unterfallenden Per⸗ 
ſonen — der Berliner Arbeitsgerichtsbezirk umfaßt 24 Amts⸗ 
gerichtsbezirke — und die nach den bisherigen ſtatiſtiſchen 
Unterlagen zu erwartende Geſchäftsbelaſtung mit Streitig⸗ 
keiten der einzelnen Berufs⸗ und Gewerbezweige uſw. eine 
ganze Anzahl von Fachkammern eingerichtet, und zwar 
17 Fachkammern für Arbeiter, 13 für die Angeſtellten, eine 
Reichsbahnfachkammer, 5 Handwerksgerichte, die ebenfalls fach⸗ 
lich gegliedert ſind, und eine gemeinſame Kammer für Ar⸗ 
beiter und Angeſtellte, im ganzen alſo 37 Kammern. 
Bemerkenswert iſt noch, daß Preußen auch von der Er⸗ 
richtung beſonderer Bergbaufachkammern Abſtand 
genommen hat, nachdem der Landtag in ſeiner Sitzung am 
10. Mai 1927 beſchloſſen hatte, das Staatsminiſterium zu er⸗ 
ſuchen, bei Errichtung der Arbeitsgerichte keine beſonderen 
Fachkammern für den Bergbau einzurichten. Gegen die Er⸗ 
richtung von Bergbaufachkammern hatten ſich auch ſämtliche 
Bergarbeiterverbände geſchloſſen ausgeſprochen. 

Bei der Frage, nach welchen Geſichtspunkten bei der 
Bildung von Landesarbeitsgerichten vorgegangen 
werden ſollte, ergaben ſich dieſelben organiſatoriſchen Schwie⸗ 
rigkeiten wie bei der Frage der Errichtung von Arbeits⸗ 
gerichten. Die Mehrzahl aller preuß. LG. hatte nach den 
angeſtellten ſtatiſtiſchen Erhebungen Berufungsſachen arbeits⸗ 
rechtlicher Natur bisher nur in einem Umfange zu erledigen 

ehabt, der bei weitem nicht einmal einen nennenswerten 

eit eines Kammerpenſums ausmachte. Daß die Zahl der 
Berufungen in Zukunft in größerem Umfange anſchwellen 
wird, iſt mit Rückſicht darauf, daß die Berufungsſumme 
300 ZN beträgt, nicht anzunehmen. Die Möglichkeit der 
Berufungseinlegung in grundſätzlichen Sachen (8 64 Abſ. 1 
ArbG.) und im Kündigungsei ſpruchsverfahren (8886 und 
87 BetrRG.) dürfte gegenüber der Erſchwerung der Be⸗ 
ruſungseinlegung durch Erhöhung der Berufungsſumme auf 
300 K nicht ins Gewicht fallen. Würden alſo in Preußen 
bei jedem LG. oder doch bei der Mehrzahl der LG. Landes⸗ 
arbeitsgerichte errichtet worden ſein, ſo wäre die Folge die 
geweſen, daß in der Mehrzahl aller Fälle eine Zivilkammer 
hin und wieder mal eine arbeitsrechtliche Streitigkeit zu er⸗ 
ledigen gehabt und in dieſem einen oder anderen Falle als 
Landesarbeitsgericht firmiert hätte. Eine ſolche Tätigkeit 
hätte ſich aber wohl kaum mit dem Begriff und der Be» 
deutung eines Landesarbeitsgerichts vertragen. Die Landes⸗ 
arbeitsgerichte ſollen doch nicht ſo ſehr neue Tatſachen feſt⸗ 
ſtellen, als vielmehr der Pflege der Rechtseinheit auf dem 
Gebiete des Arbeitsrechts dienen, eine Aufgabe, die ſie nur 
erfüllen können, wenn ſie nicht als Zwerggerichte, ſondern 
als wirklich beſchäftigte Gerichte und in nicht allzu großer 
Anzahl vorhanden ſind. Damit jedem Landesarbeitsgerichte 
eine genügende Anzahl von Berufungen zufallen kann, iſt in 
der Mehrzahl aller Fälle von der durch 8 33 Abſ. 1 Satz 2 
in Verbindung mit § 14 Abſ. 2 ArbGG. gebotenen Möglichkeit 
Gebrauch gemacht und durchweg je ein gemeinſames Landes⸗ 
arbeitsgericht für die Bezirke mehrerer LG. bzw. 
auch Teile von Landesgerichtsbezirken errichtet worden. Die 
33 Landesarbeitsgerichte verteilen ſich auf die preuß. Ober⸗ 
landesgerichtsbezirke dergeſtalt, daß im Kammergerichtsbezirk 2 
(Berlin und Frankfurt a. O.), in den Bezirken der OLG. in 
Breslau 3 (Breslau, Gleiwitz und Görlitz), in Celle 3 
(Hannover, Harburg und Osnabrück), in Düſſeldorf 4 (Düſſel⸗ 
dorf, Duisburg, Elberfeld und Krefeld), in Frankfurt a. M. 1 
(Frankfurt a M.), in Hamm 5 (Bielefeld, Dortmund, Eſſen, 
Hagen und Münſter), in Kaſſel 1 ga in Kiel 2 (Altona 
und Kiel), in Köln 3 (Aachen, Koblenz und Köln), in Königs⸗ 
berg i. Pr. 1 (Königsberg i. Pr.), in Marienwerder 2 (Elbing 
und Schneidemühl), in Naumburg 4 (Erfurt, Halberſtabt, 
Halle a. S. und Magdeburg) und in Stettin 2 (Köslin und 
Stettin) Landesarbeitsgerichte errichtet ſind. Dieſe Landes⸗ 
arbeitsgerichte haben meiſtens nur eine Kammer; nur Berlin 
mit ſeinen 6, Breskau mit 2, Frankfurt mit 2 und Köln mit 
2 Kammern machen eine Ausnahme von dieſer Regel. 

Ahnlich wie in Preußen iſt auch in 


4 Sachſen 

die Organiſation der Arbeitsgerichtsbehörden durchgeführt). 
) Vgl. Nr. 103 der „Sächſ. Staatszeitung“ v. 4. Mai 1927, in 

der die ſächſ. VO. v. 3. Mai 1927 veröffentlicht iſt. 
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Auch hier hat man 
Selbſtändigkeit der 
nur dort geſchaffen, 
ausreichenden Beſchäftigung gegeben ſchien. Die Beachtung 
dieſes Geſichtspunktes hat dazu geführt, daß in Sachſen durch⸗ 
ſchnittlich ſogar 5 bis 6 Amtsgerichtsbezirke zu einem Arbeits⸗ 
gerichtsbezirke zuſammengelegt find. Den 112 ſächſ. Amts⸗ 
gerichten ſtehen nur 20 Arbeitsgerichte gegenüber. In den 
fällen, in denen ſich das Erfordernis einer einigermaßen 
hinreichenden Beſchäftigung der Arbeitsgerichte mit der eben⸗ 
falls notwendigen Erreichbarkeit der Arbeitsgerichte nicht ver⸗ 
einigen ließ, bat Sachſen „Zweigſtellen“ eingerichtet, deren 
Zuſtändigkeit ſich auf einen gewiſſen Bezirk des betreffenden 
Arbeitsgerichts erſtreckt. Bei dieſen Zweigſtellen beſtehen nur 
Arbeiter⸗ und Handwerkerkammern, während die Angeſtellten⸗ 
ſachen nicht bei der Zweig⸗, ſondern bei der Hauptſtelle be⸗ 
arbeitet werden. Im übrigen ſind auch in Sachſen grund⸗ 
ſätzlich bei jedem Arbeitsgericht die vorgeſehenen Arbeiter⸗, 
Angeſtellten⸗ und Handwerkerkammern errichtet; nur in 
einigen Fällen iſt von der Ausdehnung der Zuſtändigkeit der 
Angeſtelltenkammern auf die Bezirke benachbarter Arbeits⸗ 
gerichte Gebrauch gemacht worden. Beſondere Fach⸗ 
kammern ſind mit Ausnahme der beim Arbeitsgericht in 
Dresden eingerichteten Reichsbahnfachkammer nicht errichtet. 
Den 7 ſächſ. LG. ſtehen nur 3 Landesarbeits⸗ 
gerichte (in Dresden, Leipzig und Chemnitz) gegenüber. 


Auch 


unter Beachtung des Grundſatzes der 
Arbeitsgerichte derartige Gerichte 
wo die Möglichkeit einer einigermaßen 


Thüringen 

hat nur bei einem Teile ſeiner Amtsgerichte Arbeits⸗ 
gerichte errichtet). Das Zahlenverhältnis der Amtsgerichte 
zu den Arbeitsgerichten iſt ſogar noch auffallender als das 
in Preußen und Sachſen. Auf die 62 thüringiſchen Amts⸗ 
gerichte kommen nur 12 Arbeitsgerichte, bei denen je eine 
Arbeiter⸗, eine Angeſtelltenkammer und ein Handwerksgericht 
errichtet iſt. Beſondere Fachkammern hat Thüringen 
nicht eingerichtet. 

Den thüringiſchen LG. ſteht ſogar nur ein Landes⸗ 
arbeitsgericht (in Jena) gegenüber. 

Von ganz anderen Grundſätzen hat ſich 

Bayern 

bei der Organiſation ſeiner Arbeitsgerichtsbehörden leiten 
laſſen 5). Während Preußen, Sachſen und Thüringen von dem 
Grundſatz der Schaffung einigermaßen beſchäftigter Arbeits⸗ 
gerichte ausgegangen ſind, hat Bayern geglaubt, der Be⸗ 
ſtimmung des 8 14 Abſ. 1 ArbGG, nach der Arbeitsgerichte 
regelmäßig für den Bezirk eines Amtsgerichts errichtet werden 
ollen, gegenüber dem von den obengenannten anderen 
Ländern betonten Grundſatz der Selbſtändigkeit und aud- 
reichenden Beſchäftigung eine ausſchlaggebende Bedeutung 
beilegen zu müſſen. Bayern hat feine Arbeitsgerichtsbehörden 
eng an die Organiſatior ſeiner ordentlichen Gerichtsbarkeit 
angelehnt. Den 269 bayriſchen Amtsgerichten ſtehen 172 Ar⸗ 
beitsgerichte gegenüber, ſo daß grundſätzlich auf ein Amts⸗ 
gericht ein Arbeitsgericht kommt und nur in verhältnismäßig 
wenigen Füllen mehrere Amtsgerichtsbezirke zu einem Arbeits⸗ 
gerichtsbezirke vereinigt werden. Auch in der Fachkammer⸗ 
frage iſt Bayern andere Wege gegangen als Preußen, 
Sachſen und Thüringen. Außer den vorgeſehenen drei Kam⸗ 
mern bei jedem Arbeitsgericht und den Reichsbahnfachkammern 
am Sitze der Arbeitsgerichte der Reichsbahndirektionen hat 
es eine Anzahl beſonderer Fachkammern geſchaffen. Im 
Gegenſatz zu Preußen und Sachſen hat es auch Bergbau⸗ 
fachkammern errichtet. 2 
Noch näher als die Organiſation der Arbeitsgerichte ift 
in Bauern die Organiſation der Landesarbeitsgerichte 
an die ordentliche Gerichtsbarkeit angelehnt. Den 29 bay⸗ 
riſchen LG. ſtehen 23 Landesarbeitsgerichte gegenüber. 

Ahnlich wie Bayern hat auch 

, Württemberg 

feine Arbeitsgerichtsbarkeit organiſiert. Für 62 württem⸗ 
bergiſche und einen heſſiſchen Amtsgerichtsbezirk hat es 
26 Arbeitsgerichte eingerichtet, die nur zum Teil — es ſind nur 
— — 


. e Die Ming, vd. ».24. Mai 1987 it auf S. 182 der de. 15 
er G8. für Thüringen abgebruct. 
) Die bayer. BO. iſt v. 28. April 1927. 
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12 Arbeitsgerichte — getrennte Arbeiter⸗ und Angeſtellten⸗ 
kammern, jedoch alle ein eigenes Handwerksgericht haben. Im 
Gegenſatz zu der Organiſation in Preußen, Sachſen und Thü⸗ 
ringen hat Württemberg außer der beim Arbeitsgericht in 
Stuttgart eingerichteten Reichsbahnfachkammer noch 7 land⸗ 
und forſtwirtſchaftliche Fachkammern errichtet. 

Landesarbeitsgerichte hat Württemberg 6 errichtet, ſo 
daß faft auf jeden der 9 württembergiſchen Landgerichtsbezirke 
ein Landesarbeitsgericht kommt. 

Einen gewiſſen Mittelweg ſchlägt 

Baden 

ein, das weder dem preußiſchen, ſächſiſchen, thüringiſchen noch 
dem bayriſchen Vorbilde folgt e). Baden, das 50 Amtsgerichte 
hat, hat 25 Arbeitsgerichte errichtet. Dieſe Gerichte 
beſtehen teils aus drei, teils aus zwei — nur eins aus mehr 
als drei — Kammern. An Fachkammern hat Baden nur 
eine Reichsbahnfachkammer eingerichtet, im übrigen aber von 
der Errichtung von Fachkammern Abſtand genommen. 

Den 8 LG. in Baden ſtehen 6 Landesarbeits⸗ 
gerichte gegenüber, ſo daß hier dieſelbe Regelung wie in 
Bayern erfolgt iſt: Landesarbeitsgerichte möglichſt für den 
Bezirk jedes LG. Nur Heidelberg und Waldshut ſind als 
Landgerichtsſitze nicht mit einem Landesarbeitsgerichte bedacht 
worden. Dieſe Landesarbeitsgerichte werden aus je einer 
Kammer beſtehen. 

Schließlich iſt auch in 

Lübeck 
die Organiſation der Arbeitsgerichtsbarkeit To weit ab⸗ 
geſchloſſen, daß ſich ein überblick über die dortigen Pläne ge⸗ 
winnen läßt). Für das Gebiet des Freiſtaates Lübeck wird 
ein Arbeitsgericht mit drei Kammern (einer Arbeits-, 
einer Angeſtelltenkammer und einem Handwerksgericht) er⸗ 
richtet. Ein eigenes Landesarbeitsgericht hat Lübeck nicht er⸗ 
richtet. Vielmehr ſoll das Landesarbeitsgericht dem 
im Freiſtaate Hamburg zu errichtenden Landesarbeitsgericht 
angeſchloſſen werden. 
„Dieſer überblick über die bisher bekanntgewordene Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zum Arbeitsgerichtsgeſetz zeigt bereits, 
daß die Organiſation der Arbeitsgerichtsbehörden in den 
einzelnen deutſchen Ländern nicht nach einheitlichen Geſichts⸗ 
punkten aufgeſtellt iſt. Die Begründung für dieſe Erſcheinung 
wird man hauptſächlich in der Tatſache finden, daß das 
ArbG. in feinem § 14 Abſ. 1 zwei Grundſätze vereint, 
die ſich in der Praxis gegenſeitig ausſchließen: nämlich den 
Grundſatz der Selbſtändigkeit der Arbeitsgerichte und den 
Grundſatz der übereinſtimmung der Amtsgerichts⸗ mit der 
Arbeitsgerichtsorganiſation. Die Zukunft wird lehren, welches 
Organiſationsſyſtem den Bedürfniſſen des praktiſchen Rechts⸗ 
lebens beſſer gerecht werden wird: das der Zentraliſation 
(Preußen, Sachſen und Thüringen) oder das der Dezentrali⸗ 
ſation (Bayern und Baden). Bei der Kürze der zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Zeit für die Ausführung der im Geſetz 
gegebenen Richtlinien und den immerhin nicht allzu du⸗ 
verläſſigen ſtatiſtiſchen Unterlagen für den Umfang der zu 
erwartenden arbeitsgerichtlichen Tätigkeit konnte naturgemäß 
in den Ländern nicht ſchon jetzt etwas in allen Einzelheiten 
Feſtſtehendes geſchaffen werden. Die Zeit wird vielmehr die 
ängel der einzelnen Organiſationen zeigen und dann dazu 

Veranlaſſung geben, in eine Überprüfung des Geſchaffenen 
einzutreten und die Verbefferungen zu ſchaffen, die erforderlich 
ſind, um den großangelegten Plan der cr einheitlichung des 
Arbeitsgerichtsweſens und damit auch des Arbeitsrechts zur 
Durchführung zu bringen. N 

Die weiteren Durchführungsbeſtimmungen der übrigen 
Länder werden demnächſt an dieſer Stelle behandelt werden. 
Erſt dann wird ſich ein allgemeine Überblick iiber die Arbeits- 
lassen. aniſte im ganzen Deutſchen Reiche gewinnen 
aſſen. 


(Die Ausführungsbeſtinm fegen) bez der anderen Länder 


© Wie bad, VO. iſt in Nr. 14 S. 101 des Bad. Gu Bl. vom 
17. Mai 1927 abgedruckt. 


1) GO. v. 11. Mai 1927 in Nr. 43 der Sammlung der Lübecki⸗ 
ſchen Geſeze und Verordnungen v. 11. Mai 1927. 
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Literatur zum Arbeitsgerichtsgeſetz. 

Dr. Baumbach, Adolf, SenBräf. beim Kammergericht: Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetz. Berlin. Verlag Otto Liebmann. Preis geb. 
5,25 h. 

Dr. Bepöne, Hans, DObermagifwatzrat, Vorſ. d. Kaufm.⸗Ger. 


Berlin: Arbeitsgerichtsgeſetz. Berlin und Leipzig. Ver⸗ 
lag Walter de Gruyter & Co. Preis 3,60 . 

Deutſchnationaler Handlungsgehilfen⸗Verband: Das Ar⸗ 
beitsgerichtsgeſetz. Eine Einführung. Hamburg. Hanſe⸗ 
atiſche Verlagsanſtalt. Preis 1 h. 

Dr. Elias, Otto, Rechtsanwalt und Notar: Das Arbeits⸗ 
gerichtsgeſetz. Gemeinverſtändlich erläutert für den prak⸗ 
tiſchen Gebrauch. Dortmund. Verlag Geriſch & Co. 

Goldſchmidt, Heinz, Oberregierungsrat im Reichsarbeits⸗ 
miniſterium: Arbeitsgerichtsgeſetz. Textausgabe mit kurzen 
Anmerkungen und ausführlicher Einführung. Berlin. Conrad 
Habers Verlag. 

Kleeis, Friedrich, Bürgermeiſter u. Vorſ. d. Gew.⸗ u. Kaufm. 
Ger. Aſchersleben: Arbeitsgerichtsgeſetz. Textausgabe mit 
Einleitung, Anmerkungen und Sachregiſter. Wordels Text⸗ 
ausgaben. Leipzig. Verlag Friedrich A. Wordel. Preis 
0,60 #. 


Bei jedem neueren Geſetze erleben wir das gleiche eifrige 
Bemühen von Kommentatoren, an Schnelligkeit jeden Mitbewer⸗ 
ber zu überbieten. Dieſer Wettlauf hat auch beim Arbeitsgerichts⸗ 
geſetz begonnen. Darauf weiſt eine Gewerkſchaftszeitſchrift mit 
Recht hin. Sie glaubt dabei feſtſtellen zu können, März 1927, daß 
die bisher vorliegenden Kommentare entweder nur Geſetzesaus⸗ 
gaben mit kurzen Anmerkungen ſeien oder den Stempel der eiligen 
Herſtellung tragen. Das iſt gewiß im weſentlichen zutreffend. Viel⸗ 
fach handelt es ſich bei dieſer Art von Erzeugniſſen um Eintags⸗ 
fliegen. Sie ſinken dahin und werden vergeſſen. Sie hinterlaſſen 
keine Spur. Sie enthalten keine Gedanken, wert von ſpäteren 
Kommentaren erhalten zu werden. Sie wollen aber z. T. auch 
nichts anderes, als denen, die ſich von Berufswegen mit dem neuen 
Geſetz beſchäftigen müſſen, eine kurze Einführung geben. So foll 
man denn auch an dieſe Art Literatur keine allzu hohen Anfor⸗ 
derungen ſtellen, das aber verlangen, daß ſie ſich frei von offen⸗ 
baren Fehlern halten. 

Im allgemeinen darf anerkannt werden, daß diejenigen der 
hier angezeigten Schriften, die zur erften Einführung be⸗ 
ſtimmt find, ihre Aufgabe zu erfüllen wohl geeignet ſind. 

Das gilt insbeſ. von der Goldſchmidtſchen Schrift, in 
deren Vorwort der Verf. zum Ausdruck bringt, daß das kleine 
Buch es den Juriſten erleichtern und dem Laien ermöglichen will, 
ſich ſchnell auf dem nicht leichten Rechtsgebiet zurecht zu finden, 
indem es den Text durch kurze Hinweiſe auf die Zuſammenhänge 
und knappe Erläuterungen der weſentlichen Begriffe ergänzt. Die 
Einführung (24 S.) iſt klar und überſichtlich. Die Anmerkungen, 
im Depeſchenſtil, bieten eine gute Stütze. Hier wie anderswo zeigt 
ſich aber, daß es für den Laien kaum ausreichen dürfte, wenn 
nur hie und da meiſt im Geſetze ſelbſt erwahnte Paragraphen der 
ZPO. zum Abdruck gebracht werden. Zweckmäßig ſollten gerade 
für Laien die Beſtimmungen der ZPO. fo ausführlich wie nur mög⸗ 
lich mitgeteilt werden. Nur ſo kann geklärt werden, wie ſich die 
vielfach angeordnete „entſprechende“ Geltung der Beſtimmungen 
der ZPO. geſtaltet. a 

Die Schrift des Deutſchnationalen Handlungs⸗ 
gehilfen verbandes bringt außer einer kurzen Vorgeſchichte 
ausführlicher auf 37 Seiten eine ſyſtematiſche Darſtellung des In⸗ 
halts des Geſetzes. Ihr folgt der Abdruck des Geſetzes ſelbſt. Ein 
Regiſter fehlt. Die Schrift gikt einen guten Überblick. 

Elias’ Arbeit trägt leider zu ſehr „den Stempel der 
eiligen Herſtellung“. Die Erläuterungen find daher mit größter 
Vorſicht zu gebrauchen. So ſagt er S. 69 unten: „Tarifverträge 
ſind arbeitsrechtliche Abmachungen, getroffen zwiſchen Arbeit⸗ 
nehmern und Arbeitgebern oder Vereinigungen von Arbeit⸗ 
gebern „während er S. 70 richtig betont, daß auf ſeiten der Ar⸗ 
beitnehmer eine Bereinigung Vertragspartei ſein muß. Das 
Erfordernis der Schriftlichgeit iſt nicht erörtert. S. 72 zu a2 ift 
mißverſtandlich von „Verbindlichkeitserklärung“ des TV. ſtatt 
von „Allgemeinverbindlichzeitserklärung“ die Rede. Irrig iſt es, 


wenn der Verf. S. 84 vorträgt. daß die Kündigungseinſpruchsklage 


auch da gegeben iſt, wo ein BR. „beſtehen müßte“, aber nicht bee 
ſteht. Zum mindeſten ſchief ausgedrückt iſt es, wenn der Verf. 
S. 85 meint, daß das Einſpruchsrecht dem Arbeitnehmer zuſtehe, 
um notfalls vom Arbeitgeber die Zurücknahme der Kündigung er⸗ 
zwingen zu können. Bedenklich iſt die Annahme, daß „Verſetzung 
in einen anderen Betrieb“ nach § 96 BRG. „ganz allgemein Ber 
ſetzung zu einer anders gearteten Arbeit“ bedeute (S. 104); daß 
dem ohne Zuſtimmung der Betriebsvertretung entlaſſenen BR. Mit⸗ 
glied neben der Klage auf Zahlung des Lohnes auch eine Klage 
auf Feſtſtellung zuſtehe, „daß ihn der Arbeitgeber ungehindert das 
Amt des Betkiebsrats weiter ausüben läßt“ (S. 108). Zu 811 
S. 136 vertritt der Verf. zu Unrecht die Meinung, daß Mitglieder 
und Angeſtellte wirtſchaftlicher Vereinigungen als Vertreter dann 
ausgeſchloſſen ſeien, wenn ſie auch Rechtsanwalt ſind. Ent⸗ 
ſcheidend ijt allein, ob der Betreffende die Rechtsanwalts praxis 
ausübt. Die bloße Wahrnehmung von Armenſachen wird als 
Ausübung der Praxis nicht anzuſehen fein (ſ. jetzt auch Gold⸗ 
ſchmidt, Anm. 6 zu § 11, Baumbach, Anm. 8 zu 9 11). Es 
iſt wohl nur ein unklarer Ausdruck, daß ſich der Schiedsvertrag 
immer nur auf die Schiedsvertragsparteien beziehe (S. 226). Fälſch⸗ 
lich wird zu 9 95 (S. 231) vorgetragen, daß Zuziehung eines 
Rechtsanwalts zur mündlichen Verhandlung vor dem Schiedsgericht 
ausgeſchloſſen ſei. Das Geſetz ſagt ausdrücklich, daß der Schieds⸗ 
vertrag abweichend von § 11 Abſ. 1 etwas anderes beſtimmen kann. 
Dieſe Ausleſe mag zur Begründung des eingangs ausgeſprochenen 
Urteils genügen. Gerade in einer für Laien beſtimmten Schrift 
ſollten Meinungen, die von der herrſchenden Lehre abweichen, ſtets 
als ſolche gekennzeichnet und beſonders forgfältig begründet fein. 
Die erſten Worte der Einführung, in denen der Verf. auf ſeine 
berufliche Tätigkeit für große Arbeitnehmerorganiſationen der ver⸗ 
ſchiedenſten Richtungen hinweiſt, ſind jedenfalls als Schönheitsfeh⸗ 
ler zu bezeichnen. 

Depeène hat mit Rückſicht darauf, daß reichs⸗ und landes⸗ 
rechtliche Ausführungsbeſtimmungen noch nicht erſchienen ſind, 
„. 9; von einer Kommentierung des Geſetzes abgeſehen und zu⸗ 
nächſt eine Textausgabe mit einer erläuternden Einleitung nebſt 
Anmerkungen veröffentlicht“. Er hat dem weſentlichen Inhalt des 
Geſetzes 52 Seiten gewidmet. Die Einleitung kann als ein zuver⸗ 
läſſiger Führer angeſprochen werden. Bei der Wiedergabe des Ge⸗ 
ſetzestextes ſind die dort angezogenen Stellen anderer Geſetze hin⸗ 
ter den betr. Paragraphen in anderer Druckſchrift abgedruckt. Die 
in Frage kommenden Paragraphen des BRG. find nebſt den Er⸗ 
läuterungen des Verf. aus Nr. 112 a der gleichen Sammlung über⸗ 
nommen worden. Ein Regiſter iſt beigegeben. 

Baumbachs Kommentar ragt als ſchöpferiſche Leiſtung aus 
der Reihe der hier angekündigten Schriften hoch hervor. Nur die 
nicht zu Überbietende Knappheit — gepaart mit Klarheit — des Aus⸗ 
drucks hat es ermöglicht, daß das Erlauterungswerk ein hand⸗ 
licher Taſchenkommentar bleiben konnte. Mit berechtigtem Stolz 
darf der Verf. bekennen, daß er „der Erörterung der zahlreichen, 
manchmal fait hoffnungsloſen Zweifel, zu denen das Geſetz Anlaß 
gibt, nicht aus dem Wege gegangen“ iſt. Seine Stellungnahme zu 
den Zweifelsfragen iſt eine ſolche, daß Wiſſenſchaft und Recht⸗ 
ſprechung nicht ohne Schaden an dieſem Werke vorbeigehen können. 
Es verdient weiteſte Verbreitung und ernſteſte Beachtung. Dem 
Verf. gebührt aufrichtiger Dank aller, die dieſes Geſetz anzuwen⸗ 
den haben. Das ſind auch die nicht zur unmittelbaren Mitwir⸗ 
kung an den Arbeitsgerichte berufenen Juriſten. „Kein Juriſt 
kann eure Kenntnis des Arbeitsgerichtsgeſetzes entbehren.“ 
(Vorwort.) Die an die zur Arbeitsgerichtsbarkeit herangezogenen 
Richter der ordentl. Gerichtsbarkeit gerichteten Worte (Geſchicht⸗ 
liches S. 4) mögen nicht ungehört verhallen! Sie rücken die ſchwere 
und verantwortungsvolle Aufgabe, namentlich in der unterſten In⸗ 
ſtanz, in das rechte Licht. 


Der Berichterſtatter hat das Gefühl, dieſer bedeutenden Ar⸗ 
beit nicht gerecht zu werden, wenn er ſich auf dieſe allgemeine 
Betrachtung beſchränkt. Indeſſen wo anfangen, wo aufhören! Dar⸗ 
um 42 nur willkürlich einige Proben herausgegriffen, Anm. 4 Dc 
u 52 vertritt der Verf. die Auffaſſung, daß d. Urt. e. ſachl. 
unzuſt. Arb®. ein Nichts, ein Nichturt. iſt. In Anm. 20 zu § 2 
wird erfordert, daß d. unerl. Handl. mit d. Arb Verhältnis in e. 
inneren Zuſammenhang ſtehen muß, daß alſo nicht hierher 
gehört e. Anſpruch d. Arbchebers gegen d. ArbNehmer aus Be⸗ 
raubung außerhalb d. Arbeitsſtelle. überall begegnet man einer 
hohen Auffaſſung der richterl. Berufspflichten. Die Fragepflicht 
wird als eine der vornehmſten Pflichten d. Prozeßrichters bezeich⸗ 
net, deren Verletzung gerade beim Arb&. von den ſchwerwiegendſten 
Folgen ſein kann; „e. Überrumpelung d. Parteien durch nicht er⸗ 
örterte Geſichtspunlite iſt verwerfl. u. ungeſetzl.“ (Anm. 5 zu 858). 
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1 3Zwangsvergleiche ſind ſtreng zu meiden; d. Maß d. Zuredens 
daßt im Takt d. Richters Nie darf e. Partei d. Eindruck haben, 
daß ſie unterlegen iſt, nur weil ſie ſich nicht vergleichen wollte.“ 
(Anm. 4 zu 857.) „Die Zeugenvernehmung it eine ſchwie⸗ 
rige und nur in begrenztem Maß erlernbare Kunſt.“ Man leſe 
A beachte, was der Verf. Anm. 5 D zu 8 58 hierzu ſagt. 
Unm. 8 B zu 8 61 will der Verf. die Beſchwerde gegen die im 
irt. getroffene Wertfeſtſ. zulaſſen. „Dieſe Auslegung entſpricht 
einem Bedürfnis; nur ſie kann die vollſte Willkür in Abſchneidung 
„Berufung durch zu niedrige Feſtſetzung verhindern.“ 
. Alles in allem ein Werk, dem, wenn nicht alle Anzeichen 
trügen, ein gleicher Erfolg beſchieden ſein dürfte, wie ihn des Ver⸗ 
ſaſſers Kommentar zur IPOD. bereits erlebt hat. Ein Erfolg, der 
sicherlich wohlverdient wäre. 

Am anſpruchsloſeſten tritt die Schrift von Kleeis auf. 
1 8 Verf. bietet im weſentlichen nur eine Textausgabe, der einige 
edeutſame Beſtimmungen des BR., GVG. und ZPO. als An: 
ag beigefügt find. In der Einleitung find die Fragen: „Was 
ringt das Geſetz im Aufbau der Gerichte Neues?“ und „Wie iſt 
das Verfahren geſtaltet worden?“ auf noch nicht 2 Seiten erle⸗ 
digt. Ein kurzes Regiſter iſt beigegeben. 

RA. Max Abel, Eſſen. 


Hueck, Dr. Alfred, ord. Prof. an der Univerſität Jena, und 
Nipperdey, Dr. Hans Carl, ord. Prof. an der Univerſität 
Köln: Lehrbuch des Arbeitsrechts. 1. Bd. 1. Lieferung. 
Mannheim 1927. Verlag J. Bensheimer. Subſkriptions⸗ 
preis der 1. Lieferung 10 . 


Die Verf. werfen im Vorwort die Frage auf, ob der geeignete 
Zeitpunkt heute ſchon gekommen ſei für den Verſuch, eine ſyſtema⸗ 
iſche Zuſammenfaſſung des geſamten Arbeitsrechtsſtoffes in Form 
eines Lehrbuches zu geben. Sie bejahen die Frage, und der Bericht⸗ 
erſtatter bejaht ſie mit ihnen. Mag immerhin die Geſetzgebung 
auf dieſem Gebiete mit dem Arbeitsgerichtsgeſetz noch nicht als ab⸗ 
geſchloſſen betrachtet werden — wann wird dieſer Abſchluß je 
ommen? —, ſo ſoll die Wiſſenſchaft dieſen Abſchluß nicht ab⸗ 
warten, ſondern vorbereiten. Und ſo muß man den Verf. zugeben, 
daß „gerade die wiſſenſchaftliche Zuſammenfaſſung des ganzen 
Stoffes, die Herausarbeitung einheitlicher Grundbegriffe und die 
erknüpfung mit den ſonſtigen Gebieten des Rechts für die Vor⸗ 
bereitung einer weiteren Reformgeſetzgebung von größter Bedeutung 
„ wenn anders eine einheitliche, geſchloſſene Regelung des ganzen 
ebietes und nicht einzelne Teilreformen ohne inneren Zuſammen⸗ 
ang erſtrebt werden“. Bleibt für den Berichterſtatter zu ſagen 
übrig, daß gerade die Zuſammenfaſſung, die uns die erſte, von 
Hueck bearbeitete Lieferung — enthaltend allgemeine Lehren und 
Taft das ganze Arbeitsvertragsrecht — ſchon bietet, dieſe Aufgabe 
du erfüllen hervorragend geeignet iſt. Nicht minder bedeutſam 
aber iſt dieſes Buch für alle, die ſich wiſſenſchaftlich und praktiſch 
mit dem Arbeitsrecht zu befaſſen haben. Wohl dem Neuling, der 
1 5 ſolchem Führer den erſten Schritt in das zerklüftete Gebiet 
58 Arbeitsrechts tun darf. Aber auch der eng Praktiker 
a ſicherer ſchreiten, wenn er immer einmal wieder zu dieſem 
eichen Born zurückkehrt. 
ab Verf. und Verlag versprechen, daß das Werk Ende 1927 
abgeſchloſſen vorliege. Der Berichterſtatter hofft, noch in dieſem 
ſei re das Werk in ſeiner Geſamtheit würdigen zu können. Hier 
ei nur mit allem Nachdruck auf dieſe Neuerſcheinung aufmerkſam 


gemacht. 
RA. Max Abel, Eſſen. 


die Verordnung Über die Arbeitszeit (Arbeitszeitnotgeſetz). 
Erläutert von Dr. jur. Gerhard Erdmann. Dritte Auflage. 
Preis 4,50 . 


% Schon die früheren Aufl. des Komm. von Erdmann zur 
Abs 8. erfreuten ſich mit Recht großer Beliebtheit. Die neueſte 
wellage, die durch das Arb ZNotG. erforderlich wurde, bildet eine 
ertvolle Ergänzung und Erweiterung. Die überſichtliche, klare Ein⸗ 
eilung der Erläuterungen, die nur bei einer völligen Beherrſchung 
eſer fo beſonders ſchwierigen Materie möglich iſt, ift auch hier wie 
* den anderen Erdmannjden Kommentaren ein beſonderer Vor⸗ 
zug des Werkes. Auch inhaltlich ragt der Komm. aus der großen 
0 der gleichartigen Werke weit hervor. Der Verf. geht ausführlich 
nul die verſchiedenen Streitfragen ein und kommt dabei ſtets zu prak- 
un brauchbaren Ergebniſſen, die er auf objektiven, rein rechtlichen 
wiſſenſchaftlichen Geſichtspunkten aufbaut. 
für er Komm. ift daher ein wertvoller Ratgeber und Wegweiſer 
faſſ alle, die ſich mit der Arbeitszeitfrage und ihrer Regelung be⸗ 
behan wollen. Daß auch die Literatur und Rechtſprechung eingehend 
andelt und gewürdigt worden iſt, ſei noch nebenbei erwähnt. 


RA. Dr. Schoppen, Düffeldorf. 


Dr. Georg Flatow, Ming. i. preuß. Min. f. Handel u. 
Gewerbe: Betriebsrätegeſetz v. 4. Febr. 1920 nebſt Wahl⸗ 
ordnung, Ausführungsverordnung und Ergänzungsgeſetzen 
(Betriebsbilanzgeſetz, Aufſichtsratsgeſetz u. Wahlordnung). 
12. verb. Aufl. Berlin 1927. Verlag von Julius Springer. 
Preis 18 Sh. 5 


Seitdem der Verf. die Jubiläumsausgabe feines Werkes vor⸗ 
legen konnte (vgl. JW. 1922, 1711) find faſt fünf Jahre ins 
Land gegangen. Fünf Jahre des Streites über die Bewährung der 
Betriebsräte, aber auch eine gleiche Zeitſpanne gründlicher Erfor⸗ 
ſchung von Einzelvroblemen des Betriebsverfaſſungsrechts. Erſtaun⸗ 
licherweiſe blieben ſeit 1923 neue Ausgaben der Erläuterungswerke 
aus. Da brachte uns der Nov. 1926 den Komm. von Mans⸗ 
feld (Verlag Glückauf mbH. Eſſen), der wohl geeignet war, die 
Lücke auszufüllen und der ſchnell ſich Freunde erwarb. Und nun 
kehrt der uns liebgewordene Flatow wieder, in neuem Ge⸗ 
wande, in anderem Verlage. Aus der beſcheidenen erſten Aufl. 
(ogl. JW. 1920, 543; 1921, 564) angewachſen zu dem ſtattlichen 
Umfange von 545 Seiten. Es iſt dem Verf. zuzugeben, daß die 
gewaltige Fülle des Materials dieſe Erweiterung des Umfanges 
mit ſich bringen mußte, „ein Schickſal, das allen neueren Geſetzes⸗ 
erläuterungen beſchieden ift, insbeſ. auf Gebieten, die ſich ſo wie 
das kollektive Arbeitsrecht in Fluß und im Widerſtreit, der wirt⸗ 
ſchaftlichen, ſozialen und ideellen Entwicklung befinden“. 

Ein flüchtiger Blick in das Werk ſelbſt genügt, um zu er⸗ 
kennen, was einen Beobachter des Schrifttums und der Recht⸗ 
sprechung zum BRB. nicht überraſchen kann, welch ungeheure 
Stoffmenge der Verf. zu bewältigen hatte. Wenn man dann aber 
näher zuſieht, und den Verf. in feinen Auseinanderſetzungen mit 
neuen Lehrmeinungen und fortentwicelter Rechtſprechung folgt, 
ſo wird man zu ehrlicher Bewunderung und freudiger Anerken⸗ 
nung geradezu gezwungen. 

Die Vorbemerkung (S. 15 ff.) hat gegenüber der früheren 
eine bemerkenswerte Erweiterung erfahren. Der Verf. erörtert 
neu S. 23 ff. die Frage, wie weit Rechtshandlungen der Betriebs⸗ 
vertretungen aus irgendeinem Grunde nichtig und daher behörd⸗ 
liche Stellen berechtigt und verpflichtet ſind, dieſe Handlungen als 
nicht vorhanden zu betrachten. Daran anſchließend S. 28 ff. wird 
das Verhältnis mehrerer behördlicher Entſcheidungen zueinander, 
die in Betriebsräteſtreitigkeiten ergehen, behandelt. Die Ausfüh⸗ 
rungen ſeien beſonderer Beachtung empfohlen. 

Die Erläuterungen der einzelnen Paragraphen haben 3. T. 
ein völlig neues Geſicht erhalten. Nirgends verſchließt ſich ber 
Verf. einer berechtigten Kritik feiner früheren Darlegungen. So 
hat er unter dem Eindruck der Schrift von Jacobi „Betrieb 
und Unternehmen als Rechtsbegriffe“ ſeine Erläuterungen zu 89 
(S. 52 ff.) umgeſtaltet. 823 (S. 123 ff.) wird eingeleitet durch eine Un⸗ 
terſuchung der Frage, welche Bedeutung das Fehlen der Betriebs⸗ 
vertretung infolge des Verhaltens des Arbeitgebers habe; es wird 
verneint, daß 823 Bach. ein Schutzgeſetz i. S. des 8 823 Abi. 2 
BGB. ſei; und es werden die Wege aufgewieſen, die angeſichts 
der Säumigkeit des Arbeitgebers in Erfüllung ſeiner ihm nach 
8.23 e Pflichten gegeben ſind. Im 839 (S. 177) wird 
die Auffaſſung verteidigt, daß, ſoweit nach Streik oder use 
ſperrung die Wiedereinſtellung erfolgt und die Arbeitsverträge als 
nicht unterbrochen gelten, ſich zugleich mit dem Arbeitsverteag 
rückwirkend auch die zunächſt erloſchene Mitgliedſchaft im Betriebe 
rat als fortbeſtehend erweiſt. Die Erläuterungen zu bb Nr. 
und 75 Bech. geben dem Begründer der Wiſſenſchaft ven der 
„Betriebsvereinbarung“ Gelegenheit, unter BE 2 25 
gung des außergewöhnlich ſtark angewachſenen & hriftküms, die Er⸗ 
gebniſſe feiner früheren Unterſuchungen („Betriebsvereinbarung und 
Arbeitsordnung“) einer ſorgfältigen Nachprüfung zu unterziehen. 
Gern beugt er ſich vor den überzeugenden Gründen ſeiner Gegner 
(jo S. 301, wo er die Auffaſſung, daß alle Vetriebsvereinbarungs⸗ 
ftreitigkeiten mangels Einigung mit einer bindenden Entſcheidung 
des SchlA. zu enden hätten, aufgibt), um auf der anderen Seite 
mit aller Kraft ſeine für richtig erkannte Meinung auch gegen⸗ 
über der „herrſchenden“ Meinung du verteidigen (ſ. S. 306 ff in 
der Frage der Unabdingbarkeit der Betriebsvereinbarungen). Eine 
beſondere Betrachtung widmet der Verf. (S. 308 ff.) den „Dienſt⸗ 
ordnungen“ der Sozialverſicherengen ei billigt mit guten Grün⸗ 
den die Entſch. d. Rö. (JW. 1927, 78616): Die Dienſtordnungen 
iind keine „Arbeitsordnungen. oder „Dienſtvorſchriften“ i. S. des 
ENG,, ihr Inhalt geht vor Tarifvertragsnormen. Beifall gebührt 
dem Verf. für ſeine dem Praktiker beſonders wertvollen Aus⸗ 
führungen betr. die Schadenserſatzprozeſſe, die gegen Betriebsrats⸗ 
mitglieder aus dem Geſichtsruntge der unerlaubten Handlung er⸗ 
hoben zu werden pflegen. (S. ff.) An einer ſolchen dankens⸗ 
werten Zuſammenſtellung hat es bisher gefehlt. 

Erwähne ich ſchließlich noch die ausgezeichneten, für die 
Praxis beſonders bebeutfamen Erläuterungen zu 88 84— 90 (etzt auf 
46 Seiten angewachſen) und zu 88 96—98, jo bin ich mir wohl ber 
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wußt, daß ich mit dieſer Aufzählung auch nicht annähernd die 
Fortſchritte gegenüber der letzten Auflage aufzeichne. Es gäbe ſonſt 
der Anerkennung kein Ende. 

Es iſt überflüſſig, dieſem bewährten Erläuterungswerk ein 
Wort der Empfehlung mit auf den Weg zu geben, wenn es nun in 
12. Aufl. den Siegeszug fortſetzt. Dieſes Buch hat die Feuerprobe 
beſtanden; es gehört zum unentbehrlichen Beſtande einer jeden 
juriſtiſchen Bücherei. RA. Max Abel, Eſſen. 


Reichsverſicherungsordnung mit Anmerkungen. Heraus⸗ 
gegeben von Mitgliedern des Reichsverſicherungsamts. 
Band I: Gemeinſame Vorſchriften. Beziehungen der 
Verſicherungsträger, Verfahren. (Erſtes, fünftes und 
ſechſtes Buch der RVO.) Berlin 1927. Julius Springer. 
433 S. Preis 15 . 


Der vorliegende Band ſchließt die aus vier Bänden beſtehende 
ausgezeichnete Handausgabe ab, zu der bereits JW. 1927, 154 Stel⸗ 
lung genommen iſt. Er ift von dem Direktor im RVA. Hanow, 
den Senatspräſidenten Dr. Lippmann und Dr. Derſch, den 
Oberregierungsräten Dr. Kieffer und Knackſtedt und dem Re⸗ 
gierungsrat Dr. Knoll bearbeitet. Die älteren, auf dem Gebiete der 
Sozialberſicherung bekannten und geſchätzten Schriftſteller des RVA. 
haben es verſtanden, die gute wiſſenſchaftliche Überlieferung an die 
jüngeren Mitglieder des Gerichtshofs weiterzugeben. Die Handaus⸗ 
gabe will nur zuverläſſige Spruchſammlung fein und iſt beſtimmt, die 
Beteiligten, die Verſicherten und ihre Vertretungen, die Verſicherungs⸗ 
träger, die Arzte und allgemein die Behörden über den gegenwärtigen 
Stand der Rechtſprechung und der Rechtsübung in der Sozialver⸗ 
ſicherung zu unterrichten. Bekanntlich iſt die Herausſchälung eines 
Rechtsſpruchs als weſentlichen Inhalts eines Urteils oder Be⸗ 
ſchluſſes eine ſchwierige und verantwortungsvolle Aufgabe, die nur 
ſelten richtig gelöſt wird. Sie jest vollkommene wiſſenſchaftliche und 
praktiſche Durchdringung des ganzen Rechtsgebietes voraus. Die Über⸗ 
ſchriften und Frageſtellungen in den amtlichen Sammlungen geben 
hierfür häufig, aber nicht immer den erſten und ſicherſten Anhalt. 
Der Bearbeiter muß ſehr oft tiefer und genauer ſehen als der Ur⸗ 
teilsfaſſer und Einſender. Dieſen Anforderungen an eine gute und zu⸗ 
verläſſige Zuſammenſtellung entſpricht auch der vorliegende Band in 
allen feinen Teilen, wie ich durch zahlreiche Stichproben feſtgeſtellt 
habe. Damit iſt nicht geſagt, daß der Leſer jeder weiteren ſelbſtän⸗ 
digen Durchſicht und Nachprüfung der wiedergegebenen Entſcheidungen 
überhoben ſein ſoll. Solche Hilfe kann und ſoll ein Erläuterungs⸗ 
werk nicht bieten. Ich will dies an einem Beiſpiele, in dem die 
Rechtslage nicht einfach zu überſehen iſt, zeigen. 

Nach 81542 RVO. gehen die Entſchädigungsanſprüche der nach 
der RVO. Verſicherten oder ihrer Hinterbliebenen, ſoweit fie auf 
anderen geſetzlichen Vorſchriften (3. B. dem Haftpflichtgeſ. v. 7. Juni 
1871) berufen, auf den Verſicherungsträger, über, und zwar bemißt 
ſich der Umfang nach dem, was dem Verſicherten, ſolange die Ver⸗ 
pflichtung des e beſteht, auf Grund der Verſiche⸗ 
rungspflicht zu gewähren iſt. Selbſtverſtändlich muß z. B. die Ge⸗ 
noſſenſchaft ſich alle Einwendungen entgegenhalten laſſen, die dem 
Haftpflichtigen gegen den Verletzten zuſtehen, insbeſ. die Einrede des 
mitwirkenden Verſchuldens. Der Kommentar gibt Anm. 6 zu 8 1542 
die in Betracht kommenden Rechtsgrundſätze wie folgt wieder: „Ein 
Übergang findet überhaupt nicht ſtatt, wenn der Schadenserſatzanſpruch 
des Verſicherten nach 8 254 BGB. wegen überwiegenden eigenen Ver⸗ 
ſchuldens des Verſicherten in vollem Umfange unbegründet iſt. Wenn 
aber dem Verletzten unter Berückfichtigung des 8 254 BGB. nur ein 
Teil ſeines erhobenen Schadensanſpruchs zugeſprochen wird, ſo geht 
der Anſpruch mit dieſer Begrenzung auf den Verſicherungsträger 
über.“ Wird der Schabdenserſatzanſpruch des Verſicherten nur 
teilweiſe anerkannt, fo geht er in dieſem Betrag auf den Verſiche⸗ 
rungsträger über, nicht etwa in dem aus dem Maße der ſchuldhaften 
Mitverurſachung des Verſicherten ſelbſt ſich beſtimmenden Teile.“ — 
Dieſe Grundſätze ſind mit Sorgfalt und Genauigkeit den angezogenen 
Entſcheidungen entnommen. Trotzdem iſt mir zweifelhaft, ob der Leſer 
imſtande ſein wird, mit ihrer Hilfe, ohne Durchſicht der Entſchei⸗ 
dungen ſelbſt, die Frage zu beantworten, in welchem Umfange der 
Anſpruch auf den Verſicherungsträger übergeht, wenn der Schaden ge⸗ 
mäß 8 254 BGB. geteilt wird. 

Muß die Sozialrente, um die Höhe des übergehenden An⸗ 
ſpruchs feſtzuſtellen, vor dem zuerkannten Bruchteile oder don dem 
Jahresgehalt des Unfallverletzten abgezogen werden? Bekanntlich hat 
das RG. in ſtändiger Rechtſprechung angenommen, daß — im Gegen⸗ 
ſatze zu Bezügen, die dem Geſchädigten auf Grund eines Vertrags, 
insbe}. eines Verſicherungsvertrags zufließenden — auf Geſetz be⸗ 
ruhende Bezüge aus öffentlich⸗rechtlichem Titel (aus Penſionen, 
Witwen⸗ und Waiſengeldern u. dgl.) auf den Erſatzanſpruch in An⸗ 
rechnung zu bringen find (Rz. 92, 402). Schweizer (JurRdſch. 
1927, 117) wendet ſich gegen die im Kommentar der RGſtäte Anm. 3 
zu 8 843 BGB. vertretene Anſicht, wonach, ſoweit Ruhegelder, Un⸗ 
fallrenten und ähnliche Leiſtungen auf die Rente aus 8 843 BGB. an⸗ 
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zurechnen find, bei Verteilung des Schadens gemäß 8 254 BGB. 
ihr ganzer Betrag von dem zuerkannten Bruchteile abzuziehen iſt. 
Schweizer will zwiſchen der Sozialrente und geſetzlichen Ruhe⸗ 
gehältern ſcheiden. Beträgt das Jahresgehalt des Unfallverletzten 
4000 RA und die Sozialrente 1500 RM, ſo ſoll — bei Teilung des 
Schadens gemäß 8 254 BGB. — der Schadensanſpruch auf 40002 
— 2000 RAM feſtgeſtellt werden, wovon 1500 RM nach 8 1542 RVO. 
auf den Verſicherungsträger übergehen und 500 KN. dem Verletzten 
zuſtehen. Bezieht der Verletzte aber ein Ruhegehalt von 1500 Kl, 
dann ſoll fein wirklicher Schaden auf 4000 — 1500 = 2500 RM au“ 
genommen werden, wovon der Verletzte 2500:2—= 1250 AM zu ber 
anſpruchen hätte. Ich glaube nicht, daß dieſe Unterſcheidung gerecht⸗ 
fertigt iſt. Der Begriff des Schadens i. S. des 8 1542 BGB. muß 
entſprechend der herrſchenden Rechtslehre und Rechtſprechung feſt⸗ 
gehalten werden. Im Falle unerlaubter Tötung oder Körperver⸗ 
letzung ſind der Verletzte, ſeine Rechtsnachfolger und ſonſtige Erſatz⸗ 
berechtigte inſoweit nicht als geſchädigt anzuſehen, als ſie durch 
geſetzliche Penſionen, Witwen- und Waiſengelder oder ähnliche Bezüge 
ſchadlos gehalten werden. Sozialrente wie Ruhegehalt muͤſſen daher 
von vornherein abgezogen werden, um feſtzuſtellen, welchen Schaden 
der Verletzte überhaupt erlitten hat. Erſt dann kann die Teilung nach 
$ 254 BGB. in Frage kommen. 

Nach 81717 RVO. iſt die Verweiſung an den Großen Senat 
geboten, wenn ein Senat des RVA. von der Entſcheidung eines 
anderen abweichen will. Es iſt ſtreitig geworden, ob die Vorſchrift 
auch gilt, wenn ein Senat von einer früheren Entſcheidung des 
ſelben Senats abweichen will. Die Rekursentſch. 3203 (AN. des 
RA. 26, 2) hat die Frage verneint (vgl. auch RVGer. 5,123 Abſ. 3). 
An die Wiedergabe dieſes Rechtsſpruches ſchließt der Kommentar die 
RevEntſch. 2977 des Großen Senats (AN. 1926, 376) an, deren In⸗ 
halt wie folgt wiedergegeben wird. „Bei der gegenwärtigen Zuſammen⸗ 
ſetzung der Senate des RVA. iſt ein Spruchſenat i. S. des 81717 
regelmäßig ein anderer als der, von deſſen Entſcheidung abgewichen 
werden ſoll, und zwar auch, wenn beide Senate dieſelbe Nummern⸗ 
bezeichnung führen.“ M. E. kann die Nebeneinanderſtellung beider 
Rechtsſprüche zu Irrtümern Veranlaſſung geben. Tatſachlich enthält 
die RevEntſch. des Großen Senats eine bewußte grundſätzliche Ab⸗ 
weichung von ber Rekursentſch. 3203; fie beruht im weſentlichen 
darauf, daß die Zuſammenſetzung der Spruchſenate des RVA. be⸗ 
ſtändigem Wechſel unterliegt. übrigens beweiſt auch dieſe Entſch. des 
Großen Senats, wie gering beim RBA. der horror pleni iſt (offenbar 
eine Folge der zweckmäßigen Zuſammenſetzung des Großen Senats 
nach § 101 Abſ. 2 RVO; dieſe ſollte das Vorbild abgeben für eine 
Anderung des 8136 GVG.) 

Kaum zu übertreffen ſind die Sorgfalt und die Gründlichkeit, 
mit denen das Sachverzeichnis auch dieſes Bandes der Handausgabe 
bearbeitet iſt (57 Seiten auf 376 Seiten Text). 


OLG Präſ. Prof. Dr. Levin, Braunſchweig. 


Schmeißer: Ergänzungsband zum Handbuch der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge (2. Aufl.). Guttentagſche Sammlung 
Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 165. Berlin u. Leipzig 1927. 
Verlag Walter de Gruyter & Co. 120 S. Preis 2,50 . 


Seit dem Erſcheinen des Schmeißerſchen Handbuchs der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge (vgl. JW. v. 22. Jan. 1927, 234) hat bie Reichs⸗ 
veroronung über Erwerbsloſenfürſorge durch das Geſ. v. 10. Dez. 
1926 wiederum weſentliche Abänderungen erfahren, vor allem hinſicht⸗ 
lich der Bedürftigkeitsprüfung und der Aufrechterhaltung der Anwart⸗ 
ſchaft der Erwerbsloſen in der Sozialverſicherung. Es iſt ferner unter 
dem 19. Nov. 1926 das Geſ. über eine Kriſenfürſorge für die aus 
der Erwerbsloſenfürſorge wegen Ablaufs der geſetzlichen Unterſtützungs⸗ 
dauer „ausgeſteuerten“ Erwerbslosen ergangen, deſſen Geltungsdauer 
jetzt bis 30. Juni 1927 verlängert iſt (RGBl. I, 81). Die eingehende 
Erläuterung dieſer beiden wichtigen Geſetze ſowie der hierdurch be⸗ 
dingten Ergänzung der Ausführungsvorſchriften zur Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge VO. v. 22. Jan. 1927 nimmt einen großen Teil des vor⸗ 
liegenden Ergänzungsbandes in Anſpruch; die Vorgeſchichte der 
Kriſenfürſorge für Erwerbsloſe wird hierbei im Zuſammenhange dar⸗ 
geftellt. Daneben find zahlreiche fonftige einſchlägige Vorſchriften aus 
neuerer Zeit mit aufſchlußreichen Erläuterungen wiedergegeben, wie 
das Geſetz zur Regelung der Sozialverſicherung und der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge der bei Reparationsarbeiten im Ausland beſchäftigten 
Arbeitnehmer v. 24. Dez. 1926, Anordnungen über die Höchſtſätze in 
der Erwerbsloſenfürſorge ſowie über weitere Verlängerung der Kurz⸗ 
arbeiterfürſorge (jetzt verlängert bis zum Inkrafttreten des Arbeits⸗ 
loſenVerſch., RGSBl. J, 81), über Erwerbsloſenſtatiſtin und Statistik 
der Kriſen⸗ und Kurzarbeiterfürſorge, endlich das juriſtiſch inter⸗ 
eſſante Rundſchreiben des Reichsarbeitsminiſters v. 28. Dez. 1926 über 
Unterbrechungen im Bezuge der Erwerbsloſenunterſtützung (inhalt⸗ 
lich zuſammenhängend mik der von Schmeißer ebenfalls kom⸗ 
mentierten Abänderung der 4. AusfVO. zur BD. über Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge v. 27. Okt. 1926). Auch dem Ergänzungsband iſt ein aus⸗ 
führliches Sachverzeichnis beigegeben. Rege. Benda, Berlin. 


36. Jahrg. 1927 Heft 25] 


Dr. jur. Fritz Tänzler: Internationale Sozialpolitit. 
Schriften der Vereinigung der deutſchen Arbeitgeberver⸗ 
bände, E. V. Heft 14. Berlin 1926. Verlagsbuchhand⸗ 
lung Fr. Zilleſſen (Heinrich Beenken). Preis 4,80 . 

N Der Verfaſſer des Buches iſt der langjährige Hauptgeſchäftsführer 

= Vereinigung der deutſchen Arbeitgeberverbände, der ein ausgezeich⸗ 

neter Sachkenner auf ſozialpolitiſchem Gebiete iſt. Seine eingehende 

Kenntnis der internationalen Sozialpolitik und der internationalen 

nöbeitsorganiſation hat der Verfaſſer aus eigner Anſchauung gewinnen 

ee da er an zahlreichen Tagungen des Verwaltungsrats des inter⸗ 

Nationalen Arbeitsamts und der internationalen Arbeitskonferenz für 

die deutſchen Arbeitgeberverbünde teilgenommen hat. Die Arbeit Dr. 

franlers ist die erſte größere Schrift von maßgeblicher Arbeitgeberſeite 
fi Deutſchland über die internationale Arbeitsorganiſation. Soweit es 
ſich um die einfache Schilderung der Tatſachen handelt, bringt die 
leaoſchüre kaum etwas Neues und konnte es wohl auch nicht. Ge⸗ 
egentlich finden ſich in Nebenſächlichem ſelbſt kleine Ungenauig⸗ 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


l Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 


1. 1. 8 242 BG B. Der 15. Aug. 1922 gilt nicht 
als Stichtag für die Aufwertung von zur Er⸗ 
lüllung gemachten Leiſtungen, wenn es ſich um 
fa einmalige Abmachung von beſonderer wirt- 
chaftlicher Bedeutung handelt. 
Au 2. Eine Vereinbarung, die als endgültige 
b bfindung bezeichnet wird, ſteht nicht notwendig 
er Geltendmachung von Aufw Anſprüchen ent⸗ 
Veen, insbeſ. dann nicht, wenn bei Abſchluß des 
ertrages mit Aufwertungsmöglichkeiten nicht 
gerechnet werden konnte.] f) 
t Das BG. gibt dem Kl. für feine im Auguſt und Sep⸗ 
aut ber 1921 gemachte Einlage von 100 000 % einen Anſptuch 
ba Aufwertung, weil er erſt ein Jahr darauf denſelben Mark⸗ 
etrag zurückerhalten habe und inzwiſchen eine ſtarke weitere 
wertung der Mark eingetreten ſei. Der Anſicht, daß dem 
Au für die Rückzahlung feiner Einlage mit 100 000 PM. ein 
ufwertungsanſpruch zuſtehe, iſt beizutreten. Der erk. Sen. 
zwar früher die Meinung vertreten, daß der Satz „Mark 
— ai‘ 


N Zu 1. 1. Die Entie. ſchließt ſich in ihrem erſten Teile den 
Urteilsgründen (JW. 1927, 1974) an. Für Forderungen aus Ge⸗ 
ir äften des kaufmänniſchen Güterumſatzes und des 1 Wirt⸗ 
kunftslebens (ogl. die Beſpr. JW. 1927, 1085) wird die Beſchrän⸗ 
tie 9 der Rückwirkung beibehalten. Bei einmaligen, für die Par⸗ 
175 lebenswichtigen, nur vereinzelt vorkommenden Geſchäften ver⸗ 
eibt es bei der auch zeitlich freien Nachprüfung. 
2. Für die Praxis beſonders bedeutungsvoll iſt der zweite Teil 
am Entſch. Nach dem vom RO. zu beurteilenden Tatbeſtande war 
be 20. Juni 1922 eine Vereinbarung zwiſchen dem Geſchäftsinha⸗ 
ve und dem ſtillen Geſellſchafter getroffen worden, wonach letz⸗ 
rer feine Einlage von 100 000 % ſowie eine Entſchädigung für 
In eiſtete, ſeither nicht entlohnte Arbeit und entgangenen Nutzen 
zur ohe von 80 000 % erhielt. Die Einlage wurde in Akzepten 
biefaungewährt, die erſt zu ſpäteren Termmen fällig waren. Wegen 
tale Einlageforderung begehrte der Kl. Aufwertung. Der Bekl. 
chu dem entgegen, daß ein Vergleich bäw eine Auseinander⸗ 
Dunn övereinbarung ſtattgefunden habe, die insbeſ. mit Rückſicht 
aun uf, daß die Abmachung als endgültig bezeichnet ſei, Aufwer⸗ 
a Gsanfprüche ausichliehe. Das NO. verneint den Vergleiche 

alter dieſer Vereinbarung, da jedenfalls auf ſeiten des Kl. ein 
ſehu geben nicht ſtattgefunden habe; es liege auch keine Auseinander⸗ 
fie, ugsvereinbarung im eigentlichen Sinne vor, vielmehr handle es 

um eine Art von Rückgängigmachung des ganzen Geſellſchafts⸗ 


der 
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keiten. Das Weſentliche der Arbeit beruht in der ſelbſtändigen 
Stellungnahme des Verfaſſers zu der internationalen Arbeitsorgani⸗ 
ſation, ihren bisherigen Leiſtungen und zu den internationalen ſozial⸗ 
politiſchen Problemen überhaupt. Es kann nicht wundernehmen, daß 
Dr. Tänzler eher dazu neigt, die Dinge von der Arbeitgeberſeite zu 
ſehen, daß er nüchtern zergliedert und prüft, ſtatt zur Begeiſterung auf⸗ 
zurufen. Aber gerade dieſe kühle, nüchterne Prüfung, die durchaus be⸗ 
ſtrebt iſt, objektiv zu bleiben, iſt für die Sache letzten Endes wertvoller 
als kritikloſe Zuſtimmung. Im ganzen iſt die Einſtellung des Ver⸗ 
faſſers zur Sache bei aller vorſichtigen Zurückhaltung doch bejahenb: 
Zu begrüßen iſt auch, daß die Beſchlüſſe der Arbeitskonferenzen im 
einzelnen gewürdigt werden. Die lebendige Darſteuung macht die 
Lektüre des Buches anregend. 

Im zweiten Teil der Schrift ſind die Beſtimmungen des Ver⸗ 
trages von Verſailles, auf denen die internationale Arbeitsorganiſation 
beruht und die bisherigen (bis 1926 einſchließlich) Beſchlüſſe der Kon⸗ 
ferenzen abgedruckt. Auch ein kurzes Verzeichnis der weſenllichſten 
Literatur fehlt nicht. OberReggt. Kuttig, Genf. 
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gleich Mark“ allgemein bis Mitte Auguſt 1922 Geltung be⸗ 
halten habe (RG. 113, 1367)). Zwiſchen Forderungen aus 
Geſchäften des kaufmänniſchen Güterumſatzes oder des täg- 
lichen Wirtſchaftslebens und auf anderer rechtlicher Grundlage 
ruhenden Forderungen wurde damals nicht unterſchieden. Der 
Senat nahm vielmehr an, daß die Mark, gleichgültig, um 
welche Rechtsverhältniſſe es ſich handelte, erſt nach Mitte 1922 
oder von Mitte Auguſt 1922 an aufgehört habe, Wertmeſſer 
zu ſein, und daß infolgedeſſen erſt von da an eine Aufwertung 
in Frage kommen konne. In einer neueren Entſch. (vgl. RG. 
115, 193 2)) hat aber der 2. 3. dieſe Auffaſſung dahin ein⸗ 
geſchränkt, daß am 15. Aug. 1922 als Stichtag für die Auf⸗ 
wertung nur für Forderungen aus Geſchäften des kauf⸗ 
männiſchen Güterumſatzes und des täglichen Wirtſchaftslebens 
feſtzuhalten ſei, weil hier das Bedürfnis nach möglichſter 
Rechtsſicherheit, Einfachheit und Klarheit der wirtschaftlichen 
und rechtlichen Verhältniſſe eine gleichförmige Löſung der 
Auſwertungsfrage erheiſche. Handle es ſich jedoch — To wird 
im NO. 115, 197/1982) ausgeführt — um Geſchäfte anderer 
Art, die, wie in jenem Fall der Verkauf eines ganzen Handels⸗ 
geſchäfts mit maſchinellem Zubehör, nur vereinzelt vorkämen 
und für den Verkäufer eine beſondere, vielfach lebenswichtige 
Bedeutung hätten, dann träfen die Erwägungen, die beim 
kaufmänniſchen Güter⸗ und Warenaustaäuſch zur Sejtjegung 
des genannten Stichtags führten, nicht zu oder könnten zum 
mindeſten nicht ſchlechthin ausſchlaggebend ſein. In ſolchen 
Fällen müſſe vielmehr beſonders geprüft werden, ob ſchon 
vor Mitte Auguſt 1922 geleiſtete Zahlungen nach 

BoB. noch als Vollzahlungen oder als bloße Teilzahlungen 
nach Maßgabe ihres inneren Wertes gelten könnten. Bei der⸗ 


verhältniſſes; auch die Bezeichnung „endgültige Abfindung“ habe 
keine entſcheidende Bedeutung in dem Sinne, daß Damit Auf- 
wertungsanſprüche des Kl. ausgeſchloſſen würden. In Wirklich 
beit handle es ſich dabei nur um bie ausdrückliche 
Hinweiſung des äusſcheidenden Knef, da ß 
et weitere Anſprüche, die in dem Geſellſchafts⸗ 
verhältnis als ſolchem ihren unmittelbaren 
Rechtsgrund hatten, nicht folle geltend maden 
ee Hierzu könne aber der Anspruch auf Aufwertung eiter 
im Sommer 1922 geleiſteten entwerteten Parternarkzahlung, der 
überdies — wie die ganze Aufwerkungsmoglichteit — damals noch 
völlig unbekannt war, nicht gerechnet werden Eben deshalb könne 
auch von einem Aufwertungsverzicht des Ki. (durch Unterlaſſung 
993 Vorbehalts bei Entgegennahme der Akzepte) nicht die Rede 
ein. 

Dieſe Entſch. beſtätigt die Tendenz der reichsgerichtlichen 
Rechtſprechung I weitem Umfange, ſcheinbar erledigte Nechtsver⸗ 
hältniſſe wieder aufzurollen. Weſentlich erſcheinen die oben wört⸗ 
lich wiedergegebenen Entſcheidunge gründe. Das NG. ſtützt ſein Urt. 
auf den allerdings nicht ausdrücklich ausgeſprochenen Rechtsgedan⸗ 
ken, daß der Aufwertungsanſpruch aun und für ſich 
nichts Selbſtändiges, ſondern nur der alte Vertrags“ 


9) IW. 1926, 2362. ) JW. 1927, 1094. 
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artigen Rechtsverhältniſſen ſei Raum für die vom 5. 3©. in 
RG. 114, 399 für Grundſtücksverkäufe vertretene Auffaſſung, 
wonach auf dem Gebiete des Grundſtücksverkehrs bei der 
Frage der Aufwertung nach § 242 BGB. grundſätzlich alle 
Umſtände des Einzelfalles heranzuziehen ſeien und die Auf⸗ 
wertung nicht ohne weiteres nur deshalb verſagt werden 
dürfe, weil es ſich um eine vor einem beſtimmten Stichtag ge⸗ 
leiſtete oder angebotene Zahlung handle. Der Aufwertungs⸗ 
anſpruch greife dann — ſo fährt die Entſch. RG. 115, 193 
fort — nicht bloß in dem Falle durch, wenn der innere Wert 
der geleiſteten Zahlung wirtſchaftlich nur noch ein verſchwin⸗ 
dend geringer geweſen ſei; er könne vielmehr ſchon dann ge⸗ 
rechtfertigt ſein, wenn ſeit der Begründung des Schuldverhält⸗ 
niſſes eine ſolche Verſchiebung des Wertes der Mark ein⸗ 
getreten ſei, daß die Feſthaltung des Gläubigers in dem Satze 
„Mark gleich Mark“ bei Berückſichtigung der Verhältniſſe der 
Beteiligten oder der ſonſtigen Umſtände als ein unbilliges Be⸗ 
ginnen angeſehen werden müßte. Das in RG. 115, 193 ff. 
Ausgeführte trifft auch auf den vorliegenden Fall zu. Es 
handelt ſich hier nicht um ein Geſchäft des täglichen Verkehrs, 
auch nicht um ein Geſchäft des kaufmänniſchen Warenumſatzes, 
ſondern um eine einmalige Abmachung, die für den Kl. als 
früheren ſtillen Geſellſchafter des Bekl. von beſonderer wirt 
ſchaftlicher Bedeutung war; denn er ſollte auf Grund ihrer 
einen jedenfalls erheblichen Teil ſeines Vermögens, den er 
im Geſchäfte des Bekl. feſtgelegt hatte, von dieſem zurück⸗ 
gezahlt erhalten. Auch die Vorausſetzung einer bedeutenden 
Verſchiebung des Wertes der Mark liegt vor, und zwar ſchon 
dann, wenn man ihren Wert zur Zeit der Leiſtung der Ein⸗ 
lage (Anfang Auguſt bis Anfang September 1921) mit dem 
Werte vergleicht, den ſie zur Zeit der Hingabe der drei 
Wechſelakzepte an den Kl., alſo am oder an den Tagen un⸗ 
mittelbar nach dem 20. Juni 1922 hatte. Aus alledem ergibt 
ſich, daß die weſentlichen Vorausſetzungen der Aufwertungs⸗ 
möglichkeit nach $ 242 BGB. gegeben find. Auch der Um⸗ 
ſtand, daß die Zurückzahlung der Einlage zum Gegenſtand 
einer (außerdem noch die Auszahlung weiterer 80000 % 
umfaſſenden) beſonderen Vereinbarung gemacht wurde, ſteht 
der begehrten Aufwertung nicht entgegen. Ob man dieſer 
Vereinbarung den Charakter eines Vergleiches beilegt oder 
nicht, iſt unerheblich. Im übrigen hat jedenfalls inſoweit, als 
es ſich um die Einlage des Kl. handelt, ein gegenſeitiges Nach⸗ 
geben (8 779 BGB.) nicht ſtattgefunden; denn der Bekl. hat 
ſich in jenem Abkommen verpflichtet, ſie im unverkürzten Be⸗ 
trage von 100 000 % zurückzuzahlen. Es iſt deshalb nicht 
richtig, wenn die Rev. geltend zu machen ſucht: es komme 
nicht darauf an, welchen Wert die Einlage des Kl. bei ihrer 
Einzahlung gehabt habe, denn die „Auskinanderſetzungs“⸗ 
Vereinbarung v. 20. Juni 1922 ſei ein durchaus ſelbſtändiger 
Vertrag. Hinſichtlich der Einlage beſtimmt die Vereinbarung 
weiter nichts, als daß der Bekl. ſie im Betrage von 100 000% 
(zuſammen mit den als Arbeitsentlohnung und Erſtattung 
„entgangenen Nutzens“ geſchuldeten weiteren 80 000 %% in drei 
Akzepten zurückzuvergüten habe. Gerade deshalb, weil ſich 
der Bekl. ſchlechthin zur Rückerſtattung der Einlage des Kl. 
verpflichtete, ohne daß dabei die Ergebniſſe des bisherigen 


anſpruch in anderer Benennung ſei. Unmittelbar aus dem 
Geſellſchaftsverhältnis erwachſen: der Anſpruch auf Rückerſtattung 
der Einlage als Hauptanſpruch, der Anspruch auf Gewinnbeteili⸗ 
gung, Verzinſung uſw. Wenn in dem Vergleich von „endgül⸗ 
tiger Abfindung“ die Rede ift, jo will das NG. hieraus 
nur folgern, daß aus dem Geſellſchaftsverhältnis keine weiteren, 
unmittelbar aus ihm herzuleitenden Anſprüche mehr geltend 
gemacht werden können. Es ‚Toll nicht mehr auf Zinsanſprüche, 
nicht auf Anſprüche auf Gewinnbeteiligung und ähnliches zurück⸗ 
Argriffen werden. Dieſe ſind erledigt. 5 9 Anſpruch auf 
an tte der Einlage a | im Vertrage 
die Rede nn t. Wenn von der Aufwertung dieſes Anſpruchs jetzt 
Gefellichaften jo iſt dies kein neuer, un m . aus dem 
mittel ba c altnis entſpringender Anſpruch, ſondern nur die 
ee Auf aeſantung der anerkannten For⸗ 
zuckte, 95 eſe mittelbare Ausgeſtaltung aber iſt nicht ver⸗ 
kragsſchluſſes nicht nach Lage der Verhältniſſe z. Z. des Ver⸗ 
r * 5 2 9 net werden konnte. 

e ſich nicht verkennen, daß, wenn dieſen Ausführungen 
allgemen e Lereitiumg beigemeſſen werden darf, die 2 
rechtſprechung wieter vor einem neuen Problem ſteht. Auch bei 
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Geſchäftsbetriebs, ſei es Gewinn oder Verluſt, irgendwie be⸗ 
rückſichtigt wurden, ſtellt die Vereinbarung v. 20. Juni 1922 
überhaupt keine Auseinanderſetzung im eigentlichen Sinne dat. 
Die Anſicht der Rev., daß der Wert der klägeriſchen Einlage 
zur Zeit ihrer Einzahlung keine Rolle mehr ſpiele, träfe dann 
zu, wenn es ſich bei dem, was der Kl. noch zu fordern hat, 
um ein Auseinanderſetzungsguthaben handelte, deſſen recht⸗ 
liche Selbſtändigkeit ein Zurückgreifen auf den Wert der Ein⸗ 
lage des Kl. bei ihrer Einzahlung ausſchlöſſe. Hier aber liegt 
nichts weiter vor als das Anerkenntnis der Verpflichtung, die 
Einlage ohne Rückſicht auf das ſeit Begründung der Gefell- 
ſchaft erzielte Geſchäftsergebnis unverkürzt zurückzuvergüten 
und außerdem noch eine Vergütung für geleiſtete Arbeit und 
„entgangenen Nutzen“ in Höhe von 80000 % zu zahlen. Die 
Vereinbarung v. 20. Juni 1922 bezweckte demnach, wie au 

die ausdrückliche Entbindung des Kl. (und des B.) von der 
Haftung für Verluſt erkennen läßt, nicht ſowohl eine Aus“ 
einanderſetzung im techniſchen Sinne, ſondern eine Art von 
Rückgängigmachung des ganzen Geſellſchaftsverhältniſſes und 
damit, ſoweit das möglich war, die Herſtellung des vor Br 
gründung der Geſellſchaft vorhanden geweſenen Zuſtands. 
Unter dieſen Umſtänden enthält die Zubilligung des Auf⸗ 
wertungsanſpruchs durch das BG. keinen Rechtsirrtum, und 
ein ſolcher kann auch nicht darin gefunden werden, daß dem 
in der Vereinbarung vorkommenden Ausdruck „endgültige 
Abfindung“ keine entſcheidende Bedeutung im gegenteiligen 
Sinne beigemeſſen wurde. In Wirklichkeit handelte es ſich 
dabei nur um die ausdrückliche Hinweiſung des ausſcheidenden 
Kl. darauf, daß er weitere Anſprüche, die in dem Gefell- 
ſchaftsverhältnis als ſolchem ihren unmittelbaren 
Rechtsgrund haben, nicht ſolle geltend machen dürfen. Hierzu 
kann aber der Anſpruch auf Aufwertung einer im Sommer 
1922 geleiſteten entwerteten Papiermarkzahlung, der über⸗ 
bies — wie die ganze Aufwertungsmöglichkeit — damals noch 
völlig unbekannt war, nicht gerechnet werden. Eben deshalb 
kann auch von einem Aufwertungsverzicht des Kl. (durch 
Unterlaſſung eines Vorbehalts bei Entgegennahme der Al- 
zepte) nicht die Rede ſein. 

(U. v. 25. März 1927; 391/26 II. — Stuttgart.) [Ku.] 


2. 88 510, 271, 276, 313, 433, 581, 586 BG B.; 8 6 
NSiedlG. Bei einem formungültig abgeſchloſ— 
ſenen Grundſtückskaufvertrag beſteht für den 
Verkäufer keine Verpflichtung, dem Vorkaufs⸗ 
berechtigten über den Inhalt des Vertrags Mit- 
teilung zu machen; denn ein Vorkaufsrecht, auch 
das geſetzliche der Siedlungsgeſellſchaft, beſteht 
nur bei rechtswirkſamem Kaufvertrag. Bei Hei⸗ 
lung des Formmangels durch Auflaſſung und 
Eintragung tritt erſt mit dieſem Zeitpunkt die 
Mitteilungspflicht in Kraft. Jedoch kann für 
unrichtige Mitteilungen auch eines ungültigen 
Kaufvertrags Haftung für Schadenserſatz aus 
dem Geſichtspunkte der culpa in contrahendo 
bestehen. Eine ſolche liegt aber bei Zweifel⸗ 
haftigkeit der Rechtslage nicht vor.]f) 


ſolchen Abmachungen, die einen ſcheinbar endgültigen Ausgleich ent⸗ 
halten, wird in jedem Falle die Willensmeinung der Beteiligten 
zu erlorſchen fein. Es wird zu prüfen fein, worüber die Parteien 
geſtritten und was lie haben ausgleichen wollen. Iſt über die Um⸗ 
wertung einer Forderung überhaupt nicht geftritten worden, war 
vielmehr vorausgeſetzt, daß es ſich innerhalb eines rechtlichen Streits 
au und für ſich nur um einen Papiermarkanſpruch handelte, 10 
kann ſehr wohl trotz der zwiſchen den Parteien ſtattgefundenen 
genung noch die nachträgliche „mittelbare Ausgeſtaltung“ des 
Markanſpruchs heute gefordert werden. 
RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


8 Ju 2. I. Die Rechtſprechung des RG. über die Bedeutung des 
951 Oc. auf wirtſchaftlich zuſammengehörige, rechtlich getrennte 
Verträge und über die Haftung für culpa in contrahendo hat in 
letzter Zeit eine bemerkenswerte Fortbildung und Feſtigung erfahren, 
vgl. darüber meine Anm. JW. 1927, 1086; 1927, 1029. Die vorl. 
Entſch. beſtätigt dieſe Entwickelung. 

1. Nicht auf den wirtſchaftlichen Zuſammenhang der 9% 
trennten Vertrage kommt es an, ſondern darauf, ob ſie rechtlich 
eine Einheit bilden. Sowohl aus dem Willen der Parteien oder — 
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Die von der klägeriſchen Siedlungsgeſellſchaft gegen den 
Bekl. St., der ſein Grundſtück an A. verkauft hatte und gegen 
dieſen gerichtete Klage auf Ausübung des ihr geſetzlich zu⸗ 
ſtehenden Vorkaufsrechtes iſt rechtskräftig abgewieſen, weil 
angenommen wurde, daß der Kaufvertrag der Form des 8313 

GB. entbehre um deswillen, weil der Verkauf des Hofes 
durch notariellen Vertrag für 2 Mill. Mark, die Abrede der 
Rechte aus dem Pachtvertrage über den Hof und der Verkauf 
es Gutsinventars für 2 ¼ Mill. Mark aber nur privat⸗ 
ſchriftlich getätigt ſei, nach dem wahren Willen der Vertrag⸗ 
ſchließenden aber der Verkauf des Grundſtücks und die Ab⸗ 
tretung der Rechte aus dem Pachtvertrage ein einheitlicher 
Vertrag ſein ſollte unter Vereinbarung eines Geſamtpreiſes 
bon 4½ Mill. Mark. Mit der gegenwärtigen Klage fordert 
die Kl. Erſatz der ihr in dem Vorprozeſſe auferlegten Koſten 
von beiden Bekl. als Geſamtſchuldnern. Sie behauptet, daß 
die Bekl. entgegen ihrer Verpflichtung unwahre Angaben 
über ihre in Anſehung des Grundſtücksverkaufs getroffenen 
lbreden gemacht und fie dadurch zur Erhebung und Durch⸗ 
führung des Auflaſſungsprozeſſes veranlaßt hätten. Der 
vom LG. abgewieſenen Klage hat das BG. ſtattgegeben. Auf 
die Rev. der Bekl. wurde das landgerichtliche Urteil wiederher⸗ 
geſtellt. Das BG. geht davon aus, daß der zwiſchen den Bell. 
am 6. Nov. 1922 geſchloſſene notarielle Kaufvertrag über den 
Ackerhof nach 8 313 BGB. formungültig ſei, weil der Kauf⸗ 
preis unrichtig beurkundet und für den Grundſtücksverkauf 
weſentliche Abmachungen nicht aufgenommen ſeien. Die Ver⸗ 
tragſchließenden hätten jedoch mindeſtens bis zur Erhebung 
der Auflaſſungsklage den Willen gehabt, die getroffenen Ab⸗ 
machungen zu erfüllen, und der Kaufvertrag würde in vollem 

mfange durch Auflaſſung und Eintragung des Käufers nach 
8 313 Satz 2 BGB. wirkſam geworden ſein. Der Auflaſſung 
habe nur entgegengeſtanden, daß das Grundbuchamt einen 
Verzicht der Kl. auf das ihr nach dem Geſetz zuſtehende Vor⸗ 
kaufsrecht verlangt habe. Trotz der Nichtigkeit des Vertrags 
habe die Kl., um ſich über die Ausübung des Vorkaufsrechts 
ſchlüſſig zu machen, verlangen dürfen, und der Bekl. St. ſei 
kraft Geſetzes (5510 Abſ. 1 B00 B., SE NEiedIG.) ver⸗ 
pflichtet geweſen, den Inhalt der getroffenen Abmachungen 
er Kl. mitzuteilen. Der mitbeklagte Käufer A. habe zwar 
nicht die geſetzliche Pflicht, ſondern nur die Berechtigung, An⸗ 
gaben über den Vertragsſchluß zu machen. Wenn er dies aber 
tue, ſo ſei er geſetzlich verpflichtet, zutreffende Angaben zu 
machen. Wie das BG. näher darlegt, hätten beide Bekl., 
und zwar bewußt, unrichtige tatſächliche Angaben gemacht. 
Die falſchen Mitteilungen findet das BG. im weſentlichen 
arin, daß nach den Verſicherungen beider Parteien die nota⸗ 
rielle und die privatſchriftliche Urkunde den Vertragsinhalt 
richtig und vollſtändig enthielten, während in Wahrheit für 
en Hof nicht ein Kaufpreis von 2, ſondern 4¼ Millionen 
vereinbart ſei. Durch die bewußt wahrheitswidrigen An⸗ 
gaben hätten die Bekl. ihre geſetzliche Pflicht, den Vertrags⸗ 
inhalt mitzuteilen, vorſätzlich verletzt und ſich dadurch ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig gemacht. Ob § 510 BGB. ein Schutzgeſetz i. S. 
des § 823 Abſ. 2 BG B. fei, und die Bekl. auch unter dem 


— 


wie hier das NG. annimmt — aus der objektiven Rechtslage kann 
ergeben, daß die von den Parteien getreunt vorgenommenen Ver⸗ 
einbarungen doch rechtlich als untrennbare Einheit erſcheinen und 
daß deshalb die im ſchriftlichen Privatabkommen getroffenen Ab⸗ 
reden als notwendiger Beſtandteil des Grundſtücksveräußerungsver⸗ 
trags anzuſehen ſind. Mit Recht aber lehnt es das RG. ab, lediglich 
aus der Tatſache, daß die Parteien gerade zum Zweck der Steuer⸗ 
erſparnis die Kaufſumme auf einzelne Objekte verteilten, auf eine 
rechtliche Einheit der Vereinbarungen zu ſchließen. Man muß ſich aber 
im Klaren darüber ſein, daß damit die Frage des rechtlichen Zu⸗ 
ſammenhangs im Falle des 8313 nicht nach denſelben Geſichts⸗ 
Punkten beurteilt wird, wie die Frage des einheitlichen Rechts⸗ 
geſchäfts nach 8139. 
Betten Eine Haftung für das Verhalten bei Vertragsverhandlungen 
velteft auch für den Fall, daß in der Folge der beabſichtigte Vertrag 
0 t oder nicht rechtlich wirkſam zuſtande kommt. Das iſt heute feft- 
ſichende Praxis und wohl auch herrſch. Lehre. Das Rch. beruft 
85 hier, um die Rechtsgrundlage für die Hauftung aus culpa in 
ventrahendo zu finden, wieder auf das „vertragsähnliche Vertrauens⸗ 
erhältnis“, das durch die Mitteilungen des Bekl. entſtanden ſei. 
Be ift anerkannt, daß ſchon mit dem Eintritt in die Vertragsverhand⸗ 
ngen ein Schuldverhältnis unter den Parteien beſteht (darüber und 
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Geſichtspunkte der unerlaubten Handlung hafteten, könne 
dahingeſtellt bleiben. Die Kl. würde, wenn ſie den wahren 
Sachverhalt gekannt hätte, die Auflaſſungsklage nicht erhoben 
haben. Die Bekl. hätten mit der Klagerhebung rechnen müſ⸗ 
ſen und ſeien ſchuldig, die Koſten des Vorprozeſſes der Kl. 
zu erſetzen. Ein Mitverſchulden an der Entſtehung und der 
Höhe der Streitkoſten im Vorprozeſſe ſei der Kl. nicht zur 
Laſt zu legen. Die Rev. rügt Verletzung der 88 276, 510 
BGB. Man könne den Bekl. nicht vorwerfen, daß ſie un⸗ 
richtige oder unvollſtändige Angaben gemacht, ſondern höch⸗ 
ſtens, daß ſie den Sachverhalt unter nicht zutreffende recht⸗ 
liche Geſichtspunkte geſtellt hätten. Den Bekl. habe eine 
Rechtspflicht, die Kl. über die Ausſichten ihrer Klage im 
Vorprozeſſe aufzukkären, nicht obgelegen. Der Bekl. St. jei 
auch nicht verpflichtet geweſen, der Kl. einen rechtsungültigen 
Vertrag mitzuteilen. Der Bekl. A. habe aber überhaupt keine 
Mitteilungspflicht gehabt. Da eine Verletzung von Schutz⸗ 
geſetzen danach nicht in Frage komme, ſei auch 8 823 Abſ. 2 
BGB. nicht anwendbar. Die Rev. iſt begründet. Die Anſicht 
des BO., daß trotz der Formungültigkeit den Bekl. die geſetz⸗ 
liche Pflicht obgelegen habe, über den Inhalt der getroffenen 
Verträge der Kl. Mitteilungen zu machen, iſt nicht zutreffend. 
Nach der Rſpr. des RG. kann das Vorkaufsrecht nur auf 
Grund eines vollwirkſamen Kaufvertrags ausgeübt werden, 
wobei es keinen Unterſchied macht, ob § 504 BGB. oder 8 6 
Abſ. 1 RSiedl®. anwendbar iſt (RG. 98, 47; 106, 323; 108, 
94; vgl. RGRKomm. Bem. 2 zu 8 504; Ponfik und 
Menzel, RSiedlG. Bem. 4 zu 8 4 und Bem. zu 8 6). 
Ebenſo wie im $ 504 iſt auch im 8 510 Abi. 1 — dieſe Vor⸗ 
ſchrift gilt nach 8 8 RSiedlG. auch für das Vorkaufsrecht der 
Kl. — ein rechtswirkſamer Kaufvertrag vorausgeſetzt. Die 
Mitteilung des Vertragsinhaltes hat den Zweck, dem Vor⸗ 
kaufsberechtigten die erforderlichen Unterlagen für ſeine Ent⸗ 
ſchließung über die Ausübung ſeines Rechts zu verſchaffen 
(RG. 108, 67), und andererſeits läuft vom Empfange der 
ausreichenden Mitteilung an die für die Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts beſtimmte Ausſchlußfriſt (8 510 Abſ. 2 BGB., 87 
RSiedl®.). Beide Ziele können aber nicht erreicht werden, 
wenn und ſolange der Vorkaufsberechtigte das Grundſtück 
durch Eintritt in den Kaufvertrag (8 505 Abs. 2 BGB. 58 
RSiedlG.) nicht erwerben kann, weil dem Käufer ein Anſpruch 
auf Übereignung des Grundſtücks gegen den Verkäufer nicht 
zuſteht. Die Kenntnis eines nicht rechtswirkſamen Vertrages 
hat für den Vorkaufsberechtigten keine Bedeutung, und er 
kann nicht genötigt werden, innerhalb einer Ausſchlußfriſt 
eine wirkungsloſe Erklärung abzugeben. Der Senat hat des⸗ 
halb angenommen, daß die Pflicht zur unverzüglichen Mit⸗ 
teilung des Grundſtücksveräußerungsvertrages, falls deſſen 
Wirkſamkeit von der Genehmigung der Verwaltungsbehörde 
nach Maßgabe der RVO. v. 15. März 1918 abhängt, erſt mit 
Erteilung der Genehmigung eintritt (RG. 106, 326). Bis zur 
Entſch. der Verwaltungsbehörde über die Genehmigung ſind 
die Vertragsparteien gebunden, können aber Rechte aus dem 
Vertrage nicht herleiten. Beſteht während des Schwebe⸗ 
zuſtandes keine Mitteilungspflicht des Verkäufers . S. des 


z. T. dagegen neueſtens Raiſer, Arch ZivPr. N. F. Bd. 7 S. 2 ff.; 
zu einer Polemik gegen ihn und Heldrich iſt her nicht der Dt), 

3. Sehr erfreulich iſt es, daß jetzt auch das Ach. vor einer 
überſpannung der Anforderungen, die dabei an die „Sorgfaltspflicht 
der Parteien zu ſtellen ſind, warnt. In der Tat iſt die Haftung für 
culpa in contrahendo ohne nachfolgenden gültigen Vertrag als all⸗ 
Beine Prinzip nur erträglich, wenn dieſe Warnung be⸗ 
achtet wird. . a 

II. Das gefehliche Vorkaufsrecht des Rsiedlch. 

1. Wie das allgemeine vertragliche Vorkaufsrecht des BGB. 
kann auch dieſes geſetzliche Vorkaufsrecht MAT ausgeübt werden, wenn 
ein gültiger Kaufvertrag abgeſchloſſen worden iſt (96 KSiedlch.), 
und nur unter dieſer Vorausſetzung entſteht eine Mitteilungspflicht 
des Verkäufers (83 Niedlich 3510 1 B00 B). Beide Beſtim⸗ 
mungen bezwecken ja nur⸗ dem Vorkaufsberechtigten den Erwerb 
des Grundſtücks für den Fall und in dem Augenblick zu ermöglichen, 
aß der Dritte einen „Auſpruch auf, Übereignung des Grundſtückes 
Be erworben hat. Der Käufer iſt überhaupt nur zur Mitteilung 

erechtigt. 2 5 

20 Wurd der Kaufvertrag erſt nachträglich wirkſam (8 3139, 

fo tritt jetzt erſt eine Mitteilungspflicht des Verkäufers ein. Der 


nach dem Riedl. Berechtigte kaun aber jet immer noch ſein 


1518 


§ 510 BGB., ſo kann eine ſolche um fo weniger anerkannt 
werden, wenn ein formungültiger Kaufvertrag über ein Grund⸗ 
ſtück vorliegt, der eine Bindung der Vertragſchließenden über⸗ 
haupt nicht erzeugt. Wird der Formmangel durch Auflaſſung 
und Eintragung des Käufers im Grundbuche nach 8313 Satz 2 
BGB. geheilt, ſo tritt mit dieſem Zeitpunkte die Mit⸗ 
teilungspflicht in Kraft. Auch nach Eintragung des Eigen⸗ 
tumswechſels würde die Kl. berechtigt geweſen ſein, ihr Vor⸗ 
kaufsrecht auszuüben. Denn das Vorkaufsrecht auf Grund 
des RSiedlG. hat auch ohne Eintragung im Grundbuche ding⸗ 
liche Wirkung, wie ſich aus § 5 und den in 8 8 angezogenen 
Vorſchriften des BGB. über das dingliche Vorkaufsrecht, ins⸗ 
beſondere des 8 1098 Abſ. 2 ergibt (vgl. 8 1099 und Pon⸗ 
fik⸗Menzel, Bem. 4 und 7 zu 88 RSiedl®.). Hiernach 
hatte der Bekl. St. nicht die geſetzliche Verpflichtung, den In⸗ 
halt des formungültigen Vertrages mitzuteilen. Eine Pflicht 
des Käufers zu Mitteilungen über den Kaufvertrag iſt aber 
im Geſetz nicht vorgeſehen und kann daher auch niemals be⸗ 
gründet werden; er iſt nur zu Mitteilungen berechtigt (RG. 
108, 68). Hieraus ergibt ſich indeſſen nicht ohne weiteres die 
Unbegründetheit der erhobenen Schadenserſatzklage. In der 
Rſpr. des RG. iſt eine Haftung wegen Verſchuldens bei den 
Vertragsverhandlungen auch für den Fall anerkannt, daß in 
der Folge der Vertrag nicht oder nicht rechtswirkſam zur 
ſtande gekommen iſt. Ein ſolches Verſchulden wird vor⸗ 
wiegend darin gefunden, wenn der eine Teil über ſolche Um⸗ 
ſtände, die für die Entſchließung des anderen Teils über den 
Abſchluß des Vertrags oder deſſen Geſtaltung von weſentlicher 
Bedeutung ſein können, vorſätzlich oder auch nur fahrläſſig 
falſche Angaben macht (RG. 97, 339; 104, 2671); 107, 242 
und 362; vgl. RGRKomm. 8 276 Erl. 1 Abſ. 2 über culpa 
in contrahendo). Der vorliegende Fall liegt rechtlich ähnlich. 
Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalte ſind die Parteien in 
Verhandlungen über den Inhalt des zwiſchen den Bekl. ge⸗ 
ſchloſſenen Kaufvertrags getreten, nachdem das Grundbuchamt 
auf das Vorkaufsrecht der Kl. hingewieſen hatte. Der Bekl. 
St. hat der Kl. über den Vertragsinhalt Mitteilungen ge- 
macht, ſei es freiwillig, oder weil er ſich dazu für verpflichtet 
hielt. Daß ſeine Erklärungen für die Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts von entſcheidender Bedeutung waren und die Kl. 
wahrheitsgemäße Angaben erwartete, ergab die Sachlage. 
Ließ ſich der Bekl. St. auf Mitteilungen über den Kauf⸗ 
vertrag ein, ſo trat er damit in ein vertragsähnliches Ver⸗ 
trauensverhältnis zur Kl. Hieraus könnte weiter gefolgert 
werden, daß der Bekl. bei Erteilung der Auskunft ſorgſam zu 
verfahren, namentlich tatſächlich richtige und vollſtändige An⸗ 
gaben zu machen hatte, und daß er ſich durch ſchuldhafte Ver⸗ 
letzung der Sorgfaltspflicht ſchadenserſatzpflichtig machte. Das⸗ 
ſelbe trifft für den Bekl. A. zu, inſoweit er Angaben gemacht 
hat. Jedenfalls würde es Treu und Glauben widerſprechen, 
wenn es den Bekl. erlaubt ſein ſollte, durch bewußt un⸗ 
wahre Angaben die Kl. irrezuführen. Jedoch find die Dar⸗ 
legungen des BG., wonach die Bekl. ſchuldhaft unwahre An⸗ 
gaben gemacht haben, mit Recht von der Rev. angegriffen. 
Auch wenn die Bekl. nicht nur in den Vorverhandlungen, ſon⸗ 
dern noch beim Abſchluſſe der Verträge auf die libertragung 
des Grundstücks und der Rechte aus dem Pachtvertrage für 
einen einheitlichen Kaufpreis weſentliches Gewicht gelegt 
haben, ſo konnten ſie dies wirtſchaftliche Ziel auch durch zwei 
rechtliche getrennte Verträge, ſo wie ſie beurkundet ſind, er⸗ 
reichen. Wenn die Vertragſchließenden ſich gegenſeitig das 
Vertrauen ſchenkten, daß beide Verträge erfüllt wurden, fo 
erhielt der Verkäufer im Ergebnis die verlangten 4½ Mil⸗ 
lionen, deren Verrechnung im einzelnen vom Standpunkte der 
Bekl. ohne Belang ſein konnte. Weder die Abſicht der Bekl., 
Steuern zu erſparen, noch die dadurch beeinflußte Zerlegung 
des Kaufpreiſes und die Verteilung der Einzelpreiſe war nach 


Gn mit Wirkſamkeit gegenüber dem Dritten (der jetzt 
+ EB, ein er ausüben, da das geſetzliche lente recht des 
Neredlw. hne Eintra irkſames ivilegiertes it 
(55 Neiedlch , Eintragung wirkſames, privilegiertes Recht iſt 

N: beifäufige Bemerkung des R., der geſetzliche Zweck 
des Geſ. gehe bayın, dem Vorkaufsberechtigten den „Eintritt“ in 
den Kaufvertrag (8 505 II BB.) zu ermöglichen, darf nicht wört⸗ 


j 38. 1922, 1313. 
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der Rſpr. des Sen. für die Frage der Formgültigkeit des 
notariellen Kaufvertrags von weſentlicher Bedeutung (vgl. 
RG.: IW. 1925, 2236). Vielmehr war zur Entſch. des Vor⸗ 
prozeſſes zu prüfen, ob trotz der Tatſache der Trennung der 
beiden Verträge, dieſe in einem rechtlichen Zuſammenhange 
ſtanden, ſo daß die in dem Privatabkommen niedergelegten 
Abmachungen einen notwendigen Beſtandteil des Grundſtücks⸗ 
kaufvertrags bildeten (vgl. RG. 97, 2192); 103, 298 )). Dieſe 
Frage wäre zu bejahen geweſen, wenn ein reiner Pachtvertrag 
über das Grundſtück in Frage ſtand. Denn die Rechte und 
Pflichten aus dem Pachtvertrage als ſolchen gingen ſchon nach 
dem Geſetze (88 571, 581 BGB.) auf den Erwerber des 
Grundſtücks über, und die Vereinbarung über den Eintritt des 
Käufers in den Pachtvertrag als Verpächter ſtellt ſich unter 
den obwaltenden Umſtänden als Übergabe des Grundſtücks 
dar (vgl. 8 2 des notariellen Kaufvertrags). Die Übergabe 
des Grundſtücks war eine Leiſtung des Verkäufers und die 
Gegenleiſtung hierfür als ein Teil des Kaufpreiſes i. S. 
des § 433 BGB. anzuſehen. Bei ſolcher Rechtslage würden 
die Bekl. nicht befugt geweſen ſein, die beiden Verträge zu 
trennen, und danach würde der notarielle Kaufvertrag rechts⸗ 
ungültig ſein. Außerhalb des Rahmens des gewöhnlichen 
Pachtvertrags und über 8 586 BGB. hinausgehend war je⸗ 
doch durch §7 des Pachtvertrags das Inventar an den 
Pächter zu Eigentum übertragen und verkauft (vgl. ROR- 
Komm. Bem. 2 zu 8 586) und in 8 9 ein Wiederkaufsrecht für 
den Verpächter begründet. Wäre die in dem Privatabkommen 
zwiſchen den Bekl. ausbedungene Entſchädigung als Kaufpreis 
für die Abtretung der Reſtkaufforderung von faſt 60 000 , 
alſo mittelbar als Kaufpreis für das Inventar, nach dem 
Vertragswillen beſtimmt, wie der Bekl. in ſeinem Schreiben 
v. 21. April 1923 erklärte, ſo würde möglicherweiſe die Tren⸗ 
nung der Verträge und damit die Gültigkeit des notariellen 
Kaufvertrags rechtlich haltbar geweſen ſein. Hiernach hing 
die Entſch. im Vorprozeſſe von der Beantwortung ſchwieriger 
Rechtsfragen ab, und es war mindeſtens zweifelhaft, ob 
überhaupt und inwieweit es dabei auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der zwiſchen den Bekl. geſchloſſenen Verträge und 
ihre mündlichen Abreden untereinander ankam. Bei dieſer 
Zweifelhaftigkeit der Rechtslage iſt den Bekl. weder aus ihrem 
Verhalten bei Erteilung der Auskunft noch aus der Art ihrer 
Verteidigung im Vorprozeſſe ein Vorwurf zu machen. Das 
BG. hat die Anforderungen, welche an die von den Bekl. 
zu beobachtende Sorgfalt zu ſtellen ſind, überſpannt. Die Be⸗ 
klagten konnten zunächſt annehmen, daß die Verträge in der 
beurkundeten Form rechtsgültig waren; das Gegenteil hat das 
BG. nicht feſtgeſtellt. Den Inhalt der abgeſchloſſenen Ver⸗ 
träge haben aber die Bekl. der Kl. vollſtändig mitgeteilt, 
woraus ſich namentlich die vollen vereinbarten beiderſeitigen 
Leiſtungen ergaben. Auch auf die gegenſeitige Bedingtheit der 
Verträge hatten die Bekl. aufmerkſam gemacht. Damit hatten 
ſie ihrer Auskunftspflicht genügt, da ſie die mündlichen Vor⸗ 
verhandlungen für der Kl. gegenüber bedeutungslos halten 
durften. Zu einer weiteren rechtlichen Aufklärung waren die 
Bekl. auch dann nicht verpflichtet, wenn ſie darüber ſich ein 
Bild gemacht haben. Die Kl. mußte die Rechtsbeſtändigkeit 
der Abreden, die ſchon nach ihrer Faſſung Zweifel erwecken 
konnten, ſelbſt prüfen. Wenn ſie dann das Vorkaufsrecht 
ausübte und cinen Rechtsſtreit darüber anfing, trug ſie die 
daraus entſtehende Gefahr. 


(U. v. 15. Nov. 1926; 145/26 V. — Braunſchweig.) 
Sch. 


3. 88 3, 4 Gold Bild.; 8 12 II. Durch fVO. z. 
Gold Bild. i d. Faſſ. der 5. Durchf.; 88 261, 
271 GB. Zuläſſigkeit der Bildung ftiller Re⸗ 
ſerven in der Goldmarkeröffnungsbilanz unter 


lich genommen werden. Denn zwiſchen Vorkaufsberechtigtem und 
Verkäufer beſteht ein eigenes ſchuldrechtliches Rechtsgrundverhältnis, 
deſſen Inhalt nur (nach Ausübung des Geſtaltungsrechtes) ſich nach 
dem von ihm unabhängigen Rechtsverhältnis zwiſchen Verkäufer un 
Käufer beſtimmt. Von einem „Eintritt“ in dieſes Rechtsverhältnis 
kann keine Rede fein, 

Prof. Dr. Heinrich Stoll, Tübingen. 


) JW. 1920, 374. 6) JW. 1922, 800. 


56. Jahrg. 1927 Heft 25] 


Berückſichtigung, daß dieſe keine Jahresbilanz, 
ondern nur Unterlage für das Geſchäftsunter⸗ 
nehmen, andererſeits keine Ausſchüttungs⸗, ſon⸗ 
ern eine Aufbaubilanz iſt.] f) 
(U. v. 11. Febr. 1927; 94/26.) 
Abgedr. JW. 1927, 1474 u. 


„ 4. 88 13, 27, 30, 53 Geſch Aufſ Vo. Zwiſchen 
Aufſichtsperſon und von der Aufſicht betrof⸗ 
enen Schuldner ſind Abmachungen über ein 
Honorar wirkſam, das die vom Gericht feſt⸗ 
geſetzten Gebühren überſchreitet, als Maſſe⸗ 
oſten in einem demnächſt eröffneten Konkurs 
kommen nur die gerichtlich feſtgeſetzten Ge- 
bühren in Anſatz. J) 
Das Urteil des BG. beruht auf der Annahme, daß die 
Frage einer Vergütung für die Aufſichtsperſon durch 827 
Abſ. 2 GeſchAufſVO. erſchöpfend geregelt ift, daß nur das 
Gericht der Geſchäftsaufſicht die Vergütung feſtzuſetzen hat, 
und daß für eine Vereinbarung zwiſchen dem Schuldner und 
der Aufſichtsperſon kein Raum bleibt. Mit Recht wendet ſich 
ie Rev. gegen dieſen Standpunkt. Der 8 27 Abſ. 2 Geſch⸗ 
AufſV'O. enkhält ähnlich wie 8 85 Abſ. 1 S. 2 KonkO. eine 
reine Zuſtändigkeitsvorſchrift, welche das Gericht der Ge⸗ 
ſchäftsaufficht oder des Konkurſes an die Stelle des Prozeß⸗ 
richters treten läßt. Aus ihr können ſo weittragende Folgen, 
wie es das BG. will, nicht abgeleitet werden. Für die KonkO. 
vgl. R.: Gruch Beitr. 50, 1126. Es handelte ſich darum, 
daß ein Konkursverwalter ſich aus der Maſſe einen Betrag 
von 1600 % angeeignet hatte, der die vom Gericht feſtgeſetzte 
ergütung überſtieg, den ihm aber der Gemeinſchuldner wäh⸗ 
rend ſchwebenden Verfahrens mit der Maßgabe zugebilligt 
hatte, daß der Verwalter berechtigt ſein ſollte, ihn noch wäh⸗ 
zend des Verfahrens aus der Maſſe zu entnehmen. Dieſe 
Vereinbarung hat das RG., als nach Aufhebung des durch 
Zwangsvergleiche beendeten Verfahrens der frühere Gemein⸗ 
chuldner auf Herauszahlung der 1600.16 klagte, für unwirk⸗ 
am erachtet, aber — trotz einzelner Wendungen, die allge⸗ 
1 klingen — nicht deshalb, weil jede Vergütungsabrede 
es Gemeinſchuldners mit dem Konkursverwalter unzuläſſig, 
ondern weil der Gemeinſchuldner während des Konkurs⸗ 
verfahrens nicht in der Lage iſt, zu Laſten der Konkursmaſſe 
rechtsverbindliche Verpflichtungen einzugehen. Die Gültigkeit 
einer Vereinbarung des Konkursverwalters mit dem Gemein⸗ 
chuldner über eine Vergütung, welche nicht aus der Maſſe, 
ondern etwa aus dem freien, d. h. dem nicht zur Maſſe ge⸗ 
örigen, Vermögen des Gemeinſchuldners gezahlt werden ſoll, 
wird nicht in Zweifel gezogen. Der Geſichtspunkt, welcher in 
23 angeführten Entſch. den Ausſchlag gab, kommt für das 
— — 


9 Zu 3. Das Wichtigſte iſt, daß das NG. die Zuläſſigkeit ſtiller 
aalerden in der Goldmarkeröffnungsbilanz anerkennt. Freilich nicht 
hlechthin. Das RG. läßt fie nur inſoweit zu, „als fie nach gewiſſen⸗ 

aer ſorgfältiger, kaufmänniſcher Abwägung aller Verhältniſſe 
otwendig find, um für die nächſte Zukunft, d. h. etwa für 

nes nächſten zwei Jahre, das Unternehmen lebens⸗ 
nd widerſtandsfähig zu erhalten“. Ob dies der Fall iſt, 
hangt von den Umſtänden ab. Das heißt alſo, daß in jedem einzelnen 

Galle das Gericht die Berechtigung zur Bildung ſtiller Reſerven aus⸗ 

zuſprechen hat. Beſonders angenehm wird dieſer Zuſtand nicht wer⸗ 

den. Allerdings iſt unſer ganzes heutiges Recht von dem Willen 
urchzogen, jeweils eine, den konkreten Verhältniſſen angepaßte 

Ne ſch. zu finden. Die hierdurch entſtehende Ungewißheit muß bei 
echtsſtreitigkeiten mit in Kauf genommen werden. Die Parteien 

Ae ſich dann vergleichen. Anders aber bei den Beſchlüſſen von 
ktgeſ. und anderen Körperſchaften. Hier bringt die Ungewißheit 
chwierigkeiten in die Lebensfunktion der Geſellſchaft. Sie weiß 

nicht beſtimmt, ob der Beſchl. korrekt iſt oder nicht. Kein Rechts 

zundiger kann ihr klare Auskunft geben. Sie ſteht alſo vor der 

Frage, entweder aus Vorſicht den Beſchl. zu unterlaſſen oder aber das 
uiſiko einer Anfechtung zu laufen. Läßt man die ſtillen Reſerven zu, 
aan ift kein zwingender Grund vorhanden, die Goldmarkeröffnungs⸗ 
und anders zu behandeln als die ſonſtigen Bilanzen. Die Begrün⸗ 
ng des NG. hierfür befriedigt nicht. Der Schluß aus 12 II. Durchf⸗ 
D. befriedigt nicht überzeugend. Der wirtſchaftliche Zweck des Geſ. 
erlangt die Zulaſſung der ſtillen Reſerven wie bei jeder Bilanz. 

RA. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 

Zu 4. Die Entſch. iſt von großer praktiſcher Be⸗ 

grü tung. Ich halte ſie für durchaus zutreffend. Ergebnis und Be⸗ 
ündung decken ſich mit den Ausführungen eines Gutachtens, das ich 


deu 
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Verfahren der Geſchäftsaufſicht nicht in Betracht, da es keine 
Maſſe kennt und die Handlungsfähigkeit des Schuldners nicht 
beſchränkt. Die grundſetzliche Zuläſſigkeit der vom Kl. be⸗ 
hanpteten Vereinbarung tft danach nicht zu beanſtanden. Die 
Erwägungen des BG. über die unfreie Stellung, welche der 
Schuldner gegenüber der Aufſichtsperſon einnimmt, enthalten 
unverkennbar und trotz der dem Gläubigerbeirat zustehenden 
Befugniſſe (88 30 ff., 53 GeſchAufſ Vo.) einen richtigen Kern. 
Sie hätten, wenn der Geſetzgeber ſie angeſtellt hätte, ihm 
vielleicht Anlaß geben können, das auszuſprechen, was das 
BG. in den § 27 Abſ. 2 GeſchAufſVoO. hineinlegt, er hat es 
aber nicht ausgeſprochen, und dabei muß es ſein Bewenden 
behalten. Schwierigkeiten aus den 88 71 und 13 GeſchAufſ⸗ 
VO. ergeben ſich auch bei dieſer Auffaſſung nicht. Da im Kon⸗ 
kurſe als Maſſekoſten nur die von dem Konkcker. feſtgeſetzten 
Vergütungen der Verwalter behandelt werden können, ſo gilt 
dies entſprechend auch nur für die Vergütungen der Auf⸗ 
ſichtsperſonen, welche das Aufſichtsgericht feſtgeſetzt hat. Auf 
den vom Geſetz gebrauchten Ausdruck „Gebühren“ iſt dabei 
kein Wert zu legen, das Wort ſoll nur die Vergütung der 
Aufſichtsperſon bezeichnen. Nach 813 Nr. 6 Geſch Aufſ Vo. 
werden vom Verfahren nicht betroffen die Aufſichtsperſonen 
wegen ihrer Anſprüche auf Vergütung. Hier iſt kein innerer 
Grund erſichtlich, der dazu nötigte, zwiſchen der vom Gericht 
feſtgeſetzten und der vom Schuldner bewilligten Vergütung 
zu unterſcheiden. Das BG. hat für ſeine gegenteilige Meinung 
eine Rechtfertigung auch nicht angeführt. Schlimmſtenfalls 
müßte aber angenommen werden, daß für die vereinbarte 
Vergütung § 13 Nr. 1 GeſchAufſVoO. zutrifft, daß der Schuld⸗ 
ner nach der Anordnung der Geſchäftsaufſicht ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Aufſichtsperſon Abreden mit dieſer über die 
Höhe der Vergütung treffen darf. 
(u. v. 18. März 1927; 581/26 VI. — Frankfurt.) [Ku.] 


** 5. 88 74, 75 HG B.; 8549 3 PO. Tarifvertrags⸗ 
recht. 1. Freie reichsgerichtliche Nachprüfung 
der oberlandesgerichtlichen Auslegung eines 
allgemein verbindlich erklärten Tarifvertrags. 
2. Keine Anrechnungspflicht des anderweitigen 
Verdienſtes auf die dem Angeſtellten nach Ge⸗ 
ſetz und Vertrag für die Dauer des Wettbewerbs- 
verbotes zu leiſtende Entſchädigung in dem Falle 
der Beendigung des Dienſtverhältniſſes durch 
Kündigung des Arbeitgebers ohne einen in der 
Perſon des Arbeitnehmers liegenden Anlaß 
zur Kündigung. ]) 

(U. v. 19. Okt. 1926; 3/26 III. — Berlin.) Sch.] 

Abgedr. ZW. 1927, 2475. 


vor einigen Wochen in einem ähnlichen, noch in den unteren In⸗ 
ſtanzen ſchwebenden Prozeß erſtattet habe. Gegenüber der Bemerkung, 
die das NG. de lege ferenda einfließen laßt, möchte ich darauf hin 
weiſen, daß Honorarvereinbarungen, mit der Geſchäftsaufſichteperſon 
vielfach einem praktiſchen Bedürfnis entſprechen: fie find geelaht, 
von vornherein unliebſame Erörterungen abzuſchneiden und dem 
Gerichte die Feſtſetzung zu erſparen, die eben oft nur dertenige richtig 
vornehmen hann, der die täglichen Arbeiten der Aufſichtsperſon in 
allen ihren Stadien mit erlebt hat. Gegen etwaige lusbeutungen, 
falls ſolche vorkommen ſollten, gewährt 8 138 MUB. ausreichen 
den Schutz. RA. Dr. Friedlaender, Munchen. 


„Zu 5. Das Urteil befaßt ſich mit der Auslegung des Reichs⸗ 
tarifvertrages für die akademiſch gebildeten Angeſtellten der chemi⸗ 
ſchen Induſtrie (RT V.), ſoweit ſich dieſer auf das Mettbewerbs⸗ 
verbot bezieht; die diesbezüglichen Bestimmungen des RV. find den 
entſprechenden Beſtimmungen des HB. nachgebildet, ſo daß das 
gene, zu dem das RO. kommt, über die Auslegung des RTV. 
hinaus von Bedeutung iſt. a 7 

Zur Entscheidung ſtanden zwei „ 

1. Sit der Arbeitgeber auf * der Vorſchriften des RV. 
zur Zahlung der vollen von dem Aungeſtellten zuletzt bezogenen 
Leiſtungen als Karenzentſchädigung auch dann verpflichtet, wenn er 
bei der Kündigung eine Erklarung nicht abgegeben hat? 

2. Muß ſich der Angeftellte, der einen Anſpruch auf Zahlung 
der vollen zufegt von ihm bezogenen Leiſtungen hat, einen ander⸗ 
weiten Verdienſt nach Maßgabe der Nr. VII RT. (= 8 740 H68.) 
anrechnen laſſen! > N 

Die gi Frage hat das RG. bejaht, die zweite verneint. 

Zu 1. Das RO. folgert das Ergebnis, zu dem es Kommt, ein 
mal aus dem Wortlaut der Nr. IX RTV., der von dem ihm an 
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** 6. 88 29—33, 40, 96 Betr RG. Den Beſchlüſſen 
einer Betriebövertretung.gegenüber hat das Ge⸗ 
richt — wie gegenüber den Beſchlüſſen des MEA. 
— nicht zu prüfen, ob die Entſcheidungen in ge⸗ 
höriger Beſetzung und unter Beobachtung der 
Verfahrensvorſchriften des Betr. zuſtande 
gekommen ſind. Die Frage, ob Angeſtellte, die 
gar nicht Mitglieder des Angeſtelltenrates 
waren, den Beſchluß gefaßt haben, iſt keine Ver⸗ 
fahrensmängelfrage; in ſolchem Falle würde 


ſich entſprechenden 8 752 HGB. erheblich abweicht. Es nimmt an, 
daß der in dieſer Beſtimmung enthaltene Satz, daß — wenn eine Er⸗ 
klärung nicht abgegeben wird — die Sperrverpflichtung in Kraft 
bleibt, nur dahin zu verſtehen ſei, daß ſie dauernd in Kraft bleibt, 
dem Angeſtellten alſo nicht die Möglichkeit läßt, ſeinerſeits gemäß 
Nr. VIII Abſ. 1 und 2 vom Wettbewerbsverbot zurückzutreten. 

Mir ſcheint, daß der Wortlaut dieſer Beſtimmung den vom RG. 
gezogenen Schluß nicht unbedingt rechtfertigt und auch die Möglich⸗ 
keit einer entgegengeſetzten Entſch. offen laßt. Es mag zugegeben 
werden, daß ſich dieſer Satz dann vielleicht erübrigt hätte, aber es 
kann auch der Wille der Tarifvertragsparteien geweſen fein, durch 
dieſen Satz eben klarzuſtellen, daß — wenn zunächſt eine Erklärung 
nicht abgegeben wird — das Wettbewerbsverbot zunächſt wenigſtens 
in Kraft bleibt. Da Nr. IX Satz 3 dem Arbeitgeber einen ſpäteren 
Verzicht auf das Wettbewerbsverbot geſtattet, iſt durch dieſen Satz 
jedenfalls die vom RG. aus Satz 2 gezogene Folgerung, das Wett⸗ 
bewerbsverbot bleibe nun unbedingt in Kraft, durchrochen. 

Würde die Entſch. des NG. zutreffend fein, dann wüßte ich 
nicht, wann Nr. VIII Abſ. 2 RTV. erſter Halbſatz praktiſch werden 
könnte; entweder es liegt ein erheblicher Anlaß zur Kündigung oder 
ein wichtiger Grund zur friſtloſen Kündigung vor, dann kann der 
Angeſtellte ſich nicht von dem Wettbewerbsverbot löſen; oder aber, 
der Arbeitgeber erklärt, er wolle die vollen Bezüge weiter gewähren, 
oder er ſchweigt, und dann ſoll nach dem RG. die gleiche Erklärung 
als abgegeben gelten; in beiden Fällen würde gleichfalls keine Mög⸗ 
lichkeit für den Angeſtellten beſtehen, ſich von dem Wettbewerbs⸗ 
verbot loszuſagen. Wenn der Wille der Tarifvertragsparteien ſo ge⸗ 
weſen iſt, wie das RG. ihn jetzt annimmt, dann hätte Nr. VIII 
Abſ. 2 ganz anders gefaßt werden müſſen. Schon dieſe Tatſache 
ſcheint mir gegen die Auslegung des NG. zu ſprechen. Weiter er⸗ 
hebt ſich die Frage, ob der Arbeitgeber etwa befugt iſt, in der Kündi⸗ 
gung zu erklären, daß er zwar an dem Wettbewerbsverbot feſthalten, 
aber nicht die vollen zuletzt von dem Angeſtellten bezogenen 
Leiſtungen weiter gewähren wolle, es dieſem alſo überlaſſe, ſich von 
dem Wettbewerbsverbot loszuſagen. Es kann immerhin der Fall 
eintreten, daß die Aufrechterhaltung des Wettbewerbsverbots dem 
Arbeitgeber die Zahlung der vereinbarten Entſchädigung, auf die 
ein anderweiter Verdienſt anzurechnen iſt, wert iſt, daß er aber 
nicht gewillt iſt, die vollen Bezuge weiter zu gewähren, auf die eine 
Anrechnung nicht ſtattfinden kann, und dann lieber die Möglichkeit 
in Kauf nimmt, daß der Angeſtellte ſich von dem Wettbewerbsverbot 
losſagt. Lediglich wenn man dem Arbeitgeber das Recht einer ſolchen 
Erklärung zubilligen wollte, würde das Rücktrittsrecht des An⸗ 
geſtellten für den Fall einer vom Arbeitgeber ausgeſprochenen Kün⸗ 
digung überhaupt noch praktiſche Bedeutung haben. 

Weiter beruft ſich das NG. auf die Bedürfniſſe, die verlangen, 
daß der Angeſtellte Klarheit über ſeine Rechte erhält. Da der Arbeit⸗ 
geber bei der Kündigung einen Grund nicht anzugeben brauche, wiſſe 
der Angeſtellte, wenn eine Erklärung überhaupt nicht abgegeben 
werde, nicht, ob ea für ihn die Möglichkeit beſtehe, ſich loszuſagen 
oder nicht. Hier überſieht das Rh. zunächſt, daß § 84 Abſ. 2 Ziff. 2 
Betr NG. dem Angeſtellten ein Einſpruchsrecht gegen die Kündigung für 
den Fall einräumt, daß dieſe ohne Angabe der Gründe erfolgt iſt; 
dieſe Beſtimmung wirkt alſo doch zum mindeſten mittelbar darauf 
hin, daß Kündigungen ohne Angabe von Gründen unterbleiben. Im 
übrigen ergibt ſich die Ungewißheit, die das NE. beſeitigen will, 
für den Angeſtellten auch dann, wenn der Arbeitgeber bei der Kün⸗ 
digung einen erheblichen Anlaß in der Perſon des Angeſtellten be⸗ 
hauptet. Beſtreitet nämlich der Angeſtellte dieſe Auffaſſung des 
Arbeitgebers, dann weiß er bis zur gerichtlichen Klärung der Frage 
nicht, ob er ſich vom Wettbewerbsverbot einſeitig losſagen kann 
oder nicht; da er dieſe Erklärung aber innerhalb eines Monats nach 
erfolgter Kündigung abgeben muß, muß er — ſofern er ſie überhaupt 
abgegeben will — dies innerhalb der Monatsfriſt auf die Gefahr hin 
tun, daß die Erklärung unwirkſam iſt, wenn im Prozeß das Vor⸗ 
handenſein eines erheblichen Anlaſſes feſtgeſtellt wird. Gegenüber der 
abſoluten Ungewißheit, ob der Arbeitgeber das Vorhandenſein eines 
ſolch erbedlichen Anlaſſes behauptet, iſt der Angestellte dadurch ge⸗ 
ſchützt, daß der Arbeitgeber im Falle der Erklärung des Angeſtellten, 
er ſage ſich von dem Wettbewerbsverbot los, nach Treu und Glauben 
verpflichtet iſt, ſpateſtens in dieſem Zeitpunkt zum Ausdruck zu 
bringen, daß dieſe Erklärung unzuläſſig ift, weil nach feiner Meinung 
ein erheblicher Anlaß in der Perſon des Angeſtellten vorgelegen hat, 
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uriſtiſ ift 
[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


überhaupt kein Zuſtimmungsbeſchluß vorliegen. 
Dieſe Frage muß alſo vom Gericht geprüft 
werden.) 

Der Kl., der bei der Bekl. als Steiger in Dienſten ſtand, 
war Mitglied des Angeſtellten⸗ und des Betriebsrats. Am 
10. Aug. 1921 kündigte ihm die Bekl. ſchriftlich zum 1. Okt. 
und erſuchte am 17. desſelben Monats den Betriebsrat um 
feine Zuſtimmung. Der Vorſitzende beraumte eine Betriebs- 
ratsſitzung auf den folgenden Tag nachmittags 3 Uhr an, zu 
welcher auch der Kl. geladen wurde. Er erſchien auch, wurde 


der deſſen einſeitigen Rücktritt von dem Wettbewerbsverbot aus“ 
ſchließt. Gibt der Arbeitgeber in dieſem Zeitpunkt eine ſolche Cr 
klärung nicht ab, dann muß er gegen ſich gelten laſſen, daß die Tat⸗ 
ſache des Vorhandenſeins eines erheblichen Anlaſſes nicht gegeben 
iſt; gibt er die Erklärung aber ab, dann ift der Angeſtellte ſich ge” 
nau ſo wenig im klaren über die wirkliche Rechtslage, wie es der 
Fall iſt, wenn bereits die Kündigung unter ausdrücklichem Hinweis 
auf den erheblichen Anlaß ausgeſprochen wäre. 

Soweit das RG. ſich auf Nr. IX beruft, haben feine Aus- 
führungen lediglich für die Auslegung des RTV. Bedeutung und 
kommen für die Auslegung des 8 75 HGB. nicht in Frage; die 
Ausführungen über die praktiſchen Bedürfniſſe treffen an ſich auf 
den Fall des 8 75 HGB. in gleicher Weiſe zu, doch hat das NO. 
dieſe praktiſchen Bedürfniſſe weniger zur Auslegung der dem 8 75 
HGB. entſprechenden Nr. VIII RTV. als zur Darlegung der Bedeu⸗ 
tung der Nr. IX herangezogen, jo daß man als Ergebnis wird feſt⸗ 
ſtellen können, daß bei den Wettbewerbsverboten, die unter die Ber 
ſtimmungen des HGB. fallen, das Schweigen des Arbeitgebers nicht 
als der Wille, die vollen zuletzt von dem Angeſtellten bezogenen 
Leiſtungen weiter zu gewähren und dadurch den Angeſtellten an das 
Wettbewerbsverbot zu binden, gedeutet werden kann. 

Zu 2. Bei der Frage, ob der Angeſtellte dann, wenn der Arbeit- 
geber ſich für die Fortzahlung der vollen Leiſtungen entſchieden 
hat, ſich einen anderweiten Verdienſt muß anrechnen laſſen, befindet 
ſich das NG. im Gegenſatz zu Staub, § 75 Anm. 6, der — m. E. 
mit Recht — darauf hinweiſt, daß die im § 75 Abf. 2 feſtgeſetztg 
volle Entſchädigung allenthalben an die Stelle der im 8 74 Abi. 2 
vorgeſchriebenen Entſchädigung von halber Höhe tritt, ſo daß für 
ſie insbeſ. auch die Anrechnungsvorſchriften des § 74 gelten. Die 
Ausführungen, die das NG. hinſichtlich des wirtſchaftlichen In⸗ 
tereſſes des Angeſtellten macht, ſind ſicher beachtlich, können m. E. 
aber nicht ſtichhaltig ſein, weil die Kündigung des Arbeitgebers ja 
in der Regel nicht aus reiner Willkür erfolgt, ſondern durch irgend⸗ 
welche wirtſchaftliche Notwendigkeiten bedingt iſt. Da der Angeſtellte 
für dieſen Fall bereits dadurch beſſergeſtellt ift, daß der Arbeitgeber, 
der unbedingten Wert auf die volle Aufrechterhaltung des Wett⸗ 
bewerbsverbots legt, nicht nur die vereinbarte Entſchädigung, ſondern 
die vollen Bezüge weitergewähren muß, liegt eigentlich keine Ver⸗ 
anlaſſung vor, dieſe Beſſerſtellung nun noch dahin ins Ungemeſſene 
zu erweitern, daß eine Anrechnung überhaupt nicht ſtattfindet, der 
Angeſtellte alſo danach für die Zeit der Beſchränkung in den Genuß 
von zwei Gehältern kommen kann. 

„Da die Nr. VII und VIII RV. ſich inhaltlich vollkommen 
mit den 88 74 c und 75 HGB. decken, wird man in dieſer zweiten 
Frage die Auslegung, die das RG. dem RTV. hat zuteil werden 
laſſen, auch auf die entſprechenden Beſtimmungen des HB. zur Une 
wendung bringen müſſen. Auch diejenigen Arbeitgeber, die ſich auf 
Grund des 8 75 Abſ. 2 HGB. zur Weitergewährung der vollen 
Bezüge bereiterklären, müſſen ſich alſo darüber im klaren ſein, daß ſie 
nach der Auffaſſung des NG. keinen Anſpruch haben, daß der An- 
geſtellte ſich nach Maßgabe des $ 74 c HGB. einen anderweiten Ver⸗ 
dienſt anrechnen läßt. RA. Dr. v. Karger, Berlin. 


4 Zu 6. 1. Der Kl. war Mitglied des Betriebs⸗ und Angeſtellten⸗ 
rates. Nach den Gründen darf angenommen werden, daß beide Be 
triebsvertretungen wegen der Zuſtimmungserklärung angegangen ſind. 
Während die Zuſtimmung des Betriebsrates als gegeben erachtet wird, 
it im Hinblick auf die unten zu 3 erörterte Zuſtimmung des An 
geſtelltenrats die Sache an das Berufungsgericht zurückverwieſen 
worden. Das NG, hat ſich ſonach, ohne dies ausdrücklich auszu⸗ 
ſprechen, auf den Boden der herrſchenden Meinung geſtellt, wonach 
einem Arbeitnehmer, der mehreren Betriebsvertretungen angehört, 
alſo z. B. dem Betriebs⸗ und Gruppenrat, nur mit Zustimmung 
aller Betriebsvertretungen, denen er angehört, wirkſam gekündigt 
werden kann (vgl. Flatow, 12. Aufl., Anm. 8 zu 8 96; au 
Mansfeld, Anm. 2 zu 896). Gegen dieſe Meinung wendet ſich 
neuerdings mit m. E. nicht überzeugenden Gründen Mundry 
RINMLER. 1927, 139 ff). Er iſt der Auffaſſung, daß nur dem 
Gruppenrat in einem ſolchen Falle die Beſchlußfaſſung zuzuweiſen iſt. 

2. Zu begrüßen iſt es, daß das RZ. den bereits in der Entſch. 
b. 23. Okt. 1925 beſchrittenen Weg (RG. 111, 412 ff.; JW. 1927, 
250 — ſowohl in Derſch — Flatow — Hueck — Nipperdey, 
Rechtſpr. S. 402, wie auch bei Flatow, Betriebsrätegeſetz Vorbem. 
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zu Punkt II der Tagesordnung „Stellungnahme zu der Ent⸗ 
laſſung des Steigers K.“ gehört und entfernte ſich vor der 
Abſtimmung. Über ihr Ergebnis enthält das Protokoll den 
Fermerk: „Durch das Reſultat der Abſtimmung wurde die 
Entlaſſung bejaht.“ Daraufhin wiederholte die Bekl. vorſorg⸗ 
lich mittels Schreibens v. 18. Auguſt die Kündigung. Der Kl., 
der beſtritt, daß ein ordnungsmäßig zuſtande gekommener 
Zuſtimmungsbeſchluß des Angeſtellten⸗ und des Betriebsrats 
vorliege, erhob Klage auf Feſtſtellung der Unwirkſamkeit der 
Kündigung, auf Wiedereinſtellung und Fortzahlung des Ge⸗ 
halts. Das LG. wies die Klage ab, das BG. erklärte den 
Zahlungsanſpruch dem Grunde nach für berechtigt. Die Rev. 
der Bekl. hatte Erfolg. Die Feſtſtellung des VÖ., daß der 
Angeſtelltenrat vor der Beſchlußfaſſung den Kl. nicht gehört 
habe, und daß die Einladungen zu der entſcheidenden Be⸗ 
triebsratsſitzung nicht rechtzeitig und ohne Bekanntgabe der 
agesordnung ergangen ſeien (vgl. 8 32 Betrch.), vermag 
die aus dieſen Verfahrensmängeln gezogene Folgerung, die 
Kündigung ſei unwirkſam, nicht zu rechtfertigen. Zwar ſchrei⸗ 
ben die 88 29—33, 40 und andere Beſtimmungen des Betr⸗ 
RG. vor, in welcher Weiſe die Beſchlüſſe einer Betriebsver⸗ 
tretung vorzubereiten und herbeizuführen ſind. Daß für die 
Entſcheidungen eines Betriebs⸗ oder Gruppenrats über die Ge⸗ 
nehmigung oder Nichtgenehmigung der Kündigung eines ihrer 
Mitglieder in dieſer Beziehung nichts Abweichendes gilt, hat 
der Senat bereits in RG. 111, 412 ff. ausgeſprochen. Dar⸗ 
aus folgt aber nicht die Befugnis der ordentlichen Gerichte, 
die ihnen als rechtserhebliche Grundlage eines Anſpruchs oder 
Einwandes unterbreiteten Beſchlüſſe einer Betriebsvertretung 
daraufhin zu prüfen, ob fie unter Beachtung der Verfahrens⸗ 


vorſchriften des Betr NG. zuſtande gekommen ſeien. Die Stel⸗ 


lung des Richters den Beſchlüſſen einer Betriebsvertretung 
gegenüber iſt keine andere als gegenüber den Beſchlüſſen der 
REAL, bezüglich deren der Senat in ſtändiger Rechtſprechung 
die Nachprüfung der Ordnungsmäßigkeit ihrer Beſetzung und 
des von ihnen beobachteten Verfahrens abgelehnt und nur 
die der Grenzen ihrer ſachlichen Zuſtändigkeit für zulaſſig und 
geboten erklärt hat (vgl. RG. 101, 53 ff. ), 115°); 108, 316°); 
105, 59). Dem Richter den Beſchlüſſen einer Betriebsvertre⸗ 
tung gegenüber ein weitergehendes Prüfungsrecht einzu⸗ 
räumen, liegt kein Anlaß vor. Es würde mit der Stellung der 
Betriebsvertretungen als öffentlich-rechtlicher Selbſtverwal⸗ 
tungsorgane und mit dem öffentlich- rechtlichen Charakter der 
ür ihren inneren Geſchäftsbetrieb beſtimmten Verfahrens⸗ 
vorſchriften in Widerſpruch ſtehen. Die Beachtung der letz⸗ 
teren iſt Pflicht des Vorſitzenden der Betriebsvertretung, und 
Sache ihrer Mitglieder iſt es, erkennbare und erkannte Ver⸗ 
fahrensverſtöße zu rügen und auf ihre Abſtellung — nötigen- 
falls durch Verweigerung der Abſtimmung, durch das Ver⸗ 
langen auf Anberaumung einer neuen Sitzung oder An⸗ 
rufung des Bezirkswirtſchaftsrats oder feiner Erſatzſtelle (8 93 
Nr. 3 a. a. O.) — zu dringen. Setzen ſie ſich pflichtwidrig über 
weſentliche Verfahrensvorſchriften hinweg, fo können fie ihres 
Amtes enthoben (5 39 a. a. O.) und je nach Lage des Falles 
auch ſchadenserſatzpflichtig gemacht werden. Innerhalb eines 
bürgerlich⸗ rechtlichen Kündigungsſtreites iſt aber der Arbeit⸗ 
nehmer, wenn wirklich der Zuſtimmungsbeſchluß einer Be⸗ 
triebsvertretung vorliegt, mit der Behauptung, der Beſchluß 
ſei infolge von Verfahrensmängeln nach 8 32 Betr., alſo 
nach öffentlichem Rechte, ungültig, nicht zu hören (vgl. 

latow, Betr NG. 10. Aufl. Anm. 3 vor 8 15, aber auch 
Anm. 4 Abſ. 2 zu 8 96). Das von dem BR. angezogene Ur⸗ 
teil des 7. 38. v. 7. März 1922 (RO. 104, 182 5) ſteht die⸗ 
ſer Auffaſſung nicht entgegen. Ob der dort geäußerten Anſicht, 
daß der Richter bei Schiedsſprüchen eines Schlichtungsaus⸗ 
ſchuſſes die Beobachtung „zwingender Verfahren svorſchriften“ 
nachzuprüfen habe, beizupflichten tft, bedarf im vorliegenden 


V2 S. 25 irrtümlich RG. 110, 142 — J. 1925, 602 zitiert — 
zielbewußt weiter gegangen und das ſog. Nachprüfungsrecht der 0 
in dem in der Überſchrijt begrenzten Umfange abgelehnt hat (onl. deze 
Flatow, DRG. S. 24 ff. und in Rechtſpr. S. 269 ff.; auch Mans⸗ 
eld, Anm. 2a zu 8 28; a. A. auſcheinens Munbry, 33furbok. 
1927, 79 ff.; auch Derſch⸗ Volkmar, Arbcgcch. Auh. VI 2 4 
S. 602). Es iſt zu erwarten, daß das NG. nunmehr auch entgegen 


” JW. 1921, 275. 2) JW. 1921, 235. ) IW. 1922, 581. 
JW. 1922, 1717. 
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Falle keiner Entſcheidung (vgl. RG. 104, 418). Freilich darf 
der Arbeitgeber auf Grund bloß formloſer Vorbeſprechungen 
und unverbindlicher, wenn auch ihm günſtiger Meinungs⸗ 
äußerungen der Mitglieder einer Betriebsvertretung, bei wel⸗ 
chen dieſen das Bewußtſein und der Wille fehlen, in ihrer 
amtlichen Eigenſchaft abzuſtimmen und zu beſchließen, die be⸗ 
abſichtigte Kündigung nicht vornehmen  (ogf. RG. 111, 
412 ff.)). Denn in einem ſolchen Falle iſt ein Zuſtimmungs⸗ 
beſchluß i. S. des 8 96 BetrRch. ebenſowenig vorhanden wie 
etwa dann, wenn Perſonen, die der Betriebsvertretung nicht 
angehören, unbefugterweiſe als ſolche zuſammentreten und die 
Genehmigung zur Kündigung ausſprechen. — Läßt aber die 
geſetzliche Betriebsvertretung ihren Zuſtimmungsbeſchluß und, 
wie im vorliegenden Falle, zugleich eine Abſchrift des ein⸗ 
ſchlägigen Sitzungsprotokolls (8 33 Abſ. 2 Betrag.) durch den 
Vorſitzenden (828 a. a. O.) dem Arbeitgeber übermitteln, ſo 
hat dieſer keinen Anlaß, der Frage nachzugehen, ob der Be⸗ 
triebsrat auch die Verfahrensvorſchriften des BetriS. Des 
folgt habe oder nicht. Eine ſolche Prüfung iſt ihm um jo 
weniger zuzumuten, als ihm zu ihrer einwandfreien Durch⸗ 
führung nicht einmal die erforderlichen Machtmittel zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. Unter den geſchilderten Umſtänden formale 
Mängel des öffentlich- rechtlichen Betriebsratsverfahrens, auf 
deſſen Gang der Arbeitgeber keinen oder doch keinen weſent⸗ 
lichen Einfluß auszuüben vermag, zivilrechtlich zu ſeinen 
Laſten gehen zu laſſen, wäre eine Unbilligkeit, die ſich auch 
unter Berückſichtigung der berechtigten ſchutzbedürftigen Ar⸗ 
beitnehmerintereſſen weder aus dem Wortlaute noch aus dem 
Geiſte und Zwecke des Betr. rechtfertigen läßt. In: vor⸗ 
liegenden Falle, in welchem der am 30. Sept. 1921 entlaſſene 
Kl. erſt im Nov. 1922, alſo zu einer Zeit, in welcher die Be⸗ 
klagte die Kündigungsangelegenheit längſt für erledigt hielt 
und für erledigt halten durfte, Klage auf Feſtſtellung der Un⸗ 
wirkſamkeit feiner Entlaſſung und der Fortdauer des Dienſt⸗ 
verhältniſſes erhoben hat, würde es eine wirtſchaftlich kaum 
erträgliche Härte für die Bekl. bedeuten, wenn, ſie nach ſo 
langer Friſt wegen eines vom Betriebsrat verſchuldeten, ihr 
vor dem Prozeſſe vielleicht gar nicht bekannt gewordenen Ver⸗ 
fahrensverſtoßes zur Nachzahlung ein⸗ oder mehrjähriger Ge⸗ 
haltsrückſtände gezwungen werden könnte. Die Entſcheidung 
der Streitfrage, ob der VBetriebs⸗ und der Angeitelltenrat ſich 
bei der Beſchlußfaſſung über die Zuläſſigkeit oder Unzuläſſig⸗ 
keit der Kündigung an die Verfahrensvorſchriften des Betr⸗ 
Noel. gehalten haben, war dem BR. daher entzogen. Anders 
verhält es ſich aber mit der von ihm nicht entſchiedenen 
Frage, ob, wie der Kl. vorträgt, Angeſtellte, die nicht Mit⸗ 
glieder des Angeſtelltenrats waren, ſich die Stellung eines 
ſolchen angemaßt und, ohne dazu berufen zu ſein, den Kündi⸗ 
gungszuſtimmungsbeſchluß gefaßt haben. Träfe das zu, o 
würde allerdings nicht etwa nur ein mit Verfahrensmängeln 
behaſteter, ſondern, wie ſchon betont, überhaupt kein den Un 
forderungen des 896 a. a. O. entſprechender Zuſtimmungs“ 
beſchluß des zuſtändigen Angeſtelltenrats vorliegen. Daß Die 
Bekl. dem Veſchluſſe trotzdem vertraute und feine Bebeu- 
tungsloſigkeit nicht durchſchaute, war alsdann ihre Schuld 
Sie mußte die Mitglieder des Angeſtelltenrats kennen, und, 
wenn das nicht der Fall war, ſich unter allen Uunſtänden, be⸗ 
vor ſie kündigte, darüber vergewiſſern, ob der ihr mitgeteilte 
Zuſtimmungsbeſchluß von ihnen herrührte, und ob das ihr 
überreichte Sitzungsprotokoll ihre Namen trug. Hat ſie das 
nicht getan, ſo kann ſie ſich über die Folgen ihrer Sorgloſig⸗ 
keit nicht beſchweren. Der BR. durfte alſo eiue Feſtſtellung 
über den Urſprung und die Urheber des Angeſtelltenrats⸗ 
beſchluſſes nicht ablehnen. Zu ihrer Nachholung war unter 
Aufhebung des Bu. die Sache au das BG. zurückzuverweiſen. 


(a. v. 18. Jan. 1927; 3/0 III. — Köln.) (Sch. 


NS, 104, 418 den Schlichtungsausſchüſſen gegenüber die gleiche 
Stellung einnehmen wird wie hier der Betriebsvertretung und in 
dem Urt. angegebenen früheren e dem MEN. gegenüber. 

3. Zuzuſtimmen it auch dent NÖ, insoweit, als es das Vor⸗ 
liegen eines Gruppenratsbeſchluſſes leugnet, wenn der Beſchl. von 
Nichtmitgliedern Be 32 5 HAlmtsanmaßung durch einige als 
Betriebsrat ſich Abſt  einjehende Arbeitnehmer iſt ſelbſtverſtändlich 
rechtlich ein Nichts“ (ſo Flatow, BNG, Vorbem. VI Ib S. 24). 

79 % „ 9 * 

e) JW. 1927, 250. Rel. Max Abel, Eier 
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b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 

7. [8230 StG B. Fahrläſſigkeit. Der Kraft- 
fahrer muß unter Umſtänden auch mit einem un⸗ 
verſtändigen Benehmen anderer Perſonen auf 
der Straße rechnen.) 

Gegenüber der Ausführung der Reviſionsbegründung, 
kein Autolenker ſei verpflichtet, mit unvernünftigen und un⸗ 
ſinnigen Reaktionen eines Fußgängers zu rechnen, und gegen⸗ 
über der Berufung auf das Urt. des 4. ZS. v. 29. April 1926, 
IV 711/25, iſt darauf hinzuweiſen, daß das RG. es in vielen 
Entſch, als eine Pflicht des Kraftfahrers bezeichnet hat, 
unter Umſtänden auch mit einem unverſtändigen Benehmen 
anderer Perſonen auf der Straße zu rechnen. An dieſer Auf⸗ 
faſſung muß feſtgehalten werden. Das ergibt ſich ſchon dar⸗ 
aus, daß der Kraftwagen als ein wuchtiger Körper und bei 
feiner gegenüber dem ſonſtigen Straßenverkehr hohen Ge⸗ 
ſchwindigkeit notwendig eine Unſicherheit für den Verkehr in 
ſich birgt, dann aber auch daraus, daß der Straßenverkehr 
jedem, auch dem geiſtig wenig Regſamen, dem Kinde wie ge⸗ 
brechlichen Perſonen, ofſen iſt, ſo daß der Kraftfahrer, nament⸗ 
lich, wenn er die ihm begegnenden oder von ihm zu über⸗ 
holenden Perſonen nicht kennt, immer damit rechnen muß, 
daß dieſe aus einer ihnen eigenen geiſtigen Schwerfälligleit 
zu langſam die gegebenen Warnungszeichen aufnehmen und 
darauf ihren Entſchluß faſſen, oder daß ſie in plötzlichem Er⸗ 
ſchrecken verkehrt handeln. Findet alſo der Kraftfahrer in der 
vor ihm liegenden Bahn ein Hindernis, ſo muß er ſein Ver⸗ 
halten auf die Möglichkeit eines ſolchen unerwarteten Zufalls 
einrichten. Damit, daß auf ein gegebenes Warnungszeichen 
ein ſachgemäßes Verhalten des anderen folge, kann er nur 
dann rechnen, wenn er erkannt hat, daß das Zeichen gehört 
und aufgenommen worden iſt, und er aus dem darauf ge⸗ 
ſchehenen Benehmen des anderen entnehmen durfte, daß ſich 
dieſer auch weiterhin verſtändig bewegen werde. Nach dieſen 
Grundſätzen, die ſich aus der Notwendigkeit einer gemeinſamen 
Benutzung derſelben Straße durch Kraftwagen, Fußgänger 


Zu 7. Von den Pflichten der 88 15—21 g Kraftfahrzeug⸗ 
verkehrsvO. kommt vorliegend nur die Verpflichtung des 8 17 
a. a. O. in Betracht, wonach vom Führer eine „beſondere Vorſicht 
in Leitung und Bedienung des Fahrzeugs“ zu beobachten iſt. Es 
fragt ſich, worin dieſe Vorſicht beſteht. Sie bedeutet m. E., 
daß der Führer in jedem Augenblicke den normalerweiſe zu er⸗ 
wartenden Ereigniſſen ſachgemäß Rechnung tragen muß. Ein un⸗ 
vernünftiges Verhalten von Perſonen, die plötzlich vom Heran⸗ 
nahen eines ſchnellfahrenden Autos auf dem Straßendamm über⸗ 
raſcht werden, liegt ſo ſehr im Bereiche der Wahrſcheinlichkeit, 
daß der vorſichtige Führer damit rechnen wird. Tut er das nicht, 
ſo handelt er fahrläſſig. Verhält ſich dagegen eine Perſon derartig, 
daß ihr Benehmen normalerweiſe nicht vorausgeſehen werden 
konnte, jo kann von einer Fahrläſſigkeit des Führers nicht die 
Rede fein. Im erſten wie im zweiten Falle trägt der Verletzte an 
dem Unfalle die Schuld; trotzdem lautet das Urteil über das Ver⸗ 
halten des Führers verſchieden, aber eben nur, weil es für ſeine 
Strafbarkeit einzig und allein auf ſeine Schuld ankommt und 
dieſe davon abhängt, ob er genügende Vorſicht hat 
walten laſſen, d.h. ob er die normalerweiſe ein⸗ 
tretenden Ereigniſſe berückſichtigt hat. 

Priv Doz. Dr. Hans Peters, Breslau. 


Zu 8. Eine ergiebige Quelle von Unglücksfällen iſt das un⸗ 
ſachgemäße Verhalten entgegenkommender Fuhrſoerke oder Nad⸗ 
fahrer, insbeſ. das Befahren der Straßenmitte ſtatt der Straßen⸗ 
ſeite. Es ift ſtändige Rechtſprechunn : 

a) daß die Nichteinhaltung der richtigen Straßenſeite, na⸗ 
mentlich das Hinüber⸗ und Herüberfahren von einer Straßenſeite 
Gagandern, ein Verſchulden des Fuhrwerkslenkers darſtellt (vgl. 
DG. Naumburg, VAN. 5, 311 — Schweizer Bundes. 9, 11 
1926, Bd. 5211 384); 

b) daß zwar der Autoführer mit einem unbeſonnenen Ver⸗ 
halten eines anderen rechnen und ſich danach einrichten muß (vgl. 
RS., Eiſenbahnrethtl. Entſch. 29, 338, 30, 365; Fſaac, Kom⸗ 
mentar 190 zu 3); 

o) daß er aber nicht mit ganz entfernten Möglichkeiten und 
daher nicht mit jeder ungewöhnlichen Ungeſchicklichkeit und Un⸗ 
beſonnenheit, die ein veriländiger Menſch leicht vermeiden kann, 
zu rechnen braucht (JW. 1904, 572; Iſaac 1921). 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


und Gefährte aller Art ergeben, hat die StR. ihr Urteil ge 
ſchöpft. Nach der im Urteil gegebenen Sachdarſtellung iſt auch 
keine Rede davon, daß die Stͤ. angenommen hätte, ein Fuß⸗ 
gänger dürfe auf ein ertönendes Hupenzeichen „beliebig auf 


der Straße herumſpringen“, der Kraftfahrer müßte alſo mit 


einem ſolchen Benehmen rechnen. Vielmehr ſind die Zeugen 
K. und Sch., wie feſtgeſtellt iſt, ſofort, als ſie das Zeichen 
hörten, von dem Fahrkörper der Straße nach beiden Seiten 
auseinandergelaufen, um dem Kraftwagen die Fahrbahn frei⸗ 
zugeben. Gerade auf der Seite, nach der ſich K. zu begeben 
verſuchte, befindet ſich eine, wenn auch vom Fahrkörper nicht 
durch Randſtein geſchiedene Fußgängerbank. Die im Urteil 
feſtgeſtellte Sachlage war durchaus verſchieden von der, die 
dem angeführten Urteil des 4. 3. zugrunde lag, und zwar 
in dem Punkte, auf den es hier entſcheidend ankommt: Dort 
war, für den Kraftwagenführer unvorherſehbar, ein Fuß 
gänger von dem Bürgerſteig auf die Fahrbahn, um dieſe zu 
überjchreiten, gerade in dem Augenblick getreten, als der 
Kraftwagen an dieſer Stelle anlangte, hat alſo unbedacht ge⸗ 
handelt und ſeinen Unfall ſohin ſelbſt verſchuldet. Hier da⸗ 
gegen haben die beiden Zeugen, insbeſ. der Verletzte K., ſich 
ſachgemäß benommen. Wenn alſo aus der im vorliegenden 
Falle feſtgeſtellten Sachlage die StR. gefolgert hat, daß der 
Angekl. mit der Möglichkeit rechnen mußte, K. würde nach 
der linken Seite ausweichen, und daß der Angekl. nicht auf 
der hier liegenden Fußgängerbank vorfahren durfte, ohne 
abzuwarten, was K. und Sch. auf ſein Warnungszeichen tun 
würden, ſo läßt dies keinen Rechtsirrtum erkennen, und es 
liegt darin um ſo weniger eine Überſpannung der dem Kraft⸗ 
fahrer obliegenden Sorgfaltspflicht, als das Verhalten der 
Zeugen, wie erwähnt, durchaus ſachgemäß war. 
(J. Sen. v. 4. Jan. 1927; 1 809/26.) A.] 


8. 8 230 StGB. Tatſächliche Voraus- 
ſetzungen für die Haftung eines Kraftfahrers 
bei unverſtändigem Benehmen einer entgegen⸗ 
kommenden Perſon.] ) 

Der Angekl. ſah den mit dem heftigen Winde kämpfenden 
und daher vom Straßenrande bis zur Straßen mitte 


Obige Entſch. ſtimmt mit der bisherigen Rechtſprechung über⸗ 
ein und betont weiter d) mit Recht, daß dem Angeklagten ge⸗ 
nügend nachgewieſen werden muß, daß auch objektiv überhaupt 
mit einem Zuſammenſtoß gerechnet werden konnte. 

RA. Dr. Martin Iſaac, Berlin. 


Zu 7 u. 8. Die Pflicht des Kraftfahrers, beim Gebrauch des 
Kraftwagens oder Kraftrades die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, um die Schädigung anderer zu verhüten, ergibt ſich aus 
der generellen Gefährlichkeit, welche der Kraftwagenbetrieb für 
fremde Perſonen, alſo für Schutzobjekte der Rechtsordnung, haben 
kann. Diefe Pflicht wird auch durch die SS17TF. PO. v. 28. Juli 
80 begründet. Dabei iſt aber zu beachten, daß die ſchuldhafte 
N der in den letztbezeichneten Paragraphen aufgezählten 
Pflichten nicht ohne weiteres auch ein Verſchulden in bezug auf 
den etma weiter eingetretenen Schadenserfolg zu erweiſen vermag. 
Folgende Möglichkeiten find gegeben: 

a) Es kann fein, daß bie Vorſchriften der VO. v. 1926 
ſchuldhaft nicht beachtet wurden, daß aber troßdem eine fahrläffige 
Tötung (oder Körperverletzung) nicht vorliegt, mag der Kraft⸗ 
wagen auch einen Menſchen getötet oder körperlich verletzt haben; 
, em Kraftwagenfahrer iſt vorſchriftswidrig auf der linken 
3 gefahren (gegen VO. v. 1926 8 21), aus einer Seiten⸗ 
ſtraße rechts kommt ein Wagen mit ſcheuen Pferden geraſt, der 
die Straße quert und auf der linken Seite mit dem erſtgenann⸗ 
ten aroftwagen zuſammenſtößt. Es liegt alsdann auf ſeiten des 
Kraftwagenführers nur eine Übertretung nach 8 21 des Geſetzes 
über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. Mai 1909 vor, auch 
wenn ein Menſch verletzt wurde. Der Kraftwagen war dann zwar 
für den unfall kauſal; aber die falſche Fahrbahn war es nicht. 
Daher ſcheidet das Verſchulden an der verfehlten Fahrbahn für die 
Frage der Verſchuldung am Zuſammenſtoß aus. 

b) & kann fein, daß keine der Vorſchriften der RO. ſtrafbar 
verletzt iſt, fo daß auch § 21 des Gef. v. 3. Mai 1909 unanwend⸗ 
bar wird, der die Zuwiderhandlungen gegen hraftfahrpoltzeiliche 
Anordnungen mit Übertretungsſtrafe bedroht, daß aber der Kraft⸗ 
wagenführer doch mit ſeinem Wagen eine fahrläſſige Tötung (oder 
Korperverletzung) begangen hat. Dieſer Fall läge vor, wenn der 
Führer ſich etwa durch eine lebhafte Unterhaltung mit einer Nach⸗ 
barin von der erforderlichen Aufmerkſamkeit auf die Fahrbahn 
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hin und her pendelnden Radfahrer Sch. in genügender Ent⸗ rechts am Straßenrande oder mehr nach der Mitte der Straße 
fernung vor ſich. Der Angekl. ſelbſt fuhr, wenn auch auf der zu fuhr, und ob er, falls letzteres der Fall war, ſofort, als 
rechten Straßenſeite, ſo doch mit dem linken Rade ſeines ver⸗ er den Sch. vor ſich erblickte, ſeinen Kraftwagen bei Herab⸗ 
ältnismäßig großen Wagens etwa auf der Straßen⸗ minderung der Geſchwindigkeit auf 20 Stundenkilometer mehr 
mitte, ſo daß er, da Sch. in ſeinem „Zickzackfahren“ auch die nach dem rechten Straßenrande zu gelenkt habe, ſo daß er 
Straßenmitte berührte, ſchon aus dieſem Grunde mit irgend⸗ alſo hätte annehmen können, daß er bei dieſer Geſchwindigkeit 
einem Zuſammenſtoß hätte rechnen müſſen. Die letztere An⸗ noch an Sch. ohne Gefahr eines Zuſammenſtoßes hätte vor⸗ 
nahme iſt nach dem bisher feſtgeſtellten Sachverhalt nicht beifahren können, ſelbſt wenn dieſer nach wie vor bis zur 
ſchlüſſig. Denn die StR. hat nicht feſtgeſtellt, wie breit die Straßenmitte „hin und her gependelt“ hätte. Ein weiterer 
Straße an der Unfallſtelle und wie breit der Kraftwagen war, Mangel des Urteils ergibt ſich aber auch in der folgenden 
von dem nur geſagt iſt, er ſei verhältnismäßig groß ge⸗ Richtung: Der erk. Sen. hat zwar wiederholt und zuletzt im 
weſen. Ferner fehlt im angefochtenen Urteil jede Darlegung Urt. D- 4. Jan. 1927 (1D 809/26) ausgeſprochen, daß der 
in der Richtung, ob der Angekl. in ſeiner Fahrtrichtung ſcharf Kraftfahrer unter Umſtänden auch mit einem unverſtändigen 


ablenken ließ und ein Unglück dadurch herbeiführte. Dann ſind ſtändigem Benehmen anderer Perſonen auf der 
nur die Tatbeſtände der 88 222 bzw. 230 StGB. gegeben. Ein an⸗ Straße rechnen muß. (Ebenſo RGSt. 59, 320.) Zu dieſer Ans 
erer Fall in RGSSt. 60, 84. Iſt bei einer ablenkenden Unterhal⸗ nahme gelangt man u.a. um deswillen, weil das Publikur⸗ keine 
fen des Wagenführers nichts paſſiert, hat aber ein Schutzmann die feſten Verhaltensnormen zu kennen verpflichtet iſt, wie es ſich 
ebhafte und gefährliche Unterhaltung beobachtet, jo iſt eine Be⸗ gegenüber überholenden Kraftwagen zu verhalten hat, weil ferner 
ſtrafungsmöglichkeit nach 821 des Gel. v. 1909 nicht gegeben. die Straße auch den nicht voll Geſchäftsfahigen offenſteht, und 
lerdings beſtimmt 817 VO.: Der Fuhrer iſt zur „gehörigen“ weil erfahrungsgemäß die Warnungsſignale bei vielen eine vor⸗ 
orſicht in Leitung und Bedienung ſeines Fahrzeugs verpflichtet. übergehende Verwirrung erzeugen. Selbſt eine nachweislich kon⸗ 

Aber ein feſter Inhalt der gebotenen Vorſicht, etwa eine Pflicht, Kurrierende Fahrläſſigkeit des erletzten ſchließt nach anerkannten 
ei Strafe mit dem Nachbarn nicht zu ſprechen, iſt daraus nicht Grundſätzen die Verantwortlichkeit des Verletzten nicht ohne weis 

ableitbar. teres aus. Demnach hat das nicht ſachgemäße Ausweichen des K 

e) Es kann endlich ſein, daß ſowohl die Vorſchriften der nach links auf eine Fußgängerbank, die von der Fahrbahn äußer- 

TO. v. 1926 wie auch die Verbote der Tötung Körperverletzung, lich gar nicht geſchieden war, die Sahrläffigkeit des Angekl. rifht 

Sachbeſchädigung oder des ruheſtörenden Lärms (3. B. durch Aus⸗ aufgehoben, die darin beſtand, daß er weiterfuhr, ehe er ſich ver⸗ 

puffklappen) übertreten find. Dann find die Bestimmungen des gewiſſert hatte, daß der gefährdete K. außerhalb der eingeſchla⸗ 
raftfahrzeuggeſetzes nicht etwa ſubſidiär, ſondern fie konkurrieren genen oder einzuſchlagenden Fahrbahn ſich befand. 5 
meiſt in Tateinheit) mit dem vorliegenden Delikte des RStGB. Selbſt wenn Perſonen absichtlich nicht aus der Fahrbahn eines 
gl. hierzu auch BayObLG. Höchſtr. Rſpr. 1, 392. Kraftwagens herausgehen, erhält der Kraftwagenführer dadurch 

Die verkehrspolizeilichen Vorſchriften der VO. haben ſchein⸗ noch kein Recht, dieſe Perſonen durch Anfahren oder Überfahren 
bar mit der Novelle von 1926 eine Abſchwächung erfahren. In zu töten oder körperlich zu verletzen. Ein Notwehrrecht, geſtützt 

517 VO. v. 1925 hieß es: „Der Führer iſt zu beſonderer etwa auf die Annahme einer angeblichen Beleidigung oder Nöti⸗ 

Vorſicht in Leitung und Bedienung ſeines Fahrzeugs verpflichtet.“ gung gegen den Kraftwagenführer, ließe ſich nicht halten. Mu“ 

In der Vo. v. 1926 8 17 wird nur von der gehörigen Vor⸗ willig es Verhindern des Vorbeifahrens anderer iſt im Falle 

ſicht geſprochen. Aus der früheren Faſſung: „beſondere Vorſicht“ eines Nichtausweichens ſchwer nachweislich. Es würde außerdem 
at man teilweiſe geſchloſſen (ſo v. Hellingrath, Verkehr eine Tötung des Verhindernden nicht rechtfertigen, ſondern hödj» 

mit Kraftfahrzeugen 1926), die ftetige und ſorgfaltigſte Beobach- ſtens ein gewaltſames Wegdrängen des Störenfrieds durch ein 
tung der Fahrbahn fei eine der wichtigſten Aufgaben des Führers. Vorwärtsfahren im Schrittempo. In ſolcher Sachlage kann man 
ndeſſen die ältere Wendung „beſondere Vorſicht“ dürfte ebenſo. eine Lücke unſerer Verkehrsvorſchriften erblicken. Es ſollte an⸗ 
wenig einen Maß ſtab für die Strenge der Sorgfaltspflicht geordnet ſein, daß Fußgänger und Radfahrer auf Signal hin die 
abgeben wie die neueſte Wendung „gehörige Vorſicht. Wie für die dem Kraftwagen zustehende Fahrbahn freizugeben haben, wenn. fie 

Pflicht zur Vorſicht überhaupt, jo gibt vielmehr auch für ihren dies ohne Mühe und ohne Nachteil tun können. Es wäre aber auch 

Stärkegrad die hohe Gefährlichkeit des Rraftfahrbetriebes eine umgekehrte Vorſchrift erzieheriſch wünſchenswert und zur 

je nach der Qualität des Wagens und der Schnelligkeit der Fahrt Herſtellung eines Einvernehmens zwiſchen Kraftivagenführern und 

den Maßſtab ab. Für das Maß einer Fahrläſſigkeit bei Publikum dienlich, daß Kraftwagenführer auch außerhalb ber Ort 

Nichtbeachtung der der Gefährlichkeit entſprechenden Vorſich kommt ſchaften durch entſprechende Herabſetzung der Geſchwindigkeit bare 

weiter in Betracht, daß die Gefährlichkeit im allgemeinen durch auf Bedacht nehmen ſollen, daß Fußgänger und Radfahrer, mit 

die Beobachtung des täglichen Lebens und durch die Unfall⸗ denen ſie zuſammentreffen, vor leicht vermeidlichen Staubwolken 
roniken der Zeitungen in weiteſten Kreiſen bekannt it, daß der und Beſprißungen verſchont bleiben. N at 
geprüfte und ermächtigte Kraftwagenführer fie in erhöhtem Maße Im Urt, des Reh. v. 4. Febr. 1927 iſt die klare Richtlinie, 
kennt und daß es ſich um wertvolle Rechtsgüter (Leben, Geſund⸗ die das Urt. v. 4. Jan. 1927 für die Feſtſtellung des Verſchul⸗ 
heit) handelt, deren Schutz die Rechtsordnung durch Freigabe des dens gegeben hat, nicht eingehalten. Es wird in dieſem Urt. geſagt, 
kraftwagenbetriebes nicht vermindert ſehen will. Wenn auf der der Sen. habe „zwar“ wiederholt ausgeſprochen, daß der Fah 
einen Seite die ungehinderte Durchführung der Fahrt eines Kraft- rer unter Umſtänden auch mit einem unverſtändigen Benehmen 
wagens, auf der anderen Seite die Sicherheit eines menſchlichen anderer Perſonen auf der Straße und insbeſ. damit rechnen müſſe, 
ebens ſteht, ſo iſt demnach kein Zweifel, daß das rechtliche In⸗ daß dieſe die Warnungszeichen zu langſam aufnehmen und en 
tereſſe an dieſem menſchlichen Leben vor eht. Der Kraftwagen ⸗ hin ihren Entſchluß faſſen, oder daß ſie in plötzlichem Re: au 
ührer muß daher feinen Betrieb mit dem Intereſſe der Allgemein- zu einem unſachlichen Handeln gebracht werden. Auffällig it, daß 
eit an der Unverſehrtheit wertvoller Rechtsgüter in Einklang dem „zwar“ kein „aber“ folgt, aus dem man etwaige Einſchrän⸗ 
erhalten. Je nach der konkreten Gefährlichkeit ſeiner Betriebsweiſe kungen und ihre Rechtfertigung klar erkennen könnte. 

(insbeſ. der Schnelligkeit der Fahrt, der Unüberſichtlichkeit der. Noch auffälliger iſt aber die weitere Wenduse, wonach es 
ahrbahn, den ſonſtigen Straßenverhaltniſſen, der Schwere feines im vorliegenden Falle darauf ankommen ſoll, ob der angeklagte 
agens] bedarf es einer erhöhten oder normaler Aufmerkſamkeit) Kraftfahrer annehmen durfte, daß der Berichte den YngekL 

um die Beſchädigung oder konkrete Gefährdung fremder Rechts⸗ überſehen und deſſen Warnungszeichen gehört ha 160 Dann habe der 

guter zu verhüten. Der Führer muß alle nach der Erfah⸗ Angekl. auch ohne Verſchulden damit rechnen können, daß der 
rung voraus ehbaren Schädigungen Dritter bedenken und Verletzte ſich verſtändig und ſachgemäß verhalten werde. Man kann 
vermeiden. An dieſer Pflicht hat die Wendung „gehörige Vorſicht“ in aber doch nicht behaupten, daß „Sehen und Hören“ gleichbedeutend 

817 der VO. v. 1926 nichts geändert. Im Gegenteil, die BD. hat ſei mit „aufnehmen“ des Warnun bas man hann auch nicht 

in den 88 2la—g 3. T. neue Sonderpflichten aufgeſtellt, aus deren ſagen, daß dieſes „Sehen und Hören as vom NG. wiederholt 

offenſichtlicher Tendenz jeder entnehmen kann, daß die Pflicht anerkannte Gebot an den Kraftfahrer ohne weiteres über den 
zur Sorgfalt vom Geſetzgeber als eine ſehr weitgehende ge“ Haufen wirft, auch mit einem unverſtändigen, unſach⸗ 
meint iſt. gemäßen Benehmen anderer Perſonen zu rechnen. Die Gründe 

Von dieſem Standpunkte aus iſt ein durchgreifendes Beden:⸗ des Urt. v. 4 Febr. widerſprechen ſich alſo inſoweit. Es wirkt 

Ren gegen das Urt. v. 4. Jan. 1927 nicht zu erheben. Nur iſt außerdem nicht völlig überzeugend, wenn das RG. den Tatbeſtand 

nicht recht zu verſtehen, inwiefern in dem hier entſchiedenen Falle des erſcrichterl. Urt, für 10 end aufgeklärt erachtet. Feſt⸗ 
er Verletzte K. ſachgemäß handelte, wenn er links aus⸗ geſtelſt wurde, daß der Angekl. bis sur Mitte der Straße auf der 

wich. Denn das überholende Kraftfahrzeug hatte gemäß rechten Straßenhälfte mit ſeinem verhältnismäßig großen Wage 

1 5 BD. (jetzt 8 21 a) nach links auszuweichen. Der Verletzte fuhr. Das durfte er. Aber es iſt von der erſten Inſtanz auch feſt⸗ 
ürfte vielmehr nicht ſachgemäß ausgewichen fen. Doch kaun dies geſtelt, daß er den ihm entgegenfahrenden Radfahrer rechtzeitig 

917 ſich beruhen. Denn das NG. bemerkt zutreffend, daß der geſehen has, der gegen gien heftigen Gegenwind ankämpfie und 
raftwagenführer unter Umſtänden auch mit un ver daher hin und her pendelte. Dieſer berührte dabei die Straßen⸗ 
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Benehmen anderer Perſonen auf der Straße und insbeſ. da⸗ 
mit rechnen muß, daß dieſe die gegebenen Warnungszeichen zu 
langſam aufnehmen und darauf ihren Entſchluß faſſen, oder 
daß ſie in plötzlichem Erſchrecken zu einem unſachgemäßen, die 
Gefahr eines Zuſammenſtoßes mit dem Kraftwagen be⸗ 
gründenden Handeln gebracht werden. Erblickt daher der 
Kraftfahrer auf der vor ihm liegenden Bahn ein Hindernis, 
ſo muß er ſein Verhalten auf die Möglichkeit eines ſolchen 
unerwarteten Zufalls einrichten. Damit, daß auf ein ge⸗ 
gebenes Warnungszeichen hin ein ſachgemäßes Verhalten der 
anderen Perſonen folge, kann er nur dann rechnen, wenn er 
erkannt hat, daß das Zeichen gehört und aufgenommen wor⸗ 
den iſt und er aus dem darauf gezeigten oder aus dem ſon⸗ 
ſtigen Verhalten der anderen Perſonen ſchließen durfte, daß 
ſich dieſe auch weiterhin verſtändig bewegen werden. In dem 
hier gegebenen Falle iſt nicht feſtgeſtellt, ob der Angekl., als 
er den ihm auf der Straße entgegen kommenden Radfahrer 
Sch. bemerkte, ohne Verſchulden annehmen durfte, daß Sch. 
den Angekl. geſehen und deſſen Warnungszeichen gehört habe. 
Wäre dies der Fall geweſen, ſo hätte der Angekl. ohne Ver⸗ 
ſchulden damit rechnen können, daß Sch. ſich bis nach erfolgtem 
Vorbeifahren des Kraftwagens verſtändig und ſachgemäß 
verhalten, daß er alſo nicht über die Straßenmitte hinaus „hin 
und her pendeln“, insbeſ. auch im letzten Augenblicke nicht „in 
die Fahrtrichtung des Angekl. hinein“ fahren werde. 

(1. Sen. v. 4. Febr. 1927; 1D 57/27.) D.] 


Kayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von JR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. Art. 1 Nr. 4, Art. 16 und 20 des BayGeſ. über die 
Beſteuerung des Gewerbebetriebs im Umherziehen vom 
10. März 1879, 20. Dez. 1897, 27. Juli 1921, 19. Dez. 1924. 
Zum Begriffe des Darbietens gewerblicher Leiſtungen. 
Die Rechtſprechung über den Begriff des „Darbietens ger 
werblicher Leiſtungen“ iſt keine völlig einhellige (Reger⸗ 
Stöhſel, GewdD., 9. Aufl., Anm. 10 zu § 55; KG.: GewArch. 
23, 555 und 24, 105, OLG. Dresden: DRZ. 1926, Rſpr., 
Nr. 881); Ob St. 7, 258; KG.: KG. 14, 315; 20, C 70; 
Ge wArch. 15, 138; 23, 555; 24, 105; Landmann⸗Rohmer, 
Gew., 7. Aufl., § 55 Bem. 11; Rohrſcheidt, Gewd., 2. Aufl., 
8 55 Bem. 23). Ein „Darbieten“ oder „Anbieten“ (8 55 
Ab ſ. 1 Nr. 3 GewO.) gewerblicher Leiſtungen ſetzt die Be⸗ 
reitſchaft zur ſofortigen Ausführung mindeſtens eines 

teils der Leiſtung voraus (Ob St. 7, 258; KG.: GewArch. 
11, 283; Rohrſcheidt a. a. O., § 55 Bein. 20; Landmann⸗Roh⸗ 
mer a. a. O.). Dieſe Vorausſetzung wird verwirklicht durch 
die Bereitſchaft zur ſofortigen Ausführung der ange- 
botenen photographiſchen Bildaufnahme. Danach liegt 
ſchon in der Aufforderung, ſich abbilden zu laſſen, und 
in der Aufnahme der Negativpplatten für Lichtbilder ein 
Darbieten gewerblicher Leiſtungen, auch wenn das Licht⸗ 
bild nicht ſofort geliefert wird, ſofern nur die Abſicht be⸗ 
ſteht gewinnshalber Beſtellungen auf das Lichtbild ent⸗ 
gegenzunehmen. 

(Bay obe St., Urt. v. 17. März 1927, NevN:g. II Nr. 55/27.) 

* 


2. 88 23, 99 BetrRch.; 88 8, 19 Wahld. z. Betr. 
Solange eine Betriebsvertretung, die den in § 99 Betr. 
geforderten Strafantrag ſtellen kann, nicht beſteht, muß 
die Strafverfolgung des Arbeitgebers wegen Zu wider- 
handlung gegen 8 23 Betr. unterbleiben. +) 

Daß das in 899 Abf. 5 aufgeſtellte Erfordernis des Straf⸗ 
antrags der Betriebsvertretung auch für die Strafbeſtimmung in 
mitte. Unter dieſen Umſtänden lag doch die Gefahr nahe, daß der 
heftige Gegenwind den Radfahrer über die Mitte der Fahrbahn 
hinaustreiben könne. Selbſt wenn der Kraftwagen des Angekl. 
gan am rechten Straßen rande weiterfuhr, handelte er unter 
siegen Umſtänden fahrläſſig, wenn er nicht während des kurzen 
Augeubliers der nächſten Begegnung anhielt oder wenigſtens nur 
im Schritt fuhr. Soviel Auckſicht auf fremdes Menſchenleben mußte 
er nehmen. Wenn ein Radfahrer mit heftigem Wind kämpft, fo 
iſt ein Hin- und Herpendeln auf der Straße übrigens auch nicht 
ohne weiteres als unsachgemäß oder gar als unverſtändſg an⸗ 
zuſehen. Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


Zu 2. Nach § 99 Abſ. 5 Betr. tritt die Strafverſolgung 
nur auf Antrag der VBetriebsvertretung ein. Das Urt. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


899 Abſ. 2 gilt, ergibt ſich unmittelbar aus dem Zuſammenhang 
der beiden Beſtimmungen. Die Beſtimmung in § 99 Abſ. 5 iſt des⸗ 
halb an den Schluß dieſes Paragraphen geſtellt, weil fie für alle 
in demſelben enthaltenen Strafbeſtimmungen gelten ſoll. Die Ge⸗ 
richte find an den klaren Inhalt der Geſetze gebunden und müſſen 
etwa notwendige Verbeſſerungen derſelben dem Geſetzgeber über⸗ 
laſſen. Es kann daher keine Rede davon ſein, daß bei den Ver⸗ 
gehen nach 8 99 Abſ. 2 von dem Erforderniſſe des Strafantrages 
der Betriebsvertretung abgeſehen werden kann. Im Geſetz findet 
lid) aber keine Vorſchrift gegen die ihre Pflichten verletzenden 
Wahlvorſtände. Und aus 88 Abſ. 1 Satz 2 Wahl O. z. Beth. v. 
5. Febr. 1920 (RG Bl. 175) ergibt ſich, daß, wenn das Wahlver⸗ 
fahren zu keinem Ergebnis führt, die Aufſtellung eines Betriebs- 
rates unterbleibt. Eine Beſtimmung, daß in einem ſolchen Falle 
bon irgendeiner Behörde oder Stelle ein Betriebsrat zu beſtellen 
iſt, iſt in das Geſetz nicht aufgenommen worden. Weiter kann auch 
davon nicht die Rede ſein, daß die Wahl eines Betriebsrates un⸗ 
möglich iſt, wenn der Arbeitgeber der ihm in 8 23 Abſ. 2 und 3 
auferlegten Verpflichtung nicht nachkommt. Wenn die drei älteſten 
mahlberochtigten Arbeitnehmer des Betriebs oder drei andere wahl⸗ 
berechtigte Arbeitnehmer freiwillig die Geſchäfte des Wahlvorſtan⸗ 
des führen und es ihnen gelingt, die Wahl des Betriebsrates her⸗ 
beizuführen, ſo kann unter den aus 819 Wahld. erſichtlichen Vor⸗ 
tüsſebungen eine Heilung der Mängel des Wahlverfahrens ein⸗ 
treten und der auf ſolche Weiſe zuſtande gekommene Betriebsrat 
die den Betriebsräten zukommenden Aufgaben erfüllen. 

Vom Reichsarbeitsminiſter ſcheint gelegentlich die Anſicht aus⸗ 
geſprochen worden zu ſein, daß beim Fehlen einer Betriebsvertre⸗ 
zung die Mehrheit der wahlberechtigten Arbeitnehmerſchaft zur 
Stellung des Strafantrages berechtigt ſei (ſiehe Flatow, Belr⸗ 
NG. 899 Anm. 6 a. E.). Auch dieſer Meinung kann nicht zuge⸗ 
ſtimmt werben. Was unter Betriebsvertretung zu verſtehen iſt, iſt 
int Vetrarcz. deutlich zum Ausdruck gebracht. Es fallen darunter 
der Betriebsrat, Arbeiterrat, Angeſtelltenrat, der Geſamtbetriebs⸗ 
rat, der Betriebsobmann und gewiſſen Sondervertretungen. Daß 
beim Fehlen einer geſetzlichen Betriebsvertretung die Mehrheit der 
Arbeitnehmer alle der einzelnen Befugniſſe der Betriebsvertretung 
ausüben könne, ift im Gef. nicht beſtimmt und kann mangels einer 
geſetzlichen Beſtimmung nicht angenommen werden. 

(Bahcb s.,, 2. SIE., Urt. v. 20. Jan. 1927, Revgieg. Nr. 537/25.) 


OGherlaudesgerichte. 
Berlin. a) Zivilſachen. 
I. 58 1, 13 Schw Beſchch.; 620 ff. BOB. Wird ein 
Schwerbeſchädigter auf eh a zur Probe En 


geſtellt, ſo bedarf es zur Auflöſung am Ende der Probezeit 
nicht der Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle. +) 

Der Kl., ein um 50% in feiner Erwerbsfähigkeit geminderter 
Schwerkriegsbeſchädigter, hatte am 24. Juni 1925 von der Haupt⸗ 


geht mit Recht davon aus, daß es ſich bei ſämtlichen im 8 99 be⸗ 
handelten Talbeſtänden um Antrags delikkte handelt. Die Be⸗ 
handlung des Antrages in einem beſonderen Abſatz läßt keine an 
dere eng zu (ebenfo Flatow, Ver. 12. Aufl. Anm. 8 
zu f 99, Mansfeld, Anm. 1 zu 8 99). Daß die Mehrheit der 
wahlberechtigten Arbeitnehmer keine Betriebsbertretung darſtellt, 
elgt ‚ofne weiteres aus dem Aufbau des Betr. Fraglich Könnte 
allenfalls ſein, ob der Betriebsverſammlung eine ſolche 
e d Ich verneine dieſe Frage mit Flatow, 
Vorbem. I vor 8 45 und Mansfeld, Vetrag. Vorbent. vor 845. 
Indeſſen würde auch bei abweſchender Stellungnahme ein gehöri⸗ 
ger Antrag nicht vorliegen. Denn nach § 46 Abſ. 1 Betrach. iſt die 
Finberufung einer Bekriebsverſammlung allein Sache des Vor⸗ 
fibenden des Betriebsrats. „Eine nicht vom Vorſitzenden des 
Betriebsrats oder ſeinem Stellvertreter einberufene Verſamm⸗ 
lung iſt keine BetrVerſ. i. S. des Geſ.“ (Flatow a. a. O. 
Anm 5 zu 8 46). Daraus ergibt ſich, daß die in § 99 Abſ. 2 vor⸗ 
geſehene Strafbeſtinmung infolge eines offenbaren Geſetzesver⸗ 
jehens praktiſch nicht nur daran ſcheitert, daß der nach Abſ. 5 da⸗ 
ſelbſt erforderliche Strafantrag von der Betriebsvertretung, um deren 
Schaffung es ſich ja gerade handelt, nicht geſtellt werden kann (fo 
Flatow, Anm. 1 zu $ 23), ſondern auch, wenn man die BetrVerſ. 
überhaupt als Betriebsvertretung anſprechen will, daran, daß die 
BelrVerſ. mangels des Vorhandenſeins eines Betriebsrats nicht wirk⸗ 
ſam einberufen werden kann. AA. Max Abel, Eſſen. 


Zu 1. Die Einſtellung eines Arbeitnehmers auf oder zur 
Probe kann — abgeſehen von der wenig praktiſchen Möglichkeit 
der auſſchiebend bedingten Eiuſtellung — als Einſtellung auf un⸗ 
beſtimmte Zeit mit der Vereinbarung ordentlicher friſtloſer Kündi⸗ 
gung jeltens des Arbeitgebers Dueck, Handbuch II, 183) und als 2 
Einſtellung auf beſtimmte Zeit zum Zwecke der Erprobung der 


56. Jahrg. 1927 Heft 25] 


a 1927 Heft??? 2;“ꝓh 
fürſorgeſtelle der Stadt B. für Kriegsbeſchädigte und Hinterbliebene 


11 Auftrag erhalten, ſich bei der Bell., die bis zu dieſem Tage 
Mir Pflicht zur Einſtellung von Schwerkriegsbeſchädigten nach 
9 indeſtzahl und Art noch nicht genügt hatte, um Anſtellung als 
Kellner zu bewerben. Die Bekl. hat ihn dann auch an dieſem Tage 
auf eine — ſchriftlich vereinbarte — Probezeit von acht Tagen als 
ellner eingeſtellt. Am 9. Juli 1925 wurde dem Kl. von der 
: ekl. bekanntgegeben, daß fein Dienſtverhältnis an dieſem Tage er⸗ 
loſchen ſei. Der Kl. hat daraufhin Klage auf Weiterzahlung ſeines 
Lohnes erhoben. 
2 LG. verurteilte, RG. hob auf und wies die Klage ab. Der 
nſpruch des Kl. iſt jedenfalls nur begründet, wenn 
zur Auflöſung ſeines Dienſtverhältniſſes bei der 
Bekl. die Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle er⸗ 
forderlich war. Das aber muß verneint werden. Der Kl. 
will zuerſt auf Probe, ſodann ſtillſchweigend auf unbeſtimmte Zeit au⸗ 
geſtellt worden ſein. Sit das richtig, ſo greift 813 Schwoeſchez. ein. 
Denn die ſtillſchweigende Fortſetzung eines auf beſtimmte Zeit eingegange⸗ 
nen Dienſtverhältniſſes über den Zeitvuntt der vorgeſehenen Beendi⸗ 
gung hinaus gilt als Abſchluß eines auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſenen 
Dienſtvertrages (8 625 BGB.) und ein ſolcher Vertrag erreicht aller» 
ings nur durch Kündigung ſein Ende. Letzterer aber fallt unter 
§ 13 a. a. O. Iſt dagegen, wie die Bell. behauptet, die Probezeit 
nochmals um acht Tage verlängert worden, ſo bedurfte es, da für 


eine Umgehung des Gef. nichts vorliegt, zur Loͤſung des Dienſt⸗ 


verhältniſſes keiner Kündigung, denn dann it nicht bloß $ 13, 
ondern auch, wie entgegen dem Rechtsſtandpunkt des Kl. ans 
genommen werden muß, 817 a. a. O. nicht anwendbar. Der 8 13 
beſtimmt, daß einem Schwerbeſchädigten nur mit Zustimmung der 
Hauptfürſorgeſtelle gekündigt werden kann. Er betrifft alſo 
nur die Auflöſung eines Dienſtverhältniſſes eines 


Schwerbeſchädigten, das nach voraufgegangener 
ündigung endet. Mag nun hier auch Kündigung in einem 


möglichſt weitgehenden Sinne auszudeuten ſein (ogl. das Urt. des 
Senats v. 4. Febr. 1922, JW. 1922, 588 1), ſo läßt fi 8 13 doch 
auf das hier vorliegende Dienſtverhältnis nicht beziehen. Ein feſt⸗ 
begrenzter Dienſtvertrag, wie er hier nach dem Bor» 
trage der Behl. abgeſchloſſen iſt, bedarf überhaupt 
keiner Kündigung, und wird daher von dem Schutz 
des 813 nicht erfaßt. Zu ſeiner Auflöſung bedarf es alſo 
Reiner Zuſtimmung der Hauptfürforgeftelfe. Der 8 17 kann aber 
deswegen nicht zur Anwendung kommen, weil er die Zuſtimmung 
der Hauptfürſorgeſtelle als an ſich notwendig ſchon vorausſetzt und 
damit auf den hier nicht anwendbaren § 13 zurüͤckverweiſt. 8 17 will 
nicht eine Zuſtimmung zur Löſung von Arbeitsverhältniſſen über⸗ 
haupt neu einführen, ſondern in Fortfuhrung der in dem 8 13 ſelbſt 
ſodann in den 88 14 bis 16 enthaltenen Abwandlungen der Vor⸗ 
ſchrift des 8 13 Abf. 1 die hier vorgeſchriebene Zuſtimmung der 
Hauptfürſorgeſtelle zur Auflöſung von Arbeitsverhältniſſen durch Auf⸗ 
ündigung in gewiſſen, daſelbſt näher bezeichneten Fällen entbehrlich 
machen; auch er betrifft alſo ebenſo wie 8 13 Abſ. 1 überhaupt nur 
Dienſtverhältniſſe, deren Auflöſung eine nach dem materiellen Rechte 
erforderliche Kündigung vorausſetzt. Probedienſtverträge mil 
von vornherein begrenzter Dauer, die ihr Ende von 
ſelbſt mit dem Friſtablauf erreichen, ſind aber keine 
kündbaren Arbeitsverhältniſſe i. S. des 917 ga. O. 
(ſo auch zutreffend Mebes in ſeinem Kommentar zum SchwBeſchch. 
S. 101). Für dieſe Auslegung des 8 17 ſpricht nicht nur der Wort⸗ 
laut und die ſchon betonte Stellung der Beſtimmung im Aufbau des 
Geſ., ſondern auch deſſen Zweck. Das Gef. will die dauernde Unter⸗ 
Geeignetheit des Arbeitnehmers für die Stelle vorkommen (vgl. meine 
Anm. zum Urt. des LG. Hamburg v. 24. Juni 1925, Hanſcher Z.; 
Arb. 1926, 61). Im vorliegenden Falle ift zunachſt am 24. Juni 
1925 unſtreitig eine Probeeinſtellung der letzteren Art erfolgt, ebenſo 
iegt nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme vor dem BG. in det 
Fortſetzung des Arbeitsverhältniſſes ſeitens des Kl. über den 1. Juli 
925 hinaus nicht der Abſchluß eines Arbeitsvertrages von unbe⸗ 
immter Dauer (8 625 BGB.), ſondern die Annahme (8 151 BGB.) 
es ihm vom Zeugen S. übermittelten Autrags Ser Bekl. auf Be⸗ 
gründung eines weiteren auf 8 Tage begrenzten Arbeitsverhältniſſes 
auf Probe. Wenn 817, 1 Schwerbeſchch die ordentliche Kündigung 
gegenüber Schwerbeſchädigten, die „ausdrücklich nur zur voruͤber⸗ 
gehenden Aushilfe, für einen vorübergehenden Zweck oder verſuchs⸗ 
weiſe angenommen ſind“, unter gans beſtimmten Vorausſetzungen 
von dem Erfordernis der Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle befreit, 
fo kann der Geſetzgeber dabei nur Probeeinſtellungen auf unbeſtimmte 
Zeit im Auge haben; denn jedes zeitlich begrenzte Arbeitsverhaltnis 
iſt, wie das MG. mit Recht ausführt, überhaupt nicht im Wege der 
dedenlchen Kündigung auflösbar (5 620 BGB.) und wird daher von 
Ar Beſchränkung des 8 13 Schwerbeſchch. gar nicht getroffen. Dieſer 
uslegung des 8 17 ſteht auch der Umſtand nicht entgegen, daß er 
neben der Probeeinſtellung auch die Einſtellung zur vorübergehenden 
Aushilfe oder für einen vorübergehenden Zweck nennt; denn auch 
100 dieſen Fällen braucht der Wegfall des Arbeitsbedarfs oder die 

reichung des Arbeitszwecks nicht als zeitliche Begrenzung (reſo⸗ 
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bringung des Schwerbeſchädigten gewährleiſten, um ihn der Gefahr 
infolge ſeines körperlichen Zustandes gekündigt zu werden, möglichſt 
zu entheben. Es will die dauernde Unterbringung aber nur derart 
anordnen, daß auch der Arbeitgeber den Schwerbeſchädigten an einem 
geeigneten Platz beſchaftigen kann, wie ſich aus 8 1 ergibt. Stellt 
der Arbeitgeber den Schwerbeſchädigten ein und nimmt er nach kurzer 
Zeit wahr, daß die Tätigkeit des Schwerbeſchädigten an dieſem 
Platze ihm vielleicht ohne wirkliches eigenes Verſchulden des Arbeit⸗ 
nehmers erheblichen Nachteil bringt, ſo wäre er nach 8 13 grund⸗ 
ſötlich nicht zur Entlaſſung des Schwerbeſchädigten berechtigt, be⸗ 
dürfte dazu vielmehr erſt der Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle. 
Würde dieſe Zuſtimmung nun nicht erteilt und lage auch ſonſt kein 
die friſtloſe Entlaſſung rechtfertigender Grund vor, ſo wäre der 
Arbeitgeber nicht nur zur Zahlung des Lohnes, ſondern ſogar zu 
der dem Arbeitgeber unter Umſtänden Nachteile bringenden Be⸗ 
ſchäftigung des Schwerbeſchädigten, verpflichtet. Eine ſolche Folge der 
Einſtellung eines Schwerbeſchaͤdigten kaun doch nur dann mit dem 
Gef. in Einklang ſtehend angeſehen werden, wenn man dem 
Arbeitgeber auch das Recht gibt, die Leiſtungsſähig⸗ 
keit und Möglichkeit einer Beſchäftigung innerhalb 
einer feſtbegrenzten Probezeit zu prüfen. Daß dieſe die 
beiderſeitigen Intereſſen möglichſt ausgleichende Regelung nicht zur 
Umgehung des Geſ. gemißbraucht werden darf, iſt ſchon früher an⸗ 
gedeutet. Doch liegt dafür hier nichts vor. 

Es kann alſo hier nur darauf ankommen, ob die Behauptung 
des Behl., daß bei Ablauf des erſten Probevertrages ausdrücklich 
ein zweiter Probevertrag mit dem Kl. abgeſchloſſen ſei, richtig iſt. 
Die Bekl. hat dieſen ihr obliegenden Beweis erbracht. 

Daraus ergibt ſich, daß das Dienſtverhältnis zwiſchen den 
Parteien nach Ablauf der erſten Probedienſtzeit nicht ſtillſchweigend 
verlängert, ſondern ausdrücklich ein neuer feſtbegrenzter Probedienſt⸗ 
vertrag getätigt worden it. Die ſer bedurfte aber nach dem 
Dargelegten zu ſeiner Auflöſung der Zuſtimmung 
der Hauptfürſorgeſtelle nicht. Demnach if der An- 
ſpruch des Kl. unbegründet. 

(Kch., 8. 3 S., Urt. v. 4. Juni 1926, 8 U 398/26.) 
Mitgeteilt von Syndikus Kretſchmer, Berlin. 
* 


2. Inwieweit iſt der allgemein beſtehende Mangel 

an Arbeitsgelegenheit, die aus dieſem Grunde befiehende 
Erwerbsloſigkeit des Verletzten zur Zeit des Unfalls und 
die vorausſichtliche weitere Beſchäftigungsloſigkeit wegen 
mangelnder Arbeitsgelegenheit bei der Bemeſſung der 
Unfallrente zu berückſichtigen? 
Kl., Dachdeckerhilfsarbeiter, im Alter von etwa 30 Jahren, 
iſt vom Kraftwagen des Bekl. überfahren worden. Er verlangt, 
geſtützt auf das KrafrFahrzch. und B68. für die Minderung ſeiner 
Erwerbsfähigkeit Schadenserſatz durch Entrichtung einer Geldrente. 
Er berechnet dieſe Rente nach Maßgabe des Verdienſtausfalles an 
Lohn, den er als Dachdeckerhilfsarbeiter gehabt hätte. 

3. Z. des Unfalls ſelbſt war Kl. erwerbslos. Nach dem Gut⸗ 
achten des Sachverſtändigen iſt der Kl. in ſeinem Beruf als Dad) 
deckerhilfsarbeiter als dauernd erwerbsunfähig anzuſehen, weil er 
die hierzu erforderliche Tätigkeit nicht wird ausüben können. Auf 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt iſt dagegen ſeine Erwerbsfähigkeit 
auf 50% beſchränkt. 

Nicht begründet ift insbeſ. die Beanſtandung des Bekl., daß 
die Zuerkennung der Rente in dieſer Höhe den Mangel an Arbeit 


lutive Bedingung) der Einſtellung aufgefaßt zu werden, es wird 
vielmehr ſehr oft dem Parteiwillen eutſprechen, daß in dieſen Fällen 
nur ein ordentliches friſtloſes Kündigungsrecht des Arbeitgebers Lnt⸗ 
ſtehen ſoll. Selbſtverſtändlich erfüllt der Arbeitgeber mik der Ein⸗ 
ſtellung eines Schwerbeſchädigten für eine nicht durch, die Eigenart 
des Betriebs (Saiſonſtelle), ſondern durch die Abſich, die Geeignetheit 
des Arbeitnehmers für die Stelle zu erproben, begründete feſte Zei 
noch nicht feine ihm nach dem Schwerbeſchch. obliegende Einſtellungs⸗ 
pflicht. Der Schwerbeſchädigte ist ſolange loch nicht mit einer Arbeits⸗ 
ſtelle „verſorgt“, als er nicht endgültig eingeſtellt iſt. Deshalb hätte 
die vom Kl. behauptete Anzeige der elel. an die Hauptfürſorgeſtelle 
jedenfalls eine objektiv faliche Darſtellung des Sachverhaltes ent» 
halten, deren völlige Ginftuhtotigkeit auf das privatrechtliche Arbeits⸗ 
verhältnis m. E. nicht ohne weiteres behauptet werden kann: Die 
bewußt falſche Abgabe einer Pee dns könnte unter Um⸗ 
ftänden den Arbeitgeber nach 826 B. ſchadenserſatzplichtig 
machen, aber auch wenn, für eine Schädigungsabſicht der Bell. 
keinerlei Anzeichen vorlagen är, noch geprüft werden müſſen, ob 
der Kl. vor dem 9. Jul 1925 von dieſer Erklärung Kenntnis er⸗ 
hielt und ob die Bekl. mit einer Kenntnisnahme durch den Kl. 
rechnen mußte; denn dir beiden Vorausſetzungen mußte die 
Bell. nach Treu und Glauben diese ihre, evtl. für den Kt beitimmi 
und ihm katjächlich zugegangene Erklärung i. S. einer Einſtellung 
auf unbeſtimmte Zeit gegen ſich gelten laſſen. 
rof. Dr. H. Kreller, Münſter i. W 
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in dem Berufe des Kl. nicht genügend berückſichtige. Er führt in 
dieſer Hinſicht aus, daß der Kl. wegen Arbeitsloſigkeit kurz vor 
dem Unfall entlaſſen worden ſei, daß er auch ohne den Unfall nicht 
alsbald wieder Beſchäftigung als Dachdecker gefunden hätte, weil 
der Baumarkt ſich nicht weſentlich belebt habe, und daß er deshalb 
nur auf anderem Gebiete ſich Erwerb durch Arbeit hätte ver⸗ 
ſchaffen und dabei nur 150.46 monatlich hätte verdienen können. 
Der Behl. hat jedoch außer acht gelaſſen, daß, falls ein Überange⸗ 
bot an Arbeitskräften vorhanden iſt, bei dem Kampfe um die vor⸗ 
handenen Stellen zunächſt die Wettbewerber ausſcheiden, deren Ar⸗ 
beitsfähigkeit gemindert iſt. Dies gilt beſonders aber von denen, 
die einen fo erheblichen Grad der Erwerbsbeeinträchtigung auf⸗ 
weiſen wie der Kl. Er iſt alſo nicht nur dadurch in ſeinem Erwerbe 
geſchädigt, daß ihm überhaupt lediglich die halbe Arbeitskraft 
verblieben iſt. Vielmehr iſt er gerade bei einem Mangel an Arbeit 
darüber hinaus dadurch beeinträchtigt, daß er ſelbſt dieſe halbe 
Kraft nicht in dem gleichen Maße verwerten kann, wie die Voll⸗ 
erwerbsfähigen ihre ganze Kraft. Und dieſer Schaden iſt ebenfalls 
eine adäquate Folge des vom Bekl. vertretenen Unfalls. 

Es iſt nun weiter zu berückſichtigen, daß die Konjunktur 
auf dem Baumarkt über die ſog. Schlüſſelinduſtrien die auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt weſentlich mitbedingt, und daß um⸗ 
gekehrt die Lage des allgemeinen Arbeitsmarktes auch auf die 
Bautätigkeit in einem gleichgerichteten Sinne wirkt. 

Auf die Dauer wird deshalb die Bewegung des Angebots 
und der Nachfrage von Arbeitskräften im Baugewerbe im weſent⸗ 
lichen der auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gleichlaufend ſein. 
Verneint demnach wegen des großen Mangels an Arbeit der Bel. 
die Wahrſcheinlichkeit, daß der Kl. alsbald auf dem Baumarkt Er⸗ 
werb gefunden hätte, dann muß er aus demſelben Grunde ver⸗ 
neinen, daß der Kl. bei dem hohen Grade ſeiner Erwerbsminde⸗ 
rung überhaupt einen Arbeitsverdienſt erlangen könnte. Denn 
ſchon dann, wenn noch 75 v. H. der angebotenen Arbeitskräfte auf 
dem allgemeinen Arbeits⸗ und füglich auf dem Baumarkt Ver⸗ 
wendung finden, iſt anzunehmen, daß unter den 25 v. H. ausfal⸗ 
lenden Bewerbern ſich der Kl. befindet. Während alſo ein Voll⸗ 
arbeitsfähiger noch mit einer Wahrſcheinlichkeit von 75 v. H. auf 
Beſchäftigung rechnen kann, iſt es faſt gewiß, daß der Kl. die ihm 
verbliebenen 50 v. H. der Erwerbsfähigkeit gar nicht wirtſchaft⸗ 
lich auszunutzen vermag. Da er in dieſem Falle wirtſchaftlich als 
erwerbsunfähig anzuſehen iſt, könnte er bei einer ſolchen Lage 
des Baumarktes als Ausgleich ſeines Schadens vom Bekl. 75 v. H. 
des Durchſchnittseinkommens eines Bauarbeiters fordern. Dem⸗ 
entſprechend würde er, wenn die Nachfrage nach Arbeitskräften 
auf 50 b. H. zurückkehrt, die von ihm geltend gemachten 50 v. H. 
ſeines Berufseinkommens verlangen können, und erſt bei einem 
Fall des Beſchäftigungsgrades unter 50 v. H. würde der Anſpruch 
des Bekl. überſetzt ſein. 

Nun darf aber für die lange Zeit, für die die Rente bemeſſen 
wird, im Durchſchnitt angenommen werden, daß ein Ausgleich 
ſtattfindet zwiſchen den Fällen, in denen mehr, und den, in denen 
weniger als 50 v. H. des Angebots an Arbeitskräften durch die 
Nachfrage gedeckt werden. Deshalb iſt bei der hier vorliegenden 
Art und dem hohen Grad der Erwerbsminderung, auch wenn die 
Belebung des Baumarktes noch nicht gegeben iſt, der Schaden des 
Kl. mit einer der Hälfte ſeines durchſchnittlichen Berufsverdienſtes 
gleichkommenden Rente nicht zu hoch bemeſſen. 

Gch, 30. 38, Urt. v. 12. Febr. 1927, 30 U 1737/26.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Arthur Elſaß, Berlin. 


* 
Frankfurt a. M. 3 

3. § 20 MSchc : 8 4 Go. Die Ausſetung des 
Verfahrens nach 8 20 Moch. iſt nicht 3g, Peu nur 
ſtreitig iſt, ob begründeter Anlaß zur Auflöſung des 
Dienſtverhältniſſes vorgelegen hat, die Auflöſung aber 
feſtſteht. 

Das Gern®. iſt nach 54 Gch. nur für Streitigkeiten über 
die Aufloſung des Mietverhaltniſſes zuſtändig. Dieſe ausſchließliche 
Zuständigkeit des Gew®. gilt auch für entsprechende Feſtſtellungs⸗ 
klagen. Eine Streitigkeit über die Aufloſung des Mietverhältnifies 
iſt jedoch nicht als gegeben zu erachten, wenn es ſich lediglich um 
Feſtſtellung der Gründe für die Kündigung eines Dienſtverhältniſſes 
Dien Eu im übrigen eine Te 19 5 5 Auflöfung des 
verhältniffes ſelbſt nicht erſtrebt wird, die Auflöſung vi 
unſtreitig ente ſelbſt nicht erj flöſung vielmehr 
N * dem Entwurf über das geltende MSchch. — vgl, Druckſache 

1 des vorläufigen RWR. zu 817 — hatte allerdings die 
Faſſung des 8 20 MSchch. mit g 4 Goch. in Einklang geſtanden; 
hiernach ſollte das Verfahren nur dann ausgeſetzt werden können, 
wenn über das Beſtehen des Dienſtverhältniſſes an ſich Streit ber 
ſteht. Dadurch, daß bieſe Vorausſetzung in Wegfall gekommen und 
die jet normierte an die Stelle getreten ift, iſt allerdings die Mit⸗ 
wirkung des Gewcß. im Rahmen des § 20 MSchch. überhaupt unter- 
bunden, ſoweit nicht zugleich die Auflöͤſung ſelbſt auch ſtreitig iſt. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dies entſpricht offenbar nicht dem Willen des Geſetzgebers, iſt aber 
eine notwendige Folge der Geſetzesfaſſung, da das MSchG. keine 
Ergänzung des GGG. darſtellt. 

Der Umſtand, daß auch streitig iſt, ob die Kl. oder der Bekl. 
das Dienſtverhaltnis durch Kündigung gelöſt hat, kann nach dem 
Vorhergeſagten ebenſowenig die Zuſtändigkeit des GewG. für eine 
dahingehende Feſtſtellung rechtfertigen. Denn entſcheidend iſt in beiden 
Fällen nur, ob begründeter Anlaß zur Kündigung gegeben war. Es 
braucht daher nicht darauf eingegangen zu werden, ob erheblich iſt, 
ob für eine ſolche Feſtſtellungsklage die Vorausſetzungen des 8 256 
SPD. nicht gegeben fein würden und ſomit die rechtliche Möglichkeit 
nicht beſtehen würde, die Entſch. einer anderen Stelle herbeizuführen 
(vgl. Becker, Jurädſch. 1926, 524). 

(OLG. Frankfurt a. M., Beſchl. v. 2. Dez. 1926, 3 W 296/26.) 


Mitgeteilt von OLGR. Dr. Brandis, Frankfurt a. M. 


* 
Stuttgart. 
au ch 910 Abf. 1 Ziff, 5 Aufwh.; 8 91 Abſ. 2 36 8c. 
35 Abſ. 4 Ziff. 4 GrErwStG. Vereinbart der Gläubiger 
in der ZwXft. mit dem Erſteher, daß die Hypothek beſtehen 
dleibt, fo wird ihm ein neues Recht auch dann nicht ber 
ründet, wenn er das Meiſtgebot abgegeben und die 
Rechte daraus abgetreten hatte. Das GrErwStG. greift 
hier nicht ins Zivilrecht ein. 

Wenn der Gläubiger auf die wirtſchaftliche Betrachtung der 
Vorgänge Wert legt, fo ift zu betonen, daß gerade vom wirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkt aus die urſprüngliche Vermögensanlage fort⸗ 
beſtanden hat und daß dies im Willen der Beteiligten lag. Für das 
AufwVerfahren kommt insbeſ. der in 8 3 Abſ.2 und 8 5 Abſ. 2 
AufmG. ausgedrückte Grundſatz in Betracht, bei Beurteilung des 
Fortbeſtands einer Vermögensanlage weniger auf formale Rechtsver⸗ 
anderungen als auf die Fortdauer des alten Schuldgrunds zu achten 
(vgl. Aufwffpr. 1926, 593 u. 647). 


(OLG. Stuttgart, 1. 38., Beſchl. v. 1. April 1927, Aw 9/27.) 


Berlin. b) Strafſachen. 


5. 857, 70 Arbeitsnachweis G. v. 22. Juli 1922: 8 1 
StellenvermittlungsG. v. 2. Juni 1910. Begriff des 
Arbeitnehmers. f) 


Der Angekl. hat Auszüge bzw. Ausſchnitte aus periodiſchen 
Druckſchriften, welche Angebote beſtimmter Stellen enthielten, her⸗ 
geſtell i und ſie im Rahmen ſeines gewerbsmäßigen Büros für Zei⸗ 
lungsausſchnitte den auf ſolche Zuſendungen bei ihm abonnierten 
Perſonen gegen Entgelt zur Verfügung geſtellt, ohne eine Erlaubnis 
zur Stellenvermittlung zu beſitzen. Der Angekl. hatte acht Abonnenten 
auf Stellenangebote gehabt, welche Direktorenſtellen zum Gegenſtande 
hatten. Nach 857 Arb NachwG. v. 22. Juli 1922 macht ſich ſtrafbar, 
wer widerrechtlich das Gewerbe eines Skellenvermittlers betreiht. Für 
den Begriff der Stellenvermitrlung iſt der nach 8 70 ArbeitsnachweisG. 
(ANch.) noch in Geltung befindliche 81 Ste llenvermittelungsG. (StVG.) 
v. 2. Juni 1910 maßgebend. Unter den Begriff der gewerbsm. Stellen⸗ 
verm. fällt die Tatigkeit desjenigen, welcher gewerbsmäßig Gelegen⸗ 
heit zur Erlangung eine Stelle nachweiſt und ſich zu dieſem Zwecke 
mit Arheitgebern oder Arbeitnehmern in beſondere Beziehungen ſetzt. 
548 Abs. 4 AN erklärt die gewerbsm. Herausgabe von Stellenliſten 
einſchl. ihnen gleichzuachtender Sonderdrucke und Auszüge aus period. 
Druckſchriften als gewerbsm. Stellenverm. Der Angekl. hat danach 
dem 8 57 IMG, zuwidergehandelt, wenn ſich ſeine nachweiſende Tätig⸗ 
keit auf die Beschaffung von Stellen für Arbeitnehmer bezogen 
hal. Indem 8 1 Ziff. 2 StB. den Nachweis der Gelegenheit zur Er⸗ 
langung einer Stelle mit dem Erfordernis der Herſtellung 
beſonderer Beziehungen zu Arbeitgebern oder Arbeitnehmern 
verbindet, ſo folgt, daß dieſe Vorſchrift — mag der Begriff der 


Zu 5. Dem Urt. ift im Ergebnis wie in der Begründung zu⸗ 
zuſtimmen. Nur die Vermittlung von „Arbeitnehmern“ fällt unter 
den Begriff der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung. Zu den Ar⸗ 
beitnehmern gehören aber nicht die Vorſtandsmitglieder juriſtiſcher 
Verfonen, die zu dieſen nicht im Anſtellungsverhältnis, ſondern im 
Organſchafts verhältnis ſtehen, in ihrer Perſon die unſichtbare ab⸗ 
ſtrakte juriſtiſche Perſon ſichtbar verkörpern und im Gegenſatz zum 
abſtrakten Chef der juriſtiſchen Perſon den konkreten Chef bil⸗ 
den. Dieſe bon Titze (Das Recht des kaufmanniſchen Perſonals, 
S. ö ſſ begründete und auch von mir (Arbeitsrecht S. 34 und vor 
allem Beamtenrecht und Arbeitsrecht S. 4) vertretene Lehre hat, wie 
das Gericht überſehen hat, inzwiſchen in 8 5 Abſ. 2 Arber. ge⸗ 
jegliche Anerkennung gefunden. f I 

Zutreffend iſt amderfeits aber auch die Auffaſſung, daß die 
leitenden Angeſtellten, auch wenn fie auf noch ſo wichtigem und ver⸗ 
antwortungsvollem Poſten ſtehen, als Arbeitnehmer anzuſehen ſind. 
Auch hierfür verweiſe ich auf mein Arbeitsrecht (S. 33) ſowie auf 
8 5 des Arber, Prof. Dr. Kaskel, Berlin. 
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fiele für ſich betrachtet, vielleicht auch ein weiterer ſein — nur 
olche Stellen im Auge hat, in welche ein Arbeitnehmer vermöge eines 
vertraglichen Verhältniſſes in die Dienſte eines Arbeitgebers tritt. 
Eben dem Arbeitnehmer ſoll, wie der Ausdruck „Erlangung“ dar⸗ 
tut, die Stelle verſchafft werden. 


Di Es iſt zwar richtig, daß auch die Vorſtandsmitglieder uſw. in den 
ienſt der Geſellſchaft kreten und ihr ihre Arbeitskraft auf Grund eines 
vertraglichen Dienſtverhältniſſes zur Verfügung ſtellen. Dies reicht aber 
nicht aus, fie grundſätzlich mindeſtens auf dem Gebiete des Arbeits⸗ und 
ozialrechtes als Arbeitnehmer zu betrachten, da ſie nicht nur in den 
echſelbeziehungen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern kraft ihrer 
tellung auf der Seite und in den Intereſſen der erſteren (der ju⸗ 
riſtiſchen Perſonen) ſtehen, ſondern dieſe Perſonen auch nach außen 
gleichſam verkörpern. Sie find die geſetzlichen Vertreter der juriſti⸗ 
ſchen Perſon, ſie handeln für ſie und repräſentieren fie überhaupt in 
der Außenwelt. In ihrer Stellung üben ſie die Arbeitgeberrechte und 
pflichten dieſer Verſonen aus und treten damit gerade den Arbeit⸗ 
nehmern in geſetzlicher Vertretung der Körperfchaft auf der Arbeit⸗ 
geberſeite gegenüber. Indem ſo ſie es ſind, welche der von ihnen 
vertretenen juriſtiſchen Perſon in der Außenwelt konkrete Erſchei⸗ 
nung verleihen, kann ihnen die Eigenſchaft eines Arbeitnehmers die⸗ 
ſer Perſon nicht beigelegt werden. In der juriſtiſchen Perſon beſteht 
gleichſam ein Parallelismus zwiſchen ihrer inneren und ihrer äußeren 
Seite, indem ſie einmal, für ſich betrachtet, als abſtraktes Rechts⸗ 
gebilde exiſtiert; indem ſie zum andern, nach außen, in Geſtalt ihrer 
ant. zu denen ihre geſetzlichen Vertreter weſentlich gehören, er⸗ 
eint. 


Der hieraus folgenden unmittelbaren Zugehörigkeit der Vor⸗ 
ſtandsmitglieder, Geſchäftsführer uſw. zu der Körperſchaft hat die 
eſetzgebung in weitem, über die Grenzen des Arbeitsrechtes hinaus⸗ 
gehenden Umfange Rechnung getragen. So ſind die Mitglieder des 
tandes einer AktG. nach 8 244 KO. in Anſehung der Konkurs⸗ 
verbrechen und vergehen dem Schulduer ſelbſt gleichgeſtellt, ſo daß 
ſie inſoweit als die Schuldnerin, die juriſtiſche Perſon, ſelbſt er⸗ 
einen, Entſprechendes gilt nach $ 83 des Gel. betr. die Gmby. für 
die Geſchäftsführer ſolcher Geſellſchaften. Nach den 88 536,912 
RO. i. d. Fall. v. 15. Dez. 1924 (Rc Bl. I. 749) gelten für die 
Mitglieder des Vorſtandes einer AktG. eines Verſicherungsvereins 
auf Gegenſeitigkeit, einer Innung oder anderer juriſt. Perſonen und 
für die Geſchäftsführer einer Gmbg., die für die Arbeitgeber für 
erletzung beſtimmter dieſen in dieſer Eigenſchaft auferlegten Ver⸗ 
pflichtungen erlaſſenen Straſvorſchriften. Das gleiche iſt für das Ge⸗ 
Pet der AngeſtVerſ. nach 8339 AngeſtVerſGG. v. 28. Mai 1924 (RG Bl. 
I, 563) i. d. Faſſ. v. 28. Juli 1925 (RG Bl. 1,157) der Fall. — Auch 
in weiteren Geſetzen betr. das Arbeitsrecht werden die Organe der 
juriſt. Perſon nicht zu den Arbeitnehmern gerechnet werden. So nimmt 
le — freilich neben noch anderen Perſonen — 12 Abſ. 2 Betrag. 
v. 4. Febr. 1920 (RGBl. 147) aus ihnen aus. ie gelten beiſpiels⸗ 
weiſe ferner nicht als Arbeitnehmer i. S. § 1 VO. betr. Maßnahmen 
ber Betriebsabbrüchen und ⸗ſtillegungen v. 8. Nov. 1920 
(ABl. 1901) — vgl. Syrup⸗Weigert, Anm. 9 zu 81 —. 
In ahnlicher Richtung bewegt ſich die Rechtſprechung, indem ſie für 
as Gebiet des Gewerberechtes bei der die Rechte und Pflichten des 
ternehmens betreffenden Frage die geſetzlichen Vertreter einer 
Rache betreibenden juriſtiſchen Perſon an deren Stelle jest (vgl. 
GSt. 33, 261; 98 1900, 442; Bay obe G. v. 2. Nov. 1907 im 
Gewerbe⸗Archiv 7, 675; Kc. 1 v. 4. Okt. 1909 im Gewerbe- Archiv 
„467; ſiehe auch v. Landmann, Gew. Anm. 2a zu 8 151); 
und indem fie ihnen, wenn auch nicht einhellig, das Konkursvor⸗ 
recht aus g 61 Ziff. 1 KO. mangels ihrer Arbeitnehmereigenſchaft 
löſpricht (ogl. DRG. Celle = JW. 1926, 2103). Alle dieſe Beispiele 
Sen ſich noch vermehren. — Wenn auf der anderen Seite die 
Kißzergeſetgebung (ogl. 88 36, 69 EinkStG. v. 10. Aug. 1925 — 
Gl. J, 189) die Bezüge auch der Vorſtandsmitglieder oder Ge⸗ 
chäftsführer einer juriſtiſchen Perſon als Einkommen aus unſelb⸗ 
tändiger Arbeit behandelt und der Beſteuerung im Wege des Lohn⸗ 
abzuges unterwirft, ſo zieht ſie damit lediglich in Betracht, daß die 
kätigkeit dieſer Perſonen im letzten Grunde eben doch keine im 
eigentlichen Sinne ſelbſtändige iſt und im eigenen Namen oder für 
eigene Rechnung, ſondern für die Körperſchaft betrieben wird. Dar⸗ 
aus können ſtichhaltige Gründe für die Charakteriſierung ſolcher 
erſonen als Arbeitnehmer auf arbeitsrechtlichem Gebiete nicht her⸗ 
geleitet werden. Der Senat, verkennt nicht, daß die oben erwähnten 
Jeiſpiele nicht unmittelbar dazu führen können, den geſetz⸗ 
1 10 Vertretern einer Körperſchaft auch i. S. des StVG. und des 
NG. die Eigenſchaft von Arbeitnehmern abzuſprechen, da ein jedes 
Be unmittelbar nur für ſeinen eigenen Bereich Geltung hat und 
uszulegen iſt. In jenen Beispielen it indeſſen eine Beſtätigung 
es am Eingange biejer Darlegungen hervorgehobenen Grundſatzes 
zu erblicken, daß die geſetzlichen Vertreter als Verkörperungen der 
zuriſtiſchen Perſon nicht die Eigenſchaft von Arbeitnehmern haben 
onnen. Inſoweit ſchließt ſich mithin der Senat dem Standpunkt 
duch (F. 1926, 2105 ff.) an, der in übergengender Weise darlegt, 
555 die Vertretungsorgane einer juriſtiſchen Perſon nicht als deren 
beitnehmer gelten können. 
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Anderſeits aber iſt der Senat der Meinung, daß dieſer Aus⸗ 
ſchluß der Arbeitnehmereigenſchaft nur dieſe geſetzlichen Vertreter be⸗ 
trifft, nicht auch ſonſtige Perſonen, die zu der Körperſchaft in ein 
vertragliches Dienſtverhältnis treten. Darauf, ob jemand höhere oder 
niedere Dienſte zu leiſten hat, ob ſeine Stellung rechtlich oder tat⸗ 
ſächlich von größerer oder geringerer Bedeutung iſt, kann es nicht 
ankommen. Auch ein Angeſtellter in gehobener, ja leitender Stellung 
muß, ſofern er nicht zu den geſetzlichen Vertretern ſelber gehort, als 
Arbeitnehmer i. S. der hier in Betracht kommenden Geſetze ange⸗ 
ſehen werden. Denn er ſteht alsdann außerhalb der Körperſchaft 
rechtlich dieſer als derjenige gegenüber, welcher ihr Dienſte leiſtet 
und von ihr ſeine Arbeit nimmt. Auf ihn trifft nicht zu, daß er die 
Geſellſchaft in konkreter Erſcheinung nach außen verkörpert. Die 
juriſt. Perſon hat in Anſehung ihrer nichts Beſonderes; ihr Verhält⸗ 
nis zu ihm iſt nicht anders als das eines phyſiſchen Arbeitgebers, 
der einen Angeſtellten in leitender Stellung beſchäftigt. Mögen da⸗ 
her auch einzelne Geſetze auch ſolche Angeſtellte zum Teil aus dem 
Begriffe des Arbeitnehmers oder der Angeſtellten ausnehmen, ſo 
kann das doch, da der mehrerwähnte Grundſatz bei ihnen verſagt, 
nicht dazu führen, ſie auch für das StVG. und das ANG. als Ars 
beitnehmer auszuschließen. Dieſe Geſetze machen keinen Unterſchied 
zwiſchen Perſonen, welche niedrigere, und ſolchen, welche höhere 
Dienſte leiſten, ſo wenig, wie zwiſchen körperlicher oder geiſtiger Ar⸗ 
beit ein Unterſchied gemacht wird (vgl. auch Samter, StVG. 1912 
Anm. 8 zu 8 1). Entſcheidend iſt vielmehr nur, ob es ſich um den 
Nachweis einer Gelegenheit zur vertraglichen Betätigung menſch⸗ 
licher Arbeitskraft handelt (vgl. Fiſcher, StVG. 1912 Anm. 5 
II b, zu 8 1). Das ANG. insbeſ. läßt in ſich ſelbſt und nach ſeiner 
Entſtehungsgeſchichte klar die Tendenz erkennen, in umfaſſender 
Weiſe die Vermittlung vertraglicher Ausnutzung ber menſchlichen Ur» 
beitskraft in der öffentlichen Hand zu vereinigen. Daher rechtfertigt 
es ſich nicht, für höhere oder leitende Stellen als ſolche eine Mus» 
nahme zu machen. 

Prüft man an der Hand dieſer Darlegungen das angegriffene 
Urteil, ſo erſcheint ſeine Aufhebung geboten. Das LG. ſtellt in tat⸗ 
ſächlicher Beziehung nur feſt, daß der Angekl. acht Abonnenten auf 
Stellenangebote gehabt hat, welche „Direktorenſtellen“ zum Gegen⸗ 
ftanbe hatten. Die Bezeichnung „Direktorenſtelle“ iſt aber weder ein⸗ 
deutig nach der Richtung, daß es ſich dabei nur um Poſten eines 
geſetzlichen Vertreters gehandelt habe, noch eht aus ihr mit Be⸗ 
ſtimmtheit hervor, daß der Angekl. auch ſolche Stellen nachgewieſen 
hat, welche, wenn zwar gehoben, doch mit der geſetzlichen Ver⸗ 
tretung der betreffenden Geſellſchaft nichts zu tun. hatten. Der Aus» 
druck „Direktor“ iſt in dieſer Beziehung mehrdeutig. Nach der einen 
oder der anderen Richtung die Feſtſtellung aus dem ſonſtigen In⸗ 
halte des Urteils zu ergänzen oder zu erläutern, iſt nicht möglich, 
da das BG. wohl eine rechtliche Erwägung dafür anſtellt, daß 
eine Differenzierung zwiſchen höheren und niederen Stellen nicht 
gemacht werden könne, aber nirgends auch nur andeutungsweiſe nach 
der tatfächlichen Seite hin berührt, daß der Angekl. andere 
Stellen als ſolche von Vorſtandsmitgliedern, Geſchäftsführern oder 
ſonſtigen geſetzlichen Vertretern einer juriſtiſchen Perſon nachge⸗ 
wieſen habe. 

(Kg., 3. StS., Urt. v. 18.20. Jan. 1927, 3 8 356/26.) 
Mitgeteilt von KOM. v. d. Groeten, Berlin. 


* 
Dresden. 


6. 8 16 RBahn®. v. 30. Aug. 1924; 8 6 Rhe wor 30 
Sächſ. Gef. über Sonnig 24. Dez. 1921; 366 
Ziff. 1 StGB. — Bahnhofsfriſeure find in Sachſen für 
Sonntagsarbeit unter Umſtänden ftrafbar, da die reichs- 
rechtlichen Beſtimmungen über Sonntags ruhe nicht er» 
ſchöpfend find. f) . 

Der Angekl., der auf Grund eines mit der, Reichsbahn verwal⸗ 
tung abgeſchloſſenen Mietvertrags in einem Raunte der Halle des B. 
Bahnhofs ein Friſeurgeſchäft betreibt, hat in dieſem Geſchäft an 
zwei Sonntagen Kunden bedient. 

Der Rechtsſtoff der Sonn- und Feſttagsruhe iſt 
vom Reiche nicht erſchöpfend geregelt worden. Vorſchriften 
darüber finden ſich in der Gewd., und zwar einerſeits in den 
89 41 a, 55 a, wonach an Sonn- und Feſttagen in offenen Verkaufs⸗ 


Zu 6. Dent Urt. iſt im Ergebnis beizuſtimmen. Das erk. 
Gericht hat ſchon vor längere 9210 einmal, in einer Entſch. v. 
11. Juni 1913 (Sachſ. Oh 35, 3-1), darauf hingewieſen, daß die 
Beſtimmungen der Gemd. über Feiertagsruhe ſozialpolitiſcher Natur 
und dem Schutze der Arbeitnehmer zu dienen beſtimmt ſeien, wäh. 
rend das ſähſ. Gel. betr. die Sonn-, Feſt⸗ und Bußtagsfeier v. 
10. Sept. 1870 — ſpäter erſetzt durch das ſächſ. Gef. über Sonn⸗ 
tagsruhe v. 24. Dez. 1921/23. Juni 1926 — den Schutz der äußeren 
Heilighaltung des Sonntags, des „allgemeinen Sonn⸗ u. Feſttags⸗ 
ruhebedürfniſſes“ berweche. 

Oder aber diejenigen Landesgeſetze, die nicht den Arbeiterſchutz, 
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ſtellen ein Handelsgewerbebetrieb nicht ſtattfinden darf, 
ſoweit das Verbot der Beſchäftigung handelsgewerblicher Arbeiter an 
dieſen Tagen beſteht, und ein Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen mit geringen Ausnahmen unterſagt iſt, andererſeits in den 
58 105 b ff. und den dazu erlaſſenen AusfBeſt. wonach eine Be⸗ 
ſchäftigung gewerblicher Arbeiter an Sonn⸗ und Feſt⸗ 
tagen in den beſonders bezeichneten Betrieben verboten iſt, ferner noch 
für das Backerei⸗ und Konditoreigewerbe in der VO. über 
Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien v. 23. Nov. 1918, mas 
mentlich in deren 86, der das Backverbot für Sonn⸗ und Feſttage 
enthält. Hieraus ergibt ſich, daß ſich das Reich im weſentlichen dar⸗ 
auf, Anordnungen zum Schutze der gewerblichen Arbeiter 
gegen Sonn⸗ und Feſttagsbeſchäftigung zu erlaſſen, beſchränkt und, 
von den hervorgehobenen wenigen Ausnahmen abgeſehen, den 
Unternehmern gewerblicher Betriebe hinſichtlich der eige⸗ 
nen Sonn⸗ und Feſttagsarbeit freie Hand gelaſſen hat. 

In dem Umfange, in dem hiernach das Reich es übernommen 
hat, die Sonn⸗ und Feſttagsruhe zu ordnen, gelten ſelbſtverſtändlich 
allein ſeine Vorſchriften und iſt für landesrechtliche Beſtimmungen 
nach 8 41 a Abſ. 2 und 8 105 h Abſ. 2 GewO. bloß dann noch Raum, 
wenn ſie gegenüber den reichsrechtlichen Vorſchriften weitergehen. 
Weiterreichende Beſtimmungen ſolcher Art, die von den Ländern ge⸗ 
troffen werden, ſind dann allerdings als auf Grund der in den eben 
angezogenen Stellen der GewO. liegenden Ermächtigung durch das 
Reich erlaſſen anzuſehen und daher nur im Rahmen des Geltungs⸗ 
bereichs der GewO. wirkſam. Soweit dagegen das Reich die Ord⸗ 
nung der Sonn- und Feſttagsruhe nicht an ſich gezogen hat, ſind 
nicht nur die früheren landesrechtlichen Beſchränkungen der Sonn⸗ 
und Feſttagsarbeit beſtehen geblieben, ſondern die Länder auch nicht 
behindert, hierauf bezüglich neue Beſtimmungen zu treffen. Dieſe 
gründen ſich alsdann auf keine Ermächtigung durch das Reich, find 
vielmehr Ausfluß des eigenen Geſetzgebungsrechts der Länder. Das 
trifft daher inſonderheit zu für Beſtimmungen, die auf die ſonn⸗ 
und feſttägliche Betätigung der gewerblichen Unternehmer ſelbſt Be⸗ 
zug haben, ſoweit fie nicht ſchon reichsrechtlichen Beſchränkungen 
unterliegt. 

Um ſolche Beſtimmungen hat es ſich auch bei Erlaſſung des 
ſächſ. Sonntagsruhegeſetzes gehandelt. Sie ſind urſprünglich gleich⸗ 
mäßig für alle gewerblichen Unternehmer getroffen worden, indem 
in § 1 b Gef. über Sonntagsruhe v. 24. Dez. 1921 beſtimmt worden 
iſt, daß Arbeiten der Unternehmer ſelbſt ſonn⸗ und feſttäglich zuläſſig 
ſein ſollen, wenn ſie nicht in Warenabgabe an Kunden beſtehen und 
kein Dritte ſtörendes Geräuſch verurſachen. Hiervon iſt jedoch nach⸗ 
träglich zuungunſten der Inhaber von Varbier⸗, Friſeur⸗ und Haar⸗ 
formergeſchäften eine Ausnahme gemacht worden, indem dem 81 d. 
Gef. durch das Abänderungsgeſetz v. 23. Juni 1926 ein dritter Abſatz 
hinzugefügt worden ift, wonach die Beſtimmung unter b des 8 1 auf 
die Bedienung von Kunden in ſolchen Geſchäften keine Anwendung 
findet, mithin die Verrichtung von Arbeiten darin ſonn⸗ und feſt⸗ 
täglich auch dem Unternehmer ſelbſt verwehrt iſt. 

Aus alledem folgt: 

Da die Befreiung des Gewerbebetriebs der Eiſenbahnunterneh⸗ 
mungen und demgemäß auch ihrer Hilfsbetriebe, zu denen Bahn⸗ 


ſondern die äußere Sonntagsruhe betreffen, alſo dem Grunde nach 
weitergehen als die GewD., ihre Geltung aus 8 105 h Gewd. ber⸗ 
leiten oder nicht — Landmann, Note 2 zu 8 105 h, bejaht im 
Gegenſatz zu dem vorl. Urt. die Frage —, iſt für dieſen Fall uner⸗ 
heblich: denn die Frage, ob der Betrieb des Bahnhofsfriſeurs einen 
Nebenbetrieb der Reichsbahn oder ein ſelbſtändiges gewerbliches 
Unternehmen darſtellt, ob demgemäß die Vorſchriften der GewO. 
wegen des Vorbehalts in 86 (und RBahncz. 8 16) auf einen ſolchen 
Betrieb Anwendung finden oder nicht, ſpielt hier gar keine Rolle. 
Jene Ausnahme kann nur die Vorſchriften der Gewd. und derjeni⸗ 
gen vorbehaltenen Landesgeſetze ergreifen, die den gleichen Rechtsſtoff 
zum Gegenſtande haben. Wenn die Ausnahme des 86 ſich auf ſolche 
Landesgeſetze erſtrecken ſollte, die zwar durch 8 105 h vorbehalten 
find, aber nicht den Arbeiterſchutz betreffen, ſondern lediglich die 
äußere Sonntagsruhe, ſo würde das einen Übergriff in Rechts⸗ 
gebiete bedeuten, die der Gerd. fremd find, Solcher Übergriff liegt 
nicht ſchon darin, daß § 105 h einen Vorbehalt zugunſten ſolcher 
Landesgeſetze macht, die andere Materien betreffen; denn dieſer Vor⸗ 
behalt wird inſoweit nur ausgeſprochen, um Zweifel auszuſchließen. 
Es iſt auffallend, daß dieſe Erwägungen, die einer Entſch. desſ. 
Sen. v. 6. Okt. 1926 (SächfArch. 1927, 125) offendar zugrunde 
legen, in dem borl, Urt. nicht wieder aufgenommen werden. Dort 
Hate der Senat bei der Prüfung der Frage, ob der Wirt einer 
Hegachs dahnkantine an die Polizeiſtunde gebunden ſei, ſich ſo aus⸗ 
n OB. ber Schanköetrieb in der Kantine erlaubnispflichtig 
W 58 &enp,. und SI6NRBahnG. von der Erlaubnispflicht 
2 1 5 an dd unerörtert bleiben; es handelt ſich nur darum, ob 
ber ngen an De Polizeiſtunde gebunden iſt, und die Beantwortung 
dieſer Frohe muß ſick danach richten, welche Belange hier in Frage 
kamen, ob die alleinigen Belange der Reichsbahn oder die der 
öffentlichen Sicherheit, Ordnung und Wohlfahrt. 

Jedenfalls aber hat das gegenwärtige Urteil die Streitfrage, 
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hofsfriſeurgeſchäfte immerhin gehören mögen, nach 86 GewO. und 
816 Abſ. 5 RBahncz. nur hinſichtlich der Vorſchriften der Gewd, 
Platz greift, das ſächſ. Gef. über Sonntagsruhe ſich aber gar nicht 
aus dieſer herleitet, ſondern ihr gegenüber ein ſelbſtändiges Daſein 
hat, iſt der Angekl. den Beſtimmungen dieſes Geſetzes unterworfen 
geweſen, gleichwie jeder andere Unternehmer eines Friſeurgeſchäfts 
auch. Er hat ſich deshalb, wenn er ſich daran nicht gehalten hat, 
einen Verſtoß gegen das landesrechtliche Sonntagsruhegebot zuſchul⸗ 
den kommen laſſen, gleichviel ob die von ihm bedienten Perſonen 
Bahnreiſende geweſen ſind oder nichtreiſende Ortseinwohner. 

Zu ahnden geweſen iſt dieſer Verſtoß, natürlich nur bei einem 
nachweisbaren Verſchulden, nach 8 5 des ſächſ. Sonntagaruhe®., 
nicht auf Grund 8 366 Ziff. 1 StGB. Dieſes iſt nicht anwendbar, 
weil es Anordnungen vorausſetzt, deren Zweck die Sonntagsheiligung 
im religiöſen Sinne iſt, das ſächſ. Geſ. aber nur den Schutz des allg. 
ſonn⸗ und feſttäglichen Ruhebedürfniſſes überhaupt bezweckt. 

(OLG. Dresden, 1. StS., Urt. v. 23. Febr. 1927, 1 OSta 141/26). 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


* 

Karlsruhe. 

2. 89 1, 2, 5 Arb geit O. v. 21. Dez. 1923; f 1 Abf. 1 
S. 2 TarVertrVo. Keine Nachwirkung eines Tarifvertrags 
auf Einzel ArbVertr. bei befrifteten Tar Vertr. Trotz Nach⸗ 
wirkung tritt mit Ablauf des Tar Vertr. der achtſtündige 
Arbeitstag auch bei den alten Einzel ArbVertr. wieder in 
1 Die Irrtums VO. iſt auch auf die Arb Vo. anwend⸗ 

ar. 

„Das AG. Pf. hat die 25 Angekl., ſämtliche Inhaber von 
Friſeurgeſchäften in Pf., wegen Vergehens gegen 88 1, 11 Arb Vo. 
v. 21. Dez. 1923 verurteilt, weil fie ihre ſchon vor dem 31. Aug. 
1925 bei ihnen in Arbeit getretenen Gehilfen auch nach Ablauf des 
vom Arbeitnehmerverband auf 31. Aug. 1925 gekündigten Tarifver⸗ 
trags für das Friſeur⸗ und Haargewerbe im Freiſtaate Vaden v. 
6. Nov. 1924, in welchem eine zehn⸗ bzw. elfſtündige tägliche Arbeits⸗ 
zeit vorgeſehen war, teils 54, teils 58, teils bis zu 61 Stunden 
in der Woche beſchaftigt hätten. 

Das B. iſt bei der Freiſprechung der Angekl. von der 
Nachwirkung eines abgelaufenen Tarifvertrages ausgegangen. Es 
hat die Frage, ob ein Tarifvertrag in den während feiner Geltung 
abgeſchloſſenen Einzelarbeitsverträgen auch noch nach ſeinem Außer⸗ 
krafttreten fortwirke, ganz allgemein bejaht. Dieſer Auffaſſung konnte 
ſich das Revchz. nicht anſchließen. Die Lehre von der ſog. Nach⸗ 
wirkung abgelaufener TarVertr. iſt im Schrifttum und in der Recht⸗ 
ſprechung heftig umſtritten. Die Frage der Nachwirkung wird ver⸗ 
neint vom LG. Nürnberg: NZfArbg. 1925, 607. 

l Mit bedeutſamen Argumenten hat ſich u. a. Oertmann 
im „Schlichtungsweſen“ 1924 Heft 11 gegen die Lehre von 
der Nachwirkung gewandt. Einer grundsätzlichen Entſcheidung, ob 
die ſtreitige Frage allgemein zu bejahen oder zu verneinen 
iſt, bedarf es indeſſen im vorl. Falle nicht. In Beziehung auf den 
hier in Betracht kommenden TarVertr. kann nach Anſicht des Rev. 


ob der Betrieb von Bahnhofsfriſeuren, Bahnhofswirtſchaften uſw. 
ein abgeſondertes gewerbliches Unternehmen oder nur einen unter 
die Ausnahme des § 6 Gewd. fallenden Nebenbetrieb der Reichsbahn 
darfiellt, im Gegenſatz zur Vorinſtanz mit Recht ganz unerörtert 
gelaſſen, weil es hierauf, wie die vorſtehenden Ausführungen er⸗ 
geben, gar nicht ankommt. Nebenbei ſei hierzu nur bemerkt, daß 
die früher in der Rechtſprechung und in der Literatur faſt allgemein 
vertretene Auffaſſung, wonach Bahnhofswirtſchaften uſw. lediglich 
Nebenbetriebe der Reichsbahn, der GewO. alſo nicht unterworfen 
find, . rd vom Pro. in einem Urt. v. 10. Dez. 1925 
Jen 1926, 735) mit guten Gründen abgelehnt worden iſt. Eine aus⸗ 
a Rechtfertigung des älteren Standpunktes verſucht Rego. 


r. Jaeger in d 0 ſch. Ei 6 
1926. 779 f. er Ztg. des Vereins Diſch. Eiſenbahnverwaltungen 


RA. Dr. W. Oppermann, Bautzen. 


* 7. Soweit die Entſch. allgemein zur Nachwirkungslehre 
Ste ug mimt, und dieſe m. E. zu Unrecht ablehnt, darf ich auf 
dune eo fübrungen, JW. 1927,30 4 Anm. 22, verweiſen. Richtig 
dagegen ſind die Ausführungen des Gerichts, daß auch bei Bejahung 
der Nachwirkung die öffentlich⸗rechtlichen Beſtimmungen der Arbg⸗ 
BD. über den Achtſtundentag wieder Platz greifen würden. Denn die 
Nachwirkungslehre beſagt lediglich, daß die laufenden Einzelarbeits⸗ 
vertrage mit demjenigen Inhalt, den ſie bei ihrem Abſchluß emp⸗ 
fangen haben, weiterlaufen, ſolange ſie nicht gekündigt und durch 
andere Einzelarbeitsverträge mit anderem Inhalt erfeßt worden find, 
was dunmehr nach Ablauf des Tarifvertrags infolge des Wegfalls 
der Unabdingbarkeit auch zu ungünſtigeren als den tariflichen Be⸗ 
dingungen für die Arbeitnehmer möglich it. Die Arb Z VO. geht 
dagegen davon aus, daß grundſätzlich ein Arbeitgeber feine Arbeit⸗ 
nehmer bet Vermeidung von Strafe nicht länger als acht Stunden 
beſchaftigen darf, es ſei denn, daß einer der drei in der VO. vor 


56. Jahrg. 1927 Heft 25] 


eine Nachwirkung nach ſeinem Außerkrafttreten jedenfalls nicht an⸗ 
erkannt werden. Ein TarVertr. beruht in jeiner Wirkſamkeit in erſter 
inie auf dem übereinſtimmenden Willen der Parteigruppen, die ihn 
beſchloſſen haben. Er kann daher nicht für eine längere Zeit Gel⸗ 
ung beanſpruchen, als dieſe Parteien miteinander vereinbart haben. 
Venn in einem TarVertr. für ſeine Wirkſamkeit von vornherein 
91 Friſt beſtimmt iſt, ſo bewirkt der Ablauf dieſer Friſt nicht nur 
as Außerkrafttreten des TarVertr.; der Ablauf muß vielmehr 
naturnotwendig auch zur Folge haben, daß auch der Einfluß des 
ar Vertr. auf die unter ſeiner Geltung zuſtandegekommenen Einzel⸗ 
arbVertr. aufhört. Denn der TarVertr. kann auch in den Einzel⸗ 
arb Vertr. nicht langer wirkſam ſein, als die TarVerrrParteien bei 
ſeinem Abſchluß gewollt haben; eine weitergehende Auswirkung kann 
ihm durch die Einfügung in den Einzelarb Vertr. nicht zuteil werden 
681 Abſ. 1 Satz 2 TarVertr VO,). Hiernach iſt der im vorl. Falle 
in Betracht kommende „Landes TarVertr.“ zu beurteilen. Seine Gül⸗ 
tigkeit war nach 8 11 von vornherein bis 31. Aug. 1925 begrenzt. 
adurch, daß eine beſondere Kündigung erforderlich war, wenn der 
Vertrag nicht ſtillſchweigend um ein Jahr verlängert ſein ſollte, wird die 
Rechtslage nicht geändert. Der TarVertr. v. 6. Nov. 1924 hatte 
aher (Kündigung war rechtzeitig erfolgt) mit dem Beginn des 
1. Sept. 1925 feine Bedeutung für die vor dem genannten Tage ab- 
geſchloſſenen EinzelarbVertr. verloren, ohne daß dieſe beſonders 
gekündigt zu werden brauchten. Auf die ſog. Nachwirkung des am 
31. Aug. 1925 abgelaufenen TarVertr. können ſich hiernach die 
ngekl. nicht berufen, um darzutun, daß ihnen die Überſchreitung 
des Achtſtundentags auch nach dem 31. Aug. 1925 erlaubt geweſen ſei. 
Aber auch wenn man ſich in Beziehung auf die Nachwirkung 
des Tar Vertr. auf den gegenteiligen Standpunkt ſtellen und dem⸗ 
zufolge annehmen würde, die Beſtimmungen des Tan Vertr. ſeien 
für den Inhalt der bis zum 31. Aug. 1925 abgeſchloſſenen Einzel⸗ 
arb Vertr. auch noch nach dieſem Zeitpunkt maßgebend geblieben, jo 
würde dies zu keinem anderen Ergebnis führen. Der weiteren, d. h. 
länger als bis 31. Aug. 1925 dauernden Wirkſamkeit einer infolge des 
Tar Vertr. als Beſtimmung der einzelnen ArbVertr. anzuſehenden Ver⸗ 
längerung der täglichen Arbeitszeit auf 10 bzw. 11 Stunden würden 
nämlich dann die öffentl.⸗rechtl. Vorſchriften der NArb Z VO. v. 21. Dez. 
1923 entgegenſtehen. Die Einzelarb Vertr. würden jedenfalls inſoweit, 
als fie die Verlängerung der täglichen Arbeitszeit auf mehr als acht 
Stunden zum Gegenſtand hatten, durch den Ablauf des Tar Vertr. un⸗ 
wirkſam geworden fein. Die Arb. ZO. läßt zwar in 88 2,5 eine Aus⸗ 
dehnung der achtſtündigen Arbeitszeit durch Tar Vertr. zu; aber deſſen 
eſtimmungen gelten an Stelle der Vorſchriften des 8 1 Arbg VO. 
nur für die Beſchäftigung derjenigen Arbeitnehmer, fur die der Tar⸗ 
nr verbindlich it. Ein TarVertr., deſſen Geltung abge⸗ 
aufen ift, kann aber nicht mehr verbindlich (vgl. 88 1, 2 Tar Vertr. 
d. 23. Dez. 1918) fein. Nach dem 31. Aug. 1925 galten daher die 
eſtimmungen des TarVertr. über die Arbeitszeit nicht mehr an 
Stelle des 8 1 Arb . v. 21. Dez. 1923. Es war vielmehr wieder 
er geſetzl. Achtſtundentag maßgebend (gl. Anf. Landmann, Komm. 
3. GewO, 7. Aufl. S. 590). Auch wenn man aljo die ſog. Nach⸗ 
wirkung eines TarVertr. bejahen will, kann fie doch nur insoweit 
nerkennung finden, als dem nicht ein ausdrückliches geſetzliches, 
alſo öffentlich⸗rechtliches, zwingendes Verbot entgegenſteht. Die Vor⸗ 
chrift des 85 Arb 38S. enthält eine Ausnahme von dem Grunb⸗ 
ſatz des Achtſtundentags, die nicht ausdehnend ausgelegt werden darf. 
Mag der TarVertr., worauf es hier nicht ankommt und was daher 
offen bleiben kann, vielleicht auch in privatrechtlicher Beziehung 
irgendwelche Nachwirkung gehabt haben, hinſichtlich der öffentlich⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen über die Arbeitszeit konnte er eine weiter⸗ 
gehende Wirkung, als ihm in der Arb ZV. ausdrücklich beigemeſſen 
war, d. h. als für die Dauer ſeiner Verbindlichkeit, nicht haben. 
Die StR. war der Meinung, die Angekl. müßten auch im 
Falle der Ablehnung der Nachwirkung des TarVertr. freigeſprochen 
die den, weil ſie in unverſchuldetem Irrtum gehandelt hätten. Durch 
ie Ausdehn VO. einz. KriegswVo. auf berg Wirtſch. v. 12. Febr. 
920 (MEBL. 230) ſind die Vorſchriften der ſog. Irrt BDO. v. 18. Jan. 
1917 (RGBl. 58) ul a. auf Zuwiderhandlungen gegen Vorſchriften, 
die auf Grund der die wirtſch. Demob. betr. Befugniſſe erlaſſen ſind, 
r anwendbar erklärt worden. Die am 23. Nov. 1918 ſeitens des 
Demob A. ergangene Arb And. beruhte auf den die wirtſch. Demob. 
betreffenden Befugniſſen. Sie war allerdings zunächſt nicht auf Grund 
—ů— 


geſehenen Ausnahmefälle vorliegt. Von dieſen drei Ausnahmefällen 
Ktan erer. Erlaubnis des Gewerbeaufſichtsbeamten, zulaſſige ein. 
Fitige Anordnung des Arbeitgebers) kommt hier nur der Fall des 
Tar Vertr. in Betracht, wonach alſo die Strafbarkeit des Arbeit⸗ 
gebers entfällt, wenn er ſeine Arbeitnehmer über die Dauer von 
19 Stunden hinaus in der tariflich vorgeſehenen Höchſtdauer be⸗ 
Lhäftigt. Iſt ein ſolcher TarVertr. abgelaufen und wird ein neuer 
2 ar ertr. dieſes Inhalts nicht geſchloſſen, fo beſteht daher eine 
usnahme vom Achtſtundenkag nicht mehr. Denn eben nur durch 
„ iſt eine Verlängerung des Achtſtundentags mit der öffent“ 
are bre (ſtrafrechtlichen) Wirkung möglich, wahrend gerade 
es bloße EingelarbXertr. eine ſolche Wirkung nicht herbeigeführt 
erden kann. Auch bei Annahme der Nachwirkung laufen aber 
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der VO. der Reichsregierung v. 27. Nov. 1918, ſondern auf Grund 
des Erl. des VBeauftrR. v. 12. Nov. 1918 ergangen. Jedoch hat 
die VO. v. 27. Nov. 1918 die dem RDemob A. zur Zeit des Erl. der 
HrbZAnd. v. 23. Nov. 1918 noch fehlende Ermächtigung zur Straf⸗ 
androhung nachgeholt und damit rückwirkend die bereits erlaſſenen 
Strafbeſtimmungen in Nr. 10 der Arbg And. rechtsgültig gemacht 
vgl. RGSt. 55, 70). Da dieſe And, nun aber nach der VO. v. 
29. Okt. 1923 (RG Bl. I, 1037) mit dem Ablauf des 17. Nov. 1923 
außer Kraft getreten und die NArb VO. v. 21. Dez. 1923 nach 
ihrem 8 16 erſt am 1. Jan. 1924 in Kraft getreten iſt, könnte es 
zweifelhaft erſcheinen, ob — angeſichts des Wortlautes des Art. I 
Ziff. 2 der VO. v. 12. Febr. 1920 — die IrrtVO. auf Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die Vorſchriften über den Achtſtundentag überhaupt An⸗ 
wendung findet. Aus der Entſtehungsgeſchichte der Arb ZO. v. 
21. Dez. 1923 ergibt ſich jedoch, daß die Unterbrechung in der geſetz⸗ 
lichen Geltung des Achtſtundentags (v. 18. Nov. bis 31. Dez. 1928) 
keine beabſichtigte war. Auf Grund einer am 5. u. 6. Olkt. 1923 zwi⸗ 
ſchen den Regierungsparteien und der Reichsregierung über das 
ArtgRecht getroffenen Vereinbarung wurde am 22. Okt. 1928 ein 
dieſer Vereinbarung entſprechender Geſcentw. dem RT. vorgelegt 
(ogl. RTVerhandl. 1920/23, Druckſ. Nr. 6279). In 8 1 des Entw. 
war vorgeſehen, daß die Arbg And. v. 23. Nov. u. 17. Dez. 1918 
auch weiterhin Geſetzeskraft behalten ſollte. In der mit dem 
Entw. dem RT. übergebenen Begründung war ausgeführt, es werde 
am Grundſatz des Achtſtundentags — mit gewiſſen Ausnahmen im 
Intereſſe der Förderung und Verbilligung der Gütererzeugung — 
feftgehalten; der Entwurf ſtelle nur ein Abänderungsgeſetz 
zu den Demob VO. v. 23. Nov. u. 17. Dez. 1918 (Arbeiter) und v. 
18. März 1919 (Angeſtellte) dar, dieſe beiden VO. ſoweit ſie be⸗ 
ſtehen blieben, ſollten als dauernde, von der Befriſtung gemäß 
dem Gel. v. 23. März 1923 (RG Bl. L. 215) befreite Geſetze be⸗ 
ſtätigt werden. Zu 3 1 des Geſckntw. war in der Begründung 
nochmals ausdrücklich betont, die Beſtimmungen der ArbZ Demob⸗ 
VD.en ſollten in Kraft bleiben, ſoweit ſie nicht durch das neue Ge⸗ 
ſetz geändert würden, insbeſ. werde der Grundſatz des Achtſtundentags 
auch weiterhin aufrechterhalten. Hieraus ergibt ſich, daß das Nalrb⸗ 
386, ſich in feiner Geltung an bie die Arbeitszeit regelnden DVD. 
d. 23. Nov. 1918 unmittelbar anſchließen ſollte. Da dieſe VO. en 
nach dem Gef. v. 23. März 1923 (RCBL.L, 215) mit dem 31. Okt. 
1923 außer Kraft getreten wäre, wurde ihre Geltungsdauer durch 
BD. der Reichsregierung v. 29. Okt. 1923 (Rc Bl. L. 1037) über den 
31. Okt. 1923 hinaus, und zwar bis 17. Nov. 1928 verlängert. Dabei 
wurde offenbar angenommen, daß bis zu dem letztgenannten Zeit⸗ 
punkt der Geſenttw. über die Arbeitszeit verabſchiedet fein wurde. 
Dieſe Hoffnung erfüllte ſich jedoch nicht. Der GeſEntw. wurde vom 
RT., da die damalige Negierungskoalition auseinanderging, nicht er⸗ 


„Tebigt. Die Regelung der Arbeitszeit erfolgte dann dur die Reichs⸗ 


regierung auf Grund des Ermächtch. v. 8. Dez. 1923 (Rc l.. 
1279). Dabei waren für die Reichsregierung ganz offenſichtlich die⸗ 
ſelben Abſichten maßgebend, von denen fie im Oktober bei der Ein⸗ 
bringung des GefEntv. über die Arbeitszeit ausgegangen war. 
Die VO. v. 21. Dez. 1923 entſpricht in ihrem Inhalt durchaus jenem 
GeſeEntw. Die Faſſung des 8 1 des Entw., wonach die ArbzVO. en v. 
23. Nov. 1918 und v. 18. März 1919 auch weiterhin Geſetzeskraft be⸗ 
halten ſollten, wurde in der jetzt geltenden LO. dahm geändert, 
daß dieſe Vo. von neuem Geſetzes kraft erhielten. Es 
ſollte alſo die Unterbrechung in der geſetzlichen Geltung des Ache 
ſtundentags überbrückt und gleichſam die kurze Spanne v. 17. Nov. 
1923 bis 31. Dez. 1923 dadurch ungeſchehen, gemacht werden, daß 
möglichſt der geſetzliche Zuſtand hergeſtellt werde, der ſich aus line 
unterbrochener Weitergeltung des Achtſtundentags ergeben hütte. 
Hiernach beſtehen Keine ernſtlichen Bedenken, auf Hang band⸗ 
lungen gegen die Arb ZV. v. 21. Dez. 1923 die Irre. v. 18. Jan. 
1917 in gleicher Weiſe anzuwenden wie auf Verletzungen der Bor 
ſchriften der Arb And. v. 23. Nov. 1918. Dieſes Ergebnis entſpricht 
auch allein dem pralktiſchen Bedürfnis. Denn es wine kaum zu ver⸗ 
ſtehen, wenn man einem Arbeitgeber, der ſich gegen die gleichzeitig 
mit der Arb And. v. 23. Nov. 1918 erlaſſene und ſeither ſtets in 
Kraft gebliebene Bäcküurb 3d. v. 23. Non 1018 (i B 1329) ver- 
gangen hat, den Schutz der Irr BO. zubilligen, ihn aber den anderen 
Arbeitgebern verſagen würde. Duß die Arbeitgeber in dieſer Weiſe 
verſchieden behandelt werden ſollten, war von der Geſetzgebung ſicher 


lediglich die Einzelarb Vertr. weitet, während der abgelaufene Tar⸗ 
Vertr. nicht mehr beſteht. Ein Arbeitgeber darf daher nach Ablauf 
eines TarVertr., ſowett nicht ine der beiden anderen Ausnahme⸗ 
möglichkeiten Platz greift, bei rs von Strafe ſeine Arbeit⸗ 
nehmer nicht fänger als acht nn beschäftigen; ſoweit die fort⸗ 
laufenden Einzelverträge eine längere Arbeitszeit vorſehen, würden 
fie nunmehr gegen ein geſetliches Serbot verſtoßen und daher nach 
8 134 BGB. inſoweit nichtig ſein. Soweit fonftige Beſtimmungen in 
EinzelarbVertr., POT allem die Lohnhöhe, mit den Beſtimmungen 
über die Mehrarbeit in auivennbarem Zuſammenhang ſtehen, ſind 
die Grundsätze des 8139 BOB. anzuwenden. . 
Den Ausführungen des Gerichts über die Anwendbarkeit 
der Irrt BO. iſt zuzuſtimmen. Prof. Dr. Kaskel, Berlin. 
192 
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nicht beabſichtigt, und ein zwingender Grund, dieſe verſchiedene Be⸗ 
handlung eintreten zu laſſen, liegt trotz der Unterbrechung in der 
geſetzlichen Geltung des Achtſtundentags nicht vor. 
(OLG. Karlsruhe, StS., Urt. v. 11. Nov. 1926, SR 133/26.) 
Mitgeteilt von Sen Präſ. Buzengeiger, Karlsruhe. 


Landgerichte. 
Aachen. 


1. 5 13 Shwerbefd®. vom 12. Jan. 1923. Die Aus⸗ 
ſperrung bildet keinen wichtigen Grund, der bei der Ent⸗ 
laſſung von Schwerbeſchädigten die Zuſtimmung der Haupt⸗ 
fürſorgeſtelle entbehrlich macht. }) 

Die Kl. ſind als Schwerkriegsbeſchädigte in den Betrieb der 
Bekl. eingeſtellt worden. Im Jahre 1925 entſtanden zwiſchen dem 
Arbeitgeberverband der Aer Nadelinduſtrie und den beteiligten Or⸗ 
ganiſationen der Arbeitnehmer Lohnſtreitigkeiten. In ihrem Ver⸗ 
laufe brachen in einzelnen Betrieben, jedoch nicht in demjenigen der 
Berl., Teilſtreiks aus, indem die ſog. Schaurer, ohne deren Mit⸗ 
arbeit die Betriebe im Laufe der Zeit zum Erliegen kommen, Mitte 
Juli 1925 austraten. Daraufhin haben die ſämtlichen im Arbeit⸗ 
geberverband vereinigten Aer Nadelfabriken den geſamten Veleg⸗ 
110 einſchließlich der Schwerbeſchädigten am 15. Juli 1925 ge⸗ 

ündigt. 

Da die Kl. Schwerbeſchädigte i. S. des 8 3 Schwerbeſchcß. vom 
12. Jau. 1923 find, kann ihnen grundſätzlich nur mit Zuſtimmung 
der Hauptfürſorgeſtelle und unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
von mindeſtens vier Wochen gekündigt werden (813 Abſ. 1 a. a. O.). 
Dieſe Zuſtimmung iſt von der Bekl. nicht nachgeſucht worden. Aller⸗ 
dings bleiben gemäß 8 13 Ab ſ. 2 a. a. O. die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen über die friſtloſe Kündigung unberührt. In Abſ. 3 a. a. O. 
iſt beſtimmt, daß 

„Schwerbeſchädigte, denen lediglich aus Anlaß eines Streiks 
oder einer Ausſperrung friſtlos gekündigt worden iſt, nach 
Beendigung des Streiks oder der Ausſperrung wiederein⸗ 
zuſtellen find”. 

Dieſe Beſtimmung iſt unklar; ihre Auslegung iſt beſtritten. Die 
Bekl. folgert aus dieſer Pflicht zur Wiedereinſtellung durch Um⸗ 
kehrſchluß, daß der Streik oder die Ausſperrung ſchon an ſich 
wenigſtens bei Schwerbeſchädigten einen ausreichenden Grund zur 
friſtloſen Entlaſſung bildeten; denn nur, wenn eine vorherige friſt⸗ 
loſe Auflöſung des Dienſtverhältniſſes möglich geweſen und erfolgt 
ſei, könne eine Neu begründung des Verhältniſſes und eine Ver⸗ 
pflichtung hierzu in Frage kommen. Andernfalls, falls man nämlich 
der Auffaſſung ſei, das Arbeitsverhältnis habe trotz der Ausſperrung 
unverändert fortbeſtanden, ſei dieſer Abf. 3 überflüſſig und unverſtänd⸗ 
lich; eine Erneuerung durch Wiedereinſtellung ſei dann begrifflich 
ausgeſchloſſen. Dieſe Anſicht wird auch in der Rechtſprechung und 
insbeſondere im Schrifttum vielfach vertreten (VBerg&ewGer. Dort⸗ 
mund, Arbeitsrecht 1925, 469; Potthoff a. a. O. 1923, 295; Bod⸗ 
mann a. a. O. 1925, 27; Mebes, SchwerbeſchG. 8 13 Anm. 13 
Schoppen, SchwerbeſchG. 1925, 66 f.; die Entſch. des GewGer. 
Hamburg 461/1924 bezieht ſich auf den anders zu beurteilenden Fall 
des Streiks). 

Dieſer weitgehenden Anſicht vermag ſich das BG. in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem GeroGer. nicht anzuſchließen: 

Abgeſehen davon, daß Umkehrſchlüſſe, wie ſie die Bekl. zieht, 
ſchon im allgemeinen mit beſonderer Vorſicht ausgeführt werden 
müſſen, erſcheint es ausgeſchloſſen, daß der Geſetzgeber eine ſo weſent⸗ 
liche und tief in das Wirtſchaftsleben einſchneidende Beſtimmung, daß 
jede kollektive Kampfhandlung in einem Wirtſchaftskampfe zur friſt⸗ 
loſen Entlaſſung von Arbeitnehmern berechtige, ſei es auch nur gegen⸗ 
über einem kleineren Kreis Schwerbeſchädigten, derart in der Form 
eines Nebenſatzes zum Ausdruck gebracht haben würde. Dem Gew⸗ 


Zu 1. Die Entſch. ſetzt ſich in eingehender Weiſe mit den ver⸗ 
ſchiedenen Auffaſſungen über die Möglichkeit einer Entlaſſung von 
Schwerbeſchädigten ohne Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle infolge 
einer Ausſperrung auseinander. Ein Gedanke iſt aber außer acht 
gelaſſen. Die ganze Arbeitsſchutzgeſetzgebung zeigt eine unbedingte 
Neutralität für Maßnahmen in Wirtſchaftskämpfen. Ich verweiſe 
hier nur auf die Vorſchriften der Betriebsſtillegungs BO., der Er⸗ 
werbsloſenfürſorge und des BetrN®. Wenn das letztere auch nicht 
unmittelbar die Schutzbeſtimmungen bei Wirtſchaftskämpfen aus⸗ 
ſchtießt, ſo geben doch ſeine Vorſchriften über die Außerkraftſetzung 
der Lüudigungsſchutzbeſtimmungen bei Stillegungen der Betriebe die 
größtmöglichfte Bewegungsfreiheit für den Arbeitgeber bei Wirtſchafts⸗ 
kämpfen. Auch für die Enklaſſung von Schwerbeſchädigten mußte 
dieſe Tendenz zum Ausdruck kommen. Wenn es nicht mit der not⸗ 
wendigen Deutlichkeit geſchah, fo liegt das an der flüchtigen Art der 
heutigen geſetzlichen Formulierungen. Eine Einſchränkung wird aller⸗ 
dings vom Geſetzgeber gemacht. Nur dann ſollen Ausſperrungen den 
Kündigungsſchutz ausſchalten, wenn fie zu einer friſtloſen Kündigung 
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Ger. iſt auch darin beizuſtimmen, daß bei einer ſolchen Auslegung 
die Schwerbeſchädigten durch das Geſetz, das ihren Schutz bezweckt, 
ſchlechter geſtellt ſein würden als die übrigen Arbeitnehmer, die nach 
den Beſtimmungen der GewO. (§ 123) bei einer Ausſperrung nicht 
friſtlos entlaſſen werden können. 

Es kann nicht anerkannt werden, daß durch die Maßnahme der 
Ausſperrung, die einſeitig zugunſten einer Vertragspartei erfolgt — 
wenn auch ihre Berechtigung an ſich in keiner Weiſe angetaſtet werden 
ſoll —, auch noch beſondere Rechte zugunſten dieſer einen Partei ins 
Leben gerufen würden. Eine derartige Auslegung des 813 Abſ. 8 
Schwerbeih®. würde auch praktiſch zu unhaltbaren Ergebniſſen führen. 

Unzutreffend iſt auch der hauptſächlichſte Geſichtspunkt der Bekl. 
daß bei der vom BG. vertretenen Auffaſſung der erwähnte Abſ. 3 
keine praktiſche Bedeutung habe. Aktive Teilnahme an einem Streik 
wird ſogar regelmäßig einen Grund zur friſtloſen Entlaſſung bilden 
(8 123 Abſ. 1 Nr. 3 Gew.). Dies gilt erſt recht für die Fälle, in 
denen der Schwerbeſchadigte als Rädelsführer eines Streiks oder als 
Teilnehmer an einem wilden Streik ſich betätigt hat. Auch Aus 
ſperrung iſt, was von Bodmann (a. a. O.) verkannt wird, als 
Grund für eine friſtloſe Entlaſſung, wenngleich ſeltener, jo doch denk” 
bar, z. B. Ausſperrung als Antwort auf einen Teilſtreik in dem 
gleichen Betriebe, wenn man die Grundſätze einer kollektiven Ver⸗ 
antwortlichkeit innerhalb der Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen Arbeit⸗ 
nehmer und Arbeitgeber i. S. des RG. (RG. 106, 272) anwendet. 
Für alle dieſe Fälle will Abſ. 3 a. a. O. eben beſagen, daß die 
Schwerbeſchädigten, wenn ſie auch zunächſt wie die übrigen Arbeit⸗ 
nehmer ausſcheiden und ihren Anſpruch auf Fortzahlung des Lohnes 
verlieren, nach Beendigung des Streiks oder der Ausſperrung wieder⸗ 
einzuſtellen ſind, eine Vergünſtigung, die den anderen Arbeitnehmern 
nicht zuteil wird. 

„Wenn nun das GerwGer. Kaſſel (27. Mai 1925, G 175/25) und 
übereinſtimmend hiermit das LG. Kaſſel (Arbeitsrechtl. Beilage der 
Arbeitgeberverbände 1925, 92) ausführen, daß eine Ausſperrung zwar 
im allgemeinen keinen hinreichenden Grund zu einer friſtloſen Kündi⸗ 
gung bilde, auch bei Schwerbeſchädigten nicht, jedoch gemäß 8 13 
Schwerbeſchc. deren Sonder ſchutz (Abs. 1 a. a. O.) aufhebe, fo daß 
ihnen mit der für alle übrigen Arbeitnehmer des Betriebes geltenden 
vertraglichen Kündigungsfriſt gekündigt werden könne, fo ift 
dieſe Auffaſſung unhaltbar. Selbſt wenn man von der empfindlichen 
Beeinträchtigung der Belange der Schwerbeſchädigten durch Aus⸗ 
ſchaltung der Hauptfürſorgeſtelle lediglich zugunſten wirtſchaftlicher 
Kampfmaßnahmen abjähe, widerſpricht dieſe Ausdeutung unmittelbar 
der Faſſung des Geſetzes. Mit Recht weiſen die Kl. darauf hin, daß 
der erwähnte Nebenſatz von 8 13 Abſ. 3 nicht etwa eine Wieder⸗ 
einſtellungspflicht für ſolche Schwerbeſchädigten anordnet, „denen mit 
der für die übrigen Arbeitnehmer beſtimmten vertraglichen Friſt ge⸗ 
kündigt worden iſt“, ſondern ausdrücklich für ſolche, denen friſtlos 
gekündigt worden iſt. Im übrigen gelten auch hier die oben zur 
Widerlegung der Anſicht der Bekl. dargelegten Gründe. 

. Auch eine Anwendbarkeit des 8 124 a GewO. kommt hier nicht 
in Frage. Eine unmittelbare Anwendung dieſer Vorſchrift verbietet 
ſich ſchon deshalb, weil ſich 8124 a GewO. nur auf vertragliche Kün⸗ 
digungsfriſten bezieht, während § 13 Abſ. 1 Schwerbeſch G. eine ger 
ſetzliche Kündigungsfriſt von vier Wochen feſtſetzt. Angeſichts der 
ſtreng formellen Rechtsnatur der Befugnis zur friſtloſen Entlaſſung 
nach der GewO. die nur vertragliche Abweichungen, d. h. ſolche mit 
Wiſſen und Willen des Arbeitnehmers, kennt, erſcheint auch eine 
entſprechende Anwendung des 8 134 a Gerd. nicht angängig- 
Dies gilt um jo mehr, als das Schwerbeih®. ein beſonders ſtark 
ausgeprägtes Schutzgeſetz darſtellt, deſſen Inhalt und Zweck jede 
Verſchlechterung der Rechtsſtellung des Schwerbeſchädigten, wie fie 
eine entſprechende Anwendung des § 124 a GewO. immerhin bedeuten 
würde, von vornherein ausſchließen. Die Un anwendbarkeit des 
3 1 auf Schwerbeſchädigte wird auch in der Rechtſprechung 
anerkannt (2G. Nöln in ftändiger Rechtſprechung, Urt. v. 27. März 
1925 — 138 149/24; LG. Dortmund, JW. 1925, 1909; GewGer⸗ 


berechtigen. Bei Arbeitern werden die Beſtimmungen des 8 123 Gew. 
hier kaum zur Anwendung kommen können, die im allgemeinen die 
Gründe, die zu einer friſtloſen Kündigung berechtigen, erſchöpfend auf⸗ 
zählen. Es fragt ſich nur, ob der § 124 a GewO. zur Anwendung 
kommt. Die vorliegende Entſch. verneint feine Anwendbarkeit m. E. 
mit Unrecht. Daß der 81242 GewO. eine vertraglich vereinbarte 
längere als 14 tägige Kündigungsfriſt vorausſetzt, iſt unerheblich; denn 
bei der Entſtehung der GewO. gab es für Arbeiter noch keine geſetz⸗ 
lichen längeren Kündigungsfriſten als die 14 tägige, ſo daß eine 
längere Friſt immer vereinbart werden mußte. Sodann ſteht aber 
nichts im Wege, die geſetzliche vierwöchige Kündigungsfriſt ſür Schwer⸗ 
beſchädigte auch als ſtillſchweigend vereinbart anzuſehen. 

Eine etwaige Schlechterſtellung der Schwerbeſchäbigten gegenüber 
den anderen Arbeitern wird man nur in ganz beſchränktem Maße 
anerkennen Rönnen. Dieſelbe Stellung haben ja auch die ſchwer⸗ 
beſchädigten Angeſtellten. ; 

In den ganzen ſonſtigen Schutzbeſtimmungen liegt eine an ſich 
berechtigte ganz erhebliche Beſſerſtellung gegenüber den anderen Ar- 
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Pößneck, Gewerbe- und Kaufmannsgericht, 31. Jg. S. 7 1925). 
im übrigen würde ſelbſt bei einer Anwendung des § 124 a GewO. 
ie im freien Willen des Arbeitgebers ſtehende Tatſache der Aus⸗ 
ſperrung allein nicht ohne weiteres einen wichtigen Grund i. S. dieſer 
Vorſchrift darſtellen. 

Demnach iſt in der Ausſperrung kein Grund zu einer friſtloſen 
oder vertraglichen Kündigung zu erblicken, der die Zuſtimmung der 
auptfürſorgeſtelle entbehrlich machen Könnte. Dieſer Standpunkt 
wird auch von der überwiegenden Mehrheit der Gerichte mit gleichen 
oder ähnlichen Gründen beſtätigt. (LG. Köln a. a. O.; GewGer. 
Pößneck a. a. O.; GemGer. Altona v. 20. März 1924, A 386—287/24; 
Berner. Leipzig, Gewerbe⸗ und Kaufmannsgericht, 29. Ig. S. 72 ff.; 
LG. Stettin v. 29. Sept. 1924, 3 8 204/24; LG. Leipzig, JW. 1925, 
1909; 2&. Elberfeld v. 23. Juni 1924, 78 120/23.) 

Weiterhin hat das angefochtene Urteil zutreffend dargelegt, daß 
der Bekl. der Schutz des 8 323 BOB. nicht zur Seite jtcht. Die 
Stillegung des Betriebes beruht nicht auf zwingenden äußeren 
Umſtänden, ſondern auf dem freien Entſchluß der Behl., der dadurch 
ervorgerufen wurde, daß in anderen Betrieben Teilſtreiks aus⸗ 
gebrochen waren. Der oben erwähnte Geſichtspunkt der Kollektiv⸗ 
verantwortlichkeit zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer beſchränkt 
fi, wie auch das RG. (RG. 106, 272) ausdrücklich darlegt, feiner 
ganzen Natur nach auf den Rahmen des einzelnen Betriebes, der eben 
die Grundlage der beiderſeitigen als „Arbeitsgemeinſchaft“ zu be⸗ 
zeichnenden Beziehungen bildet. 

Schließlich bedurfte es nicht, wie die Bekl. meint, eines be⸗ 
ſonderen, nach erfolgter Ausſperrung vorzunehmenden Angebots der 
Leiſtung durch die Kl. Vielmehr iſt hier ein Annahmeverzug der Bekl. 
1. S. des 8 615 BGB. ſchou in der Tatſache der Ausſperrung zu 
erblichen (ſo auch Lotmar, Arbeitsvertrag II 296). Auf die in 
dieſer Hinſicht von den Kl. erbotenen Beweiſe braucht daher nicht 
eingegangen zu werden. 


(LG. Aachen, 2. 3K., Urt. v. 27. April 1926, 2 8 43/25.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Paul Lauber, Aachen. 


Berlin. 


9 2. 8 8 KartVoO. Die für unzuläſſig erklärte Kün⸗ 
igung eines Kartellvertrages iſt, als ſatzungsmäßige 
Kündigung zum nächſten Termin aufrechtzuerhalten. f) 
Die beblagte Firma gehört ſeit 1920 dem klägeriſchen Kartell 
als Mitglied an. Von Anfang an war das Verhältnis zwiſchen der 
ekl. und dem Verband ein geſpanntes. Es kam wiederholt zu 
Differenzen, in deren Verlauf die Bekl. ſchon mehrmals ihren Aus⸗ 
tritt erklärt, die Kündigung dann freilich immer wieder zurückge⸗ 
zogen hatte. ö 
& Im Febr. 1924 entſtanden zwiſchen den Parteien wiederum 
Tateitigkeiten, in Verfolg deren die Bekl. das Schreiben v. 8. Febr. 
924 an den Kl. richtete, worin ſie dieſen aufforderte: 
„1. einen ſofortigen Beſchluß auf Aufhebung der Mindeſtpreiſe 
herbeizuführen, 
. innerhalb 10 Tagen eine außerordentliche Hauptver⸗ 
aue einzuberufen..“ 
In dem Schreiben heißt es dann weiter: „Sollte es. 
nicht möglich ſein, die ſofortige Beſeitigung der Preisbindung herbei⸗ 
zuführen, ſo treten wir ... mit dem 21. d. M. aus Ihrem 
erbande aus und betrachten alle Ihre Beſtimmungen und Vor⸗ 
chriften als für uns nicht mehr maßgebend. „Der kl. Verband 
am dieſen Anträgen innerhalb der von der Bekl. geſetzten Friſt 
nicht nach, worauf dieſe unter dem 23. Febr. 1924 an den Kl. 
chrieb: „.. Wir haben mit unſerem Ergebenen vom 8. 2. 2. C. 
unſere Anſicht ... bezüglich unſeres Austrittes ... mitgeteilt 
onach wir nunmehr nach jeder Richtung hin vollkommen freie 
Hand haben.“ 
Bereits am 1. März 1924 willfahrte dann aber der Kl. den 
Hauptforderungen der Bekl. und rief nunmehr gemäß 88 Abſ. 3 


beitern, daß die praktiſch nur ſelten ſich auswirkenden Möglichkeiten 
9 5 weitergehenden friſtloſen Kündigung dagegen kaum in Be⸗ 
racht kommen. 
% Mit 8 124 a GewO. wollte der Geſetzgeber eben die langfriſtigen 
erträge treffen, die es häufig als eine unbillige Härte erſcheinen 
e die Kündigungsfriſt für die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes 
zuwarten. Das LG. hätte hier alſo unterſuchen müſſen, ob in dem 
dirtſchaftskampf ein wichtiger Grund i. S. des § 124 a GewO. für 
ie friſtloſe Kündigung zu finden war. 
NA. Schoppen, Düſſeldorf. 


0 Zu 2. Das Urteil iſt rechtskräftig. Es entſcheidet eine für 
ſurtellrechtliche Kündigungefälle wichtige Frage. Vielleicht hätte es 
80 das m. E zutreffende Ergebnis nicht des Umweges über 8140 
ei B. bedurft. Es hätte genügt, den Willen der kündigenden Par⸗ 

lie dene Briefwechſel und den Umſtänden feſtzuſtellen. Dieſer 
aaa dahin, unter allen Umſtänden ſchnellſtmoglichſt von den 
Kartellpflichten frei zu werden. Immerhin wird es ſich vorſorglich 
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d. VO. gegen Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtellungen gen. 
KartVO. v. 2. Nov. 1923, das Kartch. an, das durch Beſchl. v. 
4. Juni 1924 — K 105/24 — die ſofortige Kündigung der Bekl. 
v. 23. Febr. 1924 für unzuläſſig erklärt hat. 

Am 20. Dez. 1924 ſchrieb die Bekl. dem kl. Verband, ſie 
ſtelle feſt, daß ihre am 8. Febr. 1924 erfolgte Kündigung, „mit der 
ſich das KartG. befaßt hat, zugleich als eine Austrittserklärung 
i. S. d. § 3 Abf. 2 der Satzungen aufzufaſſen war, fo daß wir mit 
dem 21. Febr. 1926 aus Ihrem Verbande ausſcheiden. Vorſorglich 
erklären wir unſeren Austritt z. 31. Dez. 1926”. 

Das LG. hat die Klage unter Berufung auf 8 140 BGB. ab» 
gewieſen. 

Die Kündigungserklärung, ſo wie ſie die Bekl. abgab, näm⸗ 
lich für ſofort, war nicht wirkſam. Das hat das Hartl. bindend 
feſtgeſtellt. Sie entſprach aber zugleich den Erforderniſſen eines an⸗ 
deren Rechtsgeſchäftes, nämlich einer ſatzungsmäßigen Kündigung, 
dies deswegen, weil einer Kündigung die Angabe, zu welchem 
Zeitpunkt ſie wirken ſolle, nicht weſentlich iſt (ogl. RS.: JW. 
1908, 270). Es genügt vielmehr die Erklärung, das in Frage 
ſtehende Rechtsverhältnis zur Auflöſung bringen zu wollen. Tas 
aber erklärte die Bekl. zweifelsohne „treten wir aus Ihrem Ver⸗ 
bande aus“, „... wonach wir nunmehr nach jeder Richtung hin 
vollkommen freie Hand haben“. 

Iſt dem aber jo, dann ſoll nach § 140 „das Letztere“, aljo die 
ſatzungsmäßige Kündigung gelten, „wenn anzunehmen iſt, daß 
deſſen Geltung bei Kenntnis der Richtigkeit gewollt ſein würde“. 

Daraus folgt zunächſt: Es kommt nicht darauf an, ob die 
Bekl. ſeinerzeit den Willen hatte, zum Febr. 1926 zu kündigen, 
ſondern darauf, ob anzunehmen iſt, daß ſie ihn gehabt hätte, 
wenn ſie gewußt hatte, daß ein wichtiger Kündigungsgrund ihr 
nicht zur Seite ſtand. Der Hauptangriff des Kl. geht jomit fehl. 
Er überſieht, „daß es bei der Konverſion ſich nicht um die Aus⸗ 
legung eines wirklich vorhandenen Parteiwillens handelt, 
foudern um die Ermittlung eines hypothetiſchen Willens, 
d. h. deſſen, was die Beklagte gewollt hätte, wert ſie die 
Nichtigkeit des vorgenommenen Rechtsgeſchäftes gekannt hätte“, 
RG. 110, 392 1). Es iſt daher unerheblich, daß die Beklagte ihrer 
Erklärung jetzt einen Sinn unterſchiebt, den fie ihm damals, 
im Febr. 1924, nicht gab. Die Handhabe hierzu bietet ihr ja ge⸗ 
rade der 8 140! (Ogl. auch RGRͤKomm. zu 8 140 Anm. 1.) 

Iſt nun aber allein weſentlich, was die Bekl. damals wohl ge⸗ 
wollt haben würde, wenn ſie die Nichtigkeit ihrer friſtloſen Kün⸗ 
digung gekannt hatte, jo ergibt ſich daraus, daß alles, was nach 
dem Kündigungsſchreiben v. 23. Febr. 1924 geſchah, für die Entſch. 
ohne Bedeutung iſt. Es iſt daher ſowohl unerheblich, daß der 
Kl. bereits am 1. März 1924 die Forderungen der Bekl. im 
weſentlichen erfüllt hat, als auch, daß es der Bekl. ſpäter, etwa 
im Herbſt 1924 — möglicherweiſe ſehr angenehm geweſen iſt, 
dem Verbande noch anzugehören. Auch inſofern greifen demnach die 
Ausführungen des Kl. nicht durch. 

Unter Berückſichtigung dieſer Geſichtspunkte ſpricht nun aber 
alles dafür, nichts dagegen, anzunehmen, daß die Behl. ſeinerzeir, 
wenn fie gewußt hätte, wie das Kartch. urteilen würde, ſatzungs⸗ 
gemäß auf den 23. Febr. 1926 gekündigt haben würde. 

Wer mit ſeinem Vertragsgegner derart in Streit gerät, daß er 
glaubt, einen Grund zu haben, ſich mit ſofortiger Wirkung 
vom Vertrage losſagen zu können, der wird, wenn man ihn darauf 
hinweiſt, daß ein ſolcher Grund nicht beſteht, im Zweifel wohl 
ſtets den Willen haben, dann wenigſtens zu dem ſchnellſtmög. 
lichen Termin, mag dieſer auch zwei Jahre entfernt liegen, von 
feinem Gegner loszukommen (vgl. auch Leipziger Ztſchr. 1908, 
699 Nr. 25: DOG Hamburg Seuffelrch. 72, 286; fichn onen. 
Anm. 1 zu 8626, Anm. 2 zu 8723; Planck, Anm. 4 zu 8 626; 
dagegen Staudinger, Aum. 11 2b zu 8723, Aum. 1 20 zu 


8 564). 
Iſt aber im Zweifel anzunehmen, daß Perſonen, die un⸗ 


empfehlen, bei Kündigungsſchreiben hervorzuheben, daß die Kün⸗ 
digung auch als fristgemäß zum nächſten ſahungsmäßigen Termin 
zu betrachten iſt. In dieſem Zuſammenhang MRS darauf hingewie⸗ 
ſen werden, daß die weite Auslegung, die neben dem SG. nun⸗ 
mehr auch das NG. dem Begriff DES Kartellvertrages i. S. der 


Kart O. gibt, zur Vorſicht mahnt, In dem grundſätzlichen Urteil 
des Ni. b. 9. Juli Ei (I 28/26), das an 99 Stelle de⸗ 


ſprochen wird, wird ein zwischen un zwei Firmen abgeſchloſſener 
Wettbewerbsvertrag als Kartellvertrag i. S. der ga 1 1 
ſehen. Der Vertragsgegner der kündigenden Partei war dort 
offenbar gar nicht auf, den Gedanken gekommen, daß ein Kartell⸗ 
vertrag vorliege Er hat er auf die Kündigung nicht den An⸗ 
trag aus 88 KartB o. geſtellt; die Kündigung wurde mit Ablauf 
der dreiwöchigen Friſt ohne weiteres wirkſam! 
RA. Dr. Heinrich Friedländer, Berlin, 


1 8. 1925, 2127. 
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wirkſam friſtlos kündigen, bei Kentnis der Nichtigkeit friſtgerecht 
hätten kündigen wollen, ſo hätte es am Kl. gelegen, darzutun, 
inwiefern im vorliegenden Falle etwas anderes gelten müſſe. Sein 
einziges, hierfür bedeutſames Argument ift, die Bekl. würde bei 
der damaligen zweifelhaften Wirtſchaftslage ſich ſicherlich nicht ge⸗ 
bunden haben, zwei Jahre ſpäter aus dem Verbande auszuſchei⸗ 
den. Dies kann jedoch nicht durchgreifen. Denn wäre die Behl. 
mit der friſtloſen Kündigung durchgedrungen, ſo hätte ſie ja 
doch auch zwei Jahre ſpäter nicht mehr unter dem Schutz des 
Kartells geſtanden. Sie legte der Augehörigkeit zum Kartell 
ebenſowenig Bedeutung bei, daß ſie ſogar verautworten zu können 
glaubte, wenn ſie ſofort, und nicht erſt zwei Jahre ſpäter ſeines 
Schutzes ledig würde! Und auch wenn man es auf die Bindung 
als ſolche abſtellt, die in der auf zwei Jahre hinaus wirkenden 
Kündigung gelegen hätte, iſt das Ergebnis kein anderes. Denn 
erſtens wäre die Bindung für die Beklagte in Wirklichkeit keine 
erhebliche geweſen, da der Kl. ihr wohl niemals Schwierigkeiten 
gemacht hätte, wenn ſie die Kündigung wieder rückgängig hätte 
machen wollen, wie dieſe ja auch bei früheren widerrüfenen Kün⸗ 
digungen der Bekl. des Kl. getan hat. Ferner aber ift anzunehmen, 
daß die Bekl. mit Rückſicht auf die dauernden Streitigkeiten zwi⸗ 
ſchen den Parteien dieſe Bindung, wie ſie ſie im Dez. 1924 be⸗ 
wußt auf ſich genommen hat, auch ſchon im Febr. auf ſich genom⸗ 
men haben würde. 

Die Vorausſetzungen des $ 140 BGB. find ſomit gegeben. Die 
unwirkſame friſtloſe Kündigung der Bekl. vom 23. Febr. 1924 
muß als friſtgemäße Austrittserklärung z. 23. Febr. 1926 auf⸗ 
rechterhalten werden. 

(88. I Berlin, Urt. v. 26. Febr. 1926, 52 0 657/25.) 


* 
Bochum. 


3. 9 13 SchwBeſchäd .; 88 123, 1244 Gew. Die frift- 
loſe Entlaſſung eines Schwerkriegsbeſchädigten iſt auch 
aus allgemein wichtigen Gründen zuläſſig und nicht auf 
die Einzeltatbeſtände des § 123 Gew. beſchränkt. Auf 
den Kündigungsſchutz des SchwBeſchädG. kann verzichtet 
werden. +) 

Nach der Beſetzung des Ruhrgebiets i. J. 1923 kam infolge 
der Zwangsmaßnahmen und der durch den fog. paffiven Widerſtand 
gebotenen Gegenmaßregeln allmählich der größte Teil der Induſtrie 
dieſes Gebietes zum Erliegen. Dieſes Schickſal teilte auch die Bell. 
Namentlich die Stillegung der Eiſenbahn, die Unterbindung der Zu⸗ 
und Ausfuhr und die Beſetzung eines Teils ihres Werkes hatte zur 
Folge, daß von Mai 1923 ab die Produktion der Bekl. immer mehr 
abnahm. Trotzdem behielt die Bekl. ihre Belegſchaft bei, da das Reich 
die Lohnſicherung übernommen hatte. Im Oktober 1923, nach Ab⸗ 
bruch des paſſiven Widerſtandes, ſtellte das Reich aus politiſchen 
Gründen jede Zahlung ein. Hierdurch ſah ſich die Behl. veranlaßt, 
ihre ganze Arbeiterſchaft, darunter auch den Kl., friſtlos zu entlaſſen. 

„Gegen feine Entlaſſung hat der Kl. zum erſten Male im Juli 1924 
Einſpruch eingelegt und ſchließlich den Lohn vom Tage ſeiner Eut⸗ 
laſſung ab eingeklagt. 

Das Gericht iſt der Anſicht, daß die im Tatbeſtand geſchilderten 
Verhältniſſe einen wichtigen Grund zur Auflöſung des Arbeitsverhält⸗ 
niſſes darſtellen. Es iſt dem Kl. zuzugeben, daß Konjunkturſchwankun⸗ 
gen, wie ſie nun einmal im wirtſchaftlichen Leben vorkommen, und 
ſelbſt die dadurch hervorgerufene Unrentabilität des Betriebes keinen 
Grund zur friſtloſen Kündigung darſtellen. Der vorliegende Fall 
liegt aber ganz anders. Hier iſt der Betrieb nicht durch Konjunktur⸗ 
ſchwankungen unrentabel geworden, ſondern durch ein nicht voraus⸗ 
ſehbares Ereignis höherer Gewalt, nämlich den Einbruch der Feinde, 
iſt die Produktion auf dem Werke überhaupt unmöglich geworden. 
Um von einer Unmöglichkeit zu ſprechen, iſt es nicht erforderlich, daß 
etwa das Werk oder die Produntionsmaſchinen zerſtört werden. Der⸗ 
ſelbe Erfolg wird erreicht, wenn durch eine feindliche Macht das Wirt⸗ 
ſchaftsleben derart unterbunden wird, daß das Werk nicht in der 
Lage iſt, ſich die Produktionsſtoffe zu beſchaffen bzw. fie zu verarbeiten 
und wieder abzusetzen, beſonders wenn, wie hier, ein Teil des Werkes 
ſogar durch feindliche Truppen beſetzt iſt. Daß ein derartiger Umſtand 
zur friſtloſen Entlaſſung berechtigen muß, geht aus der Betrachtung 
des Weſens des Arbeitsvertrages hervor. Dieſer unterſcheidet ſich da⸗ 
durch von einem gewöhnlichen Dienſtvertrag, daß neben die Vertrag⸗ 
ſchzeßenden als dritter wichtiger Faktor das Werk ſelbſt tritt. Die 
vereinbarte Arbeit ijt innerhalb des Produktionsprozeſſes gerade dieſes 


Zu 3. Dem vorliegenden Urteil iſt im Ergebnis und in der 
Begründung beizuſtimmen. Es geht richtig davon aus, daß auf Schwer⸗ 
kriegs beſchidigte auch der 81243 GewO. Anwendung findet, daß eine 
friſtloſe Eutlaſſung aus allgemein wichtigen Gründen zuläſſig iſt und 
die Möglichkeit zur friſtloſen Entlaſſung nicht beſchräntzt iſt auf die 
Einzeltatbeſtände des 8 123 Gew. Daß in der durch den Ruhr⸗ 
einbruch hervorgerufenen Stillegung des Werkes ein derartiger wich⸗ 
tiger Grund zu erblicken iſt, hat das Urteil überzeugend dargetan. Es 
handelt ſich hier weder um Konjunkturſchwankungen noch um mittel⸗ 
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Werkes zu leiſten. Seine Exiſtenz ift die ſtillſchweigende Vorausſetzung, 
von der der Vertrag befeelt iſt. Wenn das Werk aufhört zu exiſtieren, 
wenn alſo die grundlegende Vorausſetzung des Arbeitsvertrages fort⸗ 
fällt, fo iſt dieſes einer der wichtigſten Gründe zur ſofortigen Kündi⸗ 
gung. Es iſt oben ſchon dargelegt, daß dieſe Vorausſetzung nicht erſt 
dann fortfällt, wenn das Werk zerſtört iſt, ſondern ſchon dann, wenn 
die Produktion in dem Werke objektiv unmöglich wird, und, wie 
hier, in keiner Weiſe vorauszuſehen iſt, wie lange dieſe Unmöglich⸗ 
keit andauern wird. 

Die Tatſache, daß die Produktion möglich geweſen wäre, wenn 
die Bekl. ſich den Forderungen der Franzoſen unterworfen hätte, muß 
hierbei außer Betracht bleiben. Denn durch eine ſolche Handlungsweiſe 
hätte ſich die Bekl. derart mit den Intereſſen und den Gefühlen des 
deutſchen Volkes in Widerſpruch geſetzt, daß ſie auch rechtlich als gegen 
die guten Sitten verſtoßend anzuſehen geweſen wäre. 

Der friſtloſen Entlaſſung aus jedem wichtigen Grunde unter⸗ 
liegen die Arbeiter aber nur nach Maßgabe des 8 124 a Gew., d. h. 
wenn die normale Kündigungsfriſt mehr als 14 Tage beträgt. Da der 
Kl. nach ſeiner eigenen Behauptung Schwerbeſchädigter iſt, hat er 
gemäß 8 13 Abſ. 1 des Gef. über die Beſchäftigung Schwerkriegs⸗ 
beſchädigter eine Kündigungsfriſt von mindeſtens 4 Wochen. Für den 
Fall einer friſtloſen Entlaſſung, die gemäß 813 Abſ. 2 SchwBeſchädch. 
der Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle nicht bedarf, unterſteht er 
alſo dem 8 124 a GewO. Gegen dieſe Anſicht ift eingewendet worden, 
es widerſtreite dem Sinne des SchwBeſchädch. als eines ausgeſproche⸗ 
nen Schutzgeſetzes, wenn auf dieſe Weiſe die Schwerkriegsbeſchädigten 
leichter einer friſtloſen Entlaſſung ausgeſetzt ſeien als die gewöhnlichen 
Arbeiter, die nur aus den Gründen des 8123 GewO. friſtlos entlaſſen 
werden können. Dieſe Anſicht widerſpricht aber dem Inhalt und Wort⸗ 
laut des Geſetzes; denn § 13 Abſ. 3 ſieht ausdrücklich die Möglichkeit 
ber friſtloſen Entlaſſung aus Anlaß eines Streiks oder einer Aus⸗ 
ſperrung vor, alſo aus einem Grunde, der im § 123 Gerd. nicht auf⸗ 
geführt iſt. Demgemäß können Schwerkriegsbeſchädigte aus jedem wich⸗ 
tigen Grunde friſtlos entlaſſen werden, und es erübrigt ſich daher die 
Unterſuchung, ob mit Rückſicht auf den einzigartigen Vorgang der 
Ruhrbeſetzung auch die dem § 123 GemO. unterſtehenden Arbeiter friſt⸗ 
los entlaſſen werden konnten. 

Der Kl. hat weiter geltend gemacht, die oben als wichtiger Grund 
gekennzeichneten Umſtände ſeien ſpäteſteus im Auguſt 1923 eingetreten. 
Wenn die Bekl. ihre Arbeiterſchaft bis zum Oktober 1923 beibehalten 
gabe, jo liege darin ein Verzicht auf die Kündigung aus dieſem Grunde. 
Dieſes Vorbringen iſt abwegig. Richtig iſt, daß die Verhültniſſe ſchon 
im Auguſt 1923 ſo lagen, daß ſie die Bekl. an ſich zur friſtloſen Ent⸗ 
laffung berechtigt hätten. Um derartige Entlaſſungen zu verhindern, 
hatte aber die Lohnſicherung des Reiches eingeſetzt. Es war in der 
damaligen Zeit nicht nur der Induſtrie, ſondern auch jedem Arbeiter 
bekannt, daß die Werke tatſächlich zunt Erliegen gekommen wären, 
und daß Kündigungen nur deshalb nicht ausgeſprochen wurden, weil 
in Wirklichkeit die Löhne vom Reich bezahlt wurden. Dieſe Tatſache 
war doch nicht ſo unerheblich für die Einzelarbeitsverträge, wie der Kl. 
darſtellt. Der Inhalt dieſer Verträge wurde durch die allgemeine und 
widerspruchslos hingenommene Kenntnis dieſer Tatſache ſtillſchweigend 
dahin geändert, daß ſie im Auguſt 1923 an ſich zuläſſige Kündigungen 
hinausgeschoben fein ſollten, ſolange das Reich die Löhne zahlte, vor⸗ 
ausgeſetzt natürlich, daß beim Aufhören der Lohnſicherung die Pro⸗ 
dulktionsmöglichkeit des Werkes noch andauerte. In dem Unterlaſſen 
der ſofortigen Kündigung im Auguſt 1923 könnte nur dann ein Ver⸗ 
zich, der Bell. auf dieſen Kündigungsgrund erblickt werden, wenn 
nicht die Umſtänbe gerade auf das Gegenteil ſchließen ließen. Außer⸗ 
bat bildet die unter den oben geſchilderten Verhältniſſen plötzlich aus⸗ 
ſezende Lohnſicherung des Reiches an ſich ſchon einen neuen Grund zur 
friſtloſen Entlaſſung. Es würde Treu und Glauben widerſprechen, 
wenn die Arbeiter aus einer Maßnahme, die lediglich zu ihren Gunſten 
erfolgt iſt, aus Gründen, die ihnen allgemein bekannt waren, nun⸗ 
mehr einen Verzicht herauslesen wollten. 

ie Klage muß aber noch aus einem weiteren Grunde abgewieſen 
werden. Unftreitig hat der Kl. 3% Jahre gewartet, bevor er ſich mit 
ſeinem Einſpruch wegen der Kündigung an die Bekl. gewandt hat. Es 
mag Lichtig fein, daß er dies tat, um erſt das Reſultat anderer gleich 
artiger Prozeſſe abzuwarten. Er muß ſich aber, wie jeder andere, ge⸗ 
fallen laſſen, daß ſeine Handlungen ſo bewertet werden, wie ſie nach 
Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte aufzufaſſen 
ſind. Wenn die Bekl. ihre geſamte Belegſchaft von mehreren Hundert 
Mann entläßt und der größte Teil derſelben ſich damit abfindet, ſo 
erfordert es Treu und Glauben, daß derjenige, der ſich nicht damit ab⸗ 


bare Auswirkungen des feindlichen Einbruchs, ſondern um, unmittel⸗ 
bare Wirkungen der Beſetzung des Ruhrgebietes. 

Auch der weiteren Begründung kann man beipflichten. Wenn 
Ansprüche aus einer unzuläſſigen Kündigung exit / Jahre nach der 
Entlaſſung erhoben werden, wird man nach Treu und Glauben an⸗ 
nehmen müſſen, daß der Kl. ſich bereits mit der Entlaſſung abgefunden 
hätte. Taß er nachträglich auf den Kündigungsſchutz des Schwer⸗ 
eſchaͤdigtengeſetzes rechtswirkſant verzichten kann, wird man kaum 
beſtreiten können. Jeder Schwerbeſchädigte kann ja auch freiwillig 
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finden will, bei der Bell. alsbald Einſpruch erhebt. Anderenfalls muß 
ſein Verhalten als Verzicht auf ſeine Anſprüche angeſehen werden. Die 
Anficht des Kl., daß die Anſprüche erſt nach Ablauf der Verjährungs⸗ 
friſt erlöſchen, greift nicht durch; denn die Verjährung jest voraus, 
daß der Anſpruch an ſich noch beſteht und nicht vorher durch Verzicht 
erloſchen iſt. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß ein Schwer⸗ 
kriegsbeſchädigter zwar nicht für die Zukunft auf die beſonderen Schutz⸗ 
beſtimmungen verzichtet, wohl aber nach erfolgter Kündigung ſich nach⸗ 
träglich damit einverſtanden erklären kann. Das iſt auch die über⸗ 
wiegende Anſicht der Rechtſprechung. 

(LG. Bochum, 5. ZR., Urt. v. 12. Dez. 1925, 5 8 303/25.) 

Mitgeteilt von Juſtitiar Dr. Kuhlmann, Weitmar (Weitjafen) 
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4. Unter Umſtänden iſt ein Verzicht auf den durch 
Tarifvertrag feſtgelegten Lohnanſpruch zuläſſig. 

Zwar Können grundſätzlich die durch den Tarifvertrag feſt⸗ 
gelegten Anſprüche der Arbeitnehmer auch durch gegenſeitige Verein⸗ 
barung nicht geſchmälert werden. Auch kann darin, daß der Arbeit⸗ 
nehmer widerſpruchslos die geringere Zahlung angenommen hat, ein 
rechtswirkſamer Verzicht für die Vergangenheit nicht erblickt werden, 
ſolange das Arbeitsverhältnis fortbeſteht, weil der Arbeitnehmer 
jederzeit ſeine Kündigung befürchten muß, wenn er ſich den Anord⸗ 
nungen des Arbeitgebers nicht fügt, und infolgedeſſen nicht frei in 
ſeinen Entſchließungen iſt. Im vorl. Fall erheiſchen aber die be⸗ 
ſonderen Umſtände des Falles eine Abweichung von dieſem Grund⸗ 
ſatz. Die Beklagte war durch die ungünſtige Wirtſchaftslage ge⸗ 
zwungen, ihre Betriebsunkoſten herabzuſetzen, und es lag daher die 
Herabſetzung der Gehälter im Intereſſe der Geſamtheit der Ange⸗ 
ſtellten, weil dadurch umfangreiche Entlaſſungen vermieden wurden. 

enn nun die Angeſtellten und mit ihnen der Kl. in Erkenntnis 
dieſer Notwendigkeit ſich mit der Herabſetzung der Gehälter einver⸗ 
ſtanden erklärt und dadurch die Bekl. beſtimmt haben, von umfang⸗ 
reichen Entlaſſungen abzusehen, jo verſtößt es gegen Treu und Glau⸗ 
ben, wenn ſie hinterher, entgegen ihrer Zuſage, der die Beklagte 
vertraut und auf die ſie ihre Kalkulation aufgebaut hat, den vollen 
Tariflohn verlangen. 


(LG. Bochum, 5. IR, Urt. v. 19. März 1927, 5 8 52/27.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Banike, Bochum. 


Darmſtadt. *. 

5. $1TarBertrBD. Die Normen des Tarifvertrages 
regeln das Arbeitsverhältnis der Betroffenen auch nach 
ſeinem Außerkrafttreten, wenn nichts Abweichendes ver- 
einbart iſt. 1) - 

Die Kl. haben behauptet, fie hätten auf Grund eines Tarif⸗ 
vertrags Anſpruch auf Jahlung des vollen Lohnes für die auf Werk⸗ 
tage falleuden geſetzlichen Feiertage. Der Tarifvertrag habe zwar mit 
dem 13. März 1924 ſeine Gültigkeit verloren, die Bekl. habe aber 
bis Weihnachten 1925 alle geſetzlichen auf Werktage fallenden Feier⸗ 
tage bezahlt. Hierzu ſei ſie auch verpflichtet, da nach der herrſchenden 
Reinung abgelaufene Tarifverträge ihre Wirkung nicht mehr ver⸗ 
lieren. Für den 24, 25. und 26. Dez. 1925 und 1. Jan. 1926 habe 
die Bekl. aber nur 500% des Lohnes bezahlt, fo daß jeder der Kl. 
den Reſt mit je 10.53 % zu fordern habe. 

Eine gültige Vereinbarung über die Lohnzahlung iſt nicht nach⸗ 
gewieſen, ein Ortsgebrauch gleichfalls nicht, die beanſpruchte Lohn⸗ 
orderung kann daher nur auf die Nachwirkung der Tarifverträge 
geſtütt werden und es muß ſonach zu dieſer Frage Stellung ge⸗ 
nommen werden. 

Nach 8 1 der VO. über Tarifverträge v. 23. Dez. 1918 find 
die Beſtimmungen des Tarifvertrags allgemein bindend, alle entgegen⸗ 
ſtehenden Vereinbarungen ſind wirkungslos. Welche Wirkungen ein⸗ 
treten, wenn der Tarifvertrag außer Kraft tritt, ohne daß ein neuer 
abgeſchloſſen wird, wie im vorliegenden Falle, iſt die in der Rechtſpr. 
und im Schrifttum ſtark umſtritten, insbeſ. ift die ſog. Nachwirkungs⸗ 
theorie umſtritten, die beſagt, daß die Beſtimmungen des Tarifvertrags 
nach Wortlaut und Sinn des § 1 der VO. v. 23. Dez. 1918 zum 


ausſcheiden, er kann kündigen, er kaun ſich mit ſeiner Entlaſſung 
einverſtanden erklären. Er kann nur nicht von vornherein auf den 
öffentlich⸗rechtlichen Kündigungsſchutz verzichten. Ein derartiger Ver⸗ 
zicht würde als gegen die Beſtimmungen des Schwerbeſchädigten⸗ 
geſetzes verſtoßend nichtig ſein. RA. Schoppen, Düſſeldorf. 


Zu 5. Soweit das Gericht die Nachwirkung von Tarifverträgen 
bejaht, halte ich Entſch. und Begründung für zutreffend, und darf 
hierfür auf meine Ausführungen JW. 1927, 304, Anm. 22, ver⸗ 
weiſen. Aber auch wenn man die Nachwirkungslehre ablehnt, würde 
dr m. E. im vorliegenden Falle im Gegenſatz zur Urteilsbegründung 
arshalb zum gleichen Ergebnis kommen müſſen, weil hier tatſächlich 
auch nach Ablauf des Tarifvertrages an den auf Werktage fallenden 
Feiertagen der Lohn gezahlt worden iſt. Denn wenn man annimmt, 
daß mit Ablauf des Tarifvertrags die Frage der Lohnzahlung an 

terfagen zwiſchen den Parteien des Einzelarbeitsvertrags un⸗ 
geregelt war und demgemäß einer neuen Vereinbarung der Parteien 
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Suhalt der Einzelarbeitsverträge erhoben werden und infolgedeſſen 
auch bei Ende des Tarifvertrags weitergelten, bis der Einzelarbeits⸗ 
vertrag aufgelöſt oder durch Vereinbarung geändert wird. A 

Die Gegner der Lehre vertreten die Auffaſſung, daß der Tarif 
vertrag infolge feiner Unabdingbarkeit objektives Recht ſchaffe, das 
nicht Beſtandteil des Einzelarbeitsvertrages werden könne, das viel⸗ 
mehr in Kraft trete, wenn der Einzelarbeitsvertrag die Vorausſetzung, 
den Tatbeſtand dazu ſchaffe, das alſo unmittelbar wirke und als 
Rechtsnorm nicht länger gelten könne, als es der Geſetzgeber — d. i. 
hier die den Tarifvertrag abſchließenden Parteien — will. Das Gericht 
ſchließt ſich der Nachwirkungstheorie an, die auch von Kas kel, 
Arbeitsrecht, S. 18, Anm. 5 und in dem Gutachten des Profeſſors 
Dr. Stuzheimer vertreten wird, und die auch in $ 15 Entwurf 
eines neuen Arbeitstarifgeſ. übernommen iſt. In $ 1 Abſ. 1, S. 3 
der VO. über Tarifverträge v. 23. Dez. 1918 heißt es: „An die 
Stelle unwirkſamer Vereinbarungen treten die entſprechenden Be⸗ 
ſtimmungen des Tarifvertrags.“ Mit Recht nimmt Huel an (vgl. 
NEAR. 1926, 153), damit wolle geſagt fein, daß der Arbeitsvertrag 
tarifmäßigen Inhalt bekommt oder daß die Rechtswirkungen des 
Arbeitsvertrags hinfort ſo ſind, als ob er tarifmäßigen Inhalt hätte. 
Der Wortlaut der VO. v. 23. Dez. 1918 läßt daher ohne Zwang 
die Auffaſſung zu, daß die Beſtimmungen des Tarifvertrags Beſtand⸗ 
teil des Arbeitsvertrags werden, und ohne Rückſicht auf die Dauer 
des Tarifvertrags in Kraft bleiben, bis der Arbeitsvertrag aufgehoben 
oder geändert wird. 

Aber auch wenn man den Standpunkt vertritt, daß der Tarif 
vertrag als objektives Recht nicht Beſtandteil des Arbeitsvertrages 
werden könne, muß man die Nachwirkungstheorie anerkennen. Es 
iſt heute allgemein gültiger Rechtsſaz, daß ein Rechtsgeſchäft nach 
dem Recht zu beurteilen iſt, das zur Zeit ſeiner Begründung gegolten 
hat. Man nimmt Bezug auf Art. 170 Ec BGB. wo dieſer Grundſatz 
ausdrücklich als Regel anerkannt iſt. Art. 171 9. o. betrifft eine 
Ausnahme, das iſt auf den vorliegenden Fall ſchon deshalb nicht 
anwendbar, weil er das Inkrafttreten eines neuen Rechts zur Voraus⸗ 
ſetzung hat. Auch praktifche und ſoziale Erwägungen führen zur 
Anerkennung der Nachwirkungslehre. Die Gegner der Lehre führen 
ins Feld, die Folgen der Nachwirkung könnten nur durch Kündigung 
beſeitigt werden, die Kündigung ſei aber in der heutigen Zeit beſonders 
erſchwert, da der Arbeitgeber an die Zuſtimmung des Betriebsrates 
gebunden ſei, der Arbeitnehmer aber bei Kündigung, Arbeitsloſigkeit 
und infolge der freiwilligen Aufgabe der Arbeit die Nichtgewährung 
der Arbeitsloſenunterſtützung zu befürchten habe. Dieſer Einwand 
iſt aber bedeutungslos, da er in gleicher Weiſe gilt für die Nechtslage, 
die eintritt, wenn man die Nachwirkungslehre ablehnt. In dieſem 
Falle beſteht für den Arbeitnehmer noch ein größeres Bedürfnis zur 
Kündigung des Arbeitsvertrags, da ihm mit dem Ablauf des Tarif⸗ 
vertrags alle durch dieſen gewährten Vorteile verloren gehen. Der 
Tarifvertrag bezweckt dem Arbeiter Vorteile zu verſchaffen, die nach 
Geſetz und Ortsgebrauch nicht beſtehen, ihm dieſe Vorteile auf dem 
Wege der Nachwirkung bis zur anderweiten Regelung zu erhalten, 
iſt auch ein ſoziales Bedürfnis. Lehnt man die Nachwirkungslehre 
ab, ſo treten beim Ablauf des Tarifvertrags an die Stelle ſeiner 
Beſtimmungen diejenigen des Arbeitsvertrags (das BGB.) oder der 
Ortsgebrauch. Der Tarifvertrag regelt aber oft Punkte, deren 
Regelung ſonſt vergeſſen worden iſt und die iufolgedeſſen beim Ab⸗ 
lauf des Tarifvertrags ohne Nachwirkung ungeklärt ſind und infolge⸗ 
deſſen leicht Schwierigkeiten verurſachen können. Dieſe Schwierig- 
keiten ſcheiden aus, wenn man den Tarifvertrag im Arbeitsvertrag 
nachwirken läßt. 

(EG. Darmſtadt, 3. ZR., Urt. v. 1. Okt. 1926, III S 56/26.) 
Mitgeteilt von Prof. Dr. Sinzheimer, Frankfurt a. M. 


* 
Dortmund. 
6. 8 2 Arbgeitè O. Der Begriff der Arbeitsbereit-⸗ 
ſchaft i. S. 8 2. 5) 
Die Kl. find als Maſchiniſten, Keſſel⸗ und Apparatewärter, in 
dem Nebenbetrieb beſchäftigt. Sie find ſeit dem 1. Juni 1924 in 


bedurfte, wie dies die Gegner der Nachwirkungslehre tun, ſo würde 
die Ausfüllung dieſer Lücke doch eben in der ſortgeſetzten Weiter⸗ 
zahlung des Lohnes liegen. Denn dadurch hat der Arbeitgeber 
mindeſtens durch konkludente Handlung den Willen der Aufrecht⸗ 
erhaltung des Arbeitsverhältniſſes unter den bisherigen Bedingungen 
zu dieſem Punkte zu erkennen gegeben, ſofern er wenigſtens nicht 
an dieſe Zahlung irgendeinen Vorbehalt knüpfte. Denn wollte man 
nicht einmal das annehmen, fo a für die Gegner der Nach⸗ 
wirkungslehre der dann beſtehende Schwebezuſtand, während deſſen 
niemand weiß, was eigentlich Inhalt des Arbeitsvertrags ſein ſoll, 
überhaupt nicht beendet werden Können. 


Prof. Dr. Kaskel, Berlin. 
Bu 6. Die Wee des Wortes Arbeitsbereitſchaft in 9 2 
Arbeitszeit O. hat Anlaß zur wiſſenſchaſtlichen Unterſuchung der Be⸗ 
deutung dieſes Ausdrucks gegeben (vgl. Clehmet, NABl. 1925, 
462 ff., Kas kel, Schlichtungsweſen 1926, 75 ff.; Mansfeld, 
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zwölfſtündiger Schicht ohne beſondere Pauſen tätig geweſen 
und haben mit der Behauptung, daß ſie nur die zehnſtündige Arbeits⸗ 
zeit hätten durchführen müſſen und ihnen daher die zwei Stunden 
mit dem Überſtundenzuſchlag beſonders zu vergüten ſeien, 
am 21. April 1925 Klage auf Auszahlung dieſer Beträge im Ge⸗ 
ſamtbetrage von 10016 46 erhoben. Durch das angef. Urt. ſind ſie 
mit ihrer Klage abgewieſen worden. Das Bergew®. ſteht nach ſeinen 
Gründen auf dem Standpunkt, daß für die Kl. die Beſtimmung 
des Mehrarbeitsabkommens über Arbeitsbereitſchaft in den Pauſen 
zur Anwendung zu kommen habe. Es hat auf Grund eingehender 
Beweisaufnahmen und eigener Ermittelung an Ort und Stelle feſt⸗ 
geſtellt, daß die Kl. in erheblichem Maße und regelmäßig. während 
ihrer Arbeitstätigkeit Arbeitsbereitſchaft haben. 

Die Parteien ſtreiten in dem Rechtsstreit hauptſächlich darum, 
ob die Vorausſetzungen des 8 2 Arbeitszeit O. gegeben ſeien, ins⸗ 
beſ. was unter dem Begriff der Arbeitsbereitſchaft zu verſtehen ſei. 

(Nach Ausführungen über die für die Eutſch. des Falles maß⸗ 
gebende Tarifſetzung.) 

Die Entſch. des. Rechtsſtreits hängt daher nach wie vor nur von 
der Frage ab, ob die Vorausſetzungen des § 2 Arbeitszeit BO. gegeben 
find, d. h. ob die Kl. regelmäßig und in erheblichem Umfange Arbeits⸗ 
bereitſchaft haben, fo daß durch den Schiedsſpruch v. 16./27. Mai für 
ſie eine Verlängerung der Arbeitszeit nicht bloß über acht Stunden, 
ſondern auch über die zehn Stunden hinaus begründet, ihnen auch 
in den in der zwölfſtündigen Schichtzeit ſonſt enthaltenen zwei Stun⸗ 
den Pauſe eine Arbeitsbereitſchaft auferlegt werden konnte. Darüber, 
was der 8 2 Arbeitszeit VO. unter Arbeitsbereitſchaft veriteht, herrſcht 
Streit. Es iſt den Kl. ohne weiteres zuzugeben, daß man unter Ar⸗ 
beitsbereitſchaft auch eine ſolche Bereitſchaft verſtehen kann, bei der 
der Arbeiter auf oder in unmittelbarer Nähe der Arbeitsſtelle an⸗ 
weſend ſein muß, um auf Erfordern ſofort tätig zu ſein, bei der ihm 
aber während dieſer Zeit weder eine Tätigkeit noch irgendeine Auf⸗ 
merkſamkeit und Verantwortung obliegt, wie es insbeſ. bei Feuer⸗ 
wehrleuten und dem Fahrperſonal der Eiſenbahn der Fall iſt. Dieſe 
Auslegung iſt jedoch nach Anſicht des BG. zu eng und wird dem mit 
dieſer Beſtimmung gewollten Zweck nicht gerecht. Denn da nach 813 
und nach Ziff. 3 der VO. v. 23. Nov. 1918 bei der Poſt und der 
Eiſenbahn eine beſondere Regelung zuläſſig iſt, ſo würde der 
8 2 Arbeitszeitd O. nur für die Betriebe von ganz untergeordneter 
Bedeutung Anwendung finden. Es iſt nicht anzunehmen, daß für 
derartig geringfügige Betriebe, wie es die Feuerwehr u. dgl. iſt, 
eine Ausnahmebeſtimmung getroffen worden iſt. Es muß vielmehr 
angenommen werden, daß durch dieſe Beſtimmung die Möglichkeit 
geſchaffen werden ſollte, den Verhältniſſen der für die Volkswirtſchaft 
beſonders wichtigen Betriebe Rechnung zu tragen. Soll aber die Be⸗ 
ſtimmung des 8 2 ArbeitszeitBO. überhaupt einen wirtſchaftlichen 
Zweck und eine wirtſchaftliche Bedeutung haben, jo muß der Begriff 


NAR. 1926, 603 ff.) und fo indirekt das im Sprachgebrauch des 
Lebens ziemlich farbloſe Kompoſitum zum Träger eines neuen juriſti⸗ 
ſchen Begriffs erhoben. Ohne den Vorteil der damit erreichten Klärung 
zu verkennen, wird man davor warnen müſſen, daß in dieſer Rich⸗ 
tung des Guten zu viel geſchieht. Der „Begriff der Arbeitsbereit⸗ 
ſchaft“, um deſſen Inhalt nach Ausſage des Urteilstatbeſtands die 
Parteien in dieſem Falle hauptſächlich geitritten haben, iſt als Rechts⸗ 
begriff nirgends allgemein anerkannt, er könnte alſo ſehr wohl 
in der Arbeitszeit O. einen anderen Sinn haben als etwa in Tarif 
ſatzungen, die ihn verwenden. Dagegen iſt die Tarifſatzung nicht, wie 
das LE. anzunehmen ſcheint, imſtande, durch Auslegung dem 
Worte Arbeitsbereitſchaft in 8 2 Arbeitszeit O. einen beſonderen, in 
ihrem Geltungsbereich allein zu beachtenden Sinn zu geben; denn ſie 
kann nur, falls Arbeitsbereitſchaft i. S. 8 2 vorliegt, eine von 81 
S. 2 u. 3 abweichende Regelung der Maximalarbeitszeit treffen, nie⸗ 
mals aber die geſetzlichen Vorausſetzungen, unter denen ihr dieſe 
Ermächtigung erteilt iſt, durch authentiſche Auslegung der vom Geſetz 
gebrauchten Ausdrücke ſelbſtändig verändern. 

8 2 Arbeitszeit O. enthält bekanntlich eine der dem heutigen 
Arbeitszeitrecht eigentümlichen Einſchränkungen des Grundſatzes der 
achtſtündigen Arbeitszeit, und zwar die nicht nur wirtſchaftlich, ſondern 
auch ſozial meiſtberechtigte, daß nämlich für gewiſſe, ihrer Natur nach 
lang andauernde aber wenig anſtrengende lertenſive) Tätigkeiten 
eine entſprechend höhere Anzahl täglicher Dienſtſtunden zugelaſſen wer⸗ 
den muß. Der franzöſiſche Text des von der 1. Internat. Arbeitskon⸗ 
ferenz in Washington angenommenen Vertragsentwurßs über den Acht⸗ 
ſtundentag geſtattet in Art. 6 unter a die Einführung dauernder Aus⸗ 
nahmen vom Achtſtundentagprinzip u. a. „pour certaines categories 
de personnes dont le travail est specialement intermittent“ 
(Sitzungsberichte der Conf. internat. du Tr. I, 1919, 266), bezeichnet 
alſo, übrigens im Einklang mit den bei Klehmet (a. a. O. 1463) gen. 
Geſetzen Belgiens und Frankreichs, die Arbeit dieſer Gruppen als 
„intermittierend“, d.h. durch arbeitsfreie Zeiträume in unregel⸗ 
mäßiger Weiſe unterbrochen. Wenn unſer deutſches Geſetz dieſe Zeit- 
räume als Arbeitsbereitſchaft bezeichnet, ſo ſetzt es offenbar eine 
Bedeutung des Wortes „Arbeit“ voraus, die für ein Arbeits ſchutz⸗ 
geſetz durchaus paſſend iſt, es verſteht nämlich unter Arbeit nur die 
den Arbeitnehmer geiſtig und körperlich anſtrengende Tätigkeit, deren 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


der Arbeitsbereitſchaft über die engſte Auslegung, wie ſie von den 
Arbeitern und den von ihr beigebrachten Gutachten von Rechts⸗ 
lehrern vertreten wird, hinausgehen. Denn Arbeitsbereitſchaft, die 
der von ihnen vertretenen Auslegung entſpricht, kommt in den 
Betrieben der wirtſchaftlichen Produktion überhaupt nicht, oder in 
ſo geringem Maße vor, daß für dieſe wenigen Leute eine Ausnahme 
aus wirtſchaftlichen Gründen nicht nötig iſt. Lehnt man nämlich jede 
Verantwortung und jede Aufmerkſamkeit für die Arbeitsbereitſchaft 
ab, ſo fällt darunter nicht einmal die Tätigkeit der Wächter und 
Pförtner. Schon aus dieſen Erwägungen heraus muß der Begriff der 
Arbeitsbereitſchaft des 8 2 Arbeitszeit O. weiter gefaßt werden, als 
nur die Anweſenheit auf der Arbeitsſtelle ohne jede Verantwortung 
und Aufmerkſamkeit. Unter Arbeitsbereitſchaft muß vielmehr mit dem 
Gutachten von Kas kel eine Tätigkeit verſtanden werden, die zwi⸗ 
ſchen der reinen Arbeitsruhe und der vollen Arbeitsleiſtung liegt, bet 
der alſo von dem Arbeiter etwas mehr als die Arbeitsruhe mit An⸗ 
weſenheit auf dem Werke verlangt wird. Dieſes Mehr, das er zu 
leiſten hat, iſt eben die allgemeine Aufmerkſamkeit, die Beobachtung 
der ihm unterſtellten Apparate oder Maſchinen, ohne daß er hierbei 
feine Geiſteskräfte beſonders anſpannt. Die Ausführungen der Kl. 
in ihrer Berufungsbegründung, die ſich im weſentlichen auf das Gut⸗ 
achten von Abel ſtützen, daß nämlich dieſe Auſmerkſamkeit ein Teil 
der Arbeitsleiſtung ſei, gehen über die tatſächlichen Verhältniſſe, 
wie ſie in derartigen Betrieben herrſchen und dem BG. aus den von 
ihm vorgenommenen Ortsbeſichtigungen bekannt ſind, hinaus und 
ſind rein theoretiſch. Denn die neuzeitlichen Maſchinen, wie ſie im 
Bergbau im allgemeinen üblich ſind, z. B. Turbogeneratoren und 
Kondenſationsmaſchinen find fo eingerichtet, daß ſie wochen⸗, monate⸗, 
vielleicht jahrelang laufen können, ohne daß ſie beſonderer Bedienung 
bedürfen und beſonders nachgeſehen und gereinigt werden können. 
Die Bedienung erfolgt vollkommen ſelbſttätig. Der Maſchiniſt hat im 
allgemeinen nur die Öler zu füllen und die äußeren Teile rein zu 
halten, im übrigen nur ab und zu nachzuſehen, daß bei der ſelbſt⸗ 
tätigen Bedienung keine Störungen eintreten, daß die Hler ſich nicht 
etwa verſtopft haben, und ob die Lager ſich nicht etwa heißgelaufen 
haben, was er bei den neueſten Maſchinen ſogar am Thermometer 
beobachten kann. Seine allgemeine Aufmerkfamkeit beſteht alſo im 
weſentlichen nur darin, daß er bei den erſten Anzeichen einer Un⸗ 
regelmäßigkeit eingreift. Infolge ſeiner langen Gewöhnung iſt er 
aber auf die von der Maſchine hervorgerufenen Geräuſche ſo eingeſtellt, 
daß er, wenn der Ton dieſes Geräuſches ſich ändert, ohne weiteres 
aufmerkſam wird. Ahnlich liegt es auch bei den Keſſelwärtern. Auch 
bei ihnen beſteht ein großer Teil ihrer Tätigkeit nur darin, daß ſie 
die ſelbſttätigen Bedienungsvorrichtungen beobachten, und wenn irgend⸗ 
welche von dem gewöhnlichen Vorgange abweichende Erſcheinungen 
auf ihre Seh⸗ oder Hörorgane einwirken, ſofort eingreifen. Dieſe all⸗ 
gemeine Beobachtung iſt alſo etwas weſentlich anderes, als wenn ein 


zeitliche Begrenzung den Hauptzweck des Arbeitszeitſchutzes bildet. 
Die Arbeitsbereitſchaft i. S. § 2 Arbeitszeit O, (AB) ſtellt alſo den 
Teil der vom Arbeitnehmer innerhalb ſeiner Dienſtſtunden entfalteten 
Tätigkeit dar, der nicht eigentliche, anſtrengende Arbeit (At) iſt. Er 
iſt von dieſer nicht ſcharf abgeſondert, namentlich nicht in dem 
Sinne. daß von vornherein beſtimmte Zeiträume für Al, andere 
für AB feſtgeſetzt wären, es muß vielmehr nur im allgemeinen „regel⸗ 
mäßig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitſchaft vorliegen”. 
Soweit daher die Zeit privatrechtlich zur Meſſung der Arbeit zwecks 
Ermittlung der dem Stundenlohnſatz als Aguivalent gegenübertreten⸗ 
den Arbeitseinheit verwendet wird, alſo beim normalen Zeitlohn⸗ 
arbeitsverhältnis des Induſtriearbeiters, bleibt praktiſch nichts an⸗ 
deres übrig, als A1 ＋ AB als einheitlich ablaufenden Vorgang auf⸗ 
zufaſſen, die lohnmeſſende Arbeitszeit alſo der Summe der ab⸗ 
ſolvierten Dienſtſtunden gleichzuſetzen, ſo daß zur Arbeit in dieſem 
Sinne (Ae) auch die Arbeitsbereitſchaft gehört (ebenſo Kas kel, 
Arbeitsrecht S. 77). Es gilt alſo die Gleichung A) AB = A2. Da 
es aber anderſeits ſprachlich durchaus möglich iſt, auch die Bereit⸗ 
ſchaft zur Arbeit i. S. der Aquivalentleiſtung (A:) wieder „Arbeits⸗ 
bereitſchaft“ zu nennen letwa bei dem am Bahnhof auf Aufträge 
wartenden Dienſtmann) und dieſe damit zu einer nicht zu entlohnen⸗ 
den Nebenleiſtung des Arbeitnehmers zu ſtempeln, ergibt ſich die hier 
praktiſch gewordene Möglichkeit, daß der Streit um die Höhe des 
für die Geſamttätigkeit des Arbeitnehmers geſchuldeten Lohnes in 
Form eines Streites um die Auslegung des mehrdeutigen Wortes 


Arbeitsbereitſchaft auftritt. 


Die Entſch. der Frage, ob bei der Arbeit der Maſchinen⸗, 
Keſſel⸗ und Apparatewärter modern eingerichteter Betriebe die Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 2 Arbeitszeit O. vorliegen, iſt, wie Kaskel 
(Schlichtungsweſen 1926, 75) ſagt, davon abhängig, ob ſich die Ner⸗ 
ven und Denkfunktionen der betr. Arbeitnehmer während der Zeit 
der Arbeitsbereitſchaft in einem Anſpannungs⸗ oder in einem Ent- 
ſpannungszuſtand befinden. Das iſt aber offenbar eine naturwiſſen⸗ 
ſchaftliche Frage, deren Beantwortung der Juriſt jedenfalls in ſchwie⸗ 
rigen Grenzfällen dem Sachverſtändigen, alſo vor allem dem Pſycho⸗ 
techniker (ogl. Poppelreuter, Arbeitgeber 1926, 377 ff.) über⸗ 
laſſen ſollte. Nimmt man mit dem LG. an, daß bei den Kl. tatſächlich 
regelmäßig und in erheblichem Umfange Arbeitsbereitſchaft i. S. g 
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Arbeiter bei Vornahme eines beſtimmten Arbeitsprozeſſes auf die 
genaue Durchführung achten muß, wie z. B. ein Bohrer oder Fräfer. 
Daß dieſe allgemeine Aufmerkſamkeit und Beobachtung im Zuſtaude 
der Entſpannung, um mit Kas kel zu reden, auch unter den Begriff 
der Arbeitsbereitſchaft fallen kann, zeigen die Londoner Verhand⸗ 
lungen über die Auslegung des Washingtoner Abkommens, bei denen 
ausdrücklich feſtgelegt worden iſt, daß während der Arbeitsbereit⸗ 
ſchaft keine ſtarke Aufmerkſamkeit verlangt werden darf. Man iſt 
alſo offenbar davon ausgegangen, daß eine geringe, allgemeine Auf⸗ 
merkſamkeit zu dem Begriffe der Arbeitsbereitſchaft gehört. 

Dieſer fo aus allgemeinen Erwägungen herausgefundene Begriff 
der Arbeitsbereitſchaft deckt ſich nun völlig mit der in dem Schieds⸗ 
ſpruch des Tarifausſchuſſes v. 17. Juli 1925 getroffenen Umſchreibung, 
mit der übrigens auch eine Entſch. des Tarifausſchuſſes für die Me⸗ 
tallinduſtrie im weſentlichen übereinſtimmt. Wenn in dieſem Schieds⸗ 
ſpruch bekannt wird, daß unter Arbeitsbereitſchaft nicht die beſondere 
Kontrolltätigkeit, wohl aber die allgemeine Beobachtung und Auf⸗ 
merkſamkeit fällt, ſo iſt damit auch nichts anderes geſagt, als daß der 
Arbeiter in den Zeiten der Arbeitsbereitſchaft zwar keine beſonderen 
Kontrollen wie Ableſen und Aufſchreiben der Uhrenſtände oder auch nur 
das Nachſehen von Kontrollvorrichtungen vornehmen ſoll, daß er aber 
aufpaſſen ſoll, ob nicht beſondere Erſcheinungen, die auf eine Störung 
oder einen unregelmäßigen Gang hindeuten, auftreten. Übrigens legt 
nach Anſicht des BG. der Schiedsſpruch des Tarifausſchuſſes den Be⸗ 
griff der Arbeitsbereitſchaft nicht nur für die Pauſen, ſondern über⸗ 
haupt für den ganzen Geltungsbereich des Tarifvertrages feſt. Denn 
Vorausſetzung für die Einführung der Arbeitsbereitſchaft in den 
Pauſen iſt zwar nach 8 2 ArbeitszeitV O. gerade, daß auch in der 
übrigen Arbeitszeit Arbeitsbereitſchaft in erheblichem Umfange be⸗ 
ſteht. Wenn nun aber der Schiedsſpruch die Streitigkeiten zwiſchen 
den Tarifparteien über den Begriff der Arbeitsbereitſchaft erledigen 
ſollte, ſo war dies nur möglich, indem auch der Begriff der 
Arbeitsbereitſchaft in der eigentlichen Arbeitszeit Klargeſtellt wurde. 

enn die Tätigkeit der betreffenden Arbeiter kann auch in den 
Paufen während der Arbeitsbereitſchaft keine andere fein als 
vorher. Die Auslegung muß für beide dieſelbe ſein. Tatſächlich 
hat der Schiedsſpruch ja auch dadurch, daß er bei durchgehenden 
Betrieben dem Arbeiter, für den eine Auswechſelung nicht möglich 
war, den Anſpruch auf feſte Pauſen verſagte, nicht nur eine Aus⸗ 
legung des Begriffs der Arbeitsbereitſchaft in den Pauſen gegeben, 
ſondern für dieſe Arbeiter mit Arbeitsbereitſchaft die Arbeitszeit 
anderweit geregelt. Dieſe Beſtimmung des Schiedsſpruchs, die übri⸗ 
gens in dem Vorſchlag der Gewerkſchaften ſelbſt enthalten war, bildet 
alſo eine Ergänzung des Schiedsſpruchs v. 16./27. Mai oder der an 
deren Stelle Getretenen. Der Schlichtungsausſchuß war auch hierzu 
befugt, da dies eine Folge der Zulaſſung der Arbeitsbereitſchaft in 
den Pauſen überhaupt war und mit der Begriffsbeſtimmung der Ar⸗ 
beitsbereitſchaft, wie ſie getroffen iſt, untrennbar zuſammenhing. 
ArbeitszeitV O. vorliegt, jo wäre die tarifliche Zulaſſung von zwölf 
Dienſtſtunden täglich zuläſſig, da die in 8 9 Arbeitszeit VO. vorge⸗ 
ſehene Zehnſtundengrenze in dieſem Falle bekanntlich nicht gilt. Tat⸗ 
fachlich beſtimmt aber die vom LG. für maßgebend erachtete Tarif⸗ 
ſatzung (Schiedsſpruch v. 16./27. Mai 1924, zit. nach dem mir yon 
RA. Abel⸗Eſſen freundlichſt zur Verfügung geſtellten Text, Anl. II 
Ziff. 2 d): „Die Arbeitszeit in den übrigen durchgehenden Tages⸗ 
betrieben beträgt im Wochendurchſchnitt 65 Stunden bei einer Höchſt⸗ 
ſchichtdauer von 78 Stunden pro Woche einſchl. Sonntags. Arbeits⸗ 
bereitſchaft in den Pauſen iſt zugelaſſen.“ Demnach wäre eine Wochen⸗ 
Arbeitszeit von 72 bzw. 78 Stunden nach der Tarifſatzung unzu⸗ 
läſſig, die tatſächliche Form der Beſchäftigung der Kl. iſt alſo nur 
zu rechtfertigen, wenn man zwei der Schicht ſtunden als Pauſen an⸗ 
ſehen kann, die nach Satz 2 der angezogenen Tarifbeſtimmung eben⸗ 
falls mit Arbeitsbereitſchaft ausgefüllt ſein dürfen. Daß eine ſolche 
tarifliche Regelung gemäß 8 2 Arbeitszeit VO. ebenſo zuläſſig iſt, wie 
die Feſtſetzung einer zwölfſtündigen „intermittierenden“ Arbeit ohne 
egrenzte Pauſen, unterliegt keinem Bedenken (vgl. Kas kel, 
a. a. O. unter II; Mansfeld, a. a. O. Sp. 610). Die Anwendung 
dieſer Tariffagung müßte aber in der Weiſe geſchehen, daß den be⸗ 
treffenden Arbeitnehmern wirklich beſtimmte, gegebenenfalls nach 
88184 a I, 134bI Nr. 1D. i. V. m. 8 104 Nr. 1 BRch. durch Be⸗ 
triebsvereinbarung feſtzuſetzende Stunden als von (anſtrengender) 
Arbeit freie Zeiträume (Pauſen in Arbeitsbereitſchaft) gewährt wür⸗ 
den; denn nur ſolche kann man ohne Vergewaltigung des Sprach⸗ 
gebrauchs und ohne Verſtoß gegen die zitierten Normen des Betriebs⸗ 
verfaſſungsrechts als „Pauſen“ anſehen. Eine ſolche Fixierung der 
auſen in Arbeitsbereitſchaft ſtößt aber bei der Art der in Frage 
kommenden Tätigkeiten offenbar auf erhebliche techniſche Schwierig⸗ 
Reiten, und darum iſt für die hier fraglichen Arbeitsverhältniſſe durch 
den vom LG. angezogenen Schiedsspruch v. 17. Juli 1925, wie dieſes 
m. R. ſagt, in der (nicht ſehr glücklich gewählten) Form einer Er⸗ 
läuterung des Begriffs „Arbeitsbereitſchaft in den Pauſen“ eine ander⸗ 
weite Regelung der Arbeitszeit dahin getroffen worden, daß beſtimm⸗ 
ten Kategorien von Arbeitnehmern „ein Anſpruch auf feſte Pauſen 
nicht zuſteht“, m. a. W. von dieſen zwölf Dienſtſtunden lang „inter⸗ 
mittierende Arbeit“ zu leiſten iſt. Eine ſolche Beſtimmung führt aber 
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Selbſt wenn man alſo nicht ſchon aus allgemeinen Erwägungen 
heraus zu der Begriffsbeſtimmung der Arbeitsbereitſchaft in dem 
oben dargelegten Sinne käme, ſo müßte man den Begriff der 
Arbeitsbereitſchaft für den Geltungsbereich des Zechentarifvertrages 
auf Grund dieſer Auslegung des Tarifausſchuſſes in dieſem Sinne 
auffaſſen. Der Begriff der Arbeitsbereitſchaft wäre dann eben für den 
Geltungsbereich des Tarifvertrages ein beſonderer. § 2 Arbeitszeit⸗ 
VO. würde dem nicht entgegenſtehen. Denn da er eine Begriffs⸗ 
beſtimmung der Arbeitsbereitſchaft ſelbſt nicht gibt, vielmehr nur den 
allgemeinen Begriff als Vorausſetzung für eine Verlängerung der 
Arbeitszeit durch Tarifvertrag oder VO. des RArbM. anführt, die 
ganze VO. an Stelle einer ſtarren Regelung einer Anpaſſung an die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe ermöglichen ſoll, ſo muß auch angenommen 
werden, daß der Umfang der Arbeitsbereitſchaft ſelbſt in der ab⸗ 
weichenden Regelung, d. h. in dem Tarifvertrag oder der BD. feſt⸗ 
gelegt werden kann. Iſt dies aber der Fall und iſt durch den Tarif⸗ 
vertrag der Umfang der Arbeitsbereitſchaft beſonders geregelt, ſo 
kann es auf die ſonſtigen Auslegungsmöglichkeiten, wie ſie in den 
Gutachten von Oertmann, Kaskel und Abel angeführt find, 
nicht ankommen. Maßgebend iſt und bleibt allein dann die in den 
Tarifbeſtimmungen ſelbſt gegebene Umgrenzung; ſie kann nicht wie⸗ 
der durch theoretiſche Erwägungen beſeitigt und dadurch der Zweck, 
der mit dieſen Tarifbeſtimmungen gewollt war, hintertrieben wer⸗ 
den. Denn wie bereits ausgeführt, ſpielt eine Arbeitsbereitſchaft in 
dem engen von dem Kl. gewollten Sinne für die Zechen überhaupt 
keine erhebliche Rolle. Die Zulaſſung der Arbeitsbereitſchaft in den 
Pauſen in dem Schiedsſpruch des Schlichters v. 16. Mai 1925 ſollte 
aber einen praktiſchen Zweck verfolgen. Sie ſollten den Zwang für 
die Zechen bei Maſchiniſten, Apparatewärtern, Wächtern und ähnlichen 
Perſonen, deren Arbeitsleiſtung gegenüber dem Bergarbeiter und den 
übrigen Tagesarbeitern erheblich bequemer iſt, Erſatzleute nur zu dem 
Zwecke einzuſtellen, um dieſen Arbeitern eine Pauſe zu ermöglichen, 
beſeitigen. Der Sinn dieſes Schiedsſpruchs, daß Arbeitsbereitſchaft in 
den Pauſen neben der zehnſtündigen Arbeitszeit zuläſſig ſei, ging 
tatſächlich darauf hinaus, daß für die in Frage kommenden Leute 
ein Unterſchied zwiſchen Arbeitszeit und Schichtzeit nicht beſtehen 
ſollte, für die mit Nückficht auf ihre weniger anſtrengende Arbeit, 
d. h. ihre Arbeitsbereitſchaft, in der übrigen Zeit die Arbeitszeit 
zwölf Stunden betragen ſollte. Dieſer aus wirtſchaftlichen Gründen 
gewollte Sinn und Zweck der Beſtimmung des Schiedsſpruchs v. 
16. Mai würde aber beſeitigt werden, wenn man aus den von den 
Kl. angeführten rein theoretiſchen Erwägungen heraus nun zwar den 
Begriff der Arbeitsbereitſchaft in Pauſen in der durch den Schieds⸗ 
ſpruch des Tarifausſchuſſes getroffenen Auslegung für die übrige 
Zeit aber in der engen Auslegung „reine Anweſenheit ohne Auf⸗ 
merkſamkeit und Verantwortung“ anwenden wollte. Da die Arbeits⸗ 
bereitſchaft außerhalb der Pauſen die Vorausſetzung für die Arbeits⸗ 
bereitſchaft in den Pauſen iſt, ſo würde dadurch die Beſtimmung des 


nach der hier doch wohl gebotenen objektiven Auslegung des Geſamt⸗ 
inhalts der Tarifſatzung für die Lohnbemeſſung zu der unabweisbaren 
Folgerung, daß nunmehr dieſe von Arbeitszeit formell ganz aus⸗ 
gefüllte Schichtzeit zum lohnmeſſenden Zeitraum wird, den betr. 
Arbeitnehmern alſo zwölf Tarifſtundenlöhne täglich zuſtehen; denn 
eine „Pauſe“, die keinen Anfang und kein Ende hat, ſondern aus 
zahlreichen kürzeren und längeren ſelbſt in ihrer Tagesſumme nicht 
einheitlich feſtſtehenden Zeiträumen bloßer Arbeitsbereitſchaft beſteht, 
iſt jedenfalls keine Zeitſpanne, die bei der Bemeſſung des Zeit⸗ 
lohnes berückſichtigt werden könnte. Ihre Anrechnung gerade mit 
zwei Stunden wäre ja — ſofern fie nicht direkt durch die Tariſſatzung 
porgeſchrieben wäre — ohne jede Grundlage in den für das Ar⸗ 
beits verhältnis geltenden Rechtsnormen. Sofern durch dieſe Art der 
Lohnberechnung die in Frage ſtehenden Arbeiterkategorſen vor an⸗ 
deren, die in zehnſtündiger nicht intermittierender sont nur zehn 
gleich hohe Tarifſtundenlöhne verdienen, in unbilliger Weiſe bevor⸗ 
zugt werden, iſt allerdings eine anderweite Jeſtſetzung des Tarife 
lohnſatzes, alſo eine Normänderung am Platze. Diele obliegt aber nicht 
den grundſätzlich nur zur Normanwendung berufenen Gerichten, ſon⸗ 
50 Nee Parteien des Tarifvertrags, eventl. den Schlichtungs⸗ 
ehörden. 

Die Bezahlung eines aberſtundenlehnes für die beiden 
den zehnſtündigen Normalarbeitstag wbb überſchreitenden 
Dienſtſtunden der Kl. wird nicht verlangt werden können. Denn die 
Uberſtunde als außerordentliche Mehrleiſtung iſt durchaus ver⸗ 
ſchieden von der „Zuſatzſtunde“, die ein mit intermittierender Arbeit 
oder ſonſt in beſonders wenig anſtrengender Weiſe Beſchäftigter auf 
Grund ſpezieller Rechtsnormen regelmäßig leiſten muß, ein 
Gegenſatz, den der Bericht der Arbeitszeitkommiſſion der Wa⸗ 
ſhingtoner Arbeits konferenz (Sitzungsberichte a. a. O. S. 221) ſehr 
ſcharf und treffend mit den Worten „heures complémentaires“ 
Art. 6 unter a) und ee supplémentaires“ ( Art. 6 unter b 
und Abſ. 2 Satz 3) zum Ausoruck bringt (vgl. auch die Ausführungen 
Fontaines vor dem Plenum der Konferenz a. a. O. S. 125 
links oben). Vgl. jetzt 86 1, 2; III 2 Arbeitszeit O. i. F. d. Bek. 
14. April 1927 (RGBl. I, 119 ff). N 
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Schiedsſpruchs v. 16. Mai und der an feine Stelle getretenen Schieds⸗ 
ſprüche für die praktiſche Anwendung vollkommen beſeitigt. Es müßte 
dann gerade das erfolgen, was der Schiedsſpruch durch Einführung 
der Arbeitsbereitſchaft in den Pauſen vermeiden wollte, nämlich daß 
nur zur Ablöſung für die zwei Stunden am Tage noch beſondere 
Maſchiniſten uſw. eingeſtellt werden müßten. Gerade die letzteren Er⸗ 
wägungen find nach Anſicht des BG. jo durchſchlagend, daß nur die 
von dem Tarifausſchuß gegebene Auslegung der Arbeitsbereitſchaft als 
die allein zutreffende anerkannt werden kann. 

Daß nun aber die Kl. regelmäßig und in erheblichem Umfange 
Arbeitsbereitſchaft bei ihrer Tätigkeit haben, hat der Vorderrichter 
auf Grund eingehender Beweisaufnahme feſtgeſtellt. Bedenken gegen 
dieſe Feſtſtellungen ſind von den Kl. mit ihrer Berufung nicht vor⸗ 
gebracht und beſtehen auch bei Überprüfung dieſer Beweiſe nicht. 

Die Kl. haben demnach nicht mehr geleiſtet, als ſie nach ihrem 
Arbeitsvertrage und den tariflichen Beſtimmungen mußten. Ihre An⸗ 
ſprüche find alſo unbegründet. 

LG. Dortmund, Urt. v. 25. März 1926, 18 398/25.) 


Mitgeteilt von RA. Abel, Eſſen. 
Duisburg. * 


7. 88 3, 4, 5 AusfVoO. zur BD. über Schlichtungs⸗ 
weſen v. 10. Dez. 1923; 88 26, 55 GGG. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidungen der Gewerbegerichte gibt es keine Rechtsmittel 
an das ordentliche Gericht.“) 

Für den zwiſchen den Parteien geführten Rechtsſtreit ſind ge⸗ 
mäß Art. II 8 1 Ziff. 5 der VO. über das Schlichtungsweſen v. 
30. Okt. 1923 die Arbeitsgerichte ausſchließlich zuſtändig, und zwar 
im vorliegenden Falle das Kaufmannsgericht als Arbeitsgericht. 
Eine Berufung gegen dieſe Entſcheidung findet nach Art. II 82 
a. a. O. nicht ftatt. Die gleiche Beſtimmung iſt in dem 83 der I. BO. 
des RUMin. zur Ausführung der Vd. über das Schlichtungsweſen v. 
10. Dez. 1923 enthalten. Zu 88 4, 5 der gleichen VO. iſt bei der 
Aufzählung derjenigen Beſtimmungen des GGG., welche für das 
Verfahren vor dem Arbeitsgericht für anwendbar erklärt worden 
find, der 8 55 GGG. weggelaſſen. In dieſem iſt u. a. beſtimmt, 
daß gegen die Beſchlüſſe des Gewerbegerichts das Rechtsmittel der 
Beſchwerde gegeben iſt. Aus dieſer Nichterwähnung geht hervor, 
daß die Arbeitsgerichte entſprechend ihrer Sonderſtellung nicht in 
den Inſtanzenzug der ordentlichen Gerichte eingegliedert ſind. 

Dieſer Auffaſſung ſteht nicht, wie OLG. Düſſeldorf (Beſchl. 
v. 4. Sept. 1925, 10 W 66/25) hinſichtlich der den Fortgang des Ver⸗ 
fahrens betreffenden Beſchl. ausgeführt hat, entgegen, daß im 84 
der genannten AusfVO. des 8 26 GGG. für anwendbar erklärt 
wird, der hinſichtlich des Verfahrens vor dem Gewerbegericht auf 
die für das amtsgerichtliche Verfahren geltenden Vorſchriften der 
ZPO. verweiſt. Denn auch für das Gewerbegericht ſollen durch die 
Verweiſung auf die amtsgerichtlichen Verfahrensvorſchriften der 
SPD. dieſe nur inſoweit Anwendung finden, als nicht durch die dem 
826 folgenden Beſtimmungen Sonderregelungen getroffen werden. 
In dem 8 55 GGG. iſt für bas gewerbegerichtliche Verfahren bezüglich 
des Rechtsmittels eine Sonderregelung getroffen und dadurch die dies⸗ 
bezügliche Zivilprozeßbeſtimmung für unanwendbar erklärt. Durch 
die im § 4 a. a. O. erfolgte Bezugnahme auf den 8 26 GGG. kann 
aber dieſer Beſtimmung für das gewerbegerichtliche Verfahren keine 
weitere rechtliche Wirkſamkeit zugemeſſen worden ſein, als ſie bereits 
für das gewerbegerichtliche Verfahren hat. Daraus ergibt ſich, daß 
die amtsgerichtlichen Beſtimmungen der ZPO., die die Rechtsmittel 
treffen, auch im arbeitsgerichtlichen Verfahren nicht zur Auwen⸗ 
dung kommen und daß der entſprechende 5 55 a. a. O. nicht für 
anwendbar erklärt worden iſt. Es folgt daraus im Einklang mit 
dem 8 3 der angeführten I. Ausf., daß das Arbeitsgericht end⸗ 
gültig entſcheidet, und zwar bezüglich aller Beſchlüſſe, alſo auch hin⸗ 
ſichtlich der Veſchwerde des 546 ZPD. Dieſes iſt auch die herr⸗ 
ſchende Anſicht (. Derſch, Anm. 4 zu 9 3 der I. Ausf DO. v. 
10. Dez. 1923). 

(LG. Duisburg, 4. K., Beſchl. v. 18. Dez. 1925, 4 7 537/25.) 


Mitgeteilt von GR. Dr. Kramer, Duisburg. 


Düffeldory. 5 
S. 35 7, 13 Schwerbeih®. v. 12. März 1923. Die Zu⸗ 
ſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle iſt nicht nötig, wenn der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmer in einer geringeren Tarif 
gruppe weiterbeſchäftigt, obwohl in der entſprechenden 
1b. des Arbeitgebers eine Kündigung zu erblicken 
Nach dem Wortlaut des 8 13 kann allerdings einem Schwer⸗ 
beſchädigten nur mit Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle gekündigt 


— 


Zu 8. Die Urteilsgründe erſcheinen mir nicht unbedenklich. 

1. Grundſätzlich iſt, und das erkennt auch das Urteil an, eine 
Herabſetzung des Lohnes nur zuläſſig, wenn der Arbeitnehmer ein⸗ 
willigt. nach dem Inhalt des zwiſchen den Parteten abge⸗ 


Y) Vgl. a. A. OLG. Düſſeldorf v. 4. Sept. 1925. 
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werden. Weiter iſt dort beſtimmt, daß die Hauptfürſorgeſtelle ihre 
Zustimmung zu erteilen hat, wenn dem Schwerbeſchädigten ein anderer 
angemeſſener Arbeitsplatz geſichert iſt. Es fragt ſich nun, ob dieſe 
Zuſtimmung nur erforderlich iſt bei Kündigungen zum Zwecke von 
Arbeitsentlaſſungen (ſo LG. Stendal v. 1. Mai 1925, 28 234/24) 
oder auch bei Kündigungen zum Zwecke der Herbeiführung von ande; 
ren Arbeitsbedingungen (jo LG. Berlin in „Arbeitsrechtliche Ent⸗ 
ſcheidungen“ des Gewerbe⸗ und Kaufsmannsgerichts Berlin S. 297 
Nr. 1530 und Entſch. des LG. Köln v. 12. Nov. 1925 in Sachen 
Jacobs und Gramm w. Odenthal). Wie ſich auch aus den Beſtim⸗ 
mungen des Schwerbeih®., insbeſondere dem 8 7, ergibt, wird die 
Hauptfürſorgeſtelle nur dann mit dem Inhalt, den Bedingungen dos 
Einzelarbeitsvertrages befaßt, wenn der Arbeitgeber nicht innerhalb 
der ihm geſetzten Friſt die vorgeſchriebene Anzahl von Schwerkriegs⸗ 
beſchädigten freiwillig eingeſtellt hat. In dieſem Fall beſtimmt die 
Hauptfürſorgeſtelle mit verbindlicher Kraft den Inhalt des Arbeits⸗ 
vertrages. Im übrigen iſt aber bei freiwilliger Einſtellung von 
Schwerkriegsbeſchädigten durch die Arbeitgeber die Regelung der Ar⸗ 
beitsbedingungen nicht unter die Aufſicht der Hauptfürſorge geſtellt. 
Die Regelung unterliegt dann der Vereinbarung zwiſchen dem Arbeit⸗ 
geber und dem Schwerkriegsbeſchädigten. Im Falle der freiwilligen 
Einſtellung beſchränkt ſich die Tätigkeit der Hauptfürſorgeſtelle ledig⸗ 
lich darauf, dem Schwerbeſchädigten eine angemeſſene Arbeitsſtätte zu 
erhalten. Wenn man nun dieſe Erwägung bei der Auslegung des 
813 a. a. O. zugrunde legt, fo ergibt ſich, daß dieſe Beſtimmung nur 
den Fall im Auge haben kann, daß die Kündigung zum Zwecke der 
Entlaſſung erfolgt, daß der Schwerbeſchädigte feine Stelle ganz ver⸗ 
lieren ſoll. In dieſem Falle muß es allerdings Aufgabe der Haupt⸗ 
fürſorgeſtelle jein, zur Sicherung der Exiſtenz des Schwerbeſchädigten 
einzutreten. Steht aber angemeſſener Arbeitsplatz des Schwerbeſchä⸗ 
digten gar nicht in Gefahr, ſo muß eine Anderung der Arbeits⸗ 
bedingungen im Wege der Kündigung ohne Zustimmung der Haupt⸗ 
fürſorgeſtelle zugelaſſen werden. Denn es iſt nicht einzuſehen, daß die 
Hauptfürſorgeſtelle, wenn ſie bei freiwilliger Einſtellung wegen der 
Feſtſetzung der Lohnbedingungen nicht zuzuziehen ift, bei laufender 
Beſchäftigung des Schwerbeſchädigten zu einer Anderung der Lohn⸗ 
bedingungen, die mangels Einverſtändnis des Schwerbeſchädigten nur 
im Wege der Kündigung des alten Arbeitsvertrages erfolgen kann, 
gehört werden mußte. Stellt ſich aber die Anderung der Arbeits⸗ 
bedingungen als eine fo wejentliche Anderung dar, daß ſie dem Schwer⸗ 
beſchädigten nicht zuzumuten iſt, erfolgt ift ſie letzten Endes nur aus 
Schikane, oder kommt fie wirtſchaftlich einer Entlaſſung nahe, fo 
wird allerdings die Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle nach der 
Zweckbeſtimmung des Geſetzes, dem Schwerbeſchädigten einen angemeſ⸗ 
ſenen Arbeitsplatz zu ſichern, erfordert werden müſſen. Im vor⸗ 
liegenden Falle ſind aber dieſe beſonderen, die Zuſtimmung der Haupt⸗ 
fürſorgeſtelle erheiſchenden Vorausſetzungen nicht anzunehmen. Dies 
ergibt ſich aus folgender Betrachtung. 

Nachdem der Kl. i. J. 1921 von der Bekl. freiwillig und ohne 
Zutun der Hauptfürſorgeſtelle in ihrem Betrieb eingeſtellt und aufäng⸗ 
lich als Kalkulator, dann als Konſtrukteur nach Gruppe II des An⸗ 
geſtelltentarifs beſoldet worden war, hat ſie ihn i. J. 1923, alſo während 
der Zeit der ſchlimmſten Inflation, ebenfalls wieder ohne Mitwirkung 
der Hauptfürſorgeſtelle, in Gruppe III des Angeſtelltentarifs aufrücken 
laſſen. Ab 1. Nov. 1925 hat ſie ihn dann in die Stelle eines Pauſers 
verſetzt, die nach Gruppe II des Angeſtelltentarifs entlohnt wird. Er 
wird nunmehr alſo nach den gleichen Beſoldungsſätzen weiterbeſchäf⸗ 


ſchloſſenen Vertrages Leiſtung und Gegenleiſtung innerhalb des Dienſt⸗ 
verhältniſſes wechſelnd der Henne des en, unterliegen 
ſollten, iſt Auslegungsfrage. Bejaht man die Zuläſſigkeit, jo würde 
fi) daraus die Anwendbarkeit des 8315 BGB. ergeben. Judeſſen 
geht dieſe Entſch. wohl zutreffend davon aus, daß jedenfalls der 
Arbeitgeber nicht auch nach ſubjektivem Ermeſſen darüber ſolle be⸗ 
finden dürfen, ob die Übertragung einer anderen Tätigkeit „er⸗ 
forderlich“ war. 

2. Die Entf. erblickt in der Erklärung des Arbeitgebers, 
daß er den Kl. in einem anderen Betriebszweige und in einer anderen 
Tätigkeit mit vermindertem Gehalt weiterbeſchäftigen werde, eine 
Kündigung mit gleichzeitigem Angebot eines neuen Arbeitsver⸗ 
trages. Wiederum Auslegungsfrage. Mag man nun in dieſer Er⸗ 
klärung eine unbedingte Kündigung verbunden mit dem Antrage 
auf Abſchluß eines neuen Vertrages erblicken, oder eine unbedingte 
Offerte zur Abänderung eines beſtimmten Vertragspunktes, ver⸗ 
bunden mit einer durch die Nichtannahme der Offerte bedingten 
Kündigung (vgl. hierzu Titze, Das Recht des kaufm. Perſonals 
S. 677); immerhin bleibt die Frage zu entſcheiden, ob die Kündigung 
gegenüber dem Kl. als einem Schwerbeſchädigten auch ohne Zuſtim⸗ 
mung der Hauptfürſorgeſtelle wirkſam werden konnte. Denn der Kl. 
hat den Abänderungsantrag nicht angenommen. Die Entſch. ver⸗ 
neint die Notwendigkeit der Zuſtimmung mit m. E. unzutreffender 
Begründung. Es kann nicht anerkannt werden, daß 8 13 Schwer⸗ 
Beſchch. nur Anwendung finde, wenn zum Zwecke der Ent 
laſſung gekündigt werde; wenn der Schwerbeſchädigte feine Stelle 
ganz verlieren ſolle, nicht jedoch, wenn der Schwerbeſchädigte war 
unter verſchlechterten, aber zumutbaren Arbeitsbedingungen beim 
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tigt, die für ihn vor ſeinem, ohne Zutun der Fürſorgeſtelle erfolgten 
Aufrücken in Gruppe III gelten. Daß die Rückverſetzung dem Kl. 
nicht zugemutet werden könne, kann unter dieſen Umſtanden nicht 
angenommen werden. Die Auffaſſung iſt um ſo mehr zu billigen, 
als in einer großen Anzahl von Wirtſchaftszweigen mit Rückſicht auf 
die Verſchlechterung der Wirtſchaftsverhältniſſe Gehaltskürzungen er⸗ 
folgt find. Aber auch inſoweit, als der Kl., der die Maſchinenbau⸗ 
ſchule beſucht hat, nunmehr nicht mehr als Konſtrukteur, ſondern als 
Pauſer weiterbeſchäftigt wird, erſcheint nicht die Annahme gerecht⸗ 
ertigt, es handele ſich bei der jetzigen Tätigkeit um eine ſo unter⸗ 
geordnete Beſchäftigung, die man billigerweiſe von dem Kl. nicht ver⸗ 
angen könne, wenn auch die Tätigkeit als Pauſer der Arbeit als 
Konſtrukteur nicht unbedingt gleichzuachten iſt, ſo bleibt doch etwa 
das bisherige Angeſtelltenverhältnis gewahrt, ſo daß der Kl. nicht 
hieraus zur berechtigten Beſchwerdeführung Anlaß hat. Seine neue 
Tätigkeit fällt ihrer Art nach nicht in den Rahmen einer Beſchäfti⸗ 
gung, die man bei den gegenwärtigen Wirtſchaftsverhältniſſen einem 
ehemaligen Beſucher der Maſchinenbauſchule, der feine Prüfung ge⸗ 
macht hat, nicht zumuten kann. Schließlich iſt auch für die An⸗ 
nahme, daß die Bekl. nur aus Schikane die Rückverſetzung vor⸗ 
genommen habe, kein Anlaß gegeben. Hiernach war nach den obigen 
Ausführungen eine Zuſtimmung der Hauptfürforgeftelle zu der Kün⸗ 
igung, die nur zum Zwecke der Herbeiführung anderer Lohn⸗ und 
Arbeitsbedingungen erfolgt iſt, nicht notwendig. 
(LG. Düſſeldorf, Ta ZR., Urt. v. 29. April 1926, 7a 8 84/25.) 


Mitgeteilt von RA. Fritz Vormann, Düſſeldorf. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


1. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 


[x Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs- 
finanzhofs abgedruckt.] 


Entſcheidungen. 
1. 5 1 Nr. 1 UmjSt®. 1922. Die im Münchener 
Schlacht- und Viehhof behördlich zugelaſſenen ſog. Vieh⸗ 
tommiſſionäre find keine Kommiſſionäre im Rechtsſinn 
(8 383 HGB.), ſondern üben nach den örtlichen Gepflogen⸗ 
eiten nur eine vermittelnde Tätigkeit aus. 7) 
Die einſchlägigen ortspolizeilichen Vorſchriften behandeln die 
m Münchener Schlacht⸗ und Viehhof tätigen „Kommiſſionäre“ als 
Vermittler. Nach den Feſtſtellungen des FinGer. iſt der Steuer⸗ 
bflichtige auch tatjächli nur als Vermittler aufgetreten. In 40 
bis 50% der Verkaufsabſchlüſſe iſt der Verkäufer auf dem Vieh⸗ 
Markt zugegen und greift neben dem Steuerpflichtigen in die Ver⸗ 


Arbeitgeber verbleiben könne. Nun würde aber doch die Kündigung 
mmer zur Entlaſſung führen, wenn der Schwerbeſchädigte den an⸗ 
gebotenen neuen Vertrag nicht annimmt; es ſei denn, daß ſchlechthin 
jede Kündigung der Zuſtimmung bedarf, eine Kündigung ohne Zu⸗ 
lunmung alſo unwirkſam iſt. Das aber iſt aus dem SchwerBeſchch. 
M Gegenſatz zur Meinung des Urteils zu entnehmen. Gewiß, „die 
Sauptfürſorgeſtelle hat ihre Zuſtimmung zu erteilen, wenn dem 
Abewerbeſchädigten ein anderer angemeſſener Arbeitsplatz geſichert iſt“. 
di er darüber, ob dieſe Vorausſetzung gegeben iſt, unter denen ſie 
0 Zuſtimmung zu erteilen hat, ſoll allein die Hauptfürſorge⸗ 
Ar le beſtimmen. Die Entſch. über die Angemeſſenheit des anderen 
rbeitsplatzes iſt nicht Sache des Gerichts (vgl. Proebſting, 
8. f. Arb. 1925, 700 ff). 
x Die gleiche Frage kehrt auch im BRG. wieder. Würde gegen 
ſpri ſo geartete Kündigung, wie ſie das LG. annimmt, ein Ein⸗ 
lauch nach 8 82 Hetrdich zuläffig fein? Konnte bei ihrem Vor⸗ 
benen einem Betriebsratsmitgliede ohne Zuſtimmung der Betriebs⸗ 
erftrelung gekündigt werden? Die Zuſtimmung wird m. E. mit Recht 
erfordert vom Schl.⸗A. Schleswig v. 29. Mai 1923 (Hoeniger, 
bb. d. ArbR. 4, 152) und vom Kauf. Berlin v. 8. Aug. 1922 
benda 3, 75); Flatow, Betrgch. Anm. 3 Abſ. 4 zu 8 84; 
Bel rn cke, Kart Ausk. d. ArbR. Heft 123/126, Entlaſſung von 
etriebsratsmitgliedern)) Derſch, Schlichts O. Anm. 13 a 66, 376. 
10 ie Entſch. ſtellt für die Verneinung der Zuſtimmungsnot⸗ 


Fondigkeit folgende Erwägung an: Es ſet nicht einzuſehen, daß die 
Fandtfürſorgeſtelle die bei freiwilliger Einſtellung 15 Saver; 
se Digten wegen der Feſtſetzung der Lohnbedingungen nicht zuzuziehen 
— bei laufender Beſchäftigung zu einer Anderung der Lohnbedin⸗ 
im gen, die mangels Einverſtändniſſes des Schwerbeſchädigten nur im 
zege der Kündigung des alten Arbeitsvertrages erfolgen könne, ge⸗ 
Ba erden muſſe. Dabei ift nur das eine richtig, daß bei freiwilliger 
Wil ung die Vertragsbedingungen frei vereinbart werden können. 

U aber der Schwerbeſchädigte ſich auf eine Anderung der Bedin⸗ 
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kaufsverhandlungen ein. Der Verkäufer trägt das Riſiko beim 
Einſtellen und Schlachten des Viehes im Schlacht⸗ und Viehhof. 
Auch nach der Auffaſſung des Verkehrs treten die hier in Betracht 
kommenden Perſonen nur rein vermittelnd auf. Das Finder. 
ſtützt ſich auch auf das Urt. des Sen. v. 7. Mai 1926 VA 84/26 
(RStBl. S. 227) und auf das Urt. des 1. Sen. v. 16. Okt. 1925 
IB 54/25, wonach auch bei Erteilung der Verkaufsabrechnung 
unter der Firma der Zwiſchenperſon ein Agenturverhältnis dann 
gegeben iſt, wenn es dem Willen und Wiſſen derjenigen Perſonen, 
zwiſchen denen die Zwiſchenperſon ſteht, entſpricht, daß dieſe nur 
vermitteln ſoll, und wenn die Vertragsbeteiligten keine Rechts⸗ 
anſprüche an die Zwiſchenperſon ſtellen, ſich bei Streitigkeiten über 
die Vertragserfülfung die Verpflichtung der Zwiſchenperſon viel⸗ 
mehr darin erſchöpft, dem benachteiligten Vertragsteil den Namen 
des Gegenkontrahenten bekanntzugeben. 


Auch in der übernahme des Delkredere durch ben Steuer⸗ 
pflichtigen hat die Vorinſtanz kein Hindernis für die Annahme 
einer bloßen Vermittlungstätigkeit erblickt. Eine ſolche Haftungs⸗ 
übernahme iſt mit dem Weſen einer Vermittlungstätigkeit nicht 
nur vereinbar, ſondern ſie muß eben, weil der Vermittler an 
und für ſich dieſe Haftung nicht hat, ausdrücklich ausbedungen 
werden. Die Rechtsbeſchwerde des Fin A. it hiernach unbegründet. 
Das gleiche gilt für die Rechtsbeſchwerde des Steuerpflichtigen. 
Er hat neben der reinen Proviſion feinen Auftraggebern eine Reihe 
von Poſten in Rechnung geſtellt, ſo z. B. Ausgaben für Telephon, 
Telegramme und Porto, für Bankſpeſen, für Futterkoſten, Ein⸗ 
ſtellungen, Viehhofgebühren, Wagegebühren, und iſt hierfür auch 
ſchadlos gehalten worden. Von dieſen Nebenpoſten hat die Vor⸗ 
a die Telephon⸗, Telegramm⸗ und Portoausgaben, ſowie die 
Bankſpeſen zur Umſatzſteuer mit herangezogen, weil der Steuer⸗ 
pflichtige biele Beträge in Erfüllung einer eigenen Verbindlichkeit 
gezahlt hat, fo daß dieſe Ausgaben zu den allgemeinen Geſchäfts⸗ 
unkoſten zu rechnen find. Da nun der Leiſtungsempfänger (Anf⸗ 
traggeber) dieſe Beträge mit aufwenden mußte, um die Vermitt⸗ 
lungsleiſtung des Steuerpflichtigen zu erhalten, fo handelt es ſich 
bei dieſen Beträgen um einen Teil des Entgelts für die Ber» 
mittlungstätigkeit. Der Umſatzſteuer unterliegt aber die als Ent⸗ 
gelt für eine Leiſtung erzielte Roheinnahme; Geſchäftsunkoſten 
dürfen nicht zum Abzug gebracht werden. 

Bei den übrigen Nebenpoſten, die der Steuerpflichtige feinen 
Auftraggebern in Rechnung geſtellt und von dieſen eh erhalten 
hat, handelt es ſich um Beträge, die er nicht in Erfüllung einer 
eigenen Verbindlichkeit, ſondern in Erfüllung einer Verbindlich⸗ 
keit ſeines Auftraggebers an einen Drikten gezahlt hat. Es kom⸗ 
men alſo hier echte Auslagen des Steuerpflichtigen für ſeinen 
Auftraggeber in Betracht, die keinen Beſtandteil des Entgelts für 
die Vermittlungstätigkeit bilden. Die Vorinſtanz hat daher mit 
Recht dieſe letzteren Beträge umſatzſteuerfrei belaſſen. 


(REP, V. Sen., Urt. v. 4. Febr. 1927, V A 861/26, RF. 20, 232.) 
*. 


gungen nicht einlaſſen, ſo bleibt doch nur die Kündigung zum 
Zwecke der Entlaſſung. Dieſe aber iſt auch nach der Meinung des 
Gerichts zuſtimmungspflichtig. Fehlt die Zuſtimmung, ſo kann in 
der Fortſetzung des Arbeits verhältniſſes durch den der Anderung 
widerſprechenden Arbeitnehmer doch nicht eine Einwilligung 
in die Anderung erblickt werden. RA. Max Abel, Eſſen. 


Zu 1. Die Unterſcheidung zwiſchen Kommiſſionär und Agent 
hat für die Umſatzſteuer deswegen eine beſondere praktiſche Be⸗ 
deutung, weil nach feſtſtehender Rechtſprechung der Kommiſſionär 
dem Eigenhändler gleichgeſtellt wird, ſo daß er in vollem Umfange 
die Warenlieferungen, die er tätigt, zu verſteuern hat, während 
der Agent nur als Vermittler angeſehen wird und demnach nur 
die ihm für feine Leiſtung zustehende malen unter die Steuer 
fällt. Dieſe ungünſtige Stellung des Kommiſſionars gegenüber dem 
Agenten verwandelt ſich aber in das Gegenteil, ſobald die Ware 
nicht durch ſeine Hände geht. Hier braucht der Kommiſſionär 
nichts zu verſteuern, da das Zwiſchenhandelsprivtleg des § 7 
UmiStG. für ihn gilt. Der Agent dagegen muß auch in dieſem 
Fall feine Proviſion als Leiſtung verſteuern. Das Wirtſchaftsleben 
kennt den ſcharfen rechtlichen Unterſchied zwiſchen Kommiſſionär 
und Agent nicht; es kennt ſogar den „Kommiſſionsagenten“. Tat⸗ 
ſächlich iſt auch die Grenze flüſſig und gerade die Rückſicht auf die 
Umſatzſteuer iſt vielfach entſcheidend für einen Vertreter, ob er 
rechtlich als Kommiſſionar oder als Agent auftreten will. Hier im 
vorliegenden Fall kommt der Rid. auf Grund einer Prüfung des 
Sachverhalts zu dem Ergebnis, daß die im Münchener Schlacht⸗ 
und Viehhof behördlich zuge alſenen ſogenannten Viehkommiſſio⸗ 
näre trotz ihres Namens rechtlich keine Kommiſſionäre, ſondern 
nur Vermittler ſind. Sie haben ſomit nur die ihnen zuſtehende 
Proviſion zu vergüten, dieſe aber im vollen Umfange, ohne daß 
irgendwelche Abzüge für Zelephon-, Telegramm⸗ und Portoaus⸗ 
lagen zuläſſig ſind. RA. Dr. Carl Becher, Berlin. 
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><2. 812,15, 16, 18 Nr. 1 EinkStG. 1925. Zu den Aus⸗ 
gaben i. ©. 58 12, 16 EinkstG. gehören alle VBetriebsaus⸗ 
gaben. Hat ſich ein Landwirt im Intereſſe ſeines Vetriebs 
an einer Genoſſenſchaft beteiligt, fo gehört die Betei- 
ligung zum beweglichen Anlagekapital, und es mindern 
Verluſte, die er an der Beteiligung erleidet, den Betriebs⸗ 
gewinn. f) 

Der BeſchwFührer iſt Domänenpächter. Bei der Veranlagung zur 
EinkSt. für den Steuerabſchnitt v. 1. Juli 1924 bis 30. Juni 1925 
hat er beanſprucht, eine Zahlung von 4875 Ab an eine Genoſſenſchaft 
als abzugsfähige Ausgabe anzuerkennen. Es handle ſich nicht um 
Einzahlung von Geſchäftsanteilen, ſondern um die Erfüllung von 
Verpflichtungen, die an früher gezeichneten Anteilen hafteten. Dieſe 
Anteile bildeten nicht eine Kapitalsanlage, vielmehr ſollten durch die 
Beteiligung günſtigere Abſatz⸗ und Einkaufsmöglichkeiten erzielt 
werden. Die geltend gemachten Zahlungen ſeien Nachſchüſſe, die be 
ſchloſſen ſeien, um einen Konkurs der Genoſſenſchaft zu vermeiden, 
die jetzt in Liquidation ſei und keine Geſchäfte mehr mache. Die 
Vorinſtanz hat die 4875 % zum Abzug nicht zugelaſſen. Es handle 
ſich nicht um Werbungskoſten, da dazu nur Ausgaben gehörten, 
die mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit periodiſch wiederkehrten. Die 
Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 

Es handelt ſich um die Feſtſtellung der Einkünfte aus dem Be⸗ 
triebe von Landwirtſchaft. Maßgebend iſt 8 12 EinkSt®. Hiernach 
iſt der als Einkommen zu beſteuernde Gewinn der üÜberſchuß der 
Einnahmen über die Ausgaben zuzüglich des Mehrwerts oder ab⸗ 
züglich des Minderwerts der Erzeugniſſe, Waren und Vorräte des 
Betriebs, der dem Betriebe dienenden Gebäude nebſt Zubehör ſowie 
des beweglichen Anlagekapitals am Schluſſe des Steuerabſchnitts gegen⸗ 
über dem Stande am Schluſſe des vorangegangenen Steuerabſchnitts. 
Der Begriff der Ausgaben iſt im 8 15 Eink Std. beſtimmt, es ge 
hören dazu Werbungskoſten, Sonderleiſtungen, Schuldzinſen und ge⸗ 
wiſſe dauernde Laſten. Es kommt hier nur in Frage, ob Werbungs⸗ 
Roſten vorliegen. Nach 8 16 Abſ. 1 EinkSt®. find Werbungskoſten 
die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einkünfte ge⸗ 
machten Aufwendungen. Es kann nicht anerkannt werden, daß es ſich 
um Aufwendungen handeln müſſe, die mit einer gewiſſen Regel⸗ 
mäßigkeit periodiſch wiederkehren. Eine derartige Einſchränkung er⸗ 
gibt ſich aus dem Wortlaut des 8 16 Eink StG. nicht, und es iſt 
auch nicht einzuſehen, weshalb eine zur Erlangung von Einkünften 
gemachte Ausgabe nur deshalb als das Einkommen nicht mindernd 
angeſehen werden ſoll, weil zufällig feſtſteht, daß ſie die einzige Aus⸗ 
gabe dieſer Art bleiben wird. Etwas derartiges iſt auch im 8 18 
Nr. 1 EinkStG. nicht ausgeſprochen. Dieſe Vorſchrift hat überhaupt 
keine ſelbſtändige Bedeutung, ſondern will nur Rlarftellen, daß Aus⸗ 
gaben, denen eine Vermögensvermehrung gegenüberſteht, nicht mit 
der Begründung als Werbungskoſten geltend gemacht werden können, 
daß der erworbene oder verbeſſerte Gegenſtand Einnahmen liefern 
wird. Dies kann an ſich auf einmalige wie auf vielleicht wiederkehrende 
Ausgaben, man denke an Zubußen bei Kuxen, zutreffen. 8 18 Nr. 1 
Eink StG. macht aber mit Recht eine Ausnahme für Aufwendungen 
auf ſolche Gegenſtände, die beim Vermögensvergleiche zu berückſich⸗ 
tigen ſind — es iſt ſelbſtverſtändlich gleichgültig, ob ſie beim nächſten 


Zu 2. Die bei Ermittlung des Einkommens nichtbuch⸗ 
führender Steuerpflichtiger abzugsfähigen Ausgaben teilen ſich in 
Merbungskoften, Sonderleiſtungen und Schuldzinſen (welch letzteren 
ähnliche dauernde Laſten gleichgeſtellt find). Die Begriffe Sonder⸗ 
leiſtungen und Schuldzinſen ſind im Geſetze erſchöpfend und klar ge⸗ 
regelt und werden zu Zweifeln nur ſelten Anlaß geben. Um ſo größere 
Auslegungsſchwierigkeiten knüpfen ſich an den Begriff der „Wer⸗ 
bungskoſten“. Das Geſetz definiert ihn in 8 11 Abſ. 1 wie folgt: 
„Werbungskosten find die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung 
der Einkünfte gemachten Aufwendungen.“ 

Dieſe Definition fand ſich ſchon im preuß. EinkSt®., fie 
paßte, worauf Becker, St. u. W. 1927, 395 treffend aufmerkſam 
macht, auf dieſes Geſetz beſſer als auf das Reinke St., weil unter 
dem preuß. Rechte nicht das in der Vergangenheit erzielte, ſondern 
das in der Zukunft erwartete Einkommen beſteuert wurde. Dennoch 
übernahm das REinkStG. v. 1920 die Definition, fie hatte jedoch 
unter der Herrſchaft dieſes Geſetzes nur geringe Bedeutung, weil für 
die Ermittlung des landwirtſchaftl. und gewerbl. Einkommens die 
Vorſchriften der 88 32, 33 maßgebend waren, wonach von den Be⸗ 

iebseinnahmen die „Betriebsausgaben“ abgezogen werden dürfen. 
Zahlreiche Ausgaben, die offenbar nur unter Vergewaltigung des 
Wortlauts unter den obigen Begriff der „Werbungskoſten“ hätten 
eingereiht werden können, waren als „Betriebsausgaben“ ohne wei⸗ 
teres abzugsfähig. 

Das EinkStch. 1925 ſpricht an keiner Stelle von Betriebs⸗ 
ausgaben. Es erhob ſich daher die Frage, ob Auſwendungen, die 
weifellos „Betriebsausgaben“ ſind, von denen aber nicht ohne wei⸗ 
teres geſagt werden kann, daß fie „zur Erwerbung, Sicherung und 
Erhaltung der Einkünfte“ gemacht ſind (z. B. im Betriebe anfallende 
Schadenserſatzverpflichtungen) abgezogen werden dürfen. Das Pro⸗ 
blem iſt, wie ohne weiteres erſichtlich, von großer praktiſcher Be⸗ 
deutung und hat demgemäß auch in der Literatur eingehende Wür⸗ 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Vermögensvergleiche noch vorhanden ſind —, da hier der Grund 
Tas, daß eine Ausgabe nur inſoweit anzuerkennen iſt, als ihr kein 
Erwerb gegenüberſteht, zu dem offenbar unfinnigen Ergebnis führen 
würde, daß der erworbene Gegenſtand den Beſtand und damit das 
Einkommen in Höhe des ganzen Wertes vermehrt. Das Ergebnis 
würde auch dann unſinnig ſein, wenn es ſich um eine einmalige An⸗ 
ſchaffung handelt; denn auch der Wert eines derartigen Gegenſtandes 
vergrößert den Endbeſtand und würde alſo den Gewinn erhöhen, 
wenn die Anſchaffungskoſten nicht als Ausgabe anerkannt würden 
und dadurch der wirtſchaftlich gerechtfertigte Ausgleich herbeigeführt 
würde. Daraus folgt, daß aus 8 18 EinkStG. ein Grundſatz der 
Nichtabzugsfähigkeit einmaliger Ausgaben nicht hergeleitet werden 
kann. Fraglich kann jedoch fein, ob alle Betriebsausgaben, d. h. alle 
durch den Betrieb veranlaßten Ausgaben, als Werbungskoſten anzu⸗ 
ſehen ſind. Es läßt ſich nicht verkennen, daß nicht alle Betriebsaus⸗ 
gaben zu dem Zwecke der Erzielung von Einkünften gemacht wer⸗ 
den, ſondern daß es auch Betriebsausgaben gibt, die nur deshalb 
erforderlich ſind, weil infolge des Betriebs eine Verpflichtung ent⸗ 
ſtanden iſt. Der Senat iſt der Anſicht, daß auch derartige Ausgaben 
den Werbungskoſten zuzurechnen find. Mit der Betätigung zur Er 
langung von Einkünften iſt häufig die Möglichkeit verbunden, daß 
Verpflichtungen entſtehen. Die Folge der Betätigung iſt alſo unter 
Umſtänden nicht nur der Erwerb von Einkünften, ſondern auch das 
Entſtehen von Verpflichtungen. Der letzteren Möglichkeit ſetzt man 
ſich bewußt aus, wenn man eine Tätigkeit in gewiſſer Weiſe betreibt. 
Entſteht dann tatſächlich eine Verpflichtung, ſo iſt das eine Folge 
des Umſtandes, daß man ſich zur Erzielung von Einkünften dieſer 
Gefahr ausgeſetzt hat. Jede Gefahrübernahme im Intereſſe der Er⸗ 
zielung von Einkünften iſt als eine Aufwendung anzuſehen. Dieſe 
Aufwendung wird abziehbar, ſobald eine fällige Verpflichtung ent⸗ 
ſteht; es iſt dabei nicht etwa nur an rechtliche Verpflichtungen zu 
denken, es genügt jedes Genötigtſein oder auch nur Sichgenötigt⸗ 
fühlen zu einer Ausgabe, wie auch Gefahr nur die Möglichkeit des 
Eintritts eines zu einer Ausgabe nötigenden Umſtandes bedeuten ſoll. 
Infolgedeſſen ſind alle durch einen Betrieb veranlaßten Ausgaben 
als Werbungskoſten zu behandeln, d. h. alle Betriebsausgaben ſind 
abzugsfähig. 

Danach ift zu unterfuchen, ob in Höhe der fraglichen 4875 6 
eine Betriebsausgabe vorliegt. Der BeſchwFührer hat behauptet, 
daß er ſich an der Genoſſenſchaft aus Betrlebsrückſichten beteiligt 
habe. Wenn dies zutrifft, ſo handelt es ſich bei dem Eintritt zu der 
Genoſſenſchaft nicht um eine Anlage von Privatvermögen, ſondern 
um Erwerb von beweglichem Anlagekapital. Die urſprüngliche Ein⸗ 
zahlung war eine Betriebsausgabe und der Wert der Beteiligung 
beim Beſtandsvergleiche zu berückſichtigen. Infolge der Beteiligung 
hat fi) der BeſchwFührer der Gefahr ausgeſetzt, zu Nachſchüſſen 
herangezogen zu werden, und zwar hat er ſich dieſer Gefahr im In⸗ 
tereſſe des Betriebs ausgeſetzt. Deshalb find auch die Nachſchüſſe als 
Betriebsausgaben anzuſehen, und es iſt nur gleichzeitig zu berückſich⸗ 
tigen, ob ſich der Wert der Beteiligung infolgedeſſen erhöht hat. Als 
Anſchaffungspreis der Beteiligung an der Genoſſenſchaft ſind die ur⸗ 
ſprüngliche Einzahlung und die Nachſchüſſe anzuſehen. Der Beſchw⸗ 
Führer iſt aber berechtigt, für den Beſtandsvergleich den Wert der 


digung gefunden. Strutz (Komm. z. EinkStG. S. 664 ff., insbeſ. 
S. 675) und Becker, der Präſident des Senats, der die vorl. Entſch. 
gefällt hat (St. u. W. 1926, 1923 ff.) haben den Satz aufgeftellt: 
Alle „Betriebsausgaben“ ſind „Werbungskoſten“ 
und daher abzugsfähig. In der vorl. Entſch. beſtätigt ber 
RZH. dieſe den wirtſchaftlichen Verhältniſſen allein gerecht werdende 
Auslegung. } 

Nicht weniger bedeutungsvoll iſt eine andere Seite der Entſch. 
Die Ausgabe, deren Abzugsfähigkeit der Steuerpflichtige im vorl. 
Falle behauptete, iſt ihrer Natur nach eine einmalige. Die Vor⸗ 
inſtauz verſagte die Abzugsfähigkeit mit der Begründung, daß zu 
den Werbungskoſten nur ſolche Ausgaben gehörten, die mit einer 
gewiſſen Regelmäßigkeit wiederkehrten. Der RH. lehnt dieſe Ein⸗ 
ſchränkung ab. Auch eine in ihrer Art einzige Ausgabe 
kann zu den abzugsfähigen Werbungskoſten gehören. 
Die Ausführungen des RFY., mit denen er bie 88 12, 15, 16, 18 
EinkSt®., von denen jeder einzelne bei geſonderter Betrachtung Un⸗ 
klarheiten und Widerſprüche in Fülle zu enthalten ſcheint, zu einem 
den wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſprechenden Ganzen vereinigt, 
ſind vorbildlich klar, durchdacht und vernünftig. 

Wenn auch die Gewinnermittlungsvorſchriften für buch füh⸗ 
rende Steuerpflichtige von denen für nichtbuchführende inſofern be⸗ 
trächtlich abweichen, als fie in erſter Linie die Grundſätze ordnungs⸗ 
mäßiger Buchführung maßgebend ſein und daher z. B. den Abzug 
aller Betriebsausgaben ſchon nach dieſen Grundſätzen zuläſſig er⸗ 
ſcheinen laſſen, fo iſt die Entſch. doch auch für Buchkaufleute von 
Bedeutung, denn die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung ſind 
nach 8 13 EinkStG. nicht ſchlechthin entſcheidend; fie ſind vielmehr 
eingeſchrankt durch die Anordnung, daß gewiſſe Vorſchriften des 
EinkStG,, darunter insbeſ. die Beſtimmungen über die Werbungs⸗ 
koſten, „zu beachten“ ſeien. Die Tragweite der Worte „zu beachten, 
in dieſem Zuſammenhang iſt nun keineswegs klar, und es iſt daher 


as 
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Beteiligung am Schluſſe des Steuerabſchnitts einzuſetzen. Soweit die⸗ 
ſer geringer iſt als der Anſchaffungspreis, mindert ſich der ſteuer⸗ 
pflichtige Gewinn. 
„ Die angef. Entſch. war danach aufzuheben und die nichtſpruch⸗ 
reife Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
(RFH., VI. Sen., Urt. v. 9. Febr. 1927, VI A 60/27 S.) 
* 


3. 88 9 Nr. 5, 10 Nr. 3, 11 Abſ. 1 Nr. 2 VermStG. 1922; 
Art. II, 81, 8 2 Abſ. 1, Nr. 1 8 11 2. Steuer Not O.; 88 3, 
eilt. 15 Durchf Beſt. z. VermSt. 1924. Der Wert der am 

tichtag noch nicht verwirklichten Verſorgungsanſprüche 
von Angeſtellten kann vom Rohvermögen des Dienſtbe⸗ 
rechtigten nicht abgezogen werden. Wegen der bereits 
verwirklichten Verſorgungsanſprüche ehemaliger Ange- 
'eliter hält der Senat an der in Rh. 16, 350 bejahten 
bzugsfähigkeit vom Roh vermögen feſt; der Abzug vom 
Roh vermögen entfällt auch in letzterem Falle, wenn und 
loweit etwa die Verſorgungsanſprüche der im land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Betriebe des Dienſtberechtigten ber 
chäftigt geweſenen Angeſtellten ſchon bei der Bewertung 
es land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Grundbeſitzes be- 
rückſichtigt find, 

RFH., VI. Sen., Urt. v. 7. Juli 1926, VI A 312/26.) 

* 


2 4. Art. I 88 17, 18 Ab ſ. 1, 23 II. Steuer Not VoO.; 88 13, 
13 Abf. 1, 46 EinkSt 1921; § 11 Steuerabzug DurchfBeſt. 
. 88 StMild BO. 1924; 58 69 ff., 74 EinkStG. 1925. 
rt. 18 18 Abſ. 1 der II. Steuer Not VO. findet keine Anwen⸗ 
nand auf Akkordlöhne, wenn die Auszahlung des Lohnes 
ach Zeitabſchnitten erfolgt. 
ti Die Beſchwerdeführerin hatte ihren gegen Akkordlohn beſchäf⸗ 
tigten Arbeitern als Lohnſteuer 4 v. H. des im Jahre 1924 und in 
den erſten 17 Wochen des Jahres 1925 zur Auszahlung gelangten 
rbeitslohnes einbehalten. Das Fin A. hielt die Anwendung des 
Dil. J 818 Abſ. 1 der II. Steuer RotVO., § 11 der Steuerabzugs⸗ 
Bert. v. 20. Dez. 1923 für unzuläſſig und verlangte von der 
eſchwerdeführerin auf Grund des Art. J 8 17 und 823 der II. Steuer⸗ 
ot BO. eine Nachzahlung von 343,45 % nebſt Verzugszuſchlag. 
Einſpruch und Berufung wurden zurückgewieſen. 
Auch der Rechtsbeſchwerde iſt der Erfolg zu verſagen. 
2 Durch das grundlegende Geſetz über die Einkommenſteuer vom 
derdeitslohne v. 11. Juli 1921 (RGBl. S. 845) wurde die Erhebung 
er Steuer vom Arbeitslohne ſo geregelt, daß der vom Arbeitgeber 
* den Lohnzahlungen als Steuer des Arbeitnehmers einzubehaltende 
ud zur Einklebung und Entwerkung von Steuermarken zu der» 
endende oder an die Finanzkaſſe abzuführende Betrag bei ſtändiger 
eſchäftigung des Arbeitnehmers im Jahre beiläufig der Steuer 
ichkam, die der der unterſten Steuerklaſſe angehörende Arbeit⸗ 
ehmer als Einkommenſteuer aus dem Arbeitslohn auch im Falle 
ug Veranlagung zu entrichten hätte. Dabei wurden die das Ein⸗ 
auamen aus Arbeit mindernden Ausgaben nach § 13 EinkStG. zu 
926 pauſchalierten Betrag und die Ermäßigungen der Steuer nach 
die Abſ. 1 EinkStG. (wegen Familienangehörigen) mit den auf 
Lohnzahlungsabſchnitte entfallenden Teilen des Jahresbetrags durch 
ö ähigung des abzugspflichtigen Lohnes berückſichtigt. Der Lohn⸗ 
Dr d ſollte, wie in der Denkſchrift zur Einführung einer Lohnſteuer 
ber Piſſel und Dr. Koppe, Der Lohnabzug 1925, S. 13) beſon⸗ 
es betont iſt, der Charakter einer Einkommenſteuer erhalten bleiben. 
An dieſer grundſätzlichen Ausgeſtaltung der Lohnſteuer wurde 
425 in den ſpäteren, einzelne Beſtimmungen abändernden Geſetzen, 
dez in den 88 16 ff. des Art. I der II. Steuer Rot BO. und in 88 69 ff. 
neuen EinkStGG. v. 10. Aug. 1925 feſtgehalten. Eine beſondere 
Elmelſung des einzubehaltenden Steuerbetrags war im § 46 Abſ. 6 
KStG. in der Faſſung v. 11. Juli 1921 vorgeſehen, der dahin 
beits e „Läßt ſich bei vorübergehender Arbeit im Akkord die Ar⸗ 
Ab zeit nicht feſtſtellen, ſo kann an Stelle der Ermäßigungen nach 
ie eine feſte Ermäßigung von 4 v. H. des Arbeitslohns treten.“ 
pe Faſſung gab zu verſchiedenen Zweifelsfragen Anlaß. So führt 
„Strutz in dem Komm. z. EinkSt®., 3. Aufl., S. 283 aus: 
bor Abf, 6 verlangt das Zuſammentreffen beider Vorausſetzungen, 
iſt übergehende Arbeit und Nichtfeſtſtellbarkeit der Arbeitszeit. Abſ. 2 
aber nur anwendbar, wenn die Arbeitszeit feſtſtellbar iſt, während 
Aren dieſer Feſtſtellbarkeit auch bei nicht bloß „vorübergehenden“ 
die ten fehlen kann. Für ſolche Fälle enthält das Geſetz eine Lücke, 
bing uch durch keine Durchf.⸗ oder Ausf Beſt des RFin M. rechtsver⸗ 
geſchloſſen werden kann. Da Abſ. 2 in ſolchen Fällen 
erdings unanwendbar iſt, wird auf ſie trotz des entgegen⸗ 
Wortlauts Abſ. 6 angewendet werden müſſen.“ Durch das 
v. 20. Dez. 1921 erhielt 8 46 Abſ. 6 eine andere Faſſung dahin: 


de r den buchführenden Kaufmann erfreulich, daß die Vorſchriften, 
in Jar ihn neben den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
fen Gracht kommen, eine Auslegung gefunden haben, die eben die⸗ 
rundſätzen vollkommen entſpricht. 


RA. Prof. Dr. Rheinſtrom, München. 
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„Wird der Arbeitslohn nicht für eine beſtimmte Arbeitszeit gezahlt, 
fo tritt an die Stelle der Ermäßigungen nach Abſ. 2 eine feſte Er⸗ 
mäßigung von 4 v. H. des Arbeitslohns. Das Geſetz v. 20. Juli 
1922 erhöhte die Ermäßigung auf 5 v. H. des Arbeitslohns, behielt 
im übrigen die Beſtimmung bei. Das Geſetz v. 23. Dez. 1922 er⸗ 
höhte abermals die Ermäßigung, und zwar auf 6 v. H. des Arbeits⸗ 
lohns, fo daß nunmehr noch der feſte Betrag von 4 v. H. des Ar⸗ 
beitslohns als Steuer einbehalten werden follte, 

Die Beſtimmung des 5 46 Abſ. 6 Eink StG. wurde in Art. I 
8 18 Abf. 1 der II. Steuer NofVO. in folgender Faſſung übernommen: 

„Wird der Arbeitslohn nicht für eine beſtimmte Arbeitszeit 
gezahlt, fo findet die Beſtimmung des 817 Abſ. 1, 3 Reine Anwen⸗ 
dung. In dieſem Falle hat der Arbeitgeber vom vollen Arbeitslohne 
10 v. H. einzubehalten. Der Betrag von 10 v. H. ermäßigt ſich zur 
Abgeltung der im § 17 Abſ. 1, 3 vorgeſehenen Beträge um 6 v. H.“ 

Dieſe Beſtimmung, die nach 83 Steuer Mild VO. v. 10. Nov. 1924 
(RGBBl. I, 737) noch über das Kalenderjahr 1924 Geltung behält, 
knüpft die Bemeſſung des einzubehaltenden Lohnteils nach einem be⸗ 
ſtimmten Hundertteile, der für Heimarbeiter durch den $2 Abſ. 2 
Steuer MildVO. und weiter durch 8 23 Steuerliberl®. ermäßigt 
wurde, an die gleichen Vorausſetzungen wie § 46 Abſ. 6 des alten 
EinkSt®. und § 74 des neuen EinkSt®., nämlich daran, daß der 
Arbeitslohn nicht für einen beſtimmten Zeitraum gezahlt wird, be⸗ 
ſchränkt alſo die Anwendung des feſten Steuerſatzes nicht mehr auf 
die Fälle „vorübergehender Arbeit im Akkord“. Die Anderung der 
früheren Beſtimmung wurde in der Begründung zum Entwurfe des 
Geſetzes v. 20. Dez. 1921 (Drucks. Nr. 3129) nicht näher erläutert, 
anſcheinend, weil es ſich um eine Anderung von untergeordneter Be⸗ 
deutung handle, die ſich als zweckmäßig herausgeſtellt habe (S. 12 der 
Begr.). Die andere Faſſung des 8 46 Abſ. 6 durch das Geſetz v. 
20. Dez. 1921 ſcheint wohl für die Auslegung des 8 18 des Art. I 
der II. Steuer RotVO., wie fie die Beſchwerdeführerin ihm gibt, zu 
ſprechen. Ob dieſe Auffaſſung für Akkordarbeiter und Heimarbeiter 
günſtiger oder ungünſtiger wirkte, namentlich nachdem der feſte Satz 
ermäßigt worden ift, läßt ſich nicht allgemein ausſprechen. Gewichtige 
Gründe laſſen aber eine engere Auslegung i. S. der Berufungsent⸗ 
ſcheidung rechtfertigen. 

Die Beſtimmung des Art. I 818 der II. Stener Not VDO. enthält 
eine Ausnahme der Regel und hat ihren ſachlichen Grund nur darin, 
daß ſich bei den Fällen, für welche ſie gegeben iſt, die Ermäßigungen 
wegen Werbungskoſten uſw. und wegen des Familienſtandes nicht 
nach der Lohnzahlungsperiode bemeſſen laſſen. Wo der Arbeitslohn 
regelmäßig für die in einem beſtimmten Zeitabſchnitte geleiſtete Ar⸗ 
beit gezahlt wird, gleichviel ob er nach der aufgewendeten Arbeits⸗ 
zeit oder nach dem Maße der in der Lohnzahlungsperiode geleiſteten 
Arbeit, dem Werte der Arbeitsleiſtung bemeſſen wird, kann aber der 
ſteuerfrei zu laſſende Lohnteil und die einzubehaltende Steuer un⸗ 
ſchwer feſtgeſtellt werden. Würde man die Beſtimmung des Art. I 
5 18 der II. Steuer Not). überall da anwenden, wo die Arbeitszeit 
nicht die ausſchließliche Grundlage für die Bemeſſung des Arbeits⸗ 
lohns bildet, jo würde die Anwendung der Regelvorſchrift des Art. I 
817 bei der üblich gewordenen Berechnung des Arbeitslohns in 
einem vom Geſetzgeber gewiß nicht gewollten Maße eingeſchränkt 
werden. Der Regelung des Steuerabzugs entſpricht es mehr, über⸗ 
all die Beſtimmung des 817 da anzuwenden, wo regelmäßig die 
Auszahlung des Arbeitslohns nach Zeitabſchnitten erfolgt, und den 
8 18 nur da als maßgebend zu betrachten, wo dies nicht der Fall iſt. 
In dieſem Sinne hat ſich auch der RFinM. in dem Erlaſſe v. 
24. Jan. 1924 (RStBl. 19) ausgeſprochen. Auch für die entſprechende 
Beſtimmung des § 74 des neuen CinkSt®. wird derſelbe Gedanke 
in der Begründung zum Geſetzentwurfe S. 72 dahin ausgeführt: 

„Die Vorſchrift findet nur dann Anwendung, wenn nach der 
Art der Lohnzahlung nicht feſtgeſtellt werden kann, welcher ſteuer⸗ 
freie Lohnbetrag (der für Monate, Wochen oder Tage) abzuziehen iſt, 
weil die Zahlung des Arbeitslohns nicht für einen beſtimmten Zeit⸗ 
raum erfolgt, ſondern unabhängig von einem beſtimmten Zeitraum 
lediglich nach der Leiſtung. Hierher gehören gewiſſe Fälle der 
Akkord⸗ und Heimarbeit. Wird dagegen der Lohn des Akkord⸗ oder 
Heimarbeiters nach der Leiſtung innerhalb eines beſtimmten Zeit⸗ 
raums bemeſſen und jeweils der Arbeitslohn für dieſen Zeitraum 
gezahlt, fo beſteht zur Anwendung des 8 73 des Entwurfs (8 74 
des Geſetzes) keine Veranlaſſung —.“ le A 

Das Fincher. hat feſtgeſtellt, daß die Abrechnung und Aus⸗ 
zahlung der von der Beſchwerdeführerin beſchäftigten Akkordarbeiter 
im maßgebenden Zeitraum regelmäßig end und nur ausnahms⸗ 
weiſe für 2 bzw. 3 Wochen ef Die Arbeiter ſeien in der frag⸗ 
lichen Zeit ſtändig bei der eſchwerdeführerin tätig geweſen und 
hätten ihre Arbeitskraft ausſce den ihnen gegen Akkordlohn 
übertragenen Arbeiten gewidmet. Es könne alſo für jeden einzelnen 
Lohnempfänger feſtgeſtellt werden, wie hoch ſich der auf den Tag, die 
Woche oder einen noch großeren Zeitraum entfallende Lohn ſeit der 
letzen Lohnzahlung überhaupt berechnet und welche ſteuerfreien Lohn⸗ 
betrage und Familienermäßigungen in Frage kommen. 

Wenn bei dieſem Sachverhalte das Fincher. die Anwendung des 
Art. I 818 der II. Steuer NotB O, ablehnte und die Beſchwerdeführe⸗ 
rin für verpflichtet hielt, den Steuerabzug nach § 17 a. a. O. zu 
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bewirken, fo kann darin keine unrichtige Anwendung des beftehenben 
Rechtes erblickt werden. 

Daß das Fincher. in feiner Entſcheidung auf einen Erlaß, der 
nur den Behörden bekanntgegeben ſei, verwies, iſt kein durchſchla⸗ 
gender Rechtsbeſchwerdegrund, da der Erlaß, ſoweit er mit obiger 
Anſchauung übereinſtimmt, lediglich die richtige Auslegung des 818 
a. a. O. wiedergibt, und die Entſcheidung nicht im Widerſpruche ſteht 
mit dem beſtehenden Rechte. 

Weiter kann die Rechtsbeſchwerde nicht darauf gegründet wer⸗ 
den, daß die Beſchwerdeführerin durch Merkblätter nicht genügend 
aufgeklärt worden ſei und das Fin A. dieſen Mangel zu vertreten 
habe. Wieweit die Finanzverwaltung durch Aufklärung der Pflich⸗ 
tigen über die richtige Auslegung der im RGS Bl. verkündeten Steuer⸗ 
geſetze auf eine zutreffende Anwendung des Geſetzes durch die Pflich⸗ 
tigen hinzuwirken und einen reibungsloſen Vollzug des Geſetzes 
herbeizuführen für angemeſſen oder notwendig erachtet, unterliegt 
dem freien Ermeſſen der Verwaltung und kann keinen Gegenſtand der 
Nachprüfung im Rechtsmittelverfahren bilden. Der Rechtsbeſchwerde 
kann deshalb nicht ſtattgegeben werden. 


(NZH., VI. Sen., Urt. v. 6. Okt. 1926, VIA 427/26 8.) 
* 


5. 88 45 ff., 52, 53 früh. EinkStG.; 88 69 ff. neues Einf” 
StG.; 85 5, 51, 61 Abſ. 2, 79 Abſ. 2 RAbgS. Iſt ein Beſchaf⸗ 
tigungsverhältnis ſo geregelt, daß der Arbeitleiſtende 
ſeine Tätigkeit tatſächlich nicht ſelbſtändig ausüben darf, 
ſondern von den Weiſungen des anderen Vertragsteils 
abhängig iſt, ſo kann der Steuerabzug nicht dadurch aus 
geſchloſſen werden, daß das Verhältnis als das eines 
ee Gewerbetreibenden zum Beſteller bezeichnet 
wird. 

Das Fin A. G. hat den Beſchwerdeführer als für Arbeitnehmer 
haftbar zur Bezahlung von Lohnſteuer angehalten und den Einſpruch 
zurückgewieſen. Auf die Berufung wurde in der Entſch. des FinGer. 
der vom Beſchwerdeführer geſchuldete Betrag auf 110 RM. herab⸗ 
geſetzt, im übrigen blieb das Rechtsmittel erfolglos. Der Erfolg iſt 
auch der Rechtsbeſchwerde zu verſagen. . 

Der Einwand, daß bezüglich der zwei am Neubau des Be⸗ 
Beſchwerdeführers beſchäftigt geweſenen Perſonen aus H., das Fin A. 
G. zur Nachprüfung und Feſtſetzung einer Lohnſteuer nicht zuſtändig 
geweſen ſei, kann, auch wenn er nicht ſchon nach 8 61 Abſ. 2 NAbgd. 
zurückgewieſen wäre, aus dem Grunde nicht durchgreifen, weil es ſich 
um eine Inanſpruchnahme des Beſchwerdeführers wegen einer Steuer⸗ 
ſchuld, für die er hafte, handelt und für den Beſchwerdeführer das 
Fin A. G. jedenfalls örtlich zuſtändig iſt; 88 51, 79 Abſ. 2 RAbgO.; 
Dr. Becker, RAbgO. 5. Aufl. S. 130. 2 

Die Rechtsbeſchwerde wird in der Hauptſache darauf geſtützt, daß 
die Vorinſtanzen zu Unrecht für die Zeit v. 1. Sept. 1923 ab den 
Beſchwerdeführer als Arbeitgeber der an ſeinem Neubau mit Verputz⸗ 
und Bodenbelagarbeiten beſchaftigt geweſenen Perſonen behandelt 
haben, während der Beſchwerdeführer die Arbeiten an dieſe Per⸗ 
ſonen als ſelbſtändige Handwerker vergeben habe. Auch dieſer Be⸗ 
ſchwerdegrund kann nicht als zutreffend angeſehen werden. Das 
Fincher. gelangte in Würdigung der Ergebniſſe der Ermittlungen und 
der Ausführungen des Beſchwerdeführers zur Annahme, daß, nach⸗ 
dem ſich der Maurermeiſter A. Ende Auguſt oder Anfang Sept. 1923 
dem Beſchwerdeführer gegenüber geweigert hatte, ben Neubau weiter⸗ 
zuführen und die Arbeiter noch zu beſchäftigen, der Beſchwerdeführer 
an Stelle des A. die Verpuß⸗ und Bodenbelagarbeiten durch die 
bisher damit beſchäftigten Arbeiter und zwei weiter eingeſtellte Maurer 
von H. fortführen ließ und die Arbeiter an den Zahltagen nach der 
Arbeitszeit und nach den Tarifſätzen entlohnte. Wenn es auch in 
der Abſicht des Beſchwerdeführers gelegen geweſen ſei, die von A 
übernommenen Leute als Handwerker zu beſchäftigen, ſo ſei mit 
dieſen doch keine dahingehende Vereinbarung zuſtande gekommen und, 
ſelbſt wenn dieſe Leute mit dem Vorſchlag des Beſchwerdeführers ein⸗ 
verſtanden geweſen wären, jo wäre dies bei der wirtſchaftlichen Be⸗ 
trachtungsweiſe nicht erheblich. An der wirtſchaftlichen Stellung der 
Leute, die bei A. als Lohn⸗ (Tage⸗ oder Akkord⸗) Arbeiter tatig 
geweſen ſeien, habe ſich nach dem 1. Sept. 1923 nichts geändert, ſie 
ſeien wie vorher als unſelbſtändige, von einem Unternehmer ab⸗ 
hängige, ſeinen Weiſungen folgende Arbeitnehmer tätig geweſen. Nur 
die Perſon des Arbeitgebers habe ſich geändert. Eine dieſen Tatſachen 
widerſprechende Vereinbarung, daß die Arbeitleiſtenden als Hand⸗ 
werker betrachtet werden ſollten, würde ſteuerlich nicht anzuerkennen 
fein, da fie lediglich die Umgehung der Steuer bezweckt hätte. 

Daß die nachträglich angenommenen. Maurer aus H. als Hand⸗ 
werker eingeſtellt worden ſeien, habe Beſchwerdeführer nicht nach⸗ 
gewieſen, könne es auch nicht nachweiſen. Dieſe Perſonen hätten ſich 
in demſelben tatfächlichen und wirtſchaftlichen Verhältnis zum Be⸗ 
ſchwerdeführer befunden wie die ehemaligen Arbeiter des A., da fie 
dieſelbe Tätigkeit entfaltet hätten. 

In der ſteuerrechtlichen Beurteilung des Verhältniſſes der bei 
dem Neubau beſchäftigten Perſonen iſt nach den tatſachlichen Feſt⸗ 
ſtellungen dem FinGer, beizutreten. Mag auch nach dem Verhalten 


des A. gegenüber dem Beſchwerdeführer für die bisherigen Arbeiter 
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des A. zunächſt zweifelhaft geweſen ſein, in weſſen Dienſt fie weiter · 
arbeiteten, fo konnte das Fincher. doch ohne Rechtsirrtum aus den 
Tatſachen, daß ſie die Arbeiten fortſetzten und daß fie vom Be“ 
ſchwerdeführer nach der Arbeitszeit und den Tarifſätzen entlohnt wur 
den, ſchließen, daß ſie keine Arbeitsleiſtung als ſelbſtändige Ge“ 
werbetreibende übernommen, ſondern die angefangenen Arbeiten wie 
bisher als unſelbſtändige Arbeitnehmer fortgeſetzt haben und daß das 
Verhältnis nur inſofern eine Anderung erfahren habe, als der Be“ 
ſchwerdeführer die bisherige Stellung des A. als Arbeitgeber über⸗ 
nommen habe. Auch darin geht das FinGer. nicht fehl, daß es einer 
etwaigen Abrede, daß das Beſchäftigungsverhältnis als das eine? 
ſelbſtändigen Handwerkers gegenüber einem Beſteller betrachtet wer 
den ſolle, bei dem einer ſolchen Abrede zuwiderlaufenden tatſächlichen 
Verhältnis des Arbeitleiſtenden gegenüber dem Empfänger der Ar“ 
beitsleiſtung für die Frage des Steuerabzugs keine entſcheidende Be⸗ 
deutung beimaß. Wenn das Geſetz, und zwar das hier noch in 
Betracht kommende frühere EinkStG. (88 45 ff.) wie auch das neue 
Geſetz (88 69 ff.) die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Vornahme 
des Steuerabzugs an die Lohnauszahlung knüpfte, Konnte es eine 
Ausſchaltung dieſer öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtung ebenſowenig, 
wie dies bei der ſozialen Verſicherung hinſichtlich der Verpflichtung 
zu Beitragsleiſtungen (vgl. Stier⸗Somlo, Komm. zur RVO. 
1, 261) der Fall iſt, dadurch zulaſſen, daß ein tatſächlich den Voraus 
ſetzungen des Steuerabzugs entſprechendes Beſchäftigungsverhältnis 
willkürlich als das eines ſelbſtändigen Gewerbetreibenden zum Be 
ſteller eines Werkes bezeichnet wird. Ob hier auch 85 RAbgOO. Plaß 
greifen würde, braucht nicht zäher unterſucht zu werden. 

Weiter genügte die Feſtſtellung, daß die vom Beſchwerdeführer 
eingeſtellten zwei Maurer in gleicher Weiſe wie die übrigen mit den 
Verpuarbeiten betrauten Arbeiter beſchäftigt waren, für die An' 
nahme, daß auch dieſe als Arbeitnehmer Arbeitslohn bezogen haben. 
Dafür ſpricht auch der Umſtand, daß der Beſchwerdeführer in ſeiner 
dem Fin A. eingereichten Aufſtellung die zwei Maurer nicht bejonder® 
aufführte, vielmehr erkennen ließ, daß auch dieſe wie die übrigen 
Arbeiter nach der Arbeitszeit und nach den Tarifjähen entlohnt wür⸗ 
den. Dies wollte das FinGer. mit der Feſtſtellung, daß dieſe Maurer 
ſich in denſelben tatſächlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen zum 
Beſchwerdeführer befänden wie die Leute von A., mit zum Ausdruck 
bringen. Bei dieſer Rechtslage kann dahingeſtellt bleiben, ob die vom 
Beſchwerdeführer beanſtandete Bemerkung über die Beweislaſt in der 
Entſch. des FtnGer. gerechtfertigt war. 


Näherer Ermittlungen über die frühere Beſchäftigungsweiſe der 


beiden Maurer und über die rechtliche Bedeutung der Putzkolonnen 


bedurfte es nicht. Welche Stellung die Putzkolonnen im Wirtſchafts“ 
leben einnehmen, wie ihr Verhältnis zu dem Empfänger der Arbeits” 
leiſtung aufzufaſſen iſt, iſt im Schrifttum eingehend erörtert. Vgl. 
Wölbling, Der Akkordvertrag und der Tarifvertrag 1908, 191.1 
Bernhard, Die Akkordarbeit 1903, 83; Lotmar, Der Arbeits“ 
vertrag II, 490 ff.; Appel, Die rechtliche Stellung der Zwiſchen“ 
perſonen 59 ff. Allgemein werden die den Kolonnen Angehörenden, 
einſchließlich des Gruppeuführers, zum Kreis der Arbeitnehmer 0% 
rechnet. Wenn es nun auch nicht ausgeſchloſſen iſt, daß eine Kolonne 
Arbeiten übernimmt, ohne zum Beſteller in das Verhaltnis eines 
Arbeitnehmers zu treten, ſo könnte damit doch nicht für den vor“ 
liegenden Fall die vom Fincher. aus den tatſächlichen Feſtſtellungen 
gezogene Schlußfolgerung widerlegt werden. Denn in welchem Ber 
hältnis ein Arbeitleiſtender zum Empfänger der Arbeitsleiſtung ſteht, 
kann nur nach den Umſtänden des Einzelfalls beurteilt werden. 
Der Beſchwerdeführer rügt als Verfahrensmangel, daß das 
FinGker. feine Feſtſtellungen auf die Ausſagen der in dem Straf 
verfahren vernommenen Arbeiter geſtützt habe, wiewohl dieſe ent 
gegen der Annahme des Fincher. am Ausgang des Strafverfahren? 
intereſſiert waren. Zuzugeben iſt, daß die vernommenen Arbeiter N! 
der Angabe, daß fie nicht als Handwerker, ſondern als Arbeitnehme? 
tätig waren und ſich ohne Aushändigung des Steuerbuchs die Ver 
gütung für die Arbeitsleiſtungen ungekürzt auszahlen ließen, . 
möglichen Unannehmlichkeiten wegen einer etwaigen Haftung für die 
Lohnſteuer nach § 52 des früheren EinkSt®. und ſtrafgerichtlich“ 
Verfolgung wegen Nichtbefolgung der ſteuerlichen Vorſchriften nach 
$ 53 a rechnen konnten. Wenn fie aber trotz ſolcher möglichen Folgen 
Angaben machten, jo war für das Fincher. kein Grund, ihren AM 
ſagen keinen Glauben beizumeſſen und ihre Bekundungen unberuck 
ſichtigt zu laſſen. Ob und inwieweit das FinGGer. den Angaben eine“ 
Auskunftsperſon Glauben beimißt, iſt überhaupt in ſein pflichthaſteg 
Ermeſſen geſtellt. Der Beſchwerdeführer erachtet ſich ferner dadur 
für beſchwert, daß das Fincher. zu Unrecht davon ausgegangen tel, — 
der Beſchwerdeführer, habe keine Lohnbücher geführt, und daß 11 
deshalb die Schätzung der Lohnſteuer für zuläſſig gehalten habe. n 
hat der Beſchwerdeführer Aufſtellungen über die an den Zahltagen 
ausgezahlten Beträge vorgelegt. Die Unterlagen für dieſe Auf 
lungen, auf die es dem Fin. wegen der Nachprüfung der Auf 
lungen ankam, hat er aber nicht eingereicht. Daher konnte das Jiu. 
recht wohl wegen unzureichender Anhaltspunkte für die Berechnung 
der Lohnſteuer zur Schäpung ſchreiten. In Frage kommt endlich, 1 
das Fin A. und Fincher. hierbei die Steuer in Höhe von 10% 
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angenommenen Lohnzahlungen ohne Rückſicht auf die im 8 46 des 
früheren Eink StG. vorgeſehenen Ermäßigungen anfordern könne, 
weil dem Beſchwerdeführer von den Arbeitnehmern die Steuerbücher, 
= er nicht beſtreitet, nicht vorgelegt worden find. Der erkennende 

enat hat in neuerer Zeit wiederholt zu dieſer Frage Stellung ge⸗ 
nommen und iſt mit Rückſicht auf die Bedeutung und den Zweck der 
dom Geſetzgeber vorgeſehenen Steuerbücher zu der Anſicht gelangt, 
daß ſie die ausſchließliche Grundlage für die Berückſichtigung der Er⸗ 
mäßigungen bilden ſollen und daß, ſolange dem Arbeitgeber die 
tieuerbücher nicht vorgelegt werden, auch bei Einbehaltung des Lohn⸗ 
tetis Ermäßigungen nicht erfolgen dürfen. Aus dieſen Gründen muß 
Die Rechtsbeſchwerde als unbegründet zurückgewieſen werden. 

(Adi ., VI. Sen., Urt. v. 17. Nov. 1926, VI A 525/26.) 


Gutachten. 

99 6. 86 Abſ. 1-3, 5—8, $ 7 Abſ. 3, 88 56, 69, 83, 89 ff, 
A 93, 94, 95 ff.; 8102 Abſ. 2 u. 3 EinkStG. 1925, 8 130 
Se 2 EinkSt. Ausf Beſt.; § 49 EinkStG. 1920/23; 8 24 
1925 ple. Zur Auslegung des $ 102 Abſ. 3 Eink StG. 
Der RFinMin. legt den § 102 Abſ. 3 EinkStG. 1925 dahin 
aus, daß bei Steuerpflichtigen, die entweder nur Arbeitslohn oder 
gur ſteuerabzugspflichtige Kapitalerträge oder ſolche Einkünfte zu⸗ 
Eramen mit Einkünften der im 86 Abſ. 1 Nr. 1—3, 6—8 Eink⸗ 
gu bezeichneten Art gehabt haben, und die mit ihrem gejamten 
Einkommen nach § 92 EinkStG. veranlagt worden ſind, im Falle 
Ste Überzahlung gegenüber der im Steuerbeſcheide feſtgeſetzten 
tenerjchuld durch Vorauszahlungen und Steuerabzugsbeträge vom 
= rbeitslohn und vom Kapitalertrage nur die Vorauszahlungen er⸗ 
Nattet werden können. Dagegen ſollen die einbehaltenen Steuer⸗ 
„zugsbeträge vom Arbeitslohn und vom Kapitalertrage nicht er⸗ 
Wit werden. In Rückſicht auf im Schrifttum und der Tages⸗ 
reſſe gegenüber dieſer Auslegung geäußerte aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichee des Geſeßes und aus 3 7 Abſ. 3 EinkSt&. 1925 her⸗ 
Heleitete Bedenken hat der RFinMin. den RF. um ein Gutachten 

ach 843 der RAD. erſucht. 
von Ju einer der mitgeteilten Zeitſchriften wird aus dem Wortlaut 
nun 8102 Abs. 3 EinkStch. gefolgert, daß Erſtattungen gerade 
din lediglich aus Steuerabzugsbeträgen zu erfolgen hätten, weil in 
ieſer Vorſchrift wörtlich geſagt ſei, daß, falls die Veranlagung eine 
geringere Steuerſchuld ergebe, die gezahlten Beträge „bis zur Höhe 
e geleiſteten Vorauszahlungen“ zu erſtatten find. Dabei wird an⸗ 
ſheinend unterſtellt, daß zu den geleiſteten Vorauszahlun⸗ 
nn auch die einbehaltenen Steuerabzüge vom Arbeitslohne wie 
Ann Kapitalertrage ES Indes können unter den nach $ 102 
us Eink6tG. 1925 zu erftattenden Vorauszahlungen nur die 
Steg Vierteljahre geleifteten Zahlungen i. S. von 88 95 ff. Eink⸗ 
. verſtanden werden. Dies ergibt ſich einmal aus dem an die 
ine der Vorſchriften über die Entrichtung der Steuer (Ab⸗ 
ray VII des Geſetzes) geftellten 869 Eink&t®. Danach find, for 
> die Steuer nicht durch Steuerabzug vom Arbeitslohn oder 
fü, Kapitalertrag erhoben worden iſt, Vorauszahlungen und Ab⸗ 
Glu sahlungen, zu entrichten. Sodann wird aber auch im 8 102 

SS. ſelbſt in Abſ. 1 ſcharf unterſchieden zwiſchen 

den nach 8 95 auf die Steuerſchuld des Steuerabſchnitts 

eten Vorauszahlungen und 
beg 2. den als Steuerabzug nach 8869 und 83 EinkStG. ein⸗ 
190 llenen Beträgen; vgl. dazu auch RF. 15, 15 (16) und 16, 
ang, (203), wonach der Steuerabzug vom Arbeitslohne keine Vor⸗ 
abe lung i. S. von Art. 1 837 2. SteuerNotVO. iſt, andererſeits 
ita auch Rich. 16, 216 (217/218), wo der Steuerabzug vom Ka⸗ 
wertrag als echte Vorauszahlung i. S. der 2. Steuer RotVO. auf⸗ 
wird; ferner R5H. 17, 13 (16), wo die Frage für das 

euerüberlch. offen gelaſſen iſt. 
der Rr hn, Anm. 20 zu 8 102 Eink StG. weiſt darauf hin, daß 
Ab eichstag den im Entwurf enthaltenen weiteren Satz des 8 102 
bon „Der Steuerpflichtige hat keinen Anſpruch auf Erſtattung 
f Steuerabzugsbeträgen“ geſtrichen hat. Er läßt dahingeſtellt, 
ste, HE hierbei der Strich der Worte: „bis zur Höhe der gelei⸗ 
zun Vorauszahlungen“ überſehen wurde. Kuhn hält es alfo 
die mindesten für möglich, daß nach den Abſichten des Reichstags 
berzahlten Beträge in jedem Falle, alſo auch bei Nichtleiſtung 
W auszahlungen aus den einbehaltenen Steuerabzugsbeträgen 


Zu 6. M ird ſich ſowohl dem Ergebnis s > 
achte Man wird ſich ſowohl d rg des Rechtsgut 
wee, des NAH. als auch feiner intereſſanten Begründung im 
Gutach chen anſchließen können. Der Charakter der Entſch. als 
ſtehumten erfordert wohl ein näheres Eingehen auf die Ent⸗ 
Urt. gsgeſchichte der geſetzlichen Beſtimmungen, als es bei einem 
von zowohl mit SA RAbgö., wie mit der herrſchenden Lehre 
dertrzer Auslegung der Geſehe bez. des Willens des Geſetzgebers 
& en wäre. Entſch. mit folch eingehender Heranziehung der 
Stra. ungsgeſchichte des Geſ. ſind heute auf dem Gebiete des 
fie; und Zivilrechts doch eine ganz ſeltene Ausnahme, während 

m Steuerrecht noch leider recht häufig ſind. Der Grund hier⸗ 
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erſtattet werden ſollten. Einer ſolchen Annahme ſteht aber die 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes entgegen. 

Nach 849 EinkstG. 1920/23 konnten auch ſolche Lohnſteuer⸗ 
pflichtige, die wegen zu geringen Einkommens nicht zu veranlagen 
waren, unter beſtimmten Vorausſetzungen unter Abgabe einer 
Steuererklärung ihre Veranlagung beantragen. Für dieſe Fälle war 
im 8 49 Abj.3 ausdrücklich beſtimmt, daß der einbehaltene Steuer⸗ 
abzug vom Arbeitslohn auf die veranlagte Einkommenſteuer an⸗ 
gerechnet und der anrechnungsfähige Betrag bar erſtattet werde, 
ſoweit er den Betrag der Einkommenſteuer überſtieg oder Ein⸗ 
kommenſteuer nicht zu entrichten war. Im Gegenſatze dazu war in 
dem Entwurfe des EinkSt®., wie er von der Reichsregierung dem 
Reichstag vorgelegt worden iſt, weder beim Steuerabzuge vom Ar⸗ 
beitslohne noch beim Steuerabzuge vom Kapitalertrag irgendeine 
Erſtattungsmöglichkeit vorgeſehen. Dabei war der leitende Gedanke 
der, daß grundſätzlich die im Wege des Steuerabzugs einbehaltenen 
Beträge zur Erleichterung der verwaltungsmäßigen und techniſchen 
Durchführung des Geſetzes nicht erſtattet werden ſollten. Insbeſon⸗ 
dere ſollte auch der Steuerabzug vom Kapitalertrag ohne Rüchſicht 
auf die Höhe des Einkommens endgültig ſein. Das wurde damit 
begründet, daß die Befreiungen und Erſtattungen des KapErtSt®. 
das Verfahren bei der an ſich einfachen Kapitalertragſteuer nahezu 
lahmgelegt hätten; Begr. z. Entw. eines EinkStGG., NTDrUKf. 
1924/25 Nr. 795 S. 31 ff., insbeſ. S. 37. Der dem 8102 Eink- 
6:6. 1925 entſprechende 8 100 des Entwurfs enthielt darum in 
Abs. 3 außer dem in die endgültige Faſſung wörtlich übernomme⸗ 
nen Satze 1 noch den Satz 2: „Der Steuerpflichtige hat keinen 
Anſpruch auf Erſtattung von Steuerabzugsbeträgen.“ Nachdem 
inzwiſchen bei den Beratungen des Steuerüberlcg. für den Steuer⸗ 
abzug vom Arbeitslohn im § 24 des Gteuerüberld. eine Erſtat⸗ 
tungsmöglichkeit im weſentlichen für die Fälle des Verdienſtaus⸗ 
falls vorgeſehen war, wurde bei der erſten Leſung des Entwurfs 
des EinkStG. im Steuerausſchuſſe des Reichstags durch die An⸗ 
träge Nr. 5 und 11 als 9 92 a im weſentlichen der § 93 EinkStch. 
i. d. F. des Gef, v. 10. Aug. 1925 eingefügt. Bezüglich des Steuer⸗ 
abzugs vom Kapitalertrage wurde durch den Antrag Nr. 99 giff. 1 
eine Erſtattungsvorſchrift als 8 92 b eingefügt. Durch den Antrag 
Nr. 99 Ziff. 2 wurde die Streichung des 8 100 Abſ. 3 des Ent⸗ 
wurfs vorgeſchlagen. Die Anträge Nr. 99 Ziff. 1 und 2 wurden 
von dem Antragſteller wie folgt begründet: 

„Der Entwurf lehne die Erſtattung von Steuerabzugs⸗ 
beträgen aus Rechtsgründen ab und habe dieſen Grundſatz im 
8100 Abſ. 3 Satz 2 noch ausdrücklich betont. Nach dem Entwurf 
gäbe es alſo nur eine Erſtattung von Steuerabzugsbeträgen 
aus Billigkeitsgründen. Durch die Vorſchrift des 892 a ſei für 
die Arbeitnehmer mit geringem Einkommen ein Rechtsanſpruch 
auf die Erſtattung von Steuerabzugsbeträgen geſchaffen worden. 
Die Vorſchrift des § 100 Abſ. 3 Satz 2 ſei alſo nicht mehr zu⸗ 
treffend und müſſe geſtrichen werden. In gleicher Weiſe wie den 
Arbeitnehmer mit geringem Einkommen müſſe man aber auch 
die Kleinrentner behandeln, wenn ihr Einkommen das Exiſtenz⸗ 
minimum von 1100 AN nicht überſteige. Dies bezwecke der An⸗ 
trag Nr. 99. Zuzugeben ſei, daß die Verwaltung mit Erſtat⸗ 
tung von Kleinbeträgen nicht überlaſtet werden dürfe; auch beim 
Steuerabzuge vom Arbeitslohne würden nach 892a Abſ. 4 
Kleinbeträge nicht erſtattet. Der Antrag ſehe deshalb vor, daß 
die vom Kapitalertrag einbehaltenen Beträge nur inſoweit er⸗ 
ſtattet werden ſollten, als fie 5 . im Vierteljahr überſtiegen. 
„Der Antrag Nr. 99 Ziff. 1 und 2 wurde nach dem Ausſchuß⸗ 

bericht ohne weitere Erörterungen angenommen, Bericht. des 
6. Ausſchuſſes (Steuerfragen), NTDruct. 1924/25 Nr. 1229 ©. al. 
Bei der zweiten Leſung des Entwurfs im Ausſchuß wurde 892 a 
(93 des Gef.) durch die Anträge Nr. 360 Ziff. 10 und Kr. 40¹ in 
unweſentlichen Punkten geändert; R DDruckſ. 1924/25 Nr. 1229 
S. 55. Von 8100 Abſ. 3 (8102 des Gef.) war hier und bei den 
Reichstagsverhandlungen, die zur erörterungsloſen Annahme der 
vom Ausſchuß vorgeſchlagenen Faſſungen führten, nicht mehr die 
Rede gl Reichstagsverhdl. 1924/25, 114. Sitz., Stenogr. Ver. 
S. 4200 A. 


Dieſe Entſtehungsgeſchichte rechtferligt die vom RFin Min. ver⸗ 
n M., CMNSIG, deren. Ergebnis 
übrigens auch ſchon vom Rich. im Gutachten des Groß. Sen. v. 
25. Okt. 1926 D 1/26 S. 7 aus Anlaß emer anderen Frage ver⸗ 
wertet worden ift. Wie ſich insbeſ. aus der Begr. der Anträge 


für iſt ja die recht häufige bedauerliche Vernachläſſis ung der ein⸗ 
fachen Kunſtregeln 15 igeſeblichen Technik durch Geſezesverfaſſer 
und Parlament, ſowie die häufigen aus Augenblicksſtimmungen ge⸗ 
borenen unnötigen Anderungen 3 Geſetze, die jeden ſyſtematiſchen 
Aufbau zerſtören. Ob man Übrigens nach der Entſtehungsgeſchichte, 
insbef. bei Berückſichtigung der Anträge auf Streichung der frühe⸗ 
ren Beſtimmung auf Rückvergütung der Erträge für den dama⸗ 
ligen Willen der mitwirkenden, Antragſteller nicht zu einem andern 
Ergebnis kommen könnte, will ich dahingeſtellt fein laſſen. Ich 
halte nach der Geſamttendenz des Geſetzes die gefundene Entſch. 


für richtig. Dabei iſt vor allem billigenswert die Entſchiedenheit 


— — Die 
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Nr. 99 Ziff. 1 und 2 und der Annahme dieſer Anträge ergibt, hat 
der Ausſchuß und dementſprechend auch der Reichstag den Satz 2 
des 5 100 Abſ. 3 des Entwurfs (8 102 Abſ. 3 des Geſ.) nur des⸗ 
halb geſtrichen, weil man mit der Zulaſſung von Erſtattungen 
durch die 88 92a und b (88 93, 94 des Geſ.) den urſprünglich aus⸗ 
nahmslos geltenden Grundſatz der Nichterſtattungsfähigkeit von 
Steuerabzugsbeträgen für durchbrochen hielt. Anſcheinend hat man 
dabei nicht daran gedacht, daß die Erſtattungen, wie fie 88 93 und 
94 ausnahmsweiſe vorſahen, ſich nur auf den Fall der Nicht⸗ 
veranlagung bezogen. Man ging eben von der Vorſtellung 
aus, daß die Steuerabzüge nunmehr zwar ausnahmsweiſe unter 
den Vorausſetzungen von 88 93, 94 erſtattet werden ſollten, daß 
dies aber ſowohl für den Nichtveranlagten wie für den Veranlag⸗ 
ten gelte. Da durch die den 88 93 und 94 des EinkStG. 1925 zu⸗ 
grunde liegenden Anträge vor allem den Arbeitnehmern und Ka⸗ 
pitalertragempfüngern mit geringerem Einkommen geholfen wer⸗ 
den ſollte, muß es als ausgeſchloſſen gelten, daß man bei der 
durch die Einfügung von 8893 und 94 in das Gef. veranlaßten 
Anderung des § 102 Abſ. 3 etwa dem zu veranlagenden, beſſer⸗ 
geſtellten Arbeitnehmer die uneingeſchränkte Erſtattungsmöglich⸗ 
keit überhobener Beträge hat einräumen und ihn dadurch gegenüber 
dem nichtzuveranlagenden Arbeitnehmer mit geringerem Einkom⸗ 
men hat begünſtigen wollen. Andererſeits ſollte der veranlagte Ar⸗ 
beitnehmer aber auch in den Erſtattungsmöglichkeiten nicht ſchlech⸗ 
ter geſtellt werden als der nichtveranlagte Arbeitnehmer. Aus der 
Entſtehungsgeſchichte, dem inneren Zuſammenhang und dem Zwecke 
der §8 93, 94 und 102 des Eink&t®. läßt ſich daher wohl auch 
die im § 130 Abf. 2 EinkStAusfBeſt. weiter klargeſtellte Aus 
legung dahin rechtfertigen, daß die Erſtattungsmöglichkeiten des 
8 93 auch für den veranlagten Arbeitnehmer Platz greifen. Das 
Ergebnis iſt deshalb zu begrüßen, weil damit für den veranlagten 
Arbeitnehmer, insbeſ. auch Erſtattungen von Steuerabzugsbeträ⸗ 
gen, unter dem Geſichtspunkt des nicht engherzig auszulegenden 
856 EinkStch. möglich werden. 

Gegen die aus der Entſtehungsgeſchichte und dem Zuſammen⸗ 
bange der in Betracht kommenden Vorſchriften gewonnene Aus⸗ 
legung von § 102 Abſ. 3 EinkStGG. 1925 läßt ſich auch aus 8 7 
Abs. 3 EinkStGG. 1925 nichts herleiten. Danach iſt bei einem 
Steuerpflichtigen, bei dem mehrere Einkommensarten zuſammen⸗ 
treffen oder der Einkünfte derjelben Art aus mehreren Betrieben 
oder Ausgaben hat, die bei keiner Einkommensart abgeſetzt wer⸗ 
den können, das Einkommen durch Zuſammenrechnung und Aus⸗ 
gleich der bei geſonderter Ermittlung gewonnenen Ergebniſſe zu 
berechnen. Man kann über die Bedeutung dieſer Vorſchrift im 
Zweifel fein. Man kann mit Becker, Steuer u. Wirtſch. V, 1431 
darin nur einen allgemeinen Grundſatz ſehen, der Einſchränkungen 
verträgt, die ſich aus dem Geſetze mittelbar oder unmittelbar er⸗ 
geben. Man kann ihn aber wohl auch als ausdrückliche und un⸗ 
1 0 Vorſchrift dahin auffaſſen, daß Verluſte, die ſich bei 
den Einkommensarten von 8 6 Abs. 1—3, und Ausgabenüber⸗ 
ſchüſſe, die ſich bei den Einkommensarten nach 8 66 Abſ. 1 Nr. 5—8 
ergeben, bei der Ausgleichung berückſichtigt werden müſſen. Auch 
wenn 8 7 Abſ. 3 Eink StG. 1925 in letzterem Sinne aufgefaßt 
wird, war es dem Geſetz unbenommen, Ausnahmen vorzu⸗ 
ſchreiben oder die Wirkungen der Vorſchrift unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen auszuſchalten. Das iſt einmal durch 8 102 Abſ. 3 
EinkStd. geſchehen. Er verſagt der im 87 Abſ. 3 EinkStG. an“ 
geordneten Berückſichtigung von Verluſten und Ausgabenüber⸗ 
ſchüſſen inſoweit die Wirkung, als bei einer Überzahlung zwar die 
geleiſteten Vorauszahlungen, nicht aber die vom Arbeitslohn und 
Kapitalertrag einbehaltenen Steuerabzugsbeträge erſtattet werden. 
Weiter geht hier die Ausnahme nicht. Bei der Veranlagung ſelbſt 
kommt die Vorſchrift von 87 Abſ. 3 zu Raum. Dabei kann die 
Berückſichtigung von Verluſten zu einer geringeren Steuerſchuld 
und damit auch zu einer geringeren Abſchlußzahlung führen; § 102 
Abſ. 2 EinkSt®., §.7 Abſ. 3 EinkSt®. wirkt ſich aljo auch im 
Rahmen von 9 102 ſolange aus, als die Steuerſchuld die anzurech⸗ 
nenden Vorauszahlungen und Steuerabzugsbeträge überſteigt. An⸗ 


mit der der Entſch. gegenüber der bloßen (manchmal zu weitgehenden 
und manchmal zum Schlagwort gewordenen) Billigkeit, den Ge⸗ 
dankengang der Vereinfachung und Klarheit der Veranlagung ent⸗ 
ſcheidend in den Vordergrund ſtellt. Die Entwicklung des Steuer⸗ 
abzugs bzw. des Kapitalertrags zur Objektſteuer, die meines Er⸗ 
achtens nicht nur hier, ſondern auch auf anderen Sondergebieten 
der Einkkommensbeſteuerung gefördert werden ſollte, wird gebüh⸗ 
rend herausgehoben. Dieſer Grundſatz der Einfachheit und Klarheit 
der Veranlagung und Erhebung iſt heute im Intereſſe der Auf⸗ 
rechterhaltung unſerer Steuerverwaltung eine zwingende Forderung, 
auch gegenüber manchen Einzelforderungen der ſteuerlichen Gerech⸗ 
tigkeit und Billigkeit, die im Intereſſe des großen Ganzen zu⸗ 
rücktreten müſſen. Soweit wirklich in zwingenden Einzelfällen 
witlig ge unge beachtet werden müſſen, hat der in der Entſch. 
des Ri. angedeutete, in der Zwiſchenzeit erſchienene Erlaß des 
Reichsfinanzminiſters die Grundlage geſchaffen. 
RA. S. Straub, Freiburg i. Br. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ders iſt es in den Fällen, in denen nach 8 89 ff. überhaupt nicht 
oder nur dasjenige Einkommen veranlagt wird, das nicht dem 
Steuerabzuge nach 88 69, 83 EinkSt®. unterlegen hat. Hier kann 
die Vorſchrift von 87 Abſ. 3 EinkSt6. 1925 überhaupt nicht zu 
Raum kommen, da mangels einer Veranlagung die Möglichkeit, 
Verluſte aus anderen Einkommensarten auszugleichen, von vorn⸗ 
herein entfällt und andererſeits Erſtattungen ausdrücklich nur im 
Rahmen von 88 93 und 94 zugelaſſen ſind. Auch dieſe Durch⸗ 
brechung des 5 7 Abſ. 3 EinkSt&. 1925 iſt aber, wie die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Geſetzes gezeigt, aus Gründen der mög⸗ 
lichſten Vereinfachung vom Gefebgeber gewollt. Die in 88 93) 

und 102 Abſ. 3 Eink6t®. 1925 feſtgelegten Ausnahmen entbehren 
daher der geſetzmäßigen Grundlagen ebenſowenig wie die ſich aus 
87 Abſ. 3 EinkStGG. 1925 ergebende Regel. Aus der bewußten 
Ausſchaltung dieſer allgemeinen Veranlagungsregel ergibt ſich zu⸗ 
gleich aber auch, daß der Steuerabzug vom Arbeitslohn und Ka⸗ 
pitalertrage nicht nur eine beſondere Erhebungsform der 
Einkommenſteuer darſtellt, fondern daß er ſich in feiner geſetzlichen 
Geſtaltung ſehr ſtark einer für dieſe Einkommensarten vor⸗ 
geſehenen beſonderen Objektſteuer nähert. Den aus dieſer 
geſetzlichen Regelung ſich ergebenden Härten kann nur im Wege 
des in Ausſicht genommenen Billigkeitserlaſſes begegnet werden. 

(RFH., VI. Sen., Gutachten v. 14. Dez. 1926, VI D 2. 25 8. 


Reichsverſicherungsamt. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin, und Ober 
regierungsrat Dr. Zielke, Berlin. 

1. 8 165 RVO. Der Sohn eines Handwerkmeiſters, 
der nach Erlernung des Handwerks in dem von ihm ſpäter 
zu übernehmenden Geſchäfte des Vaters ſich betätigt und 
an Zuwendungen lediglich die eines Hausſohnes erhält, 
ſogen. Meiſterſohn, iſt nicht krankenverſicherungspflichtig. 

Es zeigt ſich hier das typiſche Bild der Entwicklung eines 
„Meiſterſohnes“. Nachdem er ſein Handwerk erlernt und in der 


Fremde ſich umgeſehen hat, tritt er in das Geſchäft ſeines Vaters 


ein. Es entſpricht den in den reifen des deutſchen Handwerks gul⸗ 
tigen Anſchauungen über die Beziehungen zwiſchen Familie und Se 
ſchäft, daß dies nicht geſchieht, um in ein auf dem Grundſatz von 
Leiſtung und Gegenleiſtung aufgebautes Arbeitsverhältnis einzu 
treten, ſondern um ſelbſt an der weiteren Erhaltung des Geſchäfts, 
das er nach dem Tode des Vaters übernehmen ſoll, mitzuarbeiten, 
insbeſ. um zu dieſem Zwecke ſich in der Leitung des Geſchäfts aus“ 
zubilden und um die perſonliche Beziehung zur Kundſchaft aufzu- 
nehmen. Die Zuwendungen, die er von dem Vater erhält, find weniger 
ein Entgelt für die geleiſtete Arbeit, als vielmehr ein dem Sohne und 
Hausangehörigen als ſolchem geſpendeter Unterhaltsbeitrag. Es han 
delt ſich hiernach um eine aus dem Weſen der Familie heraus ge“ 
borene und auf ihr fortberuhende Betätigung, nicht aber um ein 
Lohnarbeitsverhaltnis, wie dies 8 165 RVO. als Vorausſetzung der 
Verſicherungspflicht verlangt. 
(RVA., Entſch. v. 11. Mai 1926, II K 10/26.) 8. 
* 


2. 89 15122, 124, 125 RVO. Der Zeitraum, für den 
gemäß $ 1512 Koſtenerſtattungspflicht des Trägers der 
Unfallverſicherung gegenüber der Krankenkaſſe beſteht, 
una 1 den Unfalltag wie den Tag der 13. Win 

r feiner Benennung nach dem Tage des U ent“ 
ſpricht, e 92 Tie 0 1 3 

Mit den Worten: „innerhalb der erſten 13 Wochen nach dem 
Unfall“ hat 8 1512 a RBO. das Ende der Friſten beſtimmt, nicht 
ihren Anfang. Der Anfang dieſer Dreizehnwochenfriſt wird aber 10 
demſelben § 1512 a dadurch einwandfrei klargeſtellt, daß auf g 182 
verwieſen iſt, wonach die Krankenpflege vom Beginne der Krankheit 
an einzuſetzen hat. Daher beſteht die Erſaßpflicht des Trägers der 
Unfallverſicherung vom Beginn der Krankheit, alſo vom Unfalle ſelbſt 
an, ſo daß die Wartezeit hinſichtlich des Erſatzes von Kaſſenleiſtungen 
den Unfalltag ſelbſt als erſatzpflichtig mit umfaßt. 

(ROW, Rev.⸗Entſch. v. 11. Juni 1926, IIa KB 50/26.) [8] 
* 


3. 8 545 RVO. Beginn und Beendigung des Weges 
nach und von der Arbeitsſtätte. 7 
„In dem zuungunſten des Unternehmers entſchiedenen Jalle 
wollte der Kl., nachdem er feine Wohnung verlaſſen Hatte, ſein Jahr 
rad, deſſen er ſich zur Arbeitsſtätte regelmäßig bediente, von einen, 
Vorplatze des Treppenhauſes herunterkragen; hierbei glitt er aus 
und brach ſich den linken Unterſchenkel. - 
ach $545uRBD, der durch das Geſ. v. 14. Juli m 


Zu 3. Die Verſicherungsbehörden haben recht oft den Begriff 
des Betriebes (und damit des Betriebsunfalles) zu weit gefaßt un 
in ihren Entſch. deshalb der Abſicht des Geſetgebers nicht richig 
zu entſprechen gewußt; es ſei hier nur, um einen Fall herauszi⸗ 
greifen, an den Unfall des „laufenden Hausdieners“ erinnert, der in 
JW. 1921, 1381 von einem der beſten Sachkenner durchaus richtig 
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Nox. , 97) neu in die RVO. aufgenommen worden iſt, gilt „als 
meſchäftigung in einem der Verſicherung unterliegenden Betriebe der 
it der Beſchäftigung in dieſem Betriebe zuſammenhängende Weg 
nach der Arbeitsſtätte“. Aus der Entſtehungsgeſchichte dieſer Beſtim⸗ 
mung ergibt ſich nichts Weſentliches darüber, was unter dem Be⸗ 
Auf „Weg“ zu verſtehen iſt. Die Auslegung ſollte vielmehr nach der 
UNE der RReg. der Rechtſprechung überlaſſen bleiben (vgl. Komm⸗ 
Ser. S. 22, 23). Man hat bei der Faſſung des § 545 RVO. der 
wölhlſprechung offenbar weiten Spielraum für die Auslegung laſſen 
ollen, indem man anders wie die öſterr. Geſetzgebung, nach welcher 
zer „Weg von der Wohnung zur Arbeit“ gegen Unfall verſichert iſt, 
die Frage, wann der Weg beginnt und wann er aufhört, offen ließ. 
fa Aus der Faſſung des 8 5452 RVO., nach welcher als „Be⸗ 
ſchaftigung im Betriebe“ der „Weg nach der Arbeitsſtätte“ zu gelten 
St iſt zu folgern, daß das Wort „Weg“ hier nicht i. S. von 
Straße, Landſtraße u. dgl. gebraucht iſt, ſondern als eine Betätigungs⸗ 
erm, und zwar als die Betätigungsform des Sichfortbewegens auf 
An beſtimmtes Ziel hin. „Weg“ i. S. 8 5452 bedeutet hiernach das 
Sichhinbegeben zur Arbeitsſtätte. Ein folder Weg ift nicht ohne wei⸗ 
teres an allgemein benutzte oder gar öffentliche Straßen gebunden, 
londern kann auch gegebenenfalls außerhalb derſelben zurückgelegt 
werden. In dieſem Sinne kann nach Anſicht des Senats der Weg 
nach der Arbeitsſtätte auch auf einem umfriedeten Grundſtück oder 
Umerhalb eines Geländes anfangen. Vorausſetzung für die Tätigkeit 
grundſätzlich, daß der häusliche Wirkungskreis verlaſſen 
Dis der Weg in der Richtung auf die Arbeitsſtätte angetreten iſt. 
US entſpricht durchaus dem deutſchen Sprachgebrauch, auf den bei 
Auslegung des Geſetzes entſcheidendes Gewicht zu legen iſt. Nach 
zu gemeiner Sprachübung befindet ſich jemand nach Verlaſſen feiner 
Dehnung auf der Treppe eines Hauſes „unterwegs“ oder „auf dem 
eg“ zu irgendeiner Tätigkeit (ebenſo von Frankenberg, 
„Unterbrechung der Unfallverſicherungspflicht“: „Arbeiterverſorgung“ 
1926, 341). 
. Es ſoll keineswegs verkannt werden, daß die Feſtſtellung, ob 
15 der Fall ift, ob insbeſ. der Verſicherte ſich bereits auf einem 
wachen mit der Beſchäftigung im Betriebe zuſammenhängenden Weg 
a) der Arbeitsſtätte befunden hat, nicht felten auf Schwierigkeiten 
oben kann. Derartige Schwierigkeiten des Beweiſes, die der Geſetz⸗ 
Be felbft keineswegs verkannt hat, können aber nicht dazu führen, 
Reg Geſetz eine nicht gewollte einengende Auslegung zu geben. Die 
übehtſprechung wird verſuchen müfjen, fie auf anderem Wege zu 
erwinden. Hiernach iſt die Auffaſſung des Vorderrichters, den mit 
1 Beſchäftigung im Betriebe nach 8 545 RVO. zuſammenhängen⸗ 
bill; Weg auch ſchon innerhalb eines Gebäudes beginnen zu laſſen, zu 
ligen. Dies wird jedenfalls überall da gerechtfertigt ſein, wo es 
en Häuſer mit einzelnen, in den verſchiedenen Stockwerken be⸗ 
endlichen abgeſchloſſenen Mietwohnungen handelt. 
bei In einem ſolchen Hauſe wohnte der Verletzte. Wenn er daher 
* Heruntertragen ſeines Fahrrades auf dem Treppenabſatz zwiſchen 
dend 2. und 3. Stock ausglitt, als er die Abſicht hatte, ſich zur Ar⸗ 
täsſtätte zu begeben, ſo befand er ſich auf dem „Wege“ zum Be⸗ 


galebe 1 S. 8 545 a Rd., und dieſer Weg ist als Beſchäftigung in 
agu 135 Verſicherung unterliegenden Betriebe i. S. § 544 Abſ. 1 
ehen. 


B. Nach den getroffenen Feſtſtellungen iſt der Tod des Brauers 
= darauf zurückzuführen, daß er, nachdem er ſeine Wohnung be⸗ 
3 hatte und in der Küche ſeinen Ruckſack aufhängen wollte, in 
Un Dunkelheit in die offenſtehende Kelleröffnung ſtürzte. Wäre dieſer 
hufall vor dem 17. Juli 1925 eingetreten, fo würde kein Zweiſel be⸗ 
1 70 daß er nicht als Betriebsunfall anzuſehen ift. Aber durch das 
x ſeſem Tage in Kraft getretene zweite Geſetz über Anderungen in 
Na tfallverficherung find die neuen Vorſchriften (88 545 a, 545 b 
fi D.) geſchaffen worden, daß als Beſchäftigung in einem der Ver⸗ 
cherten unterliegenden Betriebe auch der mit dieſer Beſchäftigung 
bis umenhängende Weg nach und von der Arbeitsſtätte und auch 
tur mit der Beſchäftigung im Betriebe zuſammenhängende Verwah⸗ 
gerd Beförderung, Inſtandhaltung und Erneuerung des Arbeits⸗ 
5 les gelten ſollen. Es ſind alſo dabei eintretende Unfälle jetzt zu 
31.0 etriebsunfällen zu rechnen. Da der Unfall des S. ſich erſt am 
inf 3.1925 ereignet hat, fo ift, wie dies bereits von den Vor⸗ 
ein zen geſchehen iſt, zu prüfen, ob nach dieſen Geſetzesvorſchriften 
ehe, etriebsunfall vorliegt. Es iſt feſtgeſtellt, daß S. von feiner 
Hon sſtelle gekommen war. Der Weg von der Arbeitsſtelle nach 
Nate endet aber regelmäßig nach allgemeinem Sprachgebrauch in der 
Totiaung · Sobald dieſe betreten iſt, iſt der Weg beendet und die 
nicht Reit, die ein Arbeiter in dieſer vornimmt, kann grundſätzlich 
: mehr dem Heimwege zugerechnet werden, fie iſt rein perſön⸗ 
ahi r 
kennen gekennzeichnet wird: „Dann doch lieber jeden Fall aner⸗ 
Senat emgegenüber iſt es ſehr zu begrüßen, daß jetzt der gleiche 
ſcheiden m gleichen Tage Gelegenheit gehabt hat, darüber zu eni- 
Segen” wann ein Arbeitstag beginnt und wann er endet, in dem 
a Falle hatte der Arbeitnehmer nicht nur feine eigentliche 
mehrere verlaſſen, ſondern war bereits (wenigſtens anſcheinend!) 
ere Stufen heruntergeſtiegen und auf dem weiteren Wege ver⸗ 


Rechtſprechung 


1543 


licher und privatwirtſchaftlicher Art, ſo daß ſie nicht mehr von dem 
Verſicherungsſchutz erfaßt wird. Sie würde nur dann noch unter dieſen 
fallen, wenn es ſich um die Verwahrung des Arbeitsgerätes oder 
ſonſtige Beſchäftigung mit dieſem handelt, denn nach der oben ange⸗ 
führten Geſetzesvorſchrift iſt dieſe Tätigkeit auch in der Wohnung des 
Arbeiters verſichert. Im vorl. Falle iſt nun S. beim Aufhängen 
ſeines Ruckſackes und ſeiner Pelerine gefallen. Beide Gegenſtände 
gehörten aber nicht zum Arbeitsgerät, es handelt ſich bei ihrer Auf⸗ 
bewahrung nur um eine zum Nutzen der häuslichen Ordnung vor⸗ 
genommene Handlung. 

(RV A., Rekurs⸗Entſch. v. 12. Aug. 1926,14 1171/26 und Ta 2125/26.) 

* 


4. 88 544 Abſ. 1, 545 RVO. Die Grundſätze über 
den Einfluß eines gegen ſtrafrechtliche Vorſchriften, Ge⸗ 
bot oder Verbot des Unternehmers oder vernünftige 
Überlegung und Brauch verſtoßenden Verhaltens des Ver⸗ 
ſicherten auf die Zurechnung einer unfallbringenden 
Tätigkeit zum Betriebe finden auf Unfälle, die ſich auf 
dem mit der Beſchäftigung in dem Betriebe zuſammen⸗ 
hängenden Wege nach und von der Arbeitsſtätte ereignen, 
finngemäß Anwendung. 

Ein Bahnarbeiter trat nach Beendigung der Arbeit den Heim⸗ 
weg auf dem Bahnkörper an und verſuchte, um ſchneller heimzu⸗ 
kommen, auf einen in der Richtung nach ſeinem Heimatsorte vorbei⸗ 
fahrenden Güterzug aufzuſpringen, wobei er tödlich verunglückte. Die 
Anſprüche der Hinterbliebenen auf Unfallhinterbliebenenrente ſind an⸗ 
erkannt worden. Der Auffaſſung, daß der Zuſammenhang des Weges 
von der Arbeitsſtätte mit der Beſchäftigung im Betriebe durch das 
verbots⸗ und vernunſtwidrige, eigenwirtſchaftliche, alſo betriebsfremde 

wecke verfolgende Verhalten des Bahnarbeiters unterbrochen worden 
ſei, kann nicht beigetreten werden. Für Unfälle, die ſich bei der Be⸗ 
schäftigung im Betriebe ereignen, gilt der Grundſatz, daß es der 
Zurechnung einer unfallbringenden Tätigkeit zum Betriebe nicht 
entgegenſteht, wenn der Verſicherte gegen ſtrafrechtliche Vorſchriften, 
Gebot oder Verbot des Unternehmers oder gegen vernünftige Über- 
legung und Brauch verſtoßen hat, daß nur dann eine ſolche unfall⸗ 
bringende Tätigkeit dem Betriebe nicht zuzurechnen iſt, wenn babei 
beſondere betriebsfremde Zwecke auf Abſicht und Verhalten des Ver⸗ 
ſicherten derart eingewirkt haben, daß die Beziehung jener Tätigkeit 
zum Betriebe bei der Bewertung der Unfallurſachen als unerheblich 
ausgeſchieden werden muß. Dieſer Grundſatz muß ſinngemäß auf Un⸗ 
fälle, die ſich auf den der Verſicherung unterſtellten Wegen ereignen, 
angewendet werden. Da der Verunglückte lediglich deshalb auf den 
fahrenden Zug aufgeſprungen iſt, um den Weg schneller zurückzulegen, 
kann von dem Überwiegen fremder Zwecke bei dem unfallbringenden 
Verhalten nicht geſprochen werden. 

(AA., Entſch. v. 6. Okt. 1926, Ia 1311/26.) 18. 


II. Länder. 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OB GR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 

1. Grundvermögensſteuer. Merkmale des öffentl. 
Unterrichts i. S. 8 24 Abſ. 1 Buchſt. f Prͤomm Abg. }) 

Frau G. iſt als Eigentümerin eines Grundſtücks in W., in 
dem ſie ein Privatlyzeum mit Internat betreibt, zur GrVerm⸗ und 
Hauszins St. herangezogen worden. Nach fruchtloſem Einſpruch und 
Zurückweiſung der Berufung begehrt fie mit der Rechtsbeſchwerbe 
Freiſtellung von der GrVermSt., ſoweit das Grundſtück für Lehr⸗ 
zwecke des Privatlyzeums verwendet wird. Das OVG. wies die Sache 
an die Vorinſtanz zurück. 1 8 

Der Gerichtshof hat in der Entſch. v. 20. Juni 1913 (DRG. 
64, 257), die eine von einer Landwirtſchaftslkammer unterhaltene 
Haushaltungsſchule für Mädchen betrifft, als öffentlichen Un⸗ 
terricht i. S. 824 Abſ. 1 Buchſt. k KommAbg (). denjenigen be⸗ 
zeichnet, welcher „im Rahmen der ſtaatlich gestellten Aufgabe des ihn 
Darbietenden und im öffentlichen Intereſſe erteilt wird“, und her⸗ 
vorgehoben, daß hierbei das „öffentliche Intereſſe ſich daraus er⸗ 
gibt, daß die Schule allen Perſonen zugänglich ist, welche die Vor⸗ 
geſchriebenen Vorausetzungen erfüllen“. Es kann dahingeſtellt blei⸗ 
ben, inwieweit dieſe Begriffsbeſtimmung des offentlichen Unter⸗ 
richts hier Anwendung finden kann, da jedenfalls ihre grundlegende 
Vorausſetzung einer Berechtigung des Staates, dem Unterrichlserteiler 
Aufgaben zu ſtellen, zwar einer eie hafskammer, nicht aber 
einer Privatperſon gegenüber zutrifft. Dieſe iſt wohl berechtigt, unter 


unglückt; in dem anderen Falle hatte er ſeine Wohnung, d. h. die 
abgeſchloſſenen oder wenigſtens abſchließbaren und ein Ganzes bildenden 
Räume, bereits betreten und war innerhalb ihrer verunglückt, wenn 
auch bei Abnahme des geführten, Jedenfalls werden aber bie 
behandelten Eutſch. für alle Deteriigten von größtem Werte und 
deshalb dazu angetan fein, Falle, die wie der zweite, liegen, nicht 
erſt aufzuziehen oder gar bis zum Aa. zu treiben. 
r ogegRat Hanow, Frankfurt a. O. 
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beſtimmten Vorausſetzungen mit Genehmigung und unter Aufſicht des 
Staates eine Privatanſtalt zu betreiben, der Staat iſt jedoch nicht 
befugt, ihr die Verpflichtung zu deren Betrieb aufzuerlegen (Art. 144, 
147 RVerf.). Es bedarf auch keiner weiteren Stellungnahme zu der 
Frage, ob und inwieweit die geſetzl. Beſtimmungen über die Grund⸗ 
ſchule (Art. 146 a. a. O., Gel. v. 28. April 1920, RG Bl. S. 851) jener 
Entſch. v. 20. Juni 1913 ihre Grundlage ganz oder zum Teil ent⸗ 
zogen haben und nur aus ihnen die Grundſätze für die Beurteilung 
der Öffentlichkeit des Unterrichts zu entnehmen find. Dadurch, daß 
ein Privatlyzeum die für die Grundſchule maßgeblichen geſetzl. Be⸗ 
ſtimmungen zu befolgen hat, wird es ſelbſt noch nicht zur öffentl. 
Grundſchule und der in ihm erteilte Unterricht noch nicht zum öffent. 
Unterricht. Ebenſowenig vermag die bisher nicht widerlegte Augabe 


Zu 1. An der Entſch. intereſſiert lediglich der Begriff des 
„öffentl. Unterrichts“ i. S. des Komm Abg. Gewiß find die einzelnen 
Merkmale, mit denen ſich das Urt. mehr negativ beſchäftigt, allein 
nicht ausreichend, den vom KommAbgG. geforderten Begriff zu er⸗ 
füllen. M. E. hätte aber das Gericht von der Entſch. Pro VG. 64, 
257 nicht ſo weit abzurücken brauchen, wie es hier geſchehen iſt. Aller⸗ 
dings iſt es richtig, daß auf die „ſtaatlich geſtellten Aufgaben des 
den Unterricht Darbietenden“ bei einem Privatlyzeum nicht abge⸗ 
ſtellt werden könne. Wohl aber wäre es m. E. gut möglich, ſtärker, 
als es die Entſch. tut, zu betonen, daß durch die Gewährung von Zu⸗ 
ſchüſſen durch eine öffentl. Körperſchaft dieſe ſich den bezuſchußten 
Zweck gleichſam zu eigen macht, daß alſo eine Privatſchule, welche 
in mehr oder weniger großem Umfange mit Hilfe von öffentlichen 
Mitteln betrieben wird, im wirtſchaftlichen Sinne auch als 


(Furiſtiſche Wochenschrift 
rr 


der BeſchwFührerin, daß Staat und Stadt Beihilfen für die Unter 
haltung der Anſtalt zahlen, nach den Beſtimmungen des MinErl. v. 
19. April 1921 über die Bewilligung von Staatsbeihilfen an private 
höhere Lehranſtalten für die weibliche Jugend (3 Bl. Unter Verw. im 
Preußen, Bd. 63 Nr. 266 S. 219 ff.) ohne weiteres einen ſicheren An 
halt dafür bieten, daß dieſe Anſtalten ſchon durch die Bewilligung 
ſolcher Beihilfen zu öffentl. Schulen oder der von ihnen dargeboten 
Unterricht zu einem öffentl. Unterrichte werden. Im übrigen iſt m 
den vorl. Fall bisher nicht aufgeklärt, ob jene Zuſchüſſe einmalig 
oder noch gezahlt werden und ob an die Zahlung irgendwelche Auf 
lagen oder Bedingungen geknüpft ſind, die unter Umſtänden einen 
Anhalt für die Beurteilung der Offentlichkeit des an dem Lyzeum 
der BeſchwFührerin erteilten Unterrichts bieten könnten. 
(Pr OG., VII. Sen., Entſch. v. 5. Nov. 1926, VII P 141/25.) 


öffentliche Unterrichtsanſtalt desjenigen Verbandes angeſehen werden 
darf, der ſich eben ſeiner Aufgabe nicht durch eine eigene Anſtall, 
ſondern durch Unterſtützung eines Privatunternehmens entledigt. Im 
übrigen dürfte die Entſch. zeigen, wie ſehr es in derartigen Fällen 
auf die Sachlage ankommt. Man wird ſich hüten müſſen, aus folder 
Urteilen allzu allgemeine Rechtsſätze und Richtlinien herzuleiten. Das 
zeigt ſich u. a. auch ſchon darin, daß der Leitſatz der Entſch. PrO VG. 
64, 257, der in dem Urt. zitiert iſt, auf einen gar nicht einmal 10 
verſchieden gelagerten Fall zum mindeſten keine unmittelbare Ant 
wendung finden kann. Auslegung nach dem Zweck der Befretungs* 
vorſchrift wird dem Gericht auch dann die richtigen Wege weiſen, wenn 
es ſich nicht auf Präzedenzfälle ſtützen kann. 
Prof. Dr. Albert Henſel, Bonn. 


dem Reichstage und dem Landtage vorliegende Geſetzentwürfe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


1. Der Entwurf eines Allgemeinen Deutſchen 
Strafgeſetzbuchs, über deſſen Beratung im Reichsrat die Tages⸗ 
zeitungen mehrfach berichtet haben, iſt in dieſen Tagen dem Reichstag 
zugegangen und ſomit der Offentlichkeit zugänglich geworden. Neben 
dem Entw. ſelbſt und der Begründung enthält der umfangreiche 
Druckband noch zwei bedeutſame Anlagen, von denen die eine über 
„Die Behandlung wichtiger Fragen der Strafrechtsreform in der aus⸗ 
ländiſchen Geſetzgebung“ unterrichtet, während die andere eine Über⸗ 
ſicht über „Die Entwicklung der Kriminalität im Deutſchen Reich ſeit 
1882“ gibt. Auch ſei auf die Gegenüberſtellung des Entw. mit dem 
geltenden StÖB. und die des geltenden StGB. mit dem Entw. ver⸗ 
wieſen. In der äußeren Form unterſcheidet ſich der Entw. von dent 
geltenden StchB. dadurch, daß er in zwei Bücher eingeteilt iſt, von 
denen das erſte die Verbrechen und Vergehen, das zweite die Uber⸗ 
tragungen behandelt. Dieſe äußere Trennung bezweckt, die Grenze 
zwiſchen kriminellem und polizeilichem Unrecht mog⸗ 
lichſt ſcharf zu ziehen. Das erſte Buch umfaßt in 11 Abſchnitten 
(88 1—85) den allgemeinen Teil, dem in 36 Abſchnitten (88 86—3 T8 
der beſondere Teil folgt. Auch das zweite Buch zerfällt in einen all⸗ 
gememen (88 375—380) und einen beſonderen Teil (88 390413). 
Die Strafmittel des Entw. entſprechen in der Hauptſache denen 
des geltenden Rechts. Die Todesſtrafe iſt beibehalten; fie iſt nur bet 
Mord und auch hier nur für den Fall, daß Reine Milderungsgründe 
vorliegen, angedroht, die Freiheitsſtrafen ſind Zuchthaus, Gefängnis 
und Einſchließung; dazu tritt als Freiheitsſtrafe für Übertretungen 
die Haft. Die Einſchließung, die die bisherige Feſtungshaft er⸗ 
ſetzt, ſoll an die Stelle von Zuchthaus und Gefängnis treten, wenn 
der Täter ausſchließlich aus achtenswerten Beweggründen gehandelt 
hat und die Tat nicht ſchon wegen der Art und Weiſe ihrer Aus⸗ 
führung oder der vom Täter verſchuldeten Folgen beſonders verwerf⸗ 
lich iſt. Nicht in den Entw. eingeſtellt find Vorſchriften über den 
Vollzug der Strafen, vielmehr ſoll ein beſonderes Strafvoll⸗ 
zugsgeſetz dem Reichstag in wenigen Monaten zur Beſchlußfaſſung zu⸗ 
gehen. Neben die Strafen tritt nach dem Entw. ein Syſtem von 
Maßregeln der Veſſerung und Sicherung, fo die Unter⸗ 
bringung in Heil⸗ und Pflegeanſtalten, in Trinkerheil⸗ oder Ent⸗ 
ziehungsanſtalten, in Arbeitshäuſern oder in Erziehungs⸗ und Beſſe⸗ 
rungsanſtalten, ſowie die Sicherungsverwahrung gefährlicher Ce 
wohnheitsverbrecher. Neben dieſe Maßnahmen tritt eine Schutz⸗ 
aufſicht. In der Frage, was mit dem Rechtsbrecher geſchehen foll, 
gewährt der Entw. dem Richter das nötige Maß von Freiheit. Bet 
dem Strafrahmen des beſonderen Teils iſt auf Mindeſtſtrafen, 
ſoweit irgend möglich, verzichtet. Falls mildernde Umſtände vor⸗ 
W kann bei einer jeden Straftat die Strafe gemildert werden. 
In beſonders leichten Fällen kann das Gericht bei Übertretungen und 
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bei einigen ausgewählten Vergehen auch von Strafe abſehen. Auf der 
anderen Seite kennt der Entw. die Einrichtung der „beſonders 
ſchweren Fälle“. Damit wird dem Richter mehr als bisher die Dr 
fugnis gegeben, einem beſonders ſtrafwürdigen Verhalten mit Nach 
druck zu begegnen. Beſonders erweitert aber iſt die Macht des Richters 
gegenüber dem Gewohnheits verbrecher. Den für die öffent 
liche Sicherheit gefährlichen Gewohnheitsverbrecher kann der Richter 
wegen eines jeden Verbrechens, auch wenn es an ſich mit geringeret 
Strafe bedroht iſt, mit Zuchthaus bis zu 15 Jahren und wegen 
eines jeden vorſätzlichen Vergehens mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren 
beſtrafen. Nicht in den Entw. aufgenommen find die Vorſchriften übe 
die Behandlung von Jugendlichen, die eine mit Strafe bedrohte Hank 
lung begehen. Dieſer Gegenſtand iſt vielmehr durch das Jugend 
gerichtsgeſetz erſchöpfend geregelt. Im Entw. findet ſich nur die 
Vorſchrift, daß, wer zur Zeit der Tat noch nicht 14 Jahre alt Ui 
als nicht zurechnungsfähig gilt, und daß die Frage, unter welchen 
Vorausſetzungen einem Minderjährigen, der Ick, aber noch m 
18 Jahre alt iſt, eine Tat nicht zuzurechnen iſt, im Jugendgerichts“ 
geſetze geregelt iſt. Ausgeſchieden find ferner die Vorſchriften 
prozeß rechtlicher Art. Hierzu gehört insbeſondere die Frage, 
in welcher Weiſe ein ſtrafrechtliches Einſchreiten von dem Willen des 
Verletzten abhängig zu machen iſt. Auch der Entw. kennt zahlreiche 
ſtrafbare Handlungen, die nur verfolgt werden, wenn der Verletzte es 
will. Er bezeichnet dieſe Willenserklärung teils als Verlangen, teil? 
als Zuſtimmung. Im Gegenſatze zum geltenden Recht beſchränkt er 
ſich aber darauf, bei den betreffenden Delikten auszuſprechen, daß 
eines Verlangens oder der Zuſtimmung des Verletzten bedarf. Der 
weitere Ausbau, insbeſondere die Abgrenzung der Koſten, innerha 
deren der Wille erklärt werden kann, werden der StPO. üͤberlaſſen . 

2. Entw. eines Gef. über den deutſch⸗ital. Vergleichs“ 
und Schiedsgerichtsvertrag. Es handelt ſich hierbei um eint 
vertragsmäßige Regelung des Verfahrens bei Streitigkeiten aller le 
mit der Maßgabe, daß nur bei Rechtsſtreitigkeiten ein die Parteien 
bindender Schiedsſpruch vorgeſehen iſt, während bei anderen Streitig 
keiten lediglich ein Vergleichsverfahren ſtattfindet, bei dem es 
Parteien freiſteht, die etwaigen Vorſchlage der Vergleichskommiſſon 
anzunehmen oder abzulehnen. 

. 3. Der ſozialpolitiſche Ausſchuß des Reichswirtſchaftsrats 4 
ſchäftigte ſich am 27. April mit einem Gefepentwurf über die DE, 
ſchäftigung vor und nach der Nieder kunft. Die Reg. 
rungsvorlage wollte die Arbeitnehmerinnen in der Landwirtſchaft jr 
in der Hauswirtſchaft von dem Geltungsbereich des Geſetzes M 0 
ſchließen. Der Ausſchuß nahm in dieſer Beziehung einen abweichende" 
Standpunkt ein; er erweiterte ferner den fachlichen Arbeiterſchu 
ſowie den Kündigungsſchutz zugunſten der Arbeitnehmerinnen. 
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